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EDITORIAL/131: Von Ratten und Menschen (SB)





Wochendruckausgabe 131 der Elektronischen Zeitung Schattenblick zum
04.05.2019
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Von Ratten und Menschen

Es bedarf keiner geringen, geschweige denn ausführlichen Reflexion, um
zu bemerken, daß es zwischen der Art der Ratten, ihr Überleben zu
gestalten, und der Art des Menschen, dasselbe zu tun, keinerlei
Verwandtschaft oder Ähnlichkeit gibt, wechseln doch die Ratten bei
einem grundlegenden Mangel oder einer entsprechenden Überlebensnot
einfach den Gegenstand oder im erforderlichen Fall den Ort ihrer
Ernährung, um sich andernorts und mit neuer Beute zu Lasten der
übrigen Welt ihres Fraßes zu versichern.

So setzt demgegenüber der Mensch doch viel gründlicher und
umfänglicher zugleich und mithin ergiebiger und erschöpfender an, um
sich seiner Ernährung und seines Überlebens aufs entschiedenste sicher
sein zu können, er wechselt seinen Schritt.

Ihre Schattenblick-Redaktion


3. Mai 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
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ATOM/213: Halbwerzeit - überkommen und sperrig ... (BBU)


Aktionsbündnis Münsterland gegen Atomanlagen

Arbeitskreis Umwelt (AKU) Gronau

Bündnis AgiEL - AtomkraftgegnerInnen im Emsland

Arbeitskreis Umwelt (AKU) Schüttorf

SOFA (Sofortiger Atomaustieg) Münster

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU)

IPPNW (Internationale Ärzte zur Verhütung eines Atomkrieges - Ärzte in
sozialer Verantwortung)

Gronau/Lingen/Münster/Berlin, 2. Mai 2019

3. Mai: Anti-Atom-Proteste bei RWE-Hauptversammlung

- Atomkraftgegner: Sofortiger Atomausstieg in Lingen und Gronau

- Urananreicherung in Gronau Bedrohung für Frieden und Sicherheit



Auch Anti-Atomkraft-Initiativen aus dem Münsterland und Emsland sowie
der Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) und die
Ärzteorganisation IPPNW beteiligen sich am Freitag, 3. Mai,
zusammen mit Klima-, Umwelt- und Schülergruppen an den vielfältigen
Protesten zur Jahreshauptversammlung von RWE in Essen. In mehreren
Redebeiträgen in der Halle und auf einer Kundgebung vor der Gruga-Halle
werden sie vom RWE-Vorstand fordern, die verbliebenen Atomkraftwerke des
Konzerns in Lingen und Gundremmingen sofort stillzulegen. Desweiteren
fordern sie die sofortige Stilllegung der Urananreicherungsanlage
Gronau. RWE verfügt zusammen mit EON über ein Drittel der Anteile am
Gronauer Urananreicherer Urenco und ist damit einer der vier Großaktionäre.

"RWE stemmt sich nicht nur in Sachen Kohleausstieg gegen die
gesellschaftliche Mehrheit und die ökologische Vernunft, sondern
versucht noch immer, den dringend notwendigen Atomausstieg so lange wie
möglich hinauszuzögern. In Lingen gefährdet deshalb noch immer das AKW
Emsland die Bevölkerung in einem weiten Umkreis. Täglich fällt neuer
Atommüll an, für den es keine sichere Entsorgungsmöglichkeit gibt, in
den Niederlanden wurden schon wie in Aachen Jodtabletten verteilt, auch
die Stadt Münster überlegt dies. Acht Jahre nach Fukushima ist es
dringend Zeit, dass RWE den Atomausstieg akzeptiert und das
Atomkraftwerk im Emsland genau wie das in Gundremmingen sofort
abschaltet," so Peter Bastian vom Aktionsbündnis Münsterland gegen
Atomanlagen.

"Mit der Beteiligung an der Urananreicherung in Gronau, in den
Niederlanden, Großbritannien und den USA möchte RWE auch über 2022
hinaus Atomkonzern bleiben. Urenco beliefert z. B. die Pannenreaktoren
Tihange und Doel in Belgien, aber auch Reaktoren in der Ukraine und den
Vereinigten Arabischen Emiraten. Zudem versucht der weltweit operierende
Urananreicherer derzeit, seine zivilen Beschränkungen beiseite zu
schieben. Urenco möchte in den USA Uran bis auf fast 20% Uran 235
anreichern - zivile Leistungsreaktoren benötigen nur ca. 5%. Wir
befürchten deshalb, dass Urenco mit Billigung von RWE für das neue,
erheblich höher angereicherte Uran gezielt neue Kunden im
zivil-militärischen Graubereich sucht. Das hat mit Atomausstieg nichts
zu tun und ist extrem gefährlich. RWE muss hier dringend ein Veto
einlegen und für eine atompolitische Kurswende sorgen," ergänzte
Matthias Eickhoff vom Aktionsbündnis Münsterland gegen Atomanlagen.

Weitere Infos:

www.bbu-online.de, www.sofa-ms.de, www.urantransport.de

 * 

Quelle:

Gemeinsame Pressemitteilung von Anti-Atomkraft-Initiativen,

IPNW und BBU zur RWE-Hauptversammlung vom 02.05.2019

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn

Internet: www.bbu-online.de

Facebook: www.facebook.com/BBU72



veröffentlicht im Schattenblick zum 4. Mai 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / TICKER





WALD/387: Hambacher Forst - subtiler Regelbruch ... (Michael Zobel)


2. Mai - Muttertag - 5 Jahre Waldspaziergang - Rote Linie am Hambacher
Wald

von Michael Zobel, 2. Mai 2019



Guten Tag zusammen,

liebe Wald- und NaturschützerInnen, PressevertreterInnen, liebe
Mitmenschen, in gut einer Woche ist es so weit:

Sonntag, 12. Mai, Muttertag, Wald statt Kohle - fünf Jahre
Waldspaziergänge am Hambacher Wald

Fünf Jahre Waldspaziergang heißt auch: Sonntag, 12. Mai, 12.00 Uhr,
Wald statt Kohle und Aktion Rote Linie - Rettet den Hambacher Wald!

Sei die Rote Linie! Be the Red Line! Sois la Ligne Rouge!
Es ist dringender denn je...

Während ich diese Mail schreibe, stehen zwei Braunkohle-Bagger gerade
mal 130 Meter vor den ersten Bäumen des Hambacher Waldes. Sie graben sich
pausenlos heran, legen den Wald noch weiter trocken.

Zur Erinnerung:

Kohlekommission im Januar: "der Erhalt des Hambacher Waldes ist
wünschenswert".

28. Januar 2019/WAZ: "RWE prüft nach Kohlekompromiss Erhalt des Hambacher
Forsts".

Im NRW-Landtag hat Ministerpräsident Laschet einen Rodungsstopp für
den Hambacher Forst bis 2020 verkündet. Auch er wünsche einen Erhalt des
Waldes. WDR, 20. Februar

NRW-Ministerpräsident Armin Laschet (CDU) verkündete eine Zusage von
RWE, bis 2020 keine Rodungsarbeiten im Hambacher Forst durchzuführen.
WDR, 20. Februar

Das alles klingt gut. Aber jetzt hat RWE wohl einen Weg gefunden, den
Hambacher Wald endgültig zu vernichten, ohne zu roden. Die Bagger kommen
näher und näher, fressen sich unaufhörlich Richtung Waldrand. Die Trasse
der alten A4 ist längst überschritten, das Schaufelrad eines Baggers ist
nur noch knapp 130 Meter von den Bäumen entfernt. So wird das Überleben
des Waldes immer schwieriger, das wenige Wasser wird dem Boden entzogen.
Die Böschung rückt näher, die Gefahr von Erdrutschen wächst. Und auf
Nachfrage von Journalisten erklären RWE-Gesprächspartner sinngemäß: "wir
baggern bis zu den Wurzeln der Bäume..."

Das ist ein Skandal, wir fordern ein sofortiges Einschreiten von
Politikern, Gerichten, Umweltverbänden. So werden die Beschlüsse der
Kommission in Berlin zur Makulatur, so wird die Öffentlichkeit belogen
und betrogen.

Herr Laschet, Frau Merkel, Frau Schulze, sprechen Sie ein Machtwort,
weisen Sie diesen Konzern in die Schranken, lassen Sie nicht zu, dass
RWE weiter Gerichtsurteile missachtet, eine Region spaltet und
fortgesetzt auf Kosten kommender Generationen unsere Lebensgrundlagen
vernichtet.

Wir setzen auf Ihr sofortiges Eingreifen. Machen Sie der Zerstörung von
Wald und Dörfern ein Ende.

Wir werden weiter Zeichen setzen, die Bewegung für den Kohleausstieg und
gegen den Klimawandel ist nicht zu stoppen!

Sonntag, 12. Mai, Muttertag, Wald statt Kohle - fünf Jahre
Waldspaziergänge am Hambacher Wald

Sonntag, 12. Mai, 12.00 Uhr, Wald statt Kohle und Rote Linie

Sei die Rote Linie! Be the Red Line! Sois la Ligne Rouge!

Bitte alles mitbringen, was rot ist. Rote Kleidung, rote Bänder, rote
Tücher, Decken, Mützen, Schals, Luftballons, Stirnbänder, Halstücher,
Bildbotschaften... Zwischen 13 und 15.00 Uhr steht und bewegt sich die
Rote Linie am Waldrand, nah an den Baggern, an der alten A4 zwischen der
Rodungskante und dem Tagebau, unübersehbar, eindrucksvoll, fotogen...
viel Presse wird dabei sein, nutzen wir diese Chance, unser Anliegen
abermals laut und deutlich klarzumachen:

Rettet den Hambacher Wald!!!

Treffpunkt 11.30 Uhr in Morschenich, von dort geht es durch das
sterbende Dorf zum westlichen Teil des Hambacher Waldes.

Nach einer Pause mit Kaffee, Kuchen, Picknick geht es auf den Wall am
Bertriebsgelände. Wir fordern, dass die Bagger auf der oberen Sohle
SOFORT gestoppt werden.

Zufall? - am Abend des 12. Mai gibt es in München die Welt-Uraufführung
des Kinofilms "DIE ROTE LINIE - Widerstand im Hambacher Forst", ab 23. Mai
bundesweit im Kino!

https://www.youtube.com/watch?v=o-AFrWR1TyY

Das für den Moment, ich setze auf Euch - Kohleausstieg bleibt Handarbeit,

DANKE für die Unterstützung,

Michael Zobel

 * 

Quelle:

Michael Zobel, 2. Mai 2019

Naturführer und Waldpädagoge

E-Mail: info@zobel-natur.de

Internet: www.naturfuehrung.com
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KOHLEALARM/594: Klimakampf und Kohlefront - Bündnis und Protest ... (Kampagne "Ende Gelände")


Kampagne "Ende Gelände" - 3. Mai 2019

+++ Ende Gelände stellt RWE ein Ultimatum +++ Sofortiger Kohleausstieg
im Angesicht der Klimakrise +++ Europaweite Mobilisierung für
Massenaktionen des zivilen Ungehorsams +++ 



Essen - Ende Gelände unterstützt die heutigen Klimaproteste gegen die
Hauptversammlung des Konzerns RWE in Essen. Im Angesicht der Klimakrise
fordert das Klimabündnis einen sofortigen Kohleausstieg und kündigt
Massenaktionen des zivilen Ungehorsams vom 19. bis 24. Juni 2019 im
Rheinland an.

"Die Braunkohletagebaue von RWE sind eine der größten CO2 Quellen Europas
und somit einer der Orte, der die Klimakrise verursacht. Ende Gelände
stellt dem Kohlekonzern RWE ein Ultimatum bis zum 19. Juni 2019, um ihre
Kohlekraftwerke abzuschalten und die Tagebaue stillzulegen. Verstreicht
diese Frist aktionslos, werden sich aus ganz Europa tausende
Klimaaktivisten auf den Weg ins Rheinland machen. Mit unseren Körpern
werden wir uns vor die Kohlebagger stellen und die Zerstörung unserer Erde
aufhalten. Wir schauen nicht tatenlos zu, wie Konzerne unsere Zukunft
verfeuern," erklärt Kathrin Henneberger, Pressesprecherin von Ende Gelände.

"Wir haben keine Zeit mehr zu verlieren, wir müssen jetzt handeln.
Ungebremst rasen wir auf eine vier bis sechs Grad heißere Welt zu. In den
Ländern des globalen Südens ist die Klimakrise bereits jetzt grausame
Realität. Die aktuellen Auswirkungen der Klimakrise dort sind tödlich.
Kohlekonzerne wie RWE sind aber nur an kurzfristigen Profiten interessiert.
Deshalb müssen wir Klimaaktivisten Verantwortung übernehmen, mit zivilem
Ungehorsam die Notbremse ziehen und RWE's Braunkohletagebaue stilllegen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 03.05.2019

Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

E-Mail: presse@ende-gelaende.org

Internet: https://www.ende-gelaende.org/de/
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KOHLEALARM/593: Klimakampf und Kohlefront - nicht nur die Kohle ... (BBU)


Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V. - 2. Mai 2019



RWE-Hauptversammlung in Essen (3. Mai 2019): Breite Proteste vor und in
der Grugahalle

Bonn, Essen - Der Bundesverband Bürgerinitiativen
Umweltschutz (BBU) weist darauf hin, dass es am Freitag (3. Mai 2019) in
Essen vor und während der Hauptversammlung des Energiekonzerns RWE
zahlreiche Proteste geben wird. Der Dachverband der Kritischen
Aktionärinnen und Aktionäre organisiert neben kritischen Redebeiträgen
auf der Hauptversammlung vormittags von 08.30 Uhr bis 11.00 Uhr eine
Demonstration vor der Grugahalle. Kritisiert werden einerseits die
klima- und gesundheitsschädlichen Auswirkungen der Aktivitäten des
RWE-Konzerns in den Bereichen Kohle- und Atomenergie. Außerdem wird der
Umgang von RWE mit meschenrechtlichen Sorgfaltspflichten wie z.B. bei
Umsiedlungen in Kolumbien und Russland kritisiert. (Mehr dazu unter
[1])

Anti-Atomkraft-Initiativen, die Ärzteorganisation IPPNW und der BBU
fordern zudem vom RWE-Vorstand, die noch laufenden Atomkraftwerke des
Konzerns in Lingen und Gundremmingen sofort stillzulegen. Desweiteren
fordern sie die sofortige Stilllegung der Urananreicherungsanlage
Gronau. RWE verfügt zusammen mit EON ein Drittel der Anteile an deren
Betreiberkonzern Urenco.

Der BBU begrüßt es, dass auch Initiativen der Kampagne Fridays for
Future die Proteste bei der RWE-Hauptversammlung unterstützen. Auf der
Facebookseite der Kampagne heißt es dazu: "Nächsten Freitag findet
anlässlich der RWE Hauptversammlung eine NRW-weite Demonstration in
Essen statt! RWE hält mit der Braunkohleverstromung an einem Konzept
fest, das definitiv nicht zukunftsfähig ist. Deshalb ist es für uns
klar, dass wir Freitag in Essen unsere Stimmen erheben werden, um gegen
die Klimakrise und für die erneuerbaren Energien zu demonstrieren. Kommt
auch ihr vorbei! (Quelle: [2])

Udo Buchholz vom BBU-Vorstand betont "Die gemeinsamen Proteste sind ein
wichtiges Zeichen. Die Kohle- und Atompolitik von RWE und anderen
Energiekonzernen muss gestoppt werden. Die Zukunft gehört den
erneuerbaren Energiequellen."

Der BBU ist der Dachverband zahlreicher Bürgerinitiativen,
Umweltverbände und Einzelmitglieder. Er wurde 1972 gegründet und hat
seinen Sitz in Bonn. Weitere Umweltgruppen, Aktionsbündnisse und
engagierte Privatpersonen sind aufgerufen, dem BBU beizutreten um die
themenübergreifende Vernetzung der Umweltschutzbewegung zu verstärken.
Der BBU engagiert sich u. a. für menschen- und umweltfreundliche
Verkehrskonzepte, für den sofortigen und weltweiten Atomausstieg, gegen
die gefährliche CO2-Endlagerung, gegen Fracking und für
umweltfreundliche Energiequellen.


Anmerkungen:

[1] https://www.kritischeaktionaere.de/kohle-stoppen/irrwege-stoppen-fuer-klimagerechtigkeit-kaempfen

[2] https://www.facebook.com/fridaysforfuture.de/photos/a.2013155225443846/2212496255509741/?type=3&theater

 * 

Quelle:

BBU-Pressemitteilung, 02.05.2019

Pressemitteilung Trägerkreis der Ahaus-Demonstration

Rede von Udo Buchholz in Ahaus

Herausgeber:

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn

Internet: www.bbu-online.de

Facebook: www.facebook.com/BBU72
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KOHLEALARM/592: Klimakampf und Kohlefront - mitgefangen, mitgehangen ... (Eine Spinnerei - vom nachhaltigen Leben e.V.)


Eine Spinnerei - vom nachhaltigen Leben e.V. - Pressemitteilung vom 2. Mai
2019

Tagebaukritiker fürchten Einschüchterung vor Kommunalwahl in der
Lausitz

Tätlicher Angriff auf Gemeinderatskandidat in Neustadt / Spree



Neustadt/Spree, 2.05.2019. Nach dem verbalen und körperlichen Angriff auf
einen Gemeinderatskandidaten in Neustadt/Spree (Sachsen) befürchten die
Betroffenen, dass Kritiker der Kohleverstromung durch Einschüchterung von
politischem Engagement ferngehalten werden sollen.

Am 19.04. wurde ein Gemeinderatskandidat der Grünen Liste Spreetal und
bekannter Tagebaukritiker aus Neustadt/Spree nahe seines Grundstücks verbal
und körperlich angegriffen. Der im Ort lebende Angreifer wollte ihm so das
Betreten von Privatwald verwehren. Die Versuche, den Anwohnern und dem
Verein "Eine Spinnerei - vom nachhaltigen Leben e.V." den Zugang zum direkt
angrenzenden Wald zu versperren, begannen, nachdem im Februar Mitglieder
des Vereins ihre Kandidatur zum Gemeinderat eingereicht hatten. Zunächst
blieb es bei einer vorgeblich als FFH-Maßnahme bezeichneten Barriere aus
Baumwurzeln und Gartenschnitt quer über einen Waldweg. Am 19. April kam es
dann erstmals zum tätlichen Angriff. Es wurde Strafanzeige gestellt.

"Wir vermuten einen Zusammenhang zwischen diesen Vorfällen und unseren
Kandidaturen zum Gemeinderat.", sagt Friederike Böttcher, ebenfalls
Kandidatin auf der Grünen Liste und Vorsitzende des Vereins. "Wir fragen
uns, ob wir derart eingeschüchtert werden sollen, dass wir keinen Mut mehr
haben uns politisch zu beteiligen. Außerdem können wir nun nicht mehr für
die Sicherheit unserer Familien und unserer Besucher in den anliegenden
Wäldern garantieren.", sagt Böttcher.

Fußgängern das Betreten von Wäldern und Wiesen zu untersagen, ist nicht
zulässig: "Das Betreten der freien Landschaft auf Straßen und Wegen sowie
auf ungenutzten Grundflächen zum Zweck der Erholung ist allen gestattet."
heißt es etwa in Paragraph 59 des Bundesnaturschutzgesetzes. Das Verbot den
Privatwald zu betreten, sperrt den Bewohnern, Vereinsmitgliedern und Gästen
der Spreewitzer Straße 5 auch den einzig sicheren Fußgängerweg nach
Neustadt. Alle Anfragen der Bewohner für die Schaffung eines alternativen
Fußgängerweges entlang der Straße wurden bisher jedoch von der Gemeinde
Spreetal auch unter Verweis auf den Waldweg abgelehnt. Aufgrund der
Vorfälle sagt der Verein seinen Kräuterworkshop am kommenden Samstag trotz
vieler Anmeldungen aus der Gemeinde ab. "Im Zuge der Errichtung der
Barriere wurden leider auch Gäste auf unserem Vereinsgelände lautstark vom
anliegenden Waldgrundstück beschimpft", sagt Böttcher. "Wir können weitere
Übergriffe nicht ausschließen."

Der Verein "Eine Spinnerei - vom nachhaltigen Leben e.V." ist ein
gemeinnütziger Umweltbildungsverein, der seit 2012 in der Gemeinde Spreetal
regelmäßig Veranstaltungen für Erwachsene und Kinder anbietet. 2013 war der
Verein an der Gründung des Bürgerbündnisses "Strukturwandel jetzt - Kein
Nochten II" beteiligt, in dem sich überwiegend betroffene Bürger aber auch
Umweltverbände und Parteien gegen einen Tagebau Nochten II engagierten.
Bereits damals kam es zu Straftaten gegen den Verein und die Anwohner des
Grundstücks in der Spreewitzer Straße. Mehrfach explodierte hier nachts der
Briefkasten, woraufhin der Staatsschutz ermittelte. Die Postadresse
Spreewitzer Straße 5 war zu dieser Zeit öffentlich bekannt als Sammelstelle
für eine Petition. Seitdem gab es zahlreiche weitere Übergriffe, wie
Drohungen, faule Eier im Briefkasten oder die Zerstörungen von
tagtebaukritischen Plakatierungen.

 * 

Quelle:

Eine Spinnerei - vom nachhaltigen Leben e.V.

Naturbildung und Kulturangebote

www.eine-spinnerei.de
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KOHLEALARM/591: Klimakampf und Kohlefront - Dörfer und Hambacher Wald retten ... (Kritische Aktionäre)


Dachverband der Kritischen Aktionärinnen und Aktionäre e.V.

Pressemitteilung vom 30.04.2019

RWE: Bestandsgarantie für Hambacher Wald und Dörfer am Braunkohletagebau
jetzt!

- Dachverband fordert Rücktritt von RWE-Chef Schmitz und Halbierung
der Dividende

- Kundgebung "irRWEge stoppen" vor Grugahalle am 3. Mai um 8.30 Uhr



Köln/Erkelenz. Der Dachverband der Kritischen Aktionärinnen und Aktionäre
und die Initiative "Alle Dörfer bleiben!" werfen der RWE AG vor, den
Kohleausstieg zu behindern und eine möglichst hohe Entschädigung für den
Konzern herausholen zu wollen. Es ist möglich, sowohl den Hambacher Wald zu
retten als auch die Dörfer an den Tagebauen Garzweiler und Hambach zu
erhalten. Vor Beginn der Hauptversammlung des Energiekonzerns am 3. Mai in
Essen veranstaltet ein breites Bündnis von Umwelt- und
Menschenrechtsorganisationen unter dem Motto "irRWEge stoppen - für
Klimagerechtigkeit kämpfen!" eine Kundgebung vor der Grugahalle.

"RWE-Chef Rolf Martin Schmitz hat jegliches Vertrauen verloren. Er ist für
den klimafeindlichen Kurs des Konzerns verantwortlich und hat dazu
beigetragen, dass auch die Kohlekommission wirtschaftliche Interessen der
Energiekonzerne über Klimaschutz und soziale Gerechtigkeit für Betroffen
und Arbeitnehmer*innen stellt ", sagt der Geschäftsführer des Dachverbands,
Markus Dufner. "Deshalb sollte der Aufsichtsrat Schmitz als
Vorstandsvorsitzenden abberufen und durch jemand ersetzen, der glaubhaft an
der Entwicklung von Zukunftsperspektiven im Rheinischen Revier
mitarbeitet." Der Dachverband verlangt von RWE außerdem, die Dividende von
70 Cent je Aktie auf 35 Cent zu kürzen, um die Rückstellungen für die
Beseitigung von Umwelt- und Gesundheitsschäden, die durch die
Kohlewirtschaft verursacht wurden, zu erhöhen.

"Seit die Kohlekommission im Januar 2019 ihre Empfehlungen der Politik
vorgelegt hat, beschleunigt die RWE AG den Abriss von Dörfern an den
Tagebauen Garzweiler und Hambach", so David Dresen aus dem bedrohten Ort
Kuckum und aktiv bei "Alle Dörfer bleiben!", einer bundesweiten Initiative
von Tagebau-Betroffenen aus allen drei Braunkohlerevieren. "Anstatt die
politische Umsetzung des Kohlekompromisses abzuwarten, schafft RWE Fakten
und vertreibt so weiter tausende Menschen aus ihrer Heimat. Der Konzern
muss nun endlich eine Bestandsgarantie für den Erhalt der Dörfer und den
ökologisch wertvollen Hambacher Wald abgeben."

"Viele Dorfbewohner, die Tag für Tag erleben, wie RWE in ihrer
Nachbarschaft Häuser abreißt und die Vorbereitungen für den Kohleabbau
vorantreibt, empfinden das Vorgehen des Konzerns als Psychoterror, der sie
zum Verlassen ihres Zuhauses zwingen soll", beklagt Dresen.
"RWE-Mitarbeiter bohren direkt neben Wohnhäusern, unter dauerhafter Lärm-,
Licht- und Schmutzbelästigung; sie schlagen für eine Umgehungsstraße, die
möglicherweise nie gebraucht wird, eine breite Schneise durch Wald und
Felder."

"Das Vorgehen von RWE ist absolut nicht sozialverträglich", sagt Dresen.
"Der Konzern verhandelt über den Verkauf von Grundstücken mit jedem
Eigentümer geheim. Dadurch werden Dorfbewohner gegeneinander ausgespielt
und es wird Misstrauen geschürt. Die Entschädigungsangebote von RWE sind
häufig unzureichend und ermöglichen es vielen Bewohnern nicht, adäquaten
Ersatz für ihr altes Grundstück zu erwerben. Landwirte und Tierhalter
erhalten so wenig Flächen, dass sie nicht an der gemeinsamen Umsiedlung
teilnehmen können, ohne ihren Beruf aufzugeben. Besonders ältere Menschen
werden durch eine Zwangsumsiedlung entwurzelt und ihrer gewohnten Umgebung
beraubt. Es gibt Fälle, in denen die Entwurzelung älteren Menschen so
zugesetzt hat, dass sie während oder kurz nach der Zwangsumsiedlung
verstorben sind."

Der Dachverband fordert, dass die von der Kohlekommission empfohlenen und
von der Bundesregierung zugesagten 40 Milliarden Euro Strukturhilfe für die
kommenden 20 Jahre an einen konkreten Abschaltplan für Kohlekraftwerke
geknüpft werden. "Für Kraftwerke, die zum Zeitpunkt der Abschaltung bereits
älter als 25 Jahre sind und wahrscheinlich unwirtschaftlich werden, sollte
RWE nicht noch auf Entschädigungszahlungen auf Kosten der Allgemeinheit
setzen", so Dufner.


KUNDGEBUNG AM 3. MAI AB 8.30 VOR DER GRUGAHALLE IN ESSEN

Unter dem Motto "IrRWEge stoppen - für Klimagerechtigkeit kämpfen!"
(#irRWEgestoppen) veranstaltet der Dachverband mit einem breiten Bündnis
von Umwelt- und Menschenrechtsorganisationen eine Protestkundgebung mit
Musik und Redebeiträgen vor der Grugahalle. Von dort aus startet ab 10.30
Uhr eine Demonstration von Fridays for Future in die Essener Innenstadt.


GEGENANTRÄGE des Dachverbands der Kritischen Aktionärinnen und
Aktionäre:

http://www.kritischeaktionaere.de/rwe/gegenantraege-40/

und von Alle Dörfer bleiben

https://www.kritischeaktionaere.de/rwe/gegenantraege-von-alle-doerfer-bleiben/

 * 

Quelle:

Dachverband der Kritischen Aktionärinnen und Aktionäre

Postanschrift: Postfach 30 03 07, 50773 Köln

Büro: Pellenzstr. 39 (Hinterhaus), 50823 Köln

Telefon: 0221/599 56 47, Fax: 0221/599 10 24

E-Mail: dachverband@kritischeaktionaere.de

Internet: www.kritischeaktionaere.de
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KOHLEALARM/590: Klimakampf und Kohlefront - Stop der Tagebauflutung ... (Umweltgruppe Cottbus)


Umweltgruppe Cottbus - Pressemitteilung vom 26. April 2019

Stop der Tagebauflutung in Cottbus war seit Wochen vorhersehbar



Cottbus - Mit dem heute [26.04.2019] verkündeten Stop der Flutung des
"Cottbuser Ostsees" sieht sich die GRÜNE LIGA in ihrer Kritik bestätigt.

"Die LEAG hat ein absurdes Schauspiel um ihren Propaganda-See aufgeführt.
Dass diese Flutung nicht lange laufen wird, war schon klar, bevor der Hahn
aufgedreht wurde. Das Wasser der Talsperren wird für den Sommer gebraucht."
fasst René Schuster von der GRÜNEN LIGA zusammen. Der Umweltverband hatte
bereits am 12. April den Auftritt des Ministerpräsidenten Dietmar Woidke
beim Flutungsstart kritisiert.

Schuster weiter: "Der See wird sich letztlich als Fehlplanung zu Lasten
künftiger Generationen herausstellen. Offiziell sucht das Land Brandenburg
nach Wegen, sich an Klimawandel und Wassermangel anzupassen. Mit der
Planung des Cottbuser Tagebausees hat es genau das Gegenteil getan: Der
große und extrem flache See wird durch riesigen Verdunstungsverluste die
Wasserbilanz besonders dann belasten, wenn ohnehin wenig Wasser in der
Spree ist."

Ein kleinerer tieferer See hätte dieses Problem zumindest verringert. Der
Hintergrund der gewählten Seeform ist vermutlich, dass die Flutung den
Tagebaubetreiber pro Hektar weniger kostet, als Kippenflächen nutzbar und
standsicher zu rekultivieren.


Hintergrund:

Pressemitteilung zur Seeflutung vom 12. April 2019:

https://www.kein-tagebau.de/index.php/de/aktuell/413-woidke-eroeffnet-potemkinschen-see

Zusammenfassung der Kritik am Ostsee" und Rückblick auf die durch den
Tagebau Cottbus-Nord verursachten Schäden:

https://www.kein-tagebau.de/index.php/de/aktuell/193-tagebau-cottbus-nord-jahrzehntelange-zerstoerung-hinterlaesst-unkalkulierbare-risiken

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 26.04.2019

Umweltgruppe Cottbus e.V.

Straße der Jugend 94, 03046 Cottbus

E-Mail: umweltgruppe@kein-tagebau.de

Internet: www.kein-tagebau.de
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KURSUS/5024: Herten - "Italienisch-Intensiv" am 9., 10. und 11. Mai 2019


Stadt Herten

Italienisch-Intensiv in drei Tagen "Ein Wochenendkurs für Sinne,
Seele und Gaumen"



Herten. Für die kommenden Wochen gibt es in einem VHS-Kurs noch freie
Plätze. Interessierte können sich jetzt dafür anmelden. In der
nächsten Woche ist dies allerdings nur online möglich, da die VHS
geschlossen ist. Ab Montag, 29. April, können sich Interessierte
wieder persönlich anmelden.

Der nächste Italienurlaub steht an und es wird Zeit für ein Eis in
Mailand oder eine Pizza in Neapel? Mit dem Italienisch-Intensiv-Kurs
können Interessierte ohne Vorkenntnisse die Grundlagen der Sprache
erlernen. Kompakt, an einem Wochenende, sollen die Teilnehmenden die
wichtigsten Redewendungen kennenlernen, damit Anfängerinnen und
Anfänger einige erste Ausdrücke parat haben. Das leibliche Wohl
(natürlich italienische Küche) soll auch nicht zu kurz kommen. Ziel
des Kurses ist es, Situationen wie "im Restaurant", "nach dem Weg
fragen", "etwas einkaufen" oder "jemanden ansprechen" bewältigen zu
können. Zusätzlich entstehen anteilige Kosten für Essen und Getränke.

7725

Bonifacio Tonio Abbruzzi

Donnerstag, 9. Mai, 18.30 - 21.30 Uhr,

Freitag, 10. Mai, 18.30 - 21.30 Uhr,

Samstag, 11. Mai, 10 - 18 Uhr,

3 Termine (18 UStd)

VHS-Haus (Kaminraum)

50 Euro (Ermäßigung nicht möglich)

Anmeldungen sind bei der VHS nur schriftlich bzw. persönlich möglich -
online, per E-Mail unter vhs@herten.de oder per Anmeldekarte.
Telefonisch werden nur Auskünfte erteilt.

Auskunft:

VHS Herten

Resser Weg 1

45699 Herten

Tel.: (0 23 66) 303 510

www.vhs-herten.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 18. April 2019

Pressestelle der Stadt Herten

45697 Herten

Telefon: (02366)303-357

Fax: (02366)303-588

E-Mail: pressestelle@herten.de

Internet: www.herten.de
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LESUNG/4302: Hamburg - STA*-Club, Jan Kammann, »Ein deutsches Klassenzimmer«, 22.05.19


Literaturhaus Hamburg Newsletter - Programm im Mai 2019

Mittwoch, 22.5.2019, 10.30 Uhr

STA*-Club - Jan Kammann

»Ein deutsches Klassenzimmer«



Jan Kammann hat die Welt bereist und erzählt davon in seinem Buch
»Ein deutsches Klassenzimmer«

30-stündige Busfahrten durch Osteuropa, Couchsurfing durch mongolische
Jurten, Schulbankdrücken in der Karibik und Wandertage zu
Vulkanbergen: Der Hamburger Lehrer Jan Kammann wirft sich in das
größte Abenteuer seines bisherigen Lebens und bereist die Welt, weil
er mehr über die Herkunft seiner Schüler und Schülerinnen und ihre
Heimatländer erfahren möchte.

Als Lehrer unterrichtet er in internationalen Vorbereitungsklassen in
Hamburg Schülerinnen und Schüler aus über zwanzig Nationen - aus
unterschiedlichsten Lebenswelten und mit Weltanschauungen, die ihn oft
vor Rätsel stellen. Also beschließt er, ein Sabbatjahr zu nehmen und
dorthin zu reisen, wo seine Schüler herkommen. Am Ende hat er 14
Länder bereist, im Gepäck: persönliche Tipps, Adressen und
Reiseempfehlungen seiner Schüler. Er erlebt den Alltag unter anderem
in Iran, Armenien und im Kosovo, in Kuba, Nicaragua und Kolumbien, in
Südkorea, Russland und Ghana. Er kehrt zurück und sagt von sich
selbst: »Dieses Reisejahr hat mich verändert. Ich sehe die Welt mit
anderen Augen und bin dankbar, dass meine Schüler den Spieß umdrehen
konnten und mir so viel beigebracht haben.«

Jan Kammann, 1979 geboren und Lehrer für Englisch und Erdkunde an der
Europaschule Gymnasium Hamm in Hamburg, erzählt von seiner
ungewöhnlichen Weltreise - »Ein deutsches Klassenzimmer« (Malik).

Von unterwegs berichtete er auch auf dem Blog

www.eindeutschesklassenzimmer.com.

Mit freundlicher Unterstützung der Hamburger Literaturstiftung

Eintritt frei

 * 

Quelle:

Literaturhaus-Newsletter Hamburg

Literaturhaus Hamburg e.V.

Schwanenwik 38, 22087 Hamburg

Tel.: 040/22 70 20-0

Fax.: 040/220 66 12

E-Mail: info@literaturhaus-hamburg.de

Internet: www.literaturhaus-hamburg.de
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TAGUNG/2406: Berlin - FernostBerlin, Symposium und Lesung mit Gespräch, 23.05.2019


Literarisches Colloquium Berlin - Programm im Mai 2019

Donnerstag, 23. Mai, 20 h

FernostBerlin

PARATAXE SYMPOSIUM V

Symposium ab 10.30 h

Abendveranstaltung um 20 h: Ex oriente

Lesung und Gespräch mit Aly Cha, Kevin Chen und Le Minh Ha

Moderation: Meike Schlüter

Sprecherin: Bastienne Voss



FernostBerlin

Dass in Berlin Literatur nicht nur auf Deutsch entsteht, ist bekannt.
Auch dass neben den türkischen Einwanderern für Westberlin die
vietnamesischen Gastarbeiter·innen im Osten Berlins prägend waren,
weiß man weit über die deutsche Hauptstadt hinaus. Die asiatischen
Einwandernden Berlins prägten und prägen unser Stadtleben seit
Jahrzehnten entscheidend, aber über ihr vielfältiges literarisches
Leben ist seltsamerweise so gut wie nichts bekannt. Warum das so ist
und welche Autor·innen und Stile asiatischer Sprachen das
Literaturleben Berlins heute bereichern, erkunden wir mit einem neuen
Parataxe-Symposium und diesen Teilnehmer·innen: Dagmar Yu-Dembski,
Dong Li, Tsou Yung-Shan, Yi Meng Wu, Chun Shu, Lea Schneider, Truong
Hong Quang, Vo Thi Hao, The Dung, Karin Kalisa, Dang-Lanh Hoang, Pham
Ky Dang, Martin Jankowski, Rajvinder Singh, Eva Streifeneder, Yoko
Tawada, Dasom Yang, Senthuran Varatharajah. Neben thematischen Panels
zu Vielfalt und Gegenwart der asiatischen Literaturen Berlins gibt es
Gelegenheit zum Austausch sowie eine abschließende Lesung mit Kevin
Chen, Le Minh Ha und Aly Cha, moderiert von Meike Schlüter.

Um Anmeldung zum kostenfreien Symposium wird gebeten (unter
dietze@lcb.de). Deutschsprachiges Programm mit gelegentlichem
Englischanteil und Übersetzungen aus dem Chinesischen und
Vietnamesischen. In den Pausen steht ein kostenpflichtiges
Imbissangebot zur Verfügung.

PARATAXE ist ein Projekt der Berliner Literarischen Aktion e.V. in
Zusammenarbeit mit dem LCB und Literaturport. PARATAXE wird gefördert
durch die Berliner Senatsverwaltung für Kultur und Europa.

Programm des Symposiums

10.30 h Auftakt

Einführung und Begrüßung durch Martin Jankowski und Jürgen Jakob
Becker

11 h - 13 h PANEL I: Berliner Sinosphäre

Keynote: Dagmar Yu-Dembski

Panelteilnehmer·innen: Dagmar Yu-Dembski, Dong Li, Tsou Yung-Shan, Yi
Meng Wu

Featured Poet: Chun Shu

Moderation: Lea Schneider

14.30 h - 16 h PANEL II: Berlin Hanoi

Beiträge: Truong Hong Quang, Vo Thi Hao, The Dung, Dang-Lanh Hoang
Featured Poet: Pham Ky Dang

Moderation: Karin Kalisa

16.30 h - 18 h PANEL III: Berlinasia - Faszination und
Verflechtung

Keynote: Martin Jankowski

Panelteilnehmer·innen: Martin Jankowski, Rajvinder Singh, Eva
Streifeneder, Yoko Tawada

Featured Poet: Dasom Yang

Moderation: Senthuran Varatharajah

20 h Ex oriente

Multilinguale Lesung mit Aly Cha, Kevin Chen und Le Minh Ha
Sprecherin: Bastienne Voss

 * 

Quelle:

LCB-Newsletter

Literarisches Colloquium Berlin e.V. (LCB)

Am Sandwerder 5, D-14109 Berlin

Telefon: 049 (0) 30 - 816 99 6 15, Fax: 049 (0) 30 - 816 996-19

E-Mail: mail@lcb.de

Internet: www.lcb.de
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VORTRAG/8471: Saarbrücken - Ringvorlesungen der Universität des Saarlandes in der 19. Kalenderwoche


Universität des Saarlandes

Ringvorlesungen der Universität des Saarlandes in der 19. Kalenderwoche



Im Sommersemester bietet die Universität des Saarlandes wieder öffentliche
Vortragsreihen an, die allen Interessierten offen stehen: Montags geht es
im Rathausfestsaal um die Darstellung von Narren in der Literatur.
Dienstags stellen Wissenschaftler aus der Informatik aktuelle Projekte im
Saarbrücker Filmhaus vor, und mittwochs wird - ebenfalls im Filmhaus -
jeweils ein spannendes Thema aus der Human- und Molekularbiologie
präsentiert. Am Mittwoch, 8. Mai, findet auf dem Campus der Uni außerdem
ein englischsprachiger Gastvortrag über Inszenierungen von
Traumerzählungen in der Oper statt. Der Eintritt zu allen Veranstaltungen
ist frei.

1. Literaturwissenschaftliche Ringvorlesung "Narren, Clowns, Spaßmacher":

Montag, 6. Mai, 19 Uhr: Arlequin poli par l'amour: verliebte Harlekine im
Theater Marivaux'

(Prof. Patricia Oster-Stierle, Französische Literaturwissenschaft)

Der französische Komödienautor Marivaux war vom Stegreifspiel der in Paris
beheimateten italienischen Schauspieler so fasziniert, dass er viele
seiner Stücke an dem sogenannten "Théâtre des Italiens" aufführte und
einzelne Figuren der "Commedia dell'arte" Eingang in seine Komödien
fanden. Vor allem die Figur des Harlekins stieß auf sein Interesse. Der
durch seine Maske charakterisierte Arlecchino zeichnet sich durch
übermütiges Rollenspiel und heitere Streiche und Verwandlungen aus.
Allerdings durchlebt er im Theater Marivaux' eine Metamorphose. "Wie die
Liebe Harlekin erzog" ("Arlequin poli par l'amour") heißt der Titel einer
der ersten Komödien Marivaux' aus dem Jahr 1720, die einen verliebten
Harlekin in den Mittelpunkt stellt, den die Liebe von einem naiven Narren
in einen Liebenden voller Esprit verwandelt. In späteren Komödien taucht
der Arlequin oftmals als komisches Echo seines verliebten Herren auf. Die
Entwicklung vom Arlecchino in den französischen Arlequin soll in
unterschiedlichen Komödien aus der Feder Marivaux' auch am Beispiel
moderner Inszenierungen verfolgt werden.

Detailliertes Programm:

https://literaturarchiv.uni-saarland.de/ringvorlesung/

Veranstaltungsort: Festsaal des Rathauses St. Johann, Rathausplatz 1,
66111 Saarbrücken


2. Ringvorlesung "50 Jahre Informatik an der Saar-Uni":

Dienstag, 7. Mai, 18.30 Uhr: "Hey Siri! Wie bringt man Maschinen bei,
Sprache zu verstehen"

(Prof. Alexander Koller, Fachrichtung Sprachwissenschaft und
Sprachtechnologie)

Siri aus dem Hause Apple managt auf dem iPhone den Terminkalender; Amazons
Alexa liest Nachrichten vor, und Google Home verkündet in Sekundenschnelle
die Öffnungszeiten jedes im Internet auffindbaren Museums. Die
Sprachsteuerung von technischen Geräten ist mittlerweile Alltag: Wir
sprechen nicht nur mit Smartphones und "intelligenten" Lautsprechern,
sondern auch mit Autos und Fernsehern und demnächst vielleicht mit
Kühlschränken und Einkaufswägen. In seinem Vortrag erklärt Alexander
Koller Rechenverfahren aus der Computerlinguistik, mit deren Hilfe
digitale Sprachassistenten wie Siri und Alexa den Alltag meistern. Zudem
geht er darauf ein, was Sprachsteuerung in Zukunft ermöglichen wird und
welchen Anteil Forscherinnen und Forscher der Universität des Saarlandes
schon jetzt daran haben.

Alexander Koller ist Professor für Computerlinguistik an der Saar-Uni.
Zuvor hatte er eine Professur für Theoretische Computerlinguistik an der
Universität Potsdam inne. Nach seinen Abschlüssen in den Fächern
Computerlinguistik und Informatik und der Promotion in Informatik, die er
alle an der Universität des Saarlandes ablegte, forschte er an der
US-amerikanischen Columbia University und der schottischen University of
Edinburgh.

Alle Termine:

https://www.uni-saarland.de/nc/universitaet/aktuell/artikel/nr/20690.html

Veranstaltungsort: Filmhaus Saarbrücken, Mainzer Straße 8



3. Ringvorlesung "Bio-Logisch!"

Mittwoch, 8. Mai, 18.30 Uhr: "ADAM-Proteasen und neuronale Erkrankungen -
ein neuer Weg in der Alzheimer-Therapie?".

(Jun.-Prof. Daniela Yildiz, Molekulare Pharmakologie, Homburg)

Nach aktuellen Schätzungen leben in Deutschland mehr als 1,5 Millionen
Menschen mit Demenzerkrankungen, von denen die Alzheimererkrankung mit
einem Anteil von etwa 65 Prozent den Großteil ausmacht. Die klinischen
Symptome werden durch einen fortschreitenden Abbau von Nervenzellen
verursacht, so dass die Verarbeitung und Weiterleitung von Informationen
gestört ist. Charakteristisch sind die sogenannten Amyloidplaques, die aus
einem Fragment eines Eiweißes bestehen, das normalerweise in der
Zellmembran lokalisiert ist. Dieses Eiweiß kann ebenfalls durch so
genannte ADAM-Proteasen gespalten werden - eine Proteinfamilie, die
zahlreiche andere Proteine, die unter anderem an entzündlichen Prozessen
beteiligt sind, spaltet. Im Vortrag sollen die molekularen Mechanismen der
Alzheimererkrankung skizziert und die Möglichkeit einer Therapie durch die
Beeinflussung von ADAM-Proteasen erläutert werden.

Junior-Professorin Daniela Yildiz leitet seit August 2018 die
ZHMB-Arbeitsgruppe Molekulare Pharmakologie, die am Institut für
Experimentelle und Klinische Pharmakologie und Toxikologie (Campus Homburg)
angesiedelt ist. Ihr Team untersucht molekulare Mechanismen der
Entzündungspharmakologie mit Schwerpunkten auf der Funktion von
ADAM-Proteasen unter anderem in akuten und chronischen Erkrankungen der
Lunge und des Gefäßsystems.

Detailliertes Vortragsprogramm:

http://zhmb.uni-saarland.de/bio-logisch/


4. Öffentlicher Gastvortrag des Graduiertenkollegs "Europäische
Traumkulturen"

Mittwoch, 8. Mai, 18 bis 20 Uhr: "Ein Traum ist's! Hör ihn zur Warnung
an!": Staging sung dreams

(Prof. Emanuele Senici, Università La Sapienza, Rom)

Wie haben sich moderne Opernregisseure der Herausforderung gestellt,
Traumerzählungen zu inszenieren? In diesem Vortrag (in englischer Sprache)
werden einige Beispiele aus den jüngsten Produktionen deutscher und
italienischer Opern des 19. Jahrhunderts vorgestellt. -
Seit dem Beginn des 19. Jahrhunderts traten Träume häufiger in der Oper
auf. Die im 19. und frühen 20. Jahrhundert uraufgeführten Werke bilden den
Kern des heutigen Opernrepertoires, so dass Regisseure oft vor der Aufgabe
stehen, Träume zu inszenieren. Dies ist eine Herausforderung - nicht nur,
weil Träume eine Realität hervorrufen, die über diejenige der Figuren auf
der Bühne hinausgeht und die Grenzen des Sichtbaren überschreitet, sondern
auch, weil Träume im Theater wie in der Realität vor allem durch ihre
Erzählung existieren. Im Musiktheater ist die Erzählung jedoch immer
potenziell problematisch, da sie dazu neigt, eine Aktion zu verlangsamen,
die sich bereits in einem gemächlichen Tempo bewegt.

Veranstaltungsort: Universität des Saarlandes, Campus C5 3, Raum 2.09




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution8

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität des Saarlandes, 02.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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NAHOST/244: Tag der Pressefreiheit - Medien in der Türkei weiter Willkür und Repression ausgesetzt


Amnesty International - Pressemitteilung vom 3. April 2019

Tag der Pressefreiheit: 

Medien in der Türkei weiter Willkür und Repression ausgesetzt

Eren Keskin wegen Einsatz für unabhängige Presse im Visier der türkischen
Justiz



Zum heutigen Tag der Pressefreiheit erinnert Amnesty International an die
vielen in der Türkei verfolgten Journalisten und fordert ein Ende der
Kriminalisierung der unabhängigen Presse. Dazu gehört auch ein Ende des
Prozessfeldzugs gegen Eren Keskin. Die Anwältin hatte von 2013 bis Anfang
2016 symbolisch den Posten der Chefredakteurin der prokurdischen Zeitung
"Özgür Gündem" übernommen. Wegen dieses Eintretens für eine freie Presse in
der Türkei sieht sich Keskin mit knapp 130 Gerichtsverfahren konfrontiert.
BERLIN, 03.05.2019 - Die 59-jährige Menschenrechtlerin Eren Keskin ist eine
der eindrücklichsten Figuren der türkischen Zivilgesellschaft. Seit
Jahrzehnten setzt sie sich für unterdrückte Minderheiten und die Opfer
sexualisierter Gewalt ein. Daneben macht sie sich stark für die
Meinungsfreiheit und die unabhängige Presse in der Türkei.

"Der Tag der Pressefreiheit erinnert uns alle an die vielen Menschen, die
allein deswegen schikaniert, bedroht, inhaftiert und ermordet werden, weil
sie täglich das Recht auf Presse- und Meinungsfreiheit verteidigen", sagt
Markus N. Beeko, Generalsekretär von Amnesty International in Deutschland.
"Eren Keskin ist eine von ihnen: Sie hat die prokurdische Zeitung 'Özgür
Gündem' von 2013 bis Anfang 2016 als symbolische Chefredakteurin
unterstützt - und das in der Türkei, dem größten Gefängnis für
Journalisten", so Beeko. "129 Gerichtsverfahren hat Eren Keskin dieses
Bekenntnis zur Pressefreiheit eingebracht. Dieses Vorgehen zeigt, dass die
türkischen Behörden die Justiz als politisches Werkzeug gegen Kritiker
einsetzt."

Die türkischen Behörden werfen Eren Keskin wegen einiger Artikel aus ihrer
Chefredaktionszeit Präsidenten-Beleidigung und Verstöße gegen das
Anti-Terror-Gesetz vor. So befand ein Gericht Eren Keskin der "Beleidigung
des Präsidenten" für schuldig, weil in einem Artikel vom Oktober 2015 über
"Mörder Erdoğan"-Sprechchöre auf einer Demonstration berichtet wurde.
Wenige Tage zuvor waren bei einem Bombenanschlag mehr als 100 Menschen
getötet worden. Weder die Zeitung noch Eren Keskin hatten sich die Parole
der Demonstranten zu eigen gemacht, es ging um eine rein journalistische
Berichterstattung über die Demonstration.

"Amnesty International fordert die türkischen Behörden dazu auf, die
willkürlichen juristischen Schikanen gegen Eren Keskin fallen zu lassen",
sagt Beeko. "Alle nur aufgrund ihrer journalistischen Tätigkeit erhobenen
Anklagen gegen Journalisten und Medienmitarbeiter verstoßen gegen das Recht
auf Meinungsfreiheit: Journalismus ist kein Verbrechen."

Die Zeitung "Özgür Gündem" ist inzwischen verboten worden. Gegen Eren
Keskin wurden in erstinstanzlichen Urteilen bereits mehr als 12 Jahre Haft
und etwa 75.000 Euro Geldstrafe verhängt. In dem Hauptverfahren gegen die
"Özgür Gündem" sind neben Keskin acht weitere Personen angeklagt, darunter
sind unter anderem die prominente Schriftstellerin Aslı Erdoğan,
die als Kolumnistin für die Zeitung tätig war. Der nächste Prozesstag im
Hauptverfahren ist am 3. Juli 2019.

Zur Person

Eren Keskin arbeitet seit 1984 als Rechtsanwältin und ist aktives Mitglied
des Menschenrechtsvereins der Türkei (İHD) seit dessen Gründung 1986.
Mehrere Jahre war sie Vorsitzende des İHD in Istanbul und
stellvertretende Vorsitzende auf Landesebene. Heute ist sie Ko-Vorsitzende
auf Landesebene.

Als Strafverteidigerin war und ist sie vor allem mit politischen Fällen
befasst. Sie setzt sich engagiert für Opfer sexualisierter Gewalt sowie für
die Rechte verfolgter Angehöriger von Minderheiten ein, insbesondere für
Kurden, Armenier, Flüchtlinge sowie homosexuelle und transgeschlechtliche
Menschen. 1997 gründete sie zusammen mit anderen Rechtsanwältinnen ein
Projekt zur juristischen Unterstützung von Frauen, die in der Haft
vergewaltigt oder anderen Formen sexueller Folter unterworfen wurden, das
Rechtshilfebüro gegen sexuelle Misshandlungen und Vergewaltigungen in Haft.

2001 erhielt Eren Keskin für ihr Engagement den Menschenrechtspreis der
deutschen Sektion von Amnesty International. Zudem ist sie Trägerin
zahlreicher internationaler Preise, unter anderem des Aachener
Friedenspreises (2004), des Hrant Dink Awards (2017) und des Helsinki Civil
Society Awards (2018).

Pressefreiheit in der Türkei

Mehr als 130 Journalistinnen und Journalisten sind in der Türkei derzeit in
Haft. Damit befinden sich in der Türkei das dritte Jahr in Folge mehr
Medienschaffende in Haft als in jedem anderen Land der Welt. Die türkische
Regierung geht systematisch gegen kritische Stimmen im Land vor. Mehr als
170 Medienhäuser hat die Regierung schließen lassen und über 2.500
Medienschaffende haben ihren Job verloren.

Die Kampagne "Mut braucht Schutz"

Eren Keskin ist eine der Menschenrechtlerinnen und Menschenrechtler, für
die sich Amnesty International in der Kampagne "Mut braucht Schutz"
einsetzt.

Weltweit engagieren sich Aktivisten friedlich und entschlossen für ihre
Rechte und die Rechte anderer ein: Sie fordern das Ende von Gewalt gegen
Minderheiten und verlangen gleiche Rechte für alle Menschen. Doch aufgrund
ihres Einsatzes werden diese Menschenrechtler selbst zum Ziel von Drohungen
und Angriffen, viele bezahlen ihren Einsatz mit dem Leben. Allein 2018
wurden 321 Menschenrechtler ermordet. Mit "Mut braucht Schutz" ruft Amnesty
die internationale Gemeinschaft dazu auf, sich für bedrohte
Menschenrechtsaktivisten einzusetzen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 3. Mai 2019

Amnesty International, Sektion der Bundesrepublik Deutschland e.V.

Kampagnen und Kommunikation

Zinnowitzer Straße 8, 10115 Berlin

Telefon: 030/42 02 48-306, Fax: 030/42 02 48 - 330

E-Mail: presse@amnesty.de

Internet: www.amnesty.de
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ASIEN/797: Schlagabtausch bei der UN über chinesische Umerziehungslager


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 2. Mai 2019

Schlagabtausch bei der UN über chinesische Umerziehungslager: 

Westliche Vertreter trotzen chinesischer Verleumdungskampagne



Die chinesische Regierung verleumdet Menschenrechtler, die die
Umerziehungslager in Xinjiang anprangern. Am gestrigen Mittwoch berichtete
Dolkun Isa für die GfbV bei den Vereinten Nationen in New York über das
Schicksal von über 1,5 Millionen Uiguren, Kasachen und Kirgisen, die von
der chinesischen Regierung willkürlich in Umerziehungslager verschleppt und
dort einer systematischen Gehirnwäsche unterzogen werden. Als er seine Rede
beendet hatte, stand ein Vertreter der chinesischen Regierung auf und
beschimpfte ihn als Terroristen. Vertreter Deutschlands und der USA
widersprachen.

Die chinesische Regierung nutzt jede Gelegenheit, um Menschenrechtler zu
verleumden, die über die Umerziehungslager in der Region Xinjiang
berichten. Das war zuletzt am gestrigen Mittwoch bei den Vereinten Nationen
(UN) in New York zu beobachten: "Ein Vertreter Chinas beschimpfte unser
langjähriges Mitglied Dolkun Isa öffentlich als Terroristen", erklärte
Hanno Schedler, Referent der Gesellschaft für bedrohte Völker (GfbV) für
Genozidprävention und Schutzverantwortung, am Donnerstag in Göttingen.
"Vertreter der deutschen und der US-amerikanischen Regierung widersprachen
unmittelbar und verteidigten die Arbeit des uigurischen Menschenrechtlers."

Dolkun Isa, Präsident des Weltkongresses der Uiguren, nahm für die GfbV am
Permanenten Forum für Indigene Angelegenheiten (UNPFII) in New York teil.
Er informierte in seiner Rede über das Schicksal von über 1,5 Millionen
Uiguren, Kasachen und Kirgisen, die von der chinesischen Regierung
willkürlich in Umerziehungslager verschleppt und dort einer systematischen
Gehirnwäsche unterzogen werden. "Alle Aspekte der uigurischen Identität
werden von der chinesischen Regierung bedroht: unsere Sprache, Geschichte,
Kultur und die muslimische Religion der Uiguren. Unsere Identität droht
vollständig zu verschwinden", erklärte Isa gestern in New York.

Im Mai 2018 erfuhr Dolkun Isa, dass seine eigene Mutter Ayhan Memet in
einem der inzwischen 1.300 Lager verstorben war. "Über zwei Jahre hatte ich
ihre Stimme nicht hören können, über 20 Jahre konnte ich sie nicht
treffen", berichtete Isa. Als er seine Rede beendet hatte, stand ein
Vertreter der chinesischen Regierung auf und beschimpfte Isa als
Terroristen. Vertreter Deutschlands und der USA widersprachen. "Es ist sehr
wichtig, dass sich die Regierungen Deutschlands und der USA auch in New
York dafür einsetzen, dass die Situation in den chinesischen Lagern bei den
Vereinten Nationen thematisiert wird. Ohne den Einsatz der internationalen
Gemeinschaft wird die chinesische Regierung ihren kulturellen Völkermord
vollenden und weiter behaupten, bei den Lagern handele es sich um Zentren
zur beruflichen Weiterbildung", warnt GfbV-Referent Schedler.

Die Umerziehungslager waren auch Gegenstand einer Veranstaltung beim UN-
Menschenrechtsrat in Genf im März dieses Jahres. Deutschland hatte
gemeinsam mit den USA, Kanada, den Niederlanden und dem Vereinigten
Königreich einen Side Event dazu veranstaltet. Vertreter Pekings
denunzierten die Veranstaltung als anti-chinesisch und versuchten, andere
Staaten über diplomatischen Druck von der Teilnahme abzuhalten.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 2. Mai 2019

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

Postfach 20 24, D-37010 Göttingen

Telefon: 0551/499 06-25, Fax: 0551/58028

E-Mail: presse@gfbv.de

Internet: www.gfbv.de
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INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / FAKTEN





MELDUNG/1001: #unteilbar jetzt auch in Sachsen (Bündnis #unteilbar)


Bündnis #unteilbar - Pressemitteilung

Dresden/Leipzig/Berlin, den 02.05.2019

#unteilbar jetzt auch in Sachsen - Solidarität statt Ausgrenzung: 

Bündnis mobilisiert für Demonstrationen am 6. Juli in Leipzig und am 24.
August in Dresden



Zivilgesellschaftliche Gruppen, Organisationen und Einzelpersonen aus
Sachsen haben sich im neuen Bündnis #unteilbar Sachsen zusammengeschlossen.

Mehr als 300 Organisationen, Vereine und Persönlichkeiten aus den Bereichen
Bildung, Kultur und Politik haben den Aufruf zur Demonstration und weiteren
Aktionen in Sachsen unterzeichnet.

-#unteilbar Sachsen steht für eine solidarische und freie Gesellschaft und
macht sich in Sachsen mit unterschiedlichen Aktivitäten dafür stark.
Der #unteilbar-Sommer in Sachsen startet mit einer Demonstration am 6. Juli
in Leipzig. Am 24. August - eine Woche vor den Landtagswahlen in Sachsen
und Brandenburg - folgt eine bundesweite Demonstration in Dresden.

Zudem unterstützt #unteilbar die Marktplatz- und
Konzerttour #WannWennNichtJetzt, die im Juli und August in Sachsen in
Zwickau, Bautzen, Annaberg-Buchholz, Plauen und Grimma stattfindet.

Mit diesen Aktionen im #unteilbar-Sommer setzt das Bündnis ein Zeichen für
eine offene und solidarische Gesellschaft in Sachsen und weit darüber
hinaus. #unteilbar Sachsen ist Teil des bundesweiten Bündnisses #unteilbar,
das im Oktober 2018 eine Viertelmillion Menschen in Berlin mobilisieren
konnte.

Ana-Cara Methmann, Sprecherin von #unteilbar Sachsen, betont: "Wir sehen in
Sachsen dringenden Handlungsbedarf: Rassismus und Menschenverachtung sind
bereits gesellschaftsfähig. Soziale Gerechtigkeit und Menschenrechte für
alle müssen weiter erstritten werden."

Rudaba Badakhshi, ebenfalls Sprecherin des Bündnisses, ergänzt: "Vor der
sächsischen Landtagswahl ist es für uns besonders wichtig, ein
solidarisches und soziales Miteinander einzufordern und gemeinsam mit
vielen Menschen zu demonstrieren. #unteilbar heißt, dass unsere Kämpfe
unteilbar sind - und das gilt auch global. Wir lassen nicht zu, dass
Sozialstaat, Flucht und Migration gegeneinander ausgespielt werden - für
Solidarität, gegen Ausgrenzung!"

Weitere Informationen zum Bündnis in Sachsen, Erstunterzeichnenden und
geplanten Aktionen: 

https://www.unteilbar.org

#unteilbar! Für eine offene und freie Gesellschaft - Solidarität statt
Ausgrenzung!

 * 

Quelle:

Bündnis #unteilbar - Pressemitteilung

Mail: presse@unteilbar.org

Internet: https://www.unteilbar.org
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INFOPOOL / DIE BRILLE / VERANSTALTUNGEN





KURSUS/175: Kiel - Textwerkstatt für Jugendliche und junge Erwachsene mit Christopher Ecker, 16.05.2019


KIEL - Literaturhaus Schleswig-Holstein

16.05.2019, 16:00h

"Texte unter der Lupe"

Textwerkstatt für Jugendliche und junge Erwachsene mit Christopher
Ecker



Wer selbst Texte schreiben möchte, hat dazu in der Schreib- und
Textwerkstatt "Texte unter der Lupe" mit dem Autor Christopher Ecker
Gelegenheit. Jugendliche und junge Erwachsene ab 14 Jahren sind
einmal monatlich ins Literaturhaus eingeladen, um eigene und fremde
Texte zu diskutieren und Anregungen für das eigene Schreiben und den
kritischen Umgang damit zu finden.

Teilnahme frei (Anmeldung erbeten unter 0431 / 579 68 41)

Veranstalter: Junges Literaturhaus S-H

Mit freundlicher Unterstützung der Investitionsbank S-H

 * 

Quelle:

Literaturhaus Schleswig-Holstein e.V.

Schwanenweg 13, 24105 Kiel

Telefon: 0431 / 57968-40, Fax: 0431 / 57968-42

E-mail: info@literaturhaus-sh.de

Internet: www.literaturhaus-sh.de
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INFOPOOL / DIE BRILLE / VERANSTALTUNGEN





LESUNG/6407: Kiel - Elisabeth Plessen liest aus ihrem Spätwerk "Die Unerwünschte", 13.05.2019


KIEL - Literaturhaus Schleswig-Holstein

13.05.2019, 20:00h

Lesung Elisabeth Plessen

Elisabeth Plessen liest aus ihrem Spätwerk "Die Unerwünschte"



Vierzig Jahre nach ihrem Skandalbuch "Mitteilung an den Adel" erzählt
Elisabeth Plessen in ihrem Spätwerk die ganze Geschichte einer
norddeutschen Adelsfamilie. In ihrem Roman "Die Unerwünschte" wird
der Blick ganz besonders auf die Frauen dieser Familie gerichtet, für
die sich das Leben mit Kriegsende 1945 maßgeblich veränderte, denn
mit dem Verlust von Söhnen und Stammhaltern ruhte die Verantwortung
für die Bewirtschaftung des familieneigenen Gutshofs mehr und mehr
auf ihren Schultern. Während sich die eine Generation unter der Kraft
von Tradition und Konvention beugte, gab es auch diejenigen unter
ihnen, die sich dagegen auflehnten und in eine neue Zeit aufbrachen.
"Die Unerwünschte" blickt auf 70 Jahre Frauengeschichte durch das
Aufeinandertreffen von Generationen und unterschiedlichen
Weltansichten der Frauen von damals und heute.

Eintritt: 8,- / 5,-

 * 

Quelle:

Literaturhaus Schleswig-Holstein e.V.

Schwanenweg 13, 24105 Kiel

Telefon: 0431 / 57968-40, Fax: 0431 / 57968-42

E-mail: info@literaturhaus-sh.de

Internet: www.literaturhaus-sh.de
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INFOPOOL / DIE BRILLE / VERANSTALTUNGEN





LESUNG/6406: Kiel - Lesungen zum 86. Jahrestag der Bücherverbrennung, Mahnveranstaltung, 10.05.2019


KIEL - Literaturhaus Schleswig-Holstein

10.05.2019, 17:00h

"86. Jahrestag der Bücherverbrennung"

Mahnveranstaltung



Auch in diesem Jahr laden der Verband deutscher Schriftsteller in SH
und das Literaturhaus SH zu einer Mahnveranstaltung zum Gedenken an
die Bücherverbrennung der Nationalsozialisten am 10. Mai 1933 ein,
die an damals verfemte und verfolgte Autorinnen und Autoren und
erinnert. Heute brennen in Deutschland zwar keine Bücher, aber es
werden Brandsätze gegen bewohnte Flüchtlingsunterkünfte geworden und
man hetzt gegen Medien. Heinrich Heines und Bert Brechts Warnungen
sind weiterhin aktuell.

Vier Autoren des VS werden u.a. aus Werken von Karl Marx und Erich
Kästner zu den Themen Weltfrieden und Menschenrechte lesen: Wolfgang
Beutin, Günter Ernst, Klaus Landahl und Ilona Wang-Richter.

Eintritt frei

Veranstalter: Literaturhaus S-H / Verband deutscher Schriftsteller
ver.di-Bezirk Kreis Kiel-Plön

 * 

Quelle:

Literaturhaus Schleswig-Holstein e.V.

Schwanenweg 13, 24105 Kiel

Telefon: 0431 / 57968-40, Fax: 0431 / 57968-42

E-mail: info@literaturhaus-sh.de

Internet: www.literaturhaus-sh.de
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INFOPOOL / DIENSTE / WETTER





AUSSICHTEN/8628: Und morgen, den 04. Mai 2019 (SB)


+++ Vorhersage für den 04.05.2019 bis zum 05.05.2019 +++






[image: Jean-Luc 8628 Wetterfrosch - © 2019 by Schattenblick]






Kalter Mai,

Regen fliegt

bald vorbei,

Jean-Luc siegt.
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INFOPOOL / GEISTESWISSENSCHAFTEN / GESCHICHTE





FRÜHGESCHICHTE/142: Denisovaner waren erste Menschenform im Hochland von Tibet (idw)


Max-Planck-Institut für evolutionäre Anthropologie - 01.05.2019

Denisovaner waren erste Menschenform im Hochland von Tibet



Bisher waren die Denisovaner nur durch einige wenige Fossilfragmente aus
der Denisova-Höhle in Sibirien bekannt. Ein internationales Forschungsteam
beschreibt nun einen 160.000 Jahre alten frühmenschlichen Kiefer aus Xiahe
in China. Mithilfe der Analyse alter Proteine fanden die Forschenden
heraus, dass der Besitzer des Unterkiefers einer Population angehörte, die
eng mit den Denisovanern aus Sibirien verwandt war. Diese Population lebte
während des Mittleren Pleistozäns im Hochland von Tibet und hatte sich
schon lange vor Ankunft des Homo sapiens in der Region an die höhenbedingt
sauerstoffarme Umgebung angepasst.

Die Denisova-Menschen - eine ausgestorbene Schwestergruppe der
Neandertaler - wurden 2010 entdeckt, als ein Forschungsteam um Svante
Pääbo vom Max-Planck-Institut für evolutionäre Anthropologie (MPI-EVA) das
Genom eines fossilen Fingerknochens aus der Denisova-Höhle sequenzierte.
Die Erbgutanalyse ergab, dass das Fossil zu einer Gruppe von Frühmenschen
gehörte, die sich genetisch von Neandertalern unterscheidet. "Spuren von
Denisova-DNA sind im Erbgut heute lebender asiatischer, australischer und
melanesischer Populationen zu finden, was darauf hindeutet, dass diese
Menschenform einst weit verbreitet gewesen sein könnte", sagt Jean-Jacques
Hublin, Direktor der Abteilung für Humanevolution am MPI-EVA. "Doch bisher
wurden Fossilien ausschließlich in der Denisova-Höhle als
Denisovaner-Fossilien identifiziert."

Kiefer aus der Baishiya Karst-Höhle

In ihrer aktuellen Studie beschreiben die Forschenden nun einen
Unterkiefer, der im Hochland von Tibet, in der Baishiya Karst-Höhle in
Xiahe, China, gefunden wurde. Ursprünglich wurde das Fossil im Jahr 1980
von einem Mönch entdeckt, der es dem 6. Gung-Thang Living Buddha schenkte,
der es dann wiederum an die Lanzhou University weitergab. Fahu Chen und
Dongju Zhang von der Lanzhou University untersuchen seit 2010 die Höhle,
aus der der Unterkiefer stammt. Seit 2016 analysieren die beiden den
Unterkiefer in Zusammenarbeit mit der Abteilung für Humanevolution des
MPI-EVA.

Während die Forschenden keine DNA-Spuren in diesem Fossil finden konnten,
gelang es ihnen, Proteine aus einem der Backenzähne zu gewinnen. "Diese
alten Proteine sind stark zersetzt und klar von modernen Proteinen zu
unterscheiden, die eine Probe verunreinigen können", sagt Frido Welker vom
MPI-EVA und der Universität Kopenhagen. "Unsere Proteinanalyse hat
ergeben, dass der Xiahe-Unterkiefer zu einer Population gehörte, die eng
mit den Denisova-Menschen aus der Denisova-Höhle verwandt war."

Primitive Form, große Backenzähne

Die robuste, primitive Form des gut erhaltenen Unterkiefers und die sehr
großen Backenzähne deuten darauf hin, dass der Knochen einst einem
Frühmenschen gehörte, der im Mittleren Pleistozän lebte und anatomische
Merkmale mit Neandertalern und Funden aus der Denisova-Höhle gemein hatte.
Anhand einer Uran-Thorium-Datierung einer Kalkkruste auf dem Unterkiefer
konnten die Forschenden belegen, dass der Kiefer mindestens 160.000 Jahre
alt ist. Chuan-Chou Shen von der Abteilung für Geowissenschaften der
National Taiwan University, der die Datierung durchführte, sagt: "Dieses
Mindestalter entspricht dem der ältesten Funde aus der Denisova-Höhle."

"Bei dem Xiahe-Unterkiefer handelt es sich wahrscheinlich um das älteste
Fossil eines Homininen im Hochland von Tibet", sagt Fahu Chen, Direktor
des Institute of Tibetan Plateau Research der Chinesischen Akademie der
Wissenschaften. Diese Menschen hatten sich bereits an das Leben in dieser
höhenbedingt sauerstoffarmen Umgebung angepasst, lange bevor der Homo
sapiens überhaupt in der Region ankam. Frühere genetische Studien haben
ergeben, dass die heute im Himalaya lebenden Menschen das EPAS1-Allel in
ihrem Genom tragen, das von Denisovanern an sie weitergegeben wurde und
das ihnen bei der Anpassung an ihren speziellen Lebensraum hilft.

"Urmenschen bewohnten das Hochland von Tibet im Mittleren Pleistozän und
hatten sich schon lange vor der Ankunft des anatomisch modernen Menschen
in der Region erfolgreich an hochgelegene, sauerstoffarme Umgebungen
angepasst", sagt Dongju Zhang. Hublin zufolge bestätigen Ähnlichkeiten mit
anderen Fossilfunden aus China, dass die Denisovaner im aktuellen
asiatischen Fossilbestand bereits vertreten sein dürften. "Unsere Analysen
ebnen nun den Weg zu einem besseren Verständnis der homininen
Evolutionsgeschichte während des Mittelpleistozäns in Ostasien."


Originalpublikation:

Fahu Chen, Frido Welker, Chuan-Chou Shen, Shara E. Bailey, Inga Bergmann,
Simon Davis, Huan Xia, Hui Wang, Roman Fischer, Sarah e. Freidline, 
Tsai-Luen Yu, Matthew M. Skinner, Stefanie Stelzer, Guangrong Dong, 
Qiaomei Fu, Guanghui Dong, Jian Wang, Dongju Zhang & 
Jean-Jacques Hublin

A late Middle Pleistocene Denisovan mandible from the Tibetan Plateau

Nature, 01 May 2019,

http://dx.doi.org/10.1038/s41586-019-1139-x

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution2234

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Max-Planck-Institut für evolutionäre Anthropologie, 01.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / KINDERBLICK / VERANSTALTUNGEN





LESUNG/1858: Lippstadt - Vorlesestunde mit "Raupe Nimmersatt" am 9. Mai 2019


Stadt Lippstadt

Vorlesestunde mit "Raupe Nimmersatt"

Stadtbücherei feiert 50. Geburtstag des Kinderbuchklassikers



Lippstadt. "Die kleine Raupe Nimmersatt" wird 50 und die Stadtbücherei
feiert den Geburtstag der wohl bekanntesten Schmetterlingslarve und
ihres Erfinders Eric Carle, der in diesem Jahr 90 wird, mit einer
besonderen Vorlesestunde. Am Donnerstag, 9.5.2019, wird die Geschichte
der kleinen Raupe mit dem unersättlichen Hunger auf alle möglichen
Speisen, ihrem enormen Wachstum und der Entpuppung als Schmetterling
erzählt. Dazu wird es an mehreren Stationen ein passendes
Bastelangebot geben. Eingeladen sind zu der Vorlesestunde, die um 16
Uhr beginnt und um 17.30 Uhr endet, dieses Mal bereits Kinder ab vier
Jahren.

Für das Bastelmaterial wird ein Kostenbeitrag von einem Euro
eingesammelt. Wegen der begrenzten Teilnehmerzahl ist eine
telefonische Anmeldung in der Stadtbücherei unter 02941/980-240
erforderlich.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 26. April 2019

Stadt Lippstadt

Ostwall 1

59555 Lippstadt

Telefon: 02941 980 0

Telefax: 02941 78111

E-Mail: pressestelle@stadt-lippstadt.de
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INFOPOOL / KUNST / VERANSTALTUNGEN





AUSSTELLUNG/9644: Wertheim - Werke von Jeanne Mammen (1890-1976), 4. Mai bis 28. Juli 2019


Stadt Wertheim

Werke von Jeanne Mammen im Schlösschen im Hofgarten

Eine Berliner Künstlerin par excellence



Wertheim. Eine neue Sonderausstellung präsentiert das Museum
"Schlösschen im Hofgarten" vom 4. Mai bis 28. Juli. Die Schau "Jeanne
Mammen (1890 - 1976) - Gemälde, Aquarelle und Zeichnungen einer
Berliner Künstlerin par excellence" ist dank einer Kooperation mit dem
Berliner Stadtmuseum in Wertheim zu sehen.

Die Malerin und Graphikern Jeanne Mammen gilt als eine der sperrigsten
und schillerndsten Künstlerinnen der neueren Kunstgeschichte. Sie
beobachtete über mehrere Epochen zunächst die Boulevards in Paris bis
1914 und wilden Jahre nach dem Ersten Weltkrieg - die sogenannten
"Goldenen Zwanziger" in Berlin. Ab 1933 erlebte sie eine Zeit der
Einsamkeit und inneren Emigration und später schließlich das
Nachkriegsberlin.

Mammen studierte in Paris, Brüssel und Rom. Nach ihrem Aufenthalt in
Paris lebte sie ab 1916 in Berlin, wo sie für Modezeitschriften und
Satirezeitschriften arbeitete. 1930 hatte sie in der Berliner Galerie
Gurlitt ihre erste Einzelausstellung, 1933 erhielt sie
Ausstellungsverbot.

Die Gemälde, Zeichnungen, Graphiken und Plastiken in der Wertheimer
Ausstellung stammen alle aus dem Nachlass der Künstlerin, heute in der
Stiftung Jeanne Mammen im Stadtmuseum Berlin. 2017/18 widmete die
Berlinische Galerie der Künstlerin eine umfangreiche Retrospektive,
die große Beachtung fand. Nun wird diese Ausstellung in veränderter
Zusammenstellung in Wertheim gezeigt.

Öffnungszeiten des Museums "Schlösschen im Hofgarten: Dienstag bis
Samstag 14 bis 17 Uhr, Sonn- und Feiertag 12 bis 18 Uhr. Weitere Infos
unter www.schloesschen-wertheim.de.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 30. April 2019

Stadtverwaltung Wertheim - Presse und Information

97877 Wertheim

Tel.: 09342/301-300 oder -301

Fax: 09342/301-503

E-Mail: pressestelle@wertheim.de
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INFOPOOL / KUNST / VERANSTALTUNGEN





TREFF/734: Stuttgart - das Junge Literaturhaus, Luke Wilkins, Sara Dahme, Wort trifft Bild, 23.05.19


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für Mai 2019

Donnerstag, 23.05.19, 18.45 Uhr

Wort trifft Bild

Luke Wilkins, Sara Dahme

Veranstaltungsreihe: U35 - das Junge Literaturhaus

zwischen/stopp = Exkursion



Das beliebte Format für alle, die gern über den Tellerrand schauen
und sowohl zu Kunst- als auch zu Literaturfans zählen: Zusammen mit
den Jungen Freunden Staatsgalerie verbinden wir Kunst mit
gesprochenem Wort. Dieses Mal warten wir mit Lyrik auf! Autor und
Schauspieler Luke Wilkins liest für uns Texte ganz unterschiedlicher
Art. Kunstvermittlerin Sara Dahme nimmt den Faden auf und verbindet
sie mit den Kunstwerken aus der Sammlung der Staatsgalerie. So lassen
die beiden ein fesselndes Konglomerat aus Wort und Bild entstehen.

Anschließend laden die Jungen Freunde Staatsgalerie zu einem kleinen
Umtrunk ein. Wir freuen uns!

Eintritt: Euro 15,-/10,-/5,-

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für Mai 2019

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de
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INFOPOOL / MEDIEN / ALTERNATIV-PRESSE





DAS BLÄTTCHEN/1891: Weltraum und indisches Großmachtgehabe


Das Blättchen - Zeitschrift für Politik, Kunst und Wirtschaft

22. Jahrgang | Nummer 8 | 15. April 2019

Weltraum und indisches Großmachtgehabe

von Edgar Benkwitz



Am 27. März vormittags lief in den indischen Medien eine Eilmeldung, wonach
Premierminister Modi sich 11 Uhr 45 mit einer Rede an die Nation wenden
werde. Sofort kamen Gerüchte und Spekulationen auf, denn ein solches
Ereignis ist auch in der indischen Politik rar. Man erwartete Bedeutendes,
denn viele vor dem Land stehende Probleme verdienen eine gezielte Beachtung
von höchster Autorität. Beispielsweise das Kaschmir-Problem oder die Lage
der Millionen Unterpriveligierten. Auch eine groß angelegte Initiative für
einen dauerhaften Frieden mit Pakistan würde Indien gut zu Gesicht stehen.

Doch Indien befindet sich in der Endphase eines erbittert geführten
Wahlkampfes. Nach sieben Etappen Wahlmarathon schließen am 19.Mai die
letzten Wahlbüros. So ist es nicht verwunderlich, dass Premier Narendra
Modi die Gelegenheit nutzte, um eine Nachricht zu verkünden, die an den
Nationalstolz der Massen gerichtet war und seiner Partei im Endspurt des
Wahlkampfes zusätzlich Punkte bringen sollte. Er ließ die Nation wissen,
dass Indien an diesem Morgen mit einer Rakete erfolgreich einen eigenen
Satelliten in der Erdumlaufbahn zerstört habe. "Indien steht nun als stolze
Weltraummacht da", hörten die erstaunten Inder. Und Modi fügte hinzu, dass
Indien das vierte Land in der Welt sei, das diese Technologie beherrsche.
"Wir können uns nicht nur am Boden, im Wasser und in der Luft, sondern auch
im Weltraum verteidigen", hieß es aus dem Munde des Regierungschefs. Und er
steigerte sich noch, indem er den Test "Mission Shakti" nannte und
ihn damit bedeutungsmäßig mit der "Operation Shakti" gleichsetzte -
das war der Code für die umstrittene indische nukleare Testserie von 1998,
die das Land zur Atommacht erhob.

Noch am gleichen Tag setzte eine rege Kommentierung des Geschehens ein.
Zunächst warfen kritische Stimmen dem Premierminister vor, eine
wissenschaftlich-technische Leistung aus dem militärischen Bereich im
Wahlkampf zu Gunsten seiner Partei vermarktet zu haben. Auch die indische
Wahlkommission, die mit Argusaugen auf eine Einhaltung der Wahlregeln
wacht, war sich unschlüssig, wie sie auf die offensichtliche Vermengung von
Regierungspolitik und Wahlgeschehen reagieren sollte.

Von größerer Bedeutung sind jedoch grundlegende Betrachtungen. Die
Economic Times vom 27. März weist darauf hin, dass Indien mit dem
Test einen Kurswechsel seiner Politik vollzogen habe, denn noch vor einigen
Jahren trat es vehement gegen eine Militarisierung des Weltraums ein.
Dieser Wechsel sei aber dem gewachsenen Sicherheitsbedürfnis geschuldet,
das vor allem durch Chinas Antisatelliten-Raketentest von 2007 entstanden
sei, heißt es weiter. Tilak Devasher, Mitglied des nationalen
Beratergremiums für Sicherheitsfragen betonte, dass Indien durch den Test
eindeutig sein strategisches Gewicht erhöht habe.

Unmissverständlich forderte er dann, Indien zukünftig als Großmacht zu
behandeln. "In jeder zukünftigen Weltraumarchitektur kann Indien nicht
ignoriert werden. Als die internationale Nukleararchitektur durch den
Kernwaffensperrvertrag geschaffen wurde, fand Indien keine
Berücksichtigung, da es noch keine Nuklearwaffen getestet hatte. Der
Antisatelliten-Test wird sicherstellen, dass Indien in allen künftigen
Weltraumabkommen einer der Hauptakteure sein wird", schreibt er in der
Times of India. Einige Autoren weisen auf den Widerspruch zwischen
wissenschaftlich-technischer Leistung im All und den alltäglichen
Sicherheitsproblemen hin. "Obwohl Indien jetzt dem Star War-Club
beigetreten ist, sind die Streitkräfte mit uralten Geräten ausgestattet",
heißt es etwa bei Ashutosh Garg unter Hinweis auf die vor wenigen Wochen
stattgefundenen Scharmützel über Kaschmir, in deren Verlauf moderne
pakistanische F-16 Flugzeuge eine MIG-21 der indischen Luftwaffe
abgeschossen hatten.

Bemerkenswert an den meisten dieser Feststellungen ist, dass ausgerechnet
ein rein militärisches, destruktives Ereignis zum Anlass genommen wird, um
Indiens Ansprüche auf den Weltraum anzumelden.

Dabei braucht sich Indien als junge Raumfahrtnation nicht zu verstecken. Es
ist beeindruckend, was besonders im letzten Jahrzehnt erreicht wurde.
Bereits 2008 landete eine Sonde auf dem Mond, und seit 2015 arbeitet in 650
Kilometer Höhe ein anderthalb Tonnen schweres Weltraumlaboratorium. Auch
vom Mars, der seit drei Jahren von einem Satelliten umkreist wird, werden
Daten übermittelt. Erdsatelliten werden laufend im Kosmos platziert, seit
Jahren bietet sich Indien auf diesem Gebiet als preiswerter Dienstleister
für ausländische - darunter deutsche - Unternehmen an. Rein indischen
Zwecken dienen 49 Satelliten, unter anderem ist ein eigenes GPS-System im
Aufbau. Einen "Weltrekord" gab es 2017, als mit einer Rakete 104 Satelliten
ausgesetzt wurden. Nach mehrmaliger Verschiebung soll nun im Mai ein
Roboterfahrzeug auf dem Mond landen, an einer bemannten Weltraummission mit
drei "Indonauten" wird gearbeitet. Sie soll 2022, zum 75. Jahrestag des
unabhängigen Indien, realisiert werden. Diese Leistungen werden von der
Fachwelt anerkannt und geschätzt, sie gingen bemerkenswerterweise ohne das
jetzt erlebte politische Getöse über die Bühne.

Eine Frage wird ebenfalls durch die Presse gestellt: Wen hat Indien
eigentlich aus dem Weltall zu befürchten? Der "Erzfeind" Pakistan könne es
kaum sein, denn der besitze nur sechs Satelliten, die zudem durch fremde
Trägerraketen transportiert wurden, meint Manoj Joshi in der Times of
India. Und mit China sollte sich Indien eher nicht vergleichen, dort
sei in der Vergangenheit eine Technologie entwickelt worden, die - so
rechnet es die Presse ihrer Regierung vor - über alle möglichen Systeme
verfügt und nur mit der der USA verglichen werden könne.

Auch international brachten der Test und dessen politische Vermarktung
wenig Erfreuliches ein. Pakistan und China, denen sich Russland anschloss,
warnten vor einer Militarisierung des Weltraums. Und der Direktor der
US-Weltraumbehörde NASA nannte das Ereignis eine "schlimme,schlimme Sache",
denn die 400 Trümmerstücke des zerstörten Satelliten könnten die
Internationale Raumfahrtstation ISS gefährden. "Diese Aktivitäten sind
nicht kompatibel mit der Zukunft der menschlichen Raumfahrt", meinte 
NASA-Chef Bridenstine. Er fügte hinzu, dass bisher 60 Bruchstücke, die größer
als 10 Zentimeter sind, beobachtet würden. Die ISS befindet sich in etwa
400 Kilometer Höhe, die Bruchstücke des zerstörten Satelliten, der eine
dreiviertel Tonne wog, etwa in 300 Kilometer Höhe. Indien hatte angegeben,
dass diese keine Gefahr darstellten und bald im erdnahen Raum verglühen
werden. Es warf den USA, Russland und China vor, doppelzüngig zu agieren,
denn durch ihre ähnlichen Tests würden sich noch heute Tausende von
Schrottstücken im Weltraum befinden.

Die Welt wird sich wohl darauf einstellen müssen, dass Indiens
nationalistisches Denken und Handeln sowie sein Streben nach einer
anerkannten Großmacht auch in Zukunft seine Politik bestimmen wird.
Geballten Ausdruck fand es im Wahlmanifest der stärksten politischen Kraft
des Landes, der Indischen Volkspartei (BJP), das am 9.April veröffentlicht
wurde. Neben vielen Vorhaben und Versprechungen enthält es auch eine Vision
für das nächste Jahrzehnt. Es heißt hier: "Wir streben danach, bis 2030
Indien zur drittgrößten Wirtschaft der Welt zu machen [...] wir
verpflichten uns, Indien bis 2025 zu einer 5 Billionen, und bis 2032 zu
einer 10 Billionen US-Dollar-Wirtschaft zu machen [...] Wir glauben, dass
Indiens Zeit gekommen ist. Wir entwickeln uns zu einem Kraftzentrum in
einer multipolaren Welt. Das Aufstreben eines Neuen Indien ist die neue
Realität, und wir werden eine Hauptrolle bei der Formung der globalen
Tagesordnung im 21. Jahrhundert spielen."

Nun, auch in Indien werden Wahlmanifeste gewöhnlich als leichtgewichtige
politische Dokumente angesehen. Noch weiß man auch nicht genau, ob Narendra
Modi mit seiner Partei eine zweite Amtszeit erhält. Nichtsdestotrotz sollte
die Ansage nicht leichtfertig abgetan werden.

 * 
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für eine gewaltfreie, herrschaftslose gesellschaft

Lernen und arbeiten trotz Traumata 

Psychische Belastungen erschweren vielen Flüchtlingen das Leben

Nikolai Huke und Doreen Bormann



Viele Geflüchtete sind in besonderem Maße psychischen Belastungen
ausgesetzt. Ihre Erfahrungen mit Krieg, Armut, Verfolgung und Gewalt im
Herkunftsland und bei der Flucht wirken nach. Prekäre alltägliche
Lebensbedingungen in Deutschland belasten sie zusätzlich. 

Ihre Integration in den Arbeitsmarkt wird dadurch erschwert. Viele ihrer
Teilnehmenden hätten mit dem Thema Gesundheit zu tun, berichtet uns die
Mitarbeiterin einer Koordinationsstelle im Bereich der
Arbeitsmarktintegration von Geflüchteten in Hamburg. Es seien jedoch "nicht
alle traumatisiert".[1] Man müsse ein bisschen vorsichtig sein mit dem
Begriff. Zahlreiche Geflüchtete litten jedoch unter erheblichen psychischen
Beeinträchtigungen und chronischen Krankheiten. Neben der eigenen Situation
sei es in vielen Fällen die Situation der Familie, die mit starken
psychischen Belastungen einhergehe, etwa "dass die Familie
auseinandergerissen und irgendwo anders auf der Welt ist oder dass es
finanzielle Unterstützungsmöglichkeiten braucht, weil beispielsweise die
Beerdigung des Vaters bezahlt werden muss, weswegen der Bildungsweg
unterbrochen wird". Entsprechende Unberechenbarkeiten, die
ausbildungsbegleitend oder integrationsbegleitend die Geflüchteten
belasten, träten häufig auf: "Die Familie im Herkunftsland oder in einem
anderen Kriegsübergangsstadium oder Ort wird immer mitgedacht."
Der Mitarbeiter einer sächsischen Beratungsstelle berichtet von ähnlichen
Erfahrungen: "Einige Kinder oder Jugendliche wissen, dass ihre Familien
seit mehreren Jahren in Kriegsgebieten festsitzen, oder woanders, etwa in
der Türkei, von dort nicht wegkommen und unter schlimmen Verhältnissen
leben. Das belastet sie natürlich." Der Mitarbeiter eines hessischen
Projektträgers beschreibt uns einen Fall aus einem Projekt zur
Ausbildungsvorbereitung, bei dem Jugendliche "Fotos ausgetauscht haben von
Leichen, die sie sich angeguckt haben oder Geköpften, die sie
identifizieren sollten: 'Ist das dein Vater?' Da kannst du keinen
Unterricht machen. Wenn du gerade mit solchen Bildern im Kopf oder mit
solcher Angst konfrontiert wirst."

Das Gefühl, nicht nur für sich selbst, sondern auch für die Situation der
Familie Verantwortung tragen zu müssen, erzeugt bei jungen Geflüchteten
einen hohen Druck, berichtet der Mitarbeiter einer Industrie- und
Handelskammer (IHK) in Niedersachsen: "Ich war letzte Woche im Gespräch mit
einem jungen Mann aus Syrien, der sagte 'alle erwarten was von uns. Im
Jobcenter, vielleicht ist dann noch jemand ehrenamtlich, dann die Familie,
alle haben eine Erwartungshaltung, dass man studiert, in Ausbildung geht,
so schnell wie möglich'." Angst vor Abschiebung, Erfahrungen mit Rassismus,
eine schwierige Wohnsituation oder alltägliche Probleme aufgrund fehlender
Sprachkenntnisse (z.B. mit bürokratischen Routinen) verstärken die
psychische Überforderung. "Einer kriegt immer Schweißausbrüche, wenn er
Briefe nur schon im Briefkasten sieht. Und dann kommt er mit seinem Stapel
hierher und ich gucke die mir dann einmal durch und sage: 'Ist alles nichts
Schlimmes, es ist alles nur...'. Und dann ist wieder gut", berichtet die
Mitarbeiterin einer Beratungsstelle in Baden-Württemberg. Abschiebungen
sind für die Betroffenen und ihr Umfeld (z.B. in einer Wohnunterkunft)
stark belastende Erfahrungen, zumal wenn bereits traumatisierende Flucht-
und Gewalterfahrungen vorliegen.

Psychische Beeinträchtigungen sind nicht immer auf den ersten Blick
erkennbar, stellt der Mitarbeiter einer Hamburger Beratungsstelle fest:
"Wir erleben, dass Teilnehmende manchmal müde oder nicht aufmerksam sind
und man sich fragt: 'Ja, wieso kommt ihr denn in den Unterricht und warum
kann der nicht so teilnehmen?', bis man dann in einer Beratungssituation,
also eins zu eins, noch mal eine Abfrage machen kann: 'Nehmen Sie
Medikamente?' oder 'Sie erscheinen uns in den letzten zwei Wochen so müde.'
Dann kommt zum Vorschein: 'Ich war in der Psychiatrie, ich nehme
Tabletten.' Es braucht vier bis sechs Wochen bis jemand eingestellt ist und
dann gibt es Termine bei einem niedergelassenen Psychiater oder auch in der
Klinik." Er habe, erklärt der Mitarbeiter einer niedersächsischen IHK,
"auch mit Menschen zu tun gehabt, die gefoltert wurden in Syrien und die
Kriegsleiden haben, angeschossen wurden". Er denke, dass sich dadurch
Probleme im Prozess der Arbeitsmarktintegration teilweise erklären ließen:
"Verlässlichkeit ist vielleicht nicht immer gegeben, man kommt zu spät,
meldet sich nicht richtig an oder ab, obwohl es erklärt wurde. Oder man
fängt eine Ausbildung an und bricht sie ab. Im Einzelnen kann es sein, dass
das aufgrund von traumatischen Erfahrungen oder psychischen Belastungen
geschieht. Ich vermute es manchmal, wenn ich höre, dass über
Appetitlosigkeit, Schlafmangel, geklagt wird: 'Ich kann nicht schlafen, ich
kann nicht einschlafen'." Die Mitarbeiterin einer hessischen
Handwerkskammer erzählt uns vom Fall eines Auszubildenden in ihrem
Familienbetrieb: "Er ist über Libyen gekommen, da gab es die Route noch.
Das muss die Hölle auf Erden gewesen sein. An der Küste zu Tausenden am
Ufer und dann auf das nächste Gummiboot. Es muss so schlimm gewesen sein,
dass er gesagt hat: 'Lieber krepiere ich auf dem Wasser als hierzubleiben.'
Dass das ein Trauma ist, ist ja wohl logisch. Das äußert sich bei der
Arbeit teilweise so: Da geht bei ihm wie ein Schalter und dann ist er weg,
dann weiß er nichts mehr. Und man denkt: 'Was hat der denn jetzt?' Aber das
ist nachvollziehbar." Therapieangebote seien nur unzureichend vorhanden,
kommentiert der Mitarbeiter der Hamburger Beratungsstelle: "Bei Traumata
gibt es zwar die Erkenntnis, dass der Bedarf sehr groß ist, aber es gibt
immer noch viel zu wenig muttersprachliche Angebote." Es sei schwer, Plätze
zu finden. Auch die Angebote der sozialpädagogischen Beratung in den
Unterkünften seien unzureichend. Der Mitarbeiter der sächsischen
Beratungsstelle vermutet, dass es einigen Geflüchteten zudem schwerfalle,
psychologische Beratung in Anspruch zu nehmen, da entsprechende Therapien
in den Herkunftsländern gesellschaftlich weniger anerkannt seien.

In der Berufsvorbereitung können Traumata und psychische Belastungen
zumindest teilweise berücksichtigt werden, stellt der Mitarbeiter eines
Projektträgers in Baden-Württemberg fest. Mangelnde Konzentration,
fehlendes Durchhaltevermögen oder Fehlzeiten würden zugelassen und erst mit
der Zeit thematisiert. Rücksichtnahme und Einfühlungsvermögen spielten
dabei eine wichtige Rolle. In der Ausbildung und im Beruf führen psychische
Überlastung und Traumata hingegen häufig zu einem raschen Verlust des
Arbeitsplatzes. Im Arbeitsalltag, erklärt der Mitarbeiter der Hamburger
Beratungsstelle, werde kaum Rücksicht genommen: "Kann man
höchstwahrscheinlich auch nur sehr schwer. Dazu brauchst du viel Zeit,
musst dich viel mit den Menschen auseinandersetzen. Verständlicherweise
können darauf nur wenige Leute Rücksicht nehmen." Er habe versucht,
Betriebe zu finden, die die besondere Belastungssituation der Geflüchteten
berücksichtigen, erzählt uns ein Ehrenamtlicher aus Baden Württemberg, "die
in bisschen eine pädagogische Idee haben: 'okay, dann läuft es halt mal
nicht so wie es sein muss'". Er kenne keinen einzigen Betrieb. Die Betriebe
"sagen alle 'ich brauche Mitarbeiter, die zuverlässig da sind und
zuverlässig mitarbeiten und wenn das nicht funktioniert, dann kann ich die
nicht brauchen'." Wenn junge Menschen es nicht schafften, jeden Tag
pünktlich zur Arbeit zu kommen, seien sie "sofort raus". Er könne das
nachvollziehen, da die Betriebe ja "irgendwie funktionieren" müssten. Ein
anderer Ehrenamtlicher stimmt ihm zu: "Man kennt es ja von seiner eigenen
Arbeit, da muss alles funktionieren. Wenn jemand vielleicht erst mal noch
zusätzliche Arbeit ist, dann wird es schwierig." Es brauche für
entsprechende Fälle Unterstützungsleistungen, "die vielleicht einen Teil
auffangen, damit nicht mehr so ins Gewicht fällt, wenn jemand
Schwierigkeiten hat aufgrund traumatischer Erfahrungen." Empathie mit
psychisch belasteten oder traumatisierten Geflüchteten komme in Deutschland
häufig zu kurz, kritisiert der Mitarbeiter der sächsischen Beratungsstelle:
"Es ist schön, dass wir in so einem behüteten Umfeld leben und denen auch
den Schutz geben können, ich habe aber auf der anderen Seite das Gefühl,
dass wir auch schon ein bisschen Empathie verloren haben gegenüber
leidenden Menschen, Menschen mit so einem Hintergrund."


Anmerkung:

[1] Die Zitate sind Interviews entnommen, die im Rahmen des durch das BMBF
geförderten Forschungsprojekts "Willkommenskultur und Demokratie in
Deutschland" (www.welcome-democracy.de, Laufzeit: 10/2017-09/2020) geführt
wurden. Sie wurden sprachlich leicht geglättet.
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Schatten der Jahrestage

von Stefan Bollinger



Nachdem für Linke trotz verheerender Niederlagen und Irrwege doch ein
erfreulicher Reigen wohl beachteter Jahrestage - 200 Jahre Marx,
100 Jahre Oktoberrevolution/Russische Revolutionen, 100 Jahre
Novemberrevolution - gelaufen ist, geraten wir nun in den Strudel
problematischerer und unmittelbar gegenwarts-wirksamer Ereignisse.
Die sind nur für sehr optimistisch oder angepasst gestimmte Linke
erfreulich. Allen anderen dürften sie weiter Kopfzerbrechen bereiten
und sie zu theoretischen und politischen Schlussfolgerungen zwingen.

Denn das Jahr 2019 beschert gleich zwei deutsche
Staatsgründungsjubiläen, das der BRD und der DDR 1949, zudem den
Geburtstag des Grundgesetzes der Bundesrepublik, vor allem aber - seit
Monaten bereits annonciert und möglichst in eine vermeintliche
Kontinuität zu 1918/19 gerückt: der 9. November 1989 - die "friedliche
Revolution" 1989 in der DDR, gelegentlich verknüpft mit einem Blick
auf den damals generell in Krise und Auflösung begriffenen
osteuropäischen Realsozialismus.


Gibt es etwas zu feiern?

Wer von "friedlicher Revolution" spricht, der "Wende", meint
eigentlich - und das ist für den siegreichen Westen, die treuen
Demokraten, Menschenrechtler und Verfechter der einzig freien
Demokratie von Marktwirtschaft, Parlamentarismus und Kapitalismus die
dominierende Lesart, die sie allen politischen Akteuren einschließlich
den diversen Linken aufzwingen will (oder schon aufgezwungen hat)
- die Maueröffnung! Auch hier wird lieber vom Mauerfall gesprochen und
verschämt ausgeblendet, dass dies eine fatale, unüberlegte, ohne
Gegenleistung erfolgende Entscheidung einer damaligen SED-Führung war,
die im kalten Staatsstreich endlich auf den Straßen Ruhe wollte. Zu
ergänzen bliebe, dass es nur der Besonnenheit der Kräfte von NVA,
Grenztruppen und Staatssicherheit gemeinsam mit dem Augenmaß der
Bürger zu verdanken war, dass diese Maueröffnung friedlich und
zivilisiert verlief.

Dieser 9. November und seine unmittelbaren Folgen, der zügige Übergang
vom zunächst basisdemokratisch geprägten "Wir sind das Volk!" zu dem
deutsch-nationalistischen "Wir sind ein Volk!", der Weg von der
Selbstermächtigung der Bürger der DDR zur politischen Selbstentleibung
der gerade mündig gewordenen DDR-Bürger, bestimmt heute das offizielle
Geschichtsbild. "Freiheit" als freiwillige Unterwerfung unter ein
übermächtiges Profitsystem. Kann das ein kritischer Geist unbeschwert
feiern? Die basisdemokratische Selbstermächtigung für eine reale
Utopie sicher, die wenigen Wochen der Demos, der Runden Tische, der
partiellen Machtübernahme in Betrieben und Institutionen, das
Abstreifen eines vormundschaftlichen, repressiven Systems. Aber auch
das mehrheitlich willenlose, wenn auch sehr materialistische
Akzeptieren der westdeutschen Vormundschaft, nach dem Motto "erst
kommt das Fressen, dann die Moral"...?

Linke Erinnerungspolitik, politische Bildungsarbeit und politische
Selbstvergewisserung ist in dieser übermächtigen Konstellation
herausgefordert, sich einen eigenen Reim auf die Ereignisse und die
politischen wie theoretischen Konsequenzen für heute und für morgen zu
machen.

Sie geht der vorherrschenden Logik auf den Leim, wenn sie in
Erinnerungen an eine Revolution schwelgen möchte, die schon ab einem
sehr frühen Zeitpunkt im Herbst '89 nicht mehr ihre Revolution war.
Die Akteure ließen sich ihren demokratisch-sozialistischen Schneid der
ersten Tage mit einer gut gewürzten Linsensuppe westlicher Freiheiten
zum Reisen und zum Profitscheffeln abkaufen. Wie gesagt, verständlich
und berechtigt Freiheiten einfordernd, aber schlussendlich gegen die
eigenen Interessen gerichtet. Der Zusammenbruch der Wirtschaft,
Massenarbeitslosigkeit, das Wiederfinden in den "jungen" Bundesländern
als "Bürger 2. Klasse" unter westdeutscher Vorherrschaft ... All dies
entwertet nicht die große Flexibilität, Anpassungsfähigkeit,
Improvisationskraft vieler DDR-Bürger, aber der erkämpfte und erhoffte
"aufrechte Gang" wurde der in eine entfremdete, Geld und Kommerz
unterworfene Gesellschaft, allerdings im Vergleich zu dem
Rest-Osteuropa in gestalt einer "Beerdigung 1. Klasse".

Das Scheitern der DDR als des nicht nur von der SED deklarierten
"besseren Deutschlands" - eine Selbstbefreiung der Linken von der
schnöden Wirklichkeit eines ungeliebten "Realsozialismus", der es nur
wenig verstand, Sozialismus und Demokratie zu verbinden? Der endliche
Abschied von fatalen, auch tödlichen Szenen an der zugemauerten
Staatsgrenze, die zugleich auch System- und Blockgrenze war? Das Ende
einer Wirtschafts- und Sozialpolitik, die zunehmend blind dem
westlichen Konsumismus nacheiferte und daran kläglich versagte? Oder
das Missglücken einer großen Hoffnung an den Widrigkeiten der
Ökonomie, an der vom Westfernsehen geprägten Bedürfnisstruktur, an zu
wenig innerer Offenheit, Dialog und Diskussion? Die Niederlage in
einer offenen wie verdeckten Blockkonfrontation mit Abwerbung, Medien,
Agenten, Wettrüsten und volleren Schaufenstern?


Ein anderes, basisdemokratisches, friedliebendes,
ökologisches Deutschland?

Einfache Antworten werden hier nicht zu finden sein. Zunächst:
Produktiv kann die Auseinandersetzung mit dem letzten Jahr der DDR,
dem für kurze Zeit demokratischsten, freiesten, kreativsten Versuch
der Erneuerung des Sozialismus hin zu einer
demokratisch-sozialistischen Gesellschaft sein. Nicht der 9., sondern
der 4. November 1989, die Demonstration von über einer halben Million
DDR-Bürgern auf dem Berliner Alexanderplatz steht dafür: Für eine viel
zu späte, viel zu inkonsequente, viel zu schwache und schließlich
abgebrochene, abgekaufte, gescheiterte antistalinistische Revolution
in der DDR! Für wenige Wochen schien in der DDR alles möglich zu
sein, ein Herbst, vielleicht noch Winter der Utopie, ja der Anarchie:
Eine führende Partei, die in Demut und Dialog Fehler eingestand und
für eine andere DDR plädierte; erstmals eine tatsächliche
Koalitionsregierung unter Modrow, der Gesellschaft und nicht einer
Partei allein verpflichtet; ein breiter Dialog in der Öffentlichkeit,
in Betrieben und Institutionen, eine Diskussion in allen Teilen der
Gesellschaft; die basisdemokratische Wahl und Abwahl von Funktionären,
Managern, Betriebsdirektoren; Parteimitglieder, die spät ihre
Parteiführung zum Teufel jagten und aus der immer noch stalinistisch
geprägten SED eine linke, pluralistische SED-PDS beziehungsweise PDS
entwickeln wollten; eine Zeit der Runden Tische, der Betriebsräte,
selbstbewusster Werktätiger, die ihr Schicksal in die eigene Hand
nahmen. All dies geronnen in einem Verfassungsentwurf des Runden
Tisches, eines zutiefst demokratischen Möbelstücks, das nicht nur für
den Osten ein Angebot für ein basisdemokratisches, friedliebendes,
ökologisches Deutschland unterbreitete.

Der Rückblick schließt allerdings auch ein, dass dieser Weg scheiterte
- obwohl viele ihrer treibenden Akteure das zunächst nicht wahrhaben
wollten und der Zentrale Runde Tisch eine Reformagenda erarbeitete,
gegossen in diesen Verfassungsentwurf, während die Entwicklung in der
DDR längst fremdbestimmt war, das heißt westdeutsch. Ohne den massiven
politischen, wirtschaftlichen, ideologischen Eingriff der alten
Bundesrepublik, die sich endlich der Schmach der Teilung und einer
sozialistischen DDR entledigen wollte, ist diese Entwicklung kaum zu
begreifen. Die politische Klasse und die Wirtschaftsbosse der BRD
wollten keine Basisdemokratie in Gesellschaft und Betrieb, keine
eigenständig lebensfähige Ost-Wirtschaft, keine pazifistische
Ausrichtung eines blockfreien Deutschlands. Sie hatten die
finanzielle, propagandistische und personelle Kraft sowie die
Strukturen, um viele DDR-Bürger von ihrem im Westen ach so bewährten
Weg zu überzeugen, konnten den Antikommunismus befeuern und vor allem
den Osten so strukturieren und organisieren, dass er nahtlos in das
westdominierte Staatsgebilde beigetreten werden konnte.

Erinnerung bedeutet auch: Ohne den weltpolitischen Rahmen einer
gescheiterten Perestroika-Politik, in die so viele ihre Erwartungen
gesteckt hatten, ist die deutsche Entwicklung nicht erklärbar. Der
gesamte Ostblock schaffte die erfolgreiche sozialistische Erneuerung
nicht, zerbrach Staat um Staat und als Block. Im Herbst 1989 ging
nicht nur die DDR - mit ihrem kurzen Zwischenleben bis 1990 - zu
Grunde, der gesamte europäische Ostblock kollabierte unter
vergleichbaren Vorzeichen, und Gorbatschow kapitulierte in der
stürmischen See von Malta im Dezember 1989 vor den USA im Kalten
Krieg.


Den Blick weiten

Heute begeistern sich selbst Politiker der Regierungskoalition, egal,
ob schwarz oder rosarot, an der "Lebensleistung der Ostdeutschen". Sie
begreifen oder lassen vermuten, dass sie begreifen, dass der Weg der
"Wiedervereinigung", der "Treuhandpolitik" nicht so gradlinig war und
dass ostdeutsche Biografien beschädigt wurden. Eine späte Einsicht,
die nicht aus den relativen Wahlerfolgen der PDS/ Linken vor 15 oder
20 Jahren erwächst, sondern aus Angst vor den rechtskonservativen,
völkischen Kräften an der rechten Flanke, die zwar nicht den
Kapitalismus, aber das gut geschmierte parlamentarisch-demokratische
System in Frage stellen.

Aber: Ohne einen genaueren Blick auf das, was 1949 in Bonn und in
Berlin begann, ohne das Verständnis der deutsch-deutschen
Doppelbiografie zweier verfeindeter, sich zeitweise offen,
bekämpfender, auf jeden Fall konkurrierender Staaten und
Gesellschaftsentwürfe ist dieses Stück Geschichte, sind seine
aktuellen Nachwirkungen nicht zu begreifen. Die Doppelbiografie ist
aber die zweier sich bekämpfender Systeme, die immer wieder vor
vergleichbaren Herausforderungen standen, oft ähnliche und manchmal
konträre Lösungen fanden und sich der Verantwortung Deutschlands nach
der Befreiung vom Faschismus stellen mussten. Mit unterschiedlicher
Konsequenz. Wer gewonnen hat, das ist bekannt. Es wäre gut zu wissen,
warum. Ebenso, weshalb der andere deutsche Staat vierzig Jahre
bestehen, widerstehen, auch Beispiel sein konnte und doch scheiterte.

Allein die Stichworte Mauer, Wende, Stasi, Stacheldraht und harte DM
sagen darüber zu wenig aus. Erinnern ist Zwang zum Denken, zum
Nachdenken.

Es wird wieder empfohlen werden, sich Biografien zu erzählen, linke
Bildungsvereine träumen von den erhellenden Gesprächen mit
Bürgerbewegten, SED-Reformern und heutigen Akteuren, die auf
Übereinstimmungen zielen sollen - für eine offene, plurale,
demokratische, fremdenfreundliche Gesellschaft. Gut und schön.

Es wird aber mehr kritische Analyse gebraucht: Warum die beiden
deutschen Staaten so wurden, wie sie waren, mit ihrem
antifaschistischen Anspruch und ihrem unterschiedlichen Verständnis
von Vergangenheitsbewältigung.

Und auch linke Politik muss sich Fragen stellen, sicher auch die nach
dem Versagen im Realsozialismus, vor allem aber nach dem Verlust ihrer
Beziehung zur eigenen, sehr weit zu fassenden Arbeiterklasse.
"Klassenpolitik" wird das heute genannt und ist in den letzten drei
Jahrzehnten erst recht verlorengegangen. Blick auf Lebenslage und
Arbeit, Verständnis für die Interessen der arbeitenden Menschen
jenseits akademisch geprägter Kreise sind mehr denn je gefragt.

Genauso sollte genauer auf die Begeisterung für soziale Bewegungen
geschaut werden - heute wie damals. In Krisenzeiten sind viele
Menschen bereit, sich politisieren zu lassen, bereit, Verantwortung zu
übernehmen, basisdemokratisch zu agieren, das Schicksal in die eigene
Hand zu nehmen. Nicht nur die letzten drei Jahrzehnte haben allerdings
gezeigt, dass soziale Bewegungen, alte wie neue, nur dann etwas
positiv bewegen, wenn sie wissen, wohin sie wollen. Hier sind die
uneinigen Linken, geschweige denn andere Demokraten zerstrittener denn
je, desorganisiert, von ihren negativen Erfahrungen mit den alten
Bewegungen und Gesellschaftsalternativen desorientiert wie noch nie in
der Geschichte von Kapitalismus, Sozialismus und seinem eigentlich
unversöhnlichen Kampf. Jahrestage sollten Zeiten zur Besinnung, zum
Neuanfang sein. Oder?

 * 
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VORWÄRTS/1458: "Die grosse Mehrheit in Venezuela will Frieden!"


vorwärts - die sozialistische zeitung, Nr. 13/14 vom 26. April 2019

"Die grosse Mehrheit in Venezuela will Frieden!"

von Fabian Perlini



Carolus Wimmer ist als Mitglied der Kommunistischen Partei
Venezuelas Abgeordneter der Nationalversammlung. Im Interview mit dem
vorwärts erzählt er vom Kampf der Frauen* und dem Zusammenhalt in der
venezolanischen Gesellschaft - aber auch von Fanatismus, Rassismus und
Faschismus.


vorwärts: Genosse Carolus, wie erlebst du die aktuelle
politische Situation in Venezuela? Sind die Menschen eher für oder
gegen Maduro?

Carolus: Es gibt ein breites Bewusstsein in der Bevölkerung,
dass der Kampf nicht uns, sondern der nächsten Generation gilt. Gegen
Maduro zu sein, ist in einer Demokratie völlig legitim. Das Volk weiss
aber auch, dass wir Frieden brauchen sowie die Unabhängigkeit. Die
Mehrheit des Volkes ist für die bolivarische Verfassung von 1999. Und
diese wird vor allem von den Frauen* verteidigt.


vorwärts: Was schätzen die Frauen* an der neuen
Verfassung?

Carolus: Die Verfassung gibt den Frauen* Rechte, die sie zuvor
nicht hatten. Vorher war die Frau* irgendwie immer im Hintergrund,
aber heute wird beispielsweise der ökonomische Wert der Hausfrau*
anerkannt. Hausfrauen*, die im kapitalistischen Sinn nie gearbeitet
hatten, haben heute ein Recht auf eine Rente und erhalten diese auch.
Es gibt neue Rechte für die Versorgung der Kinder, die im übrigen
Südamerika kaum vorhanden sind: Mutterschaftsurlaub, kostenlose
Erziehung, ärztliche Behandlung usw. Deshalb wird die Verfassung
verteidigt. Auch werden die Kriegsdrohungen der USA von breiten
Bevölkerungsschichten abgelehnt. Denn die grosse Mehrheit - weit über
die Maduro-Anhänger*innen hinaus - will Frieden. Sie ist sich bewusst,
dass die USA das Problem vergrössern und eine Bombardierung die
Probleme nicht lösen, sondern erschweren wird.

Es gibt jedoch einige Teile der Opposition, die möchten, dass die USA
einmarschiert. Doch deren 'Führer' leben nicht in Venezuela. Es gibt
eine grosse Einheit im Volk, die bis weit in die Opposition reicht,
und weder einen US-Angriff noch einen Bürgerkrieg, sondern - wie
bereits betont - Frieden will. Diese Werte vereinen die
Venezolaner*innen. Und wenn eine Einheit des Volkes besteht, dann ist
es auch möglich, erfolgreich Widerstand zu leisten.


vorwärts: Du lebst mit deiner Familie in Venezuela. Wie
erlebt Ihr die konkrete Situation vor Ort?

Carolus: Ich wohne seit 48 Jahren im Bundesstaat Barinas,
bekannt als Geburtsstadt von Chavez, in der Kleinstadt Barinitas. Vor
vier Tagen war ein erneuter Stromausfall. Anscheinend wurde von
Scharfschütz*innen auf die Generatoren geschossen. Meine Familie
schrieb mir aber heute, dass der Strom stundenweise bereits wieder
fliesse. Strom bedeutet Wasser, Banküberweisungen, Operationen. Einem
Volk den Strom zu nehmen, ist eine höchst kriminelle Handlung. Ich
wohne in einem riesigen Wohnblock mit rund 150 Wohnungen verteilt auf
16 Stockwerke. Da ist alles drin: da leben Chavist*innen sowie
Anhänger*innen der Opposition. Und mich kennen alle als Kommunisten,
weil ich als Abgeordneter in den Medien erscheine. Doch trotz dieser
krassen Unterschiede gibt es das Bewusstsein, dass wir zusammenhalten
müssen! So organisieren wir uns in einer gemeinsamen WhatsApp-Gruppe,
mit der gegenseitig Hilfe geleistet wird. Zum Beispiel als ein
Wasserrohr brach, das die Wohnungen eines ganzen Stockwerks
überschwemmte - und zwar unabhängig von der politischen Linie von
deren Bewohner*innen. (lacht).


vorwärts: Werden die Lebensmittel-Pakete der Regierung
auch bei euch verteilt?

Carolus: Natürlich. Diese Lebensmittel kommen jedoch nicht
einfach "von Maduro", wie oft behauptet wird, sondern werden von
kommunalen Räten organisiert, die hauptsächlich von Frauen* mit einem
hohen Bewusstsein für die Gesellschaft geleitet werden. Um die Pakete
zu erhalten, muss man sich nun für einen Kommunalrat einschreiben. Und
es gibt halt auch elitäre Leute, die sich besser fühlen als die
Arbeiterklasse, und sich weigern, diesen Räten beizutreten. Dann
erhalten sie auch keine Pakete.


vorwärts: Vielleicht haben es diese Leute auch einfach
nicht nötig, Lebensmittelpakete zu kriegen.

Carolus: Eigentlich schon, denn viele dieser Familien sind
nicht reich. Doch ihnen steht der Fanatismus im Weg. Sie sagen: "Das
kommt von Maduro, das nehme ich nicht an." oder sie wollen mit dem
'gemeinen Volk' nichts zu tun haben. Der Rassismus spielt dabei eine
grosse Rolle. Die Menschen aus dem venezolanischen Volk haben oft eine
schwarze oder braune Hautfarbe - wir sprechen von afro-venezolano
- während der Mittelstand weiss sein möchte. Oft ist er das aber
nicht. Guaidó ist ja auch nicht weiss, auch wenn er sich noch so
blauäugig fühlt. Der grösste Teil der Bevölkerung ist gemischt und hat
eine zimtfarbene Haut. Und auch die Mittelschicht hat diese Hautfarbe,
doch sie fühlt sich weiss und geht auf Distanz zur dunkleren
Bevölkerung.


vorwärts: Du bist seit 2015 gewählter Vertreter der
Kommunistischen Partei. Doch wie steht es um die Nationalversammlung?

Carolus: Ich bin für den benachbarten Bundesstaat Trujillo
gewählt. Doch aufgrund meiner politischen Aufgaben bin ich oft in
Caracas, jedoch nicht in der Nationalversammlung, denn sie wurde vom
obersten Gerichtshof wegen Verstössen gegen die Verfassung als illegal
erklärt. Deshalb geht unser ganzes Bündnis, wie auch ein Grossteil der
Opposition, nicht hin und übernimmt keine Geschäfte. Aber hin und
wieder setzen sich im Parlament vielleicht 20 Vertreter*innen der
Opposition auf illegale Weise zusammen. Sie sind aber nicht
entscheidungsfähig, da sie nie das nötige Quorum von 50 Prozent
erreichen. Es geht ihnen lediglich darum, etwas in der Presse zu
veröffentlichen. Diese Situation wird von einer faschistischen
Minderheit ausgenutzt: von der Primera Hosticia ("Zuerst
Gerechtigkeit") und der Voluntad Popular ("Volkswille") von Guaidó.


vorwärts: Du sprichst von faschistischen Parteien. Es ist
aber so, dass sich so gut wie alle Parteien in Venezuela, von links
bis rechts, als "sozialdemokratisch" bezeichnen.

Carolus: Da hast Du vollkommen recht: Die Partei von Guaidó
sitzt in der Sozialistischen Internationale. Aber wenn man liest was
die sagen und sieht, was ihre Anhänger machen: mit brutalen Methoden
gehen sie gegen Mitglieder ihrer eigenen Allianz vor. Zum Beispiel
wurden Firmen gezwungen zu schliessen, ansonsten man ihre Läden
kaputtschlagen würde.


vorwärts: Das sind mafiöse Methoden.

Carolus: Richtig faschistisch. Verdächtigte Chavist*innen
wurden ausgezogen, an den Pfahl gebunden, gefoltert und gefilmt. Alles
wird gefilmt, denn sie wollen, dass dies gesehen wird. Vor ein paar
Jahren wurden diese Organisationen, die Guarimba, zum erstenmal
sichtbar. Wegen ihnen haben wir in Venezuela damit begonnen, von
Faschismus zu sprechen. Schau dir die Videos auf Youtube an!


vorwärts: Werde ich machen. Danke für das spannende
Interview.

 * 
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DOKUMENTATION/1623: ZDF plan b mit neuen Folgen - Themen der Sendungen 04.-25.05.2019 (ZDF)


plan b

Mit Herz und Hightech – Wie Menschen Herausforderungen meistern

Samstag, 4. Mai 2019, 17.35 Uhr / samstags um 17.35 Uhr

Inhalt:

– "plan b" – Neue Dokumentationsreihe

– Sendetermine und Stab

– plan b: Mit Herz und Hightech – Wie Menschen Herausforderungen meistern

– plan b: Backen, sägen, schneidern – Comeback des Handwerks

– plan b: Europa in Bewegung – Grenzenlos arbeiten, reisen, leben

– "Wir verfolgen einen konstruktiven Ansatz"

– Interview mit "plan b"-Redaktionsleiter Christian Dezer

– Die bisherigen "plan b"-Sendungen im ZDF



"plan b" – Neue Dokumentationsreihe

"plan b" bietet seit dem 7. Oktober 2017, samstags um 17.35 Uhr im ZDF, konstruktiven Journalismus. "plan b" ist eine Dokumentationsreihe mit Reportage-Elementen, die das jeweilige Thema anhand verschiedener Beispiele und Protagonisten aufbereitet und dabei den europäischen Aspekt immer mit einbezieht. "plan b" wirft einen lösungsorientierten Blick auf aktuelle Probleme und zeigt verschiedene Möglichkeiten auf, wie diese in den Griff zu bekommen sind. "plan b" ist die erste Dokumentationsreihe im deutschen Fernsehen, die diesen konstruktiven Ansatz verfolgt. 
 *

Samstag, 4. Mai 2019, 17.35 Uhr, ZDF
plan b: Mit Herz und Hightech
Wie Menschen Herausforderungen meistern
Film von Katja-Christiane Vogler

Produktion: Autentic GmbH
Redaktion: Christian Dezer
Länge: ca. 30 Minuten


Samstag, 11. Mai 2019, 17.35 Uhr, ZDF
plan b: Backen, sägen, schneidern
Comeback des Handwerks
Film von Stella Könemann

Produktion: B.Vision
Redaktion: Christian Dezer
Länge: ca. 30 Minuten


Samstag, 18. Mai 2019, 17.35 Uhr, ZDF
plan b: Europa in Bewegung
Grenzenlos arbeiten, reisen, leben
Film von Arlette Gruoner, Nanje Teuscher und Frédérique Veith

Produktion: Spiegel TV
Redaktion: Christian Dezer
Länge: ca. 30 Minuten


Samstag, 25. Mai 2019, 17.35 Uhr, ZDF
plan b: Kunden an die Macht
Hand in Hand mit dem Handel
Film von Saskia Heim

Produktion: berlin Producers
Redaktion: Christian Dezer
Länge: ca. 30 Minuten

 * 

plan b: Mit Herz und Hightech – Wie Menschen Herausforderungen meistern

Blind Skifahren, ohne Hand Schlagzeug spielen, doppelt so schwer heben können: Klingt nach Wundern, doch Technik macht's möglich. Findige Köpfe entwickeln genau dafür die passenden Hilfen.

Durch Digitalisierung, 3-D-Druck und neue Formen der Zusammenarbeit entstehen Ideen, die körperliche Einschränkungen wettmachen und das Leben erleichtern. Praktisch im Alltag, gut für die Seele. Behinderungen und harte Arbeit wiegen nicht mehr ganz so schwer.

Nicolas Huchet verlor bei einem Arbeitsunfall seine rechte Hand. Die handelsübliche Prothese der Krankenkasse verfügte lediglich über bewegliche Daumen und Zeigefinger. "Ich hatte die Handlungsfähigkeit eines Krebses", erzählt der Franzose. Kostenpunkt für eine bessere, eine bionische Hand, die natürliche Handbewegungen perfekt nachahmt: 40 000 Euro. Für ihn damals unbezahlbar. Daraufhin entwickelte Huchet einfach selbst eine künstliche Hand – die er im 3-D-Drucker herstellte. Heute leitet er die Non-Profit-Organisation "My Human Kit". Mit dem "menschlichen Baukasten" möchte er dazu beitragen, dass jeder Betroffene seine eigene Prothese entwerfen und ausdrucken kann, und das für weniger als 1000 Euro.

Die Castingshow "The Voice of Germany" machte Bernarda Brunovic berühmt. Die blinde Schweizerin schaffte es bis ins Halbfinale. Den Erfolg verdankt sie nicht nur ihrer Stimme, sondern auch ihrer Stärke. Geboren mit einer schweren Sehbehinderung, wurde Brunovic bis zu ihrem 15. Lebensjahr 33 Mal operiert – ohne Erfolg. Bei der letzten Operation verletzt der Chirurg das linke Auge, sie verliert es. Und beschließt, sich von ihrer Blindheit nicht länger behindern zu lassen. Die junge Frau konzentriert sich auf ihre Ausnahmetalente: Sport und Gesang. "Die Musik eröffnet mir neue Welten. Ich sehe sie dann mit anderen Augen", sagt sie. Den technologischen Fortschritt verfolgt Bernarda Brunovic aber aufmerksam weiter. Seit Kurzem arbeitet sie mit einem neuen Spracherkennungscomputer, der ihr das Studium an der Universität Luzern erleichtern soll.

Leichter haben es künftig auch die Menschen, denen bei harter körperlicher Arbeit ein sogenanntes Exoskelett buchstäblich unter die Arme greift. Die Firma "German Bionic" in Augsburg entwickelt seit zwei Jahren eine Technologie, die menschliche Bewegungen mit maschineller Kraft unterstützt und den Träger beim Heben schwerer Gegenstände entlastet. Das beugt Rückenleiden vor und eröffnet Menschen mit chronischen Beschwerden einen Weg zurück ins Arbeitsleben.

 * 

plan b: Backen, sägen, schneidern – Comeback des Handwerks

Klasse statt Masse: Eine neue Generation von Handwerkern hat sich zurückgekämpft ins öffentliche Bewusstsein. Tradition und Qualitätsarbeit treffen den Nerv der Zeit.

Was einst Stütze der Gesellschaft war, weicht seit Jahren einer immer effektiveren Industrieproduktion. "plan b" begleitet Handwerker bei ihrer Mission, Können und Kunst wieder fest in der Welt von heute zu verankern.

Bäckermeister Jürgen Fink geht mit seinem Familienbetrieb im hessischen Steinau seinen eigenen Weg. Wie gelingt ihm als traditioneller Handwerker der Erfolg in Zeiten von Backshops und aufgewärmten Rohlingen?

Auch viele Laien interessieren sich für Handgemachtes: Im Haus der Eigenarbeit in München gibt Möbelschreiner Florestan Teilken sein Fachwissen an Hobbyhandwerker weiter: "Das Verständnis für den Aufwand, den der Bau eines Möbelstücks mit sich bringt, ist verloren gegangen. Dass ich den Leuten im Laufe eines Kurses wieder das Handwerk nahebringen kann, ist das Schönste."

Steinmetzin und Maurerin Helena Reppin will das Image von Handwerksberufen aufpolieren. "Das Schöne an jedem Handwerk ist ja, dass man etwas mit den Händen erschafft und darauf stolz sein kann." Auch in Italien bietet das Handwerk vielen Jugendlichen eine neue Perspektive. In einer Schneiderschule in Penne lernen schon Teenager den Umgang mit Nadel und Faden und tragen mit ihrer Berufswahl zum Fortbestehen echter italienischer Handwerkstradition bei.

 * 

plan b: Europa in Bewegung – Grenzenlos arbeiten, reisen, leben

Zwölf Länder in fünf Wochen: Zwei Interrailer aus Berlin wollen Menschen begegnen und Europa auf den Zahn fühlen – ob im Pierogi-Kochkurs in Warschau oder an der Friedensmauer in Belfast.

"Wer reist, verändert die Perspektive." Das ist das Credo von Vincent-Immanuel Herr und Martin Speer. Sie kämpfen für ein Europa, das zusammen- und nicht auseinander wächst. Deshalb fordern sie kostenloses Interrail. "Das ist gut für die EU, das ist gut für uns alle."

Grenzenloses Arbeiten, Reisen und Leben ist in vielen Regionen schon Normalität, wird aber kaum noch als Errungenschaft gewürdigt. Dabei stand am Anfang eine große Idee: die Union als Friedensprojekt, eine starke und wachsende Gemeinschaft für Freiheit, Sicherheit und Rechtsstaatlichkeit ohne Binnengrenzen. Mittlerweile leben eine halbe Milliarde Menschen in der Europäischen Union. Kann es da überhaupt so etwas wie eine gemeinsame europäische Identität geben? Oder sind es gerade die Unterschiede, die Europa bereichern?

"Ich bin ein großer Fan von Europa", sagt die 24-jährige Anne Laumen, "weil ich hier aufgewachsen bin und jeden Tag über die Grenze gehe, ohne Probleme." Die Deutsche lebt in Eurode – so heißt die erste symbolische Europastadt, die aus dem niederländischen Kerkrade und dem deutschen Herzogenrath gebildet wurde. Für sie und ihre niederländische Freundin Lonneke Brückner ist die Grenzregion ein Gewinn, auch wegen der unterschiedlichen Kulturen. "Biolebensmittel kaufen wir lieber in Deutschland, die süßen und frittierten Leckereien eher in den Niederlanden." Ihr Blick reicht über ihre Landesgrenzen hinaus – und so war Europa wohl gedacht. "Europa muss nicht nur auf dem Papier funktionieren, sondern auch im echten Leben", sagt Lonneke. Eurode geht mit gutem Beispiel voran. Im Kleinen gelingt hier, was auch im Großen möglich sein könnte.

Welche Chancen bietet die EU gerade jungen Europäern? Welche Begegnungen warten auf die beiden Berliner Interrailer? Überwiegt an den Grenzen, die sie bereisen, "EU-phorie" oder Europa-Frust? In Zeiten wachsender Europa-Skepsis dokumentiert "plan b", wo sich Europa positiv auf unser Leben auswirkt.

 * 

"Wir verfolgen einen konstruktiven Ansatz"
Interview mit "plan b"-Redaktionsleiter Christian Dezer

"plan b" bietet ab 7. Oktober 2017, samstags um 17.35 Uhr im ZDF, konstruktiven Journalismus. Bedeutet das vor allem: Es werden weniger die Probleme, als vielmehr die Lösungsansätze dargestellt?

In der nachrichtlichen Berichterstattung und in etablierten Dokumentationsformaten werden Probleme meist ausführlich und in Gänze dargestellt. Wir wollen in unserem neuen Format das jeweilige Problem dagegen kurz umreißen und dafür zeigen, dass es bereits viele verschiedene Möglichkeiten gibt, diese in den Griff zu bekommen. Insofern wollen wir einen etwas anderen, lösungsorientierten Blick auf die Themen werfen. "plan b" ist das erste Dokumentationsformat im deutschen Fernsehen, das diesen konstruktiven Ansatz in einem Doku-Format verfolgt.

Ist dieser "plan b" für alle Themenfelder denkbar – oder was greifen Sie auf?

Alles, was das Leben und die Gesellschaft an Themen bereithält, kann auch für "plan b" interessant sein. Wir müssen schauen, ob es beim jeweiligen Thema Lösungsansätze auf verschiedenen Ebenen gibt. Wir werden zum Beispiel das Thema "Wohnen in der City" unter der Fragestellung aufgreifen: Wie lassen sich bezahlbare Mieten in Innenstadtlagen ermöglichen? In großen Städten wie München, Berlin oder Frankfurt, aber auch in vielen ausländischen Metropolen ist es ja bereits ein Riesenproblem, bezahlbaren Wohnraum zu finden. Auf unserer Suche nach Lösungsansätzen haben wir festgestellt, dass es zum Beispiel in Zürich, einer der teuersten Städte Europas, auch bezahlbare Mieten gibt. Statt zum Beispiel 60 bis 70 Euro, nur 15 Euro. Wir zeigen, wie das geht und sich finanziert. Und wir beleuchten, wie in Deutschland einige Städte, die ihre Grundstücke nicht zur Haushaltkonsolidierung verscherbelt haben, nun über die Grundstückspreise Einfluss auf die Bau- und am Ende auch auf die Mietkosten nehmen.

Und wie werden die Themen für das neue Format aufbereitet?

"plan b" ist ein Dokumentationsformat mit Reportage-Ansätzen. Wir erzählen die jeweilige Geschichte anhand verschiedener Beispiele und Protagonisten. Und wir wollen dabei den europäischen Aspekt immer mit einbeziehen und in Erfahrung bringen, wie im Ausland mit den jeweiligen Problemen verfahren wird. Die Herausforderung ist dabei: Für die 30-Doku-Minuten eine Dramaturgie mit verschiedenen Geschichten zu entwickeln, die sich abwechseln. Denn das ist beim konstruktiven Journalismus auch zu bedenken: Lösungsansätze und alternative Entwicklungen leuchten dem Zuschauer oft schnell ein – da gilt es eine Spannungslinie für die verschiedenen Themen zu entwickeln.

"plan b" ist auch ein Synergieprojekt mit der ARTE-Reportagereihe "Re:" Gibt es dennoch unterschiedliche Handschriften?

Ja, die gibt es. Dennoch wollen wir schauen, wie wir die Format-Ansätze gut zusammenführen. ARTE setzt mehr auf die Reportage, bei "plan b" ist es eher eine Dokumentation mit Reportage-Ansätzen, mit einer Geschichte, die wir anhand verschiedener Beispiele und Protagonisten erzählen. Wir arbeiten eng mit "Re:" zusammen und liefern auch Stücke für den ARTE-Sendeplatz.

In einem Satz: Was erwartet die Zuschauer bei "plan b"?

Wer "plan b" einschaltet, sieht: "Die Welt ist voller Ideen!"

Mit Christian Dezer sprach Thomas Hagedorn.

 * 

Die bisherigen "plan b"-Sendungen im ZDF

2017 (9 Sendungen)


	plan b: Kleine Miete – tolle Wohnung: Günstig wohnen in der City (7. Oktober 2017)

	plan b: Arme Rentner – reiche Rentner: Wege aus der Armutsfalle (14. Oktober 2017)

	plan b: Glückliche Familien – zufriedene Chefs: Die neue Vereinbarkeit von Job und Privatleben (21, Oktober 2017)

	plan b: Fahren ohne Fahrschein – Kostenloser Nahverkehr (28. Oktober 2017)

	plan b: Fair statt billig – Mehr Geld für Bauern (4. November 2017)

	plan b: Ehe "light" – Die etwas andere Art zu heiraten (11. November 2017)

	plan b: Landlust statt Landfrust – Wie sich Dörfer neu erfinden (25. November 2017)

	plan b: Lieferhelden – Wege aus dem Zustellwahnsinn (9. Dezember 2017)

	plan b: Nur die Ruhe – Die Neuentdeckung der Langsamkeit (23. Dezember 2017)




2018 (37 Sendungen)


	plan b: Weniger ist mehr – Vom Glück anders zu wirtschaften (6. Januar 2018)

	plan b: Lockruf aufs Land – Wie junge Mediziner wieder Hausarzt werden (20. Januar 2018)

	plan b: Faire Arbeit – gerechter Lohn: Wie der Job uns glücklich machen kann (27. Januar 2018)

	plan b: Im Einklang mit den Bergen – Alpenurlaub auf die sanfte Tour (17. Februar 2018)

	plan b: Die Multi-Kulti-Macher – Wie Integration gelingen kann (24. Februar 2018)

	plan b: Teller statt Tonne – Der Wert des Essens (3. März 2018)

	plan b: Mode ohne Makel – Der Weg zu nachhaltiger Mode (17. März 2018)

	plan b: Zuhause alt werden – Helfer statt Heim (24. März 2018)

	plan b: Faire Ostern – Schokolade von der besten Seite (31. März 2018)

	plan b: Jogging im Matheunterricht – Wie unsere Kinder schlank bleiben können (7. April 2018)

	plan b: Gewinne ohne Gier – Wirtschaften mit Gewissen (14. April 2018)

	plan b: Gleich, gleicher, Gleichberechtigung – Karrierechancen für alle (21. April 2018)

	plan b: Die Reparatur-Revolution – Weiternutzen statt wegwerfen (28. April 2018)

	plan b: Mahlzeit! – Köstliche Kantinenküche (5. Mai 2018)

	plan b: Oldies online – Wie digitale Technik Senioren hilft (12. Mai 2018)

	plan b: Rares & Royales – Ein Herz für Schlösser (19. Mai 2018)

	plan b: Mein Geld tut Gutes – Nachhaltiges Sparen und Finanzieren (26. Mai 2018)

	plan b: Null Müll – Schluss mit dem Abfallwahnsinn (9. Juni 2018)

	plan b: Besser grillen – Nackensteak und Nachhaltigkeit (21. Juli 2018)

	plan b: SOS Notaufnahme – Ambulanzen am Limit (28. Juli 2018)

	plan b: Leben ohne Sucht – Raus aus der Abhängigkeit (4. August 2018)

	plan b: Ackern für die Zukunft – Natürliche Landwirtschaft in Feld und Garten (18. August 2018)

	plan b: Das große Brummen – Ohne Insekten geht es nicht (25. August 2018) 

	plan b: Bildung rockt – Chancengleichheit in der Schule (8. September 2018)

	plan b: Eine Frage der Würde – Alltag für Demenzkranke (15. September 2018)

	plan b: Smart Cities – Nachhaltig leben in der Stadt (22. September 2018)

	plan b: Scharfblick und Fingerspitzengefühl – Mit Behinderung zum Traumjob (29. September 2018)

	plan b: Die Wächter der Bäume – Waldschutz mit Weitblick (6. Oktober 2018)

	plan b: WIR sind die Stadt – Wenn Einwohner anpacken (13. Oktober 2018)

	plan b: Lebenswert bis zum Ende – Vom anderen Umgang mit dem Tod (20. Oktober 2018)

	plan b: Stadt im Wandel – Neuer Schwung für alte Viertel (27. Oktober 2018)

	plan b: Heilen ohne Antibiotika – Wie wir in Zukunft Infektionen behandeln können (3. November 2018)

	plan b: Zum Schutz der Meere – Fisch ohne Reue (10. November 2018)

	plan b: Smart Cities – Nachhaltig leben in der Stadt (17. November 2018)

	plan b: Clevere Cops – Mit Hightech auf Verbrecherjagd (24. November 2018)

	plan b: Es weihnachtet fair – Bio-Tanne und Umweltpapier (8. Dezember 2018)

	plan b: Im Urlaub Gutes tun – Voller Einsatz statt all-inclusive (22. Dezember 2018)




2019 (10 Sendungen)


	plan b: Zu gut für den Müll – Unterwegs mit den Essensrettern (19. Januar 2019)

	plan b: Trubel im Altenheim – Wie Kinder und Senioren voneinander profitieren (26. Januar 2019)

	plan b: Gewonnene Jahre – Neue Therapien gegen Krebs (2. Februar 2019)

	plan b: Gut gegründet – Wie Start-ups erfolgreich werden (9. Februar 2019)

	plan b: Gemeinsam statt einsam – Vom heilsamen Miteinander (23. Februar 2019)

	plan b: Schluss mit Plastik – Verpackung neu gedacht (9. März 2019)

	plan b: Retter der Ozeane – Für ein Meer ohne Plastik (23. März 2019)

	plan b: Weniger Arbeit – gleicher Lohn: Ideen für die Jobs der Zukunft (30. März 2019)

	plan b: Bezahlbares Zuhause – Rezepte gegen Wohnungsnot (6. April 2019)

	plan b: Verkehr ohne Chaos – Wo es auf den Straßen läuft (13. April 2019)  




– Änderungen und Ergänzungen vorbehalten –
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MAGAZIN/887: ZDF - PUR+ – Drei Folgen zum Klimawandel, 04.05., 25.05. und 01.06.2019 (ZDF)


PUR+ zum Klimawandel

Drei Folgen im ZDF

Ab Samstag, 4. Mai 2019, 6.25 Uhr

Inhalt:

– Stab, Sendungskonzept

– "PUR+: Rettet das Klima!"

– "PUR+: Wenn der Meeresspiegel steigt"

– "PUR+: Gefährlicher Starkregen"

– Interview mit "PUR+"-Moderator Eric Mayer

– Schwerpunkt Klimawandel in der ZDFmediathek und der ZDFtivi-App



Stab

Moderation: Eric Mayer
Redaktion: Silke Penno
Länge: Drei Folgen à 24 Minuten


Sendungskonzept

"PUR+" bietet Kindern zwischen acht und zwölf Jahren in jeder Folge ein spannendes Thema und stellt dabei ungewöhnliche Fragen.

Das Entdeckermagazin macht sich auf die Suche nach Antworten. In jeder Sendung führt Eric Mayer – Moderator und Stuntman des Wissens – dafür außergewöhnliche und anschauliche Experimente durch. Dabei gibt es für ihn nur eine Maxime: Er probiert die Dinge lieber selbst aus, statt nur darüber zu reden. Zum Beispiel beim "PUR+"-Kletter-Experiment: Hier beweist Eric, dass einem das falsche Sicherungsseil nicht das Leben rettet, sondern die Knochen bricht. Eric Mayer beschäftigt sich mit dem Thema Tod genauso wie mit Kinderarmut, den Wikingern aus dem Mittelalter oder der Frage: Wie wird man Wildhüter oder Spurenleser in der afrikanischen Savanne? "PUR+" sind keine Grenzen gesetzt.

Die Themenvielfalt und die Verschmelzung von Information und Unterhaltung machen "PUR+" einzigartig. Das Entdeckermagazin bringt mit einem attraktiven Mix aus Ernsthaftigkeit und Humor ungewöhnliche Themen, emotionale Geschichten und ehrliche Antworten auf Kinderfragen. Anstatt bloße Kenntnis zu vermitteln, schafft "PUR+" Erkenntnisse. Wissen erfahrbar und nachvollziehbar machen – dafür steht "PUR+".

Auf den Internetseiten von "PUR+" auf zdftivi.de können sich die User alle Folgen ansehen. Von Moderator Eric gibt es regelmäßig Videos von seinen Drehreisen und einen Blick hinter die Kulissen.

 * 

"PUR+: Rettet das Klima!"
Samstag, 4. Mai 2019, 6.25 Uhr im ZDF

Zehntausende Kinder und Jugendliche gehen jede Woche auf die Straße und demonstrieren für besseren Klimaschutz – in Deutschland, Europa und weltweit. Sie haben Angst um ihre Zukunft und machen sich Sorgen, dass unsere Erde bald unbewohnbar sein könnte.

Auch der 16-jährige Ludwig kämpft für besseren Klimaschutz. Er will erreichen, dass die Bundesregierung endlich handelt. Seine Idee: Unterschriften sammeln, um den Politikern klar zu machen, wie viele Menschen seiner Meinung sind. Zusammen mit seinem Freund Nils und seinem Bruder Hans hat Ludwig eine Petition gestartet: für einen schnellen Ausstieg aus der Kohleenergie. Beim Verbrennen von Kohle in Kraftwerken entsteht besonders viel klimaschädliches CO2. 60.000 Menschen unterschreiben die Petition, auf der Straße und online. Diese Unterschriften übergeben sie der Bundesumweltministerin – können sie Svenja Schulze von ihrem Anliegen überzeugen?

Familie Plikat aus Hamburg probiert aus, was jeder einzelne zum Klimaschutz beitragen kann. Fleisch essen, Auto fahren, Kleider shoppen – jedes Familienmitglied analysiert, wo es im Alltag besonders viel CO2 verursachen und stellen das eigene Verhalten um. Sohn Moritz fährt mit dem Fahrrad zum Fußballtraining. Tochter Amelie tauscht Kleider mit ihren Freundinnen, statt neue zu kaufen. Und alle verzichten auf Fleisch. Wie viel CO2 können sie damit einsparen? Und wie machen sie Urlaub, ohne viel CO2 zu produzieren?

 * 

"PUR+: Wenn der Meeresspiegel steigt"
Samstag, 25. Mai 2019, 6.25 Uhr im ZDF

Der Meeresspiegel ist in den vergangenen hundert Jahren etwa um 20 Zentimeter gestiegen. Wissenschaftler erwarten in den kommenden 80 Jahren einen weiteren Anstieg um bis zu 65 Zentimeter. Wie lassen sich die Küsten schützen, wenn der Meeresspiegel steigt?

An der Nordseeküste sorgen Deiche dafür, dass das Land bei Sturm nicht überflutet wird. Mit dem Anstieg des Meeresspiegels besteht jedoch die Gefahr, dass bei einer Sturmflut die Deiche nicht mehr hoch genug sind und diese brechen. Deshalb müssen sie erhöht und durch neue Techniken stabiler gemacht werden. Auch der Abschlussdeich in Holland, der Amsterdam vor Überflutung bewahrt, muss erhöht werden. Eric testet im Wellenkanal die neue Deichkonstruktion. Wird sie einer Jahrtausendflut standhalten?

Bei Sturmflut sind als erstes die Halligen betroffen. "PUR+" erzählt die Geschichte einer Familie auf der Hallig Nordstrandischmoor, die sich vor dem "Land unter" schützen muss.

 * 

"PUR+: Gefährlicher Starkregen"
Samstag, 1. Juni 2019 im ZDF

Kleine Bäche werden in kürzester Zeit zu Sturzfluten, vollgelaufene Keller zu Fallen. Starkregen ist äußerst heftig, unberechenbar und sorgt immer häufiger für extreme Überschwemmungen. Wetterexperten sagen, dass die Zunahme von extremem Wetter mit dem Klimawandel zu tun habe. Doch wie entsteht Starkregen überhaupt?

Und wie gefährlich ist es, bei Starkregen die Straße zu überqueren? "PUR+"-Moderator Eric Mayer wagt in einem Wildwasserkanal das Experiment: Wie lang kann er einer starken Strömung standhalten? Und was passiert, wenn Hindernisse wie Verkehrsschilder im Wasser stehen?

In einem zweiten Experiment verhält sich Eric so, wie es man es am besten nicht macht: Er will in einem überfluteten Keller mal schnell nach dem Rechten sehen und eventuell noch Gegenstände aus dem Wasser retten. Doch wie gefährlich ist so ein Vorhaben? Was passiert, wenn der Keller vollläuft? Und wie schnell kommt man dort wieder heraus? Bei dem riskanten Selbstversuch in einem Übungskeller der Feuerwehr Würzburg stehen dem "PUR+"-Moderator zwei Rettungstaucher zur Seite. Kann Eric sich aus eigener Kraft aus dem überfluteten Keller befreien?

 * 

"Junge Menschen wollen nicht den Kopf in den Sand stecken, sondern sich selbst engagieren"
Interview mit "PUR+"-Moderator Eric Mayer

Mit "Rettet das Klima!", "Wenn der Meeresspiegel steigt" und "Gefährlicher Starkregen" habt ihr gleich drei Folgen zum Klimawandel im Programm. Was können Kinder in den Folgen lernen?

Wir wollen sichtbar machen, was sich genau hinter dem Wort "Klimawandel" verbirgt. Was sind die Ursachen dafür, dass die Atmosphäre sich erwärmt? Und welche Folgen hat das? Es wird heute schon eine Menge unternommen, um sich vor den Folgen der Erderwärmung zu schützen. Zum Beispiel bauen die Holländer einen 32 Kilometer langen Deich an der Nordseeküste um, weil der Meeresspiegel steigt. Wir sind dabei, wenn die Sturmflut simuliert wird. Der Klimawandel ist ja nicht immer offensichtlich, aber hinter den Kulissen wird schon fieberhaft daran gearbeitet, die Folgen abzumildern.

Stellt man die Zukunft für Kinder nicht zu negativ dar?

Der Klimawandel ist für die meisten unserer Zuschauer ja nichts Unbekanntes, viele haben davon schon gehört und interessieren sich dafür. Unsere Aufgabe ist es, hier fundierte Informationen zu bieten, damit jeder die Möglichkeit hat, sich einen Standpunkt zu bilden und somit eine solide Grundlage für eigene Entscheidungen. Ich glaube, das hilft sogar dabei, Ängste abzubauen und sich sachlich mit dem Problem auseinanderzusetzen. Außerdem erzählen wir von viel positivem Engagement und Menschen, die versuchen, die Probleme mit dem Klimawandel zu lösen. Und die "Fridays for Future"-Demos zeigen ja, dass viele junge Menschen den Kopf nicht in den Sand stecken wollen, sondern sich auch selbst engagieren. Mit unseren Sendungen wollen wir sie auch dafür stärker machen.

Auch online seid ihr mit dem Thema sehr präsent. Was erwartet uns auf den tivi-Seiten?

Wir wollen online zeigen, dass es möglich ist, etwas zu tun. Das muss auf verschiedenen Ebenen passieren. Bestimmte Entscheidungen können nur Politiker treffen. Deshalb ist es gut, ihnen auf die Finger zu schauen. Wir zeigen an einigen Beispielen, dass das auch früher schon funktioniert hat, wie beim Ozonloch. Aber es gibt auch für jeden Einzelnen Möglichkeiten, einen Beitrag zu leisten. Ach ja, und mein Hund Caramelo macht auch mit und ernährt sich klimafreundlicher.

Wie stark betrifft dich persönlich das Phänomen? Hast du etwas in deinem Alltag verändert, seitdem du dich so intensiv mit dem Thema Klimaschutz beschäftigst?

Im Grunde begleitet mich das Thema immer im Alltag. Es gibt so viele kleine Entscheidungen, die wir ständig treffen und die Auswirkungen auf das Klima haben, wir müssen sie uns nur bewusst machen. Ich habe mittlerweile zum Beispiel eine Monatskarte für die öffentlichen Verkehrsmittel und fahre fast ausschließlich Bahn. Ist ohnehin viel entspannter als mit dem Auto. Oder das Thema Trinkwasser: Ich trinke zu Hause nur noch Leitungswasser. Das spart mir zusätzlich das Kistenschleppen. Aber ich gebe auch zu, dass es nicht immer leicht fällt. Darf ich zum Beispiel nicht mehr mit dem Flugzeug in den Urlaub fliegen? Klimaschutz hat auch immer was mit Verzicht und dem Ändern von Gewohnheiten zu tun. Ich finde, wenn man das erkennt und akzeptiert, fallen viele Sachen leichter.

 * 

Schwerpunkt Klimawandel in der ZDFmediathek und der ZDFtivi-App

Unter dem Motto "Klima geht uns alle an!" bietet das ZDF-Kinderprogramm in der ZDFmediathek und der ZDFtivi-App ab 3. Mai 2019 flankierend zu den "PUR+"-Sendungen weitere Informationen zum Thema Klimaschutz.

Was ist der Klimawandel? Warum ist CO2 so schädlich? Und was schädigt das Klima darüber hinaus? Mit diesen Fragen beschäftigen sich "Löwenzahn" in "Kohlendioxid – Ein Gas unter Druck" und die Kindernachrichten "logo!". Auf den Online-Seiten können User sich über den Einfluss von Fleischessen und Kuhpupsen auf das Klima, den Unterschied zwischen Wetter und Klima, die Weltklimakonferenz und das Zwei-Grad-Ziel informieren und anschließend in einem Klima- und einem CO2-Quiz ihr Wissen überprüfen.

Gefahren des Klimawandels wie die Gletscherschmelze, den Anstieg des Meeresspiegels, Starkregen, Hochwasser sowie die wirtschaftlichen Folgen erklären Beiträge von "PUR+" und "logo!".

Für Klimaschutz demonstrieren, klimafreundlich einkaufen und reisen, auf Plastik verzichten und den CO2-Fußabdruck verkleinern, "PUR+", "logo!" und "Die Klimaretter" zeigen, was gegen den Klimawandel getan werden kann. "logo!" spricht mit der 16-jährigen Klimaaktivistin Greta Thunberg, die seit Wochen in der Öffentlichkeit Druck für eine klimaverträgliche Politik aufbaut. "logo!"-Moderatorin Jennifer Sieglar versucht in "logo! extra: Jennies Umwelt-Challenge" drei Wochen alle Dinge zu vermeiden, die den Alltag zwar erleichtern aber umweltschädlich sind. Von der Fleischmenge bis hin zum Verpackungsmüll: "PUR+"-Moderator Eric Mayer und sein Hund Caramelo testen, welche Möglichkeiten es gibt, den ökologischen Fußabdruck von Haustieren zu verringern. Eric erhofft sich zudem hilfreiche Tipps von Zuschauern, wie sie persönlich das schädliche Treibhausgas minimieren und ruft dazu auf, ihm davon zu erzählen.
 


– Änderungen und Ergänzungen vorbehalten –
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MUSIK/571: ZDF - Willkommen bei Carmen Nebel, am 04.05.2019 (ZDF)


Willkommen bei Carmen Nebel

das 15-jährige Jubiläum – live aus Berlin

Samstag, 4. Mai 2019, 20.15 Uhr LIVE

Inhalt:

– Zur Sendung



Willkommen bei Carmen Nebel

Am Samstag, 4. Mai, meldet sich Carmen Nebel um 20.15 Uhr im ZDF mit ihrer großen Samstagabend-Show live aus dem Berliner Velodrom. Zum 15-jährigen Jubiläum ihrer Show präsentiert sie ein Aufgebot an nationalen und internationalen Stars sowie jede Menge Überraschungen. 
Schlager-Superstar Andrea Berg wird dabei sein und freut sich darauf, beim Jubiläum der Show musikalisch mitzufeiern. Carmen Nebel schaut auf die großen Highlights aus 77 Shows zurück. ZDF-Kollege Johannes B. Kerner bringt noch einmal seine legendäre Tanzeinlage mit dem Showballett mit in die Mai-Sendung und übernimmt die Rolle des Quizmasters, wenn es um die lustigsten, bewegenden und überraschendsten Momente aus 15 Jahren "Willkommen bei Carmen Nebel" geht.

Carmen Nebel freut sich auch auf die beliebten Schlagerstars Roland Kaiser, Maite Kelly und Beatrice Egli. Für magische Momente in Berlin sorgen die "Ehrlich Brothers". Sie hatten ihren ersten großen TV-Auftritt bei Carmen Nebel und lassen es sich bei diesem Jubiläum nicht nehmen, die Zuschauer zu verzaubern.

Weitere Gäste der Show werden noch bekannt gegeben.

 


– Änderungen und Ergänzungen vorbehalten –
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UNTERHALTUNG/631: ZDF - Andrea Kiewel präsentiert "ZDF-Fernsehgarten 2019", 05.05.-22.09.2019 (ZDF)


ZDF-Fernsehgarten 2019

Andrea Kiewel präsentiert Musik und Gäste

ab Sonntag, 5. Mai 2019, 11.50 Uhr, LIVE

Inhalt:

– Der "ZDF-Fernsehgarten" – Die Sommersaison 2019

– Die "ZDF-Fernsehgarten" – Saison 2019/Themen-Ausblick



Der "ZDF-Fernsehgarten" – Die Sommersaison 2019

Am 5. Mai ist es so weit: Der "ZDF-Fernsehgarten" startet in die Saison 2019. Andrea Kiewel präsentiert 21 neue Folgen, jeden Sonntag live vom Mainzer Lerchenberg. 
Die Gäste der ersten Ausgabe sind unter anderen Andrea Berg, Wincent Weiss, Michael Schulte, Mike Singer, Die Lochis und Ben Zucker.

Weitere Highlights sind die Einweihung des neuen "Fernsehgarten"-Pools mit Synchronschwimmerinnen, eine anrührende Überraschung, Service mit dem Pflanzendoktor René Wadas und eine spektakuläre Tanzdarbietung unter dem Motto "Dance4Fans".

Der TV-Dauerbrenner "ZDF-Fernsehgarten" wurde als "die am längsten laufende Live-Open-Air-Unterhaltungsshow" in das Guinness-Buch der Rekorde aufgenommen und präsentiert ein abwechslungsreiches Unterhaltungsprogramm aus Show, Artistik, Sport, Servicethemen und vor allem jeder Menge Musik. 21 Folgen "ZDF-Fernsehgarten" werden sonntags ausgestrahlt.

 * 

Die "ZDF-Fernsehgarten" – Saison 2019/Themen-Ausblick


	05.05. ZDF-Fernsehgarten Saisonauftakt/Eröffnung Pool

	12.05. Muttertag

	19.05. Discofox

	26.05. Schlagerparty

	02.06. Mann/Frau

	09.06. 80er-Jahre

	10.06. Flohmarkt am Pfingstmontag

	16.06. 90er-Jahre

	23.06. Hits von gestern

	30.06. Sommer in Deutschland

	07.07. Rekorde

	14.07. Frankreich

	21.07. Mondlandung

	28.07. Mallorca-Fernsehgarten

	11.08. Mainz-Triathlon

	18.08. Woodstock

	25.08. Der Garten lebt

	01.09. Asia

	08.09. Discofox

	15.09. tba

	22.09. Fernsehgarten-Oktoberfest  




– Änderungen und Ergänzungen vorbehalten –
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HÖRSPIEL/1929: Deutschlandfunk - "Showroom Gesicht" von Burkhard Reinartz, 5.5.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Showroom Gesicht

Bühne des Lebens und Tarnkappe

Von Burkhard Reinartz

Deutschlandfunk 2016

Freistil

Sonntag, 5. Mai 2019, 20.05 - 21.00 Uhr, Deutschlandfunk



Das Allererste, worauf Menschen achten, ist das Gesicht des
Gegenübers. Es erzählt die Geschichte seines Inhabers, spiegelt oft
sein Temperament und seine Gefühle. Doch nicht immer zeigt das Antlitz
den wahren Charakter. Der menschliche Körper ist durch Kleidung
verborgen, das Gesicht dagegen direkt sichtbar. Die anderen haben im
Alltag jederzeit optischen Zugriff und beurteilen Menschen nach dem
Ausdruck ihres Gesichtes. Die Konsumgesellschaft produziert immer neue
Gesichter als Identifikationsfiktionen: schön, selbstbewusst, perfekt,
sympathisch. Menschen beurteilen Politiker weniger nach ihrem Aussehen
als nach ihrer Mimik. Das Gesicht ist der nackteste Ort des Körpers
und zugleich der maskierteste: Bühne des Lebens und Tarnkappe
zugleich.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 23. April 2019
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HÖRSPIEL/1928: Deutschlandfunk Kultur - "Harald" von Annette Scheld, 6.5.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Harald

Von Annette Scheld

Regie: Wolfgang Seesko

NDR 2017/51?23

Kriminalhörspiel

Montag, 6. Mai 2019, 21.30 - 22.30 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Ein Angler stößt an der Gose Elbe auf eine Leiche. Es handelt sich um
einen Mann: circa 40 Jahre alt, 75 Kilo schwer, 1,82 groß, Identität
nicht feststellbar. Wer ist dieser Unbekannte, den niemand zu
vermissen scheint? Was hat ihn an diesen Ort verschlagen? Welches
Drama mag sich hier abgespielt haben? Als die Polizei den Namen des
Toten herausfindet, zeigt sich, dass dieser schon vor seinem Tod
nahezu verschwunden war. Die Recherche offenbart die erschütternde
Absurdität eines menschlichen Lebens, das kaum bleibende Spuren
hinterlässt.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 30. April 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln
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MELDUNG/1884: WDR-Kinderhörspiele ab sofort auch in der Maus-App (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 2. Mai 2019

WDR-Kinderhörspiele ab sofort auch in der Maus-App



Ab sofort sind viele KiRaKA-Hörspiele auch in der beliebten App der
"Sendung mit der Maus" zu finden. Jetzt können Kinder und Eltern hier
unter anderem die spannenden Abenteuer von "Jim Knopf", "Rico und
Oscar" oder "Die Irrfahrten des Odysseus" erleben. Spaß und
Unterhaltung versprechen neben den Hörspielen auch die zahlreichen
KiRaKa-Radiogeschichten. Kinder entdecken damit zum Beispiel, wie
Biber leben oder was der berühmte Kinderbuchautor Erich Kästner für
ein Mensch war. Mehr als 100 dieser Geschichten warten darauf,
entdeckt zu werden. Als Orientierung für Eltern und Erzieher haben
alle Produktionen eine Altersempfehlung.

Mit der mehrfach preisgekrönten App "DieMaus" können Kinder interaktiv
in die Maus-Welt eintauchen. Neben der aktuellen "Sendung mit der
Maus" bietet die App viele Spiele und unzählige Lach- und
Sachgeschichten. Die KiRaKa-Hörspiele und -Radiogeschichten machen die
Maus-App jetzt auch zu einem großen Hörerlebnis - ein Ergebnis der
noch engeren Zusammenarbeit der Redaktionen des WDR-Kinderfernsehens
und des WDR Kinderradiokanals KiRaKa. Die App "DieMaus" gibt es
kostenlos zum Download für iOS und Android.

Geschichten, Musik und Nachrichten bietet auch der KinderRadioKanal
KiRaKa rund um die Uhr im Digitalradio DAB und im Netz unter
kiraka.de. Hörspiele sendet der KiRaKa jeden Samstag, Sonntag und an
Feiertagen.

Verantwortlicher WDR-Redakteur für die MausApp ist Matthias Körnich.
Projektleiter im WDR ist Oliver Schwarz. Andreas Blendin ist
verantwortlicher Redakteur für die Integration der KiRaKa-Hörspiele in
die App.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 2. Mai 2019

Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)

Appellhofplatz 1, 50667 Köln

Postanschrift: 50600 Köln

Pressestelle - Telefon: 0221/220-7100

E-Mail: wdrpressedesk@wdr.de

Internet: www.wdr.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 4. Mai 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / HÖRFUNK





MUSIK/2879: Deutschlandfunk Kultur - Die Komponistin und Frauenrechtlerin Ethel Smyth, 5.5.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Eine flammende Seele

Die Komponistin und Frauenrechtlerin Ethel Smyth

Von Sabine Fringes

Musikfeuilleton

Sonntag, 5. Mai 2019, 22.00 - 22.30 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Wenn es ein Wort gibt, das sie charakterisiert, dann ist es
Leidenschaft. Ethel Smyth, am 23. April 1858 in einem kleinen Ort
südöstlich von London geboren, entstammte einer wohlhabenden Familie.
Schon als Kind wollte sie Komponistin werden. Das temperamentvolle und
eigenwillige Mädchen wurde für kurze Zeit in ein Pensionat geschickt,
da sie als 'unmanageable', als nicht beherrschbar, galt. Mit einem
Hungerstreik brachte sie ihre Eltern schließlich dazu, ihr ein
Musikstudium zu erlauben. Während in vielen Städten Frauen der Zugang
zum Musikstudium noch verwehrt wurde, konnte sie in Leipzig als eine
der ersten Frauen Musik studieren. Sie schrieb sinfonische Werke,
Opern, Kammermusik und Chorwerke. Ein Porträt über die
leidenschaftliche Komponistin und Frauenrechtlerin zu ihrem 75.
Todestag.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 23. April 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln
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ARBEITSMEDIZIN/484: 4.000 Fälle berufsbedingter Hautkrebs (idw)


Deutsche Dermatologische Gesellschaft e.V. (DDG) - 01.05.2019

4.000 Fälle berufsbedingter Hautkrebs

Hohe Dunkelziffer bei hellem Hautkrebs



Berlin, 1. Mai 2019 - Seit 2015 wird der helle Hautkrebs in Deutschland
als Berufskrankheit anerkannt. Menschen, die über lange Zeit im Freien
arbeiten und intensiver Sonnenstrahlung ausgesetzt sind, haben ein
nachweislich höheres Risiko an hellem Hautkrebs zu erkranken.
Hautärztinnen und Hautärzte weisen regelmäßig auf den Zusammenhang
zwischen Sonneneinstrahlung und Hautkrebs hin. Zu den besonders
gefährdeten Gruppen gehören Menschen in den sogenannten Outdoor-Berufen,
die in der Bauindustrie, im Gartenbau oder in der Landwirtschaft tätig
sind.

Berufskrankheit Heller Hautkrebs

Prof. Dr. Peter Elsner von der Universitäts-Hautklinik Jena gibt auf der
50. Tagung der Deutschen Dermatologischen Gesellschaft bekannt, dass im
Jahr 2017 mehr als 6.000 Fälle von hellem Hautkrebs an die
Unfallversicherungen gemeldet und fast 4.000 als Berufskrankheit anerkannt
wurden. Die Dunkelziffer sei deutlich höher, denn nicht alle Betroffene
stellten sich bei ihrem Hautarzt vor. Etwa drei Millionen Menschen
arbeiten deutschlandweit im Außenbereich und sind täglich den
krebsauslösenden Einflüssen der Sonne ausgesetzt. "Eine regelmäßige
dermatologische Untersuchung ist bei allen Outdoorworkern zu empfehlen",
so Prof. Dr. Elsner. Im Falle einer Diagnose kann dann eine Meldung an die
gesetzliche Unfallversicherung erfolgen. Denn nur wenn diese über eine
Erkrankung informiert wurde, kann die Berufskrankheit anerkannt werden.

Leistungen der gesetzlichen Unfallversicherung

Sobald die Berufskrankheit anerkannt ist, erfolgt die Behandlung
lebenslang zu Lasten der gesetzlichen Unfallversicherung. Deren Leistungen
sind umfangreicher als die der gesetzlichen Krankenversicherungen. In
schweren Fällen können Betroffene auch eine Rente der Unfallversicherung
erhalten.

Mehr Sonnenschutz im Beruf

Für einen besseren Schutz der Risikogruppe fordert Prof. Dr. Elsner
vermehrte Anstrengungen zum Sonnenschutz im beruflichen Bereich. Dies
könne durch technische Maßnahmen wie Beschattungen erfolgen, aber auch
durch textilen Sonnenschutz und geeignete Sonnenschutzpräparate. "Viele
Unternehmen haben die einfachen Möglichkeiten zur Hautkrebsprävention noch
nicht erkannt, geschweige denn umgesetzt", meint Prof. Dr. Elsner.

Hellen Hautkrebs erkennen

Der helle Hautkrebs zeigt sich bereits lange in einer Vorstufe mit
Rötungen und Schuppungen an Hautbereichen, die intensiv der Sonne
ausgesetzt sind, also im Gesicht und auf den Handrücken. Diese sogenannten
aktinischen Keratosen können später in invasive Plattenepithelkarzinome
übergehen. Sie können Knoten oder Geschwüre bilden und über
Tochtergeschwülste auch tödlich verlaufen. Für die aktinischen Keratosen
stehen Hautärzten wirksame medikamentöse Therapien zur Verfügung. Haben
sich bereits Plattenepithelkarzinome entwickeln, muss meist operativ
behandelt werden.


Weitere Informationen finden Sie unter

https://youtu.be/-YCL25hono0

https://www.derma.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1999

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Dermatologische Gesellschaft e.V. (DDG) - 01.05.2019
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DERMATOLOGIE/745: Neues zu blasenbildenden Autoimmunerkrankungen der Haut (idw)


Deutsche Dermatologische Gesellschaft e.V. (DDG) - 01.05.2019

Neues zu blasenbildenden Autoimmunerkrankungen der Haut

Deutsche Dermatologische Gesellschaft präsentiert wissenschaftliche
Erkenntnisse



Berlin, 1. Mai 2019 - Blasenbildende Autoimmunerkrankungen sind seltene,
jedoch lebensbedrohliche Erkrankungen der Haut und Schleimhäute. Bei
diesen Hauterkrankungen bilden Zellen des Immunsystems (Plasmazellen)
bestimmte Eiweiße (Antikörper). Diese Antikörper schädigen mit den
körpereigenen T-Zellen Strukturen die Haut. Die Oberhaut (Epidermis) löst
sich und es bilden sich Blasen auf der Haut. Die Expertinnen und Experten
der Deutschen Dermatologischen Gesellschaft präsentieren auf ihrer 50.
Tagung vom 1. bis zum 4. Mai 2019 im Berliner CityCube neue
wissenschaftliche Erkenntnisse zu bullösen Dermatosen (Pemphigus), den
blasenbildenden Autoimmunerkrankungen.

Serologische Testungen bei blasenbildenden Autoimmunerkrankungen

Prof. Dr. Hertl, Direktor der Hautklinik am Universitätsklinikum Marburg
und Experte für bullöse Dermatosen, gibt Einblick in den aktuellen Stand
der dermatologischen Forschung. "Durch ein besseres Verständnis für die
Entwicklung dieser Erkrankungen können wir blasenbildende
Autoimmunerkrankungen jetzt mit handelsüblichen, serologischen
Testsystemen viel spezifischer diagnostizieren." Hierbei können die
entsprechenden Antigene und Antikörper nachgewiesen werden. Die meisten
bullösen Dermatosen werden immunsuppressiv, also durch die Unterdrückung
des körpereigenen Abwehrsystems (Immunsystem) behandelt. Das erfolgt
entweder mit sogenannten Glukokortikoiden oder im Anschluss an eine
konservative Behandlung durch adjuvant eingesetzte Immunsuppressiva bis
zum Rückgang der Krankheitssymptome. Die Mortalität (Sterblichkeit) bei
diesen Autoimmunerkrankungen konnte auf diesem Weg deutlich gesenkt
werden. Allerdings weisen systemische Glukokortikoide nicht unerhebliche
Begleitwirkungen auf. Dazu gehören Diabetes mellitus, arterielle
Hypertonie, Magen-Darm-Geschwüre, Osteoporose sowie eine erhöhte
Infektanfälligkeit.

Studien zeigen Remission von Autoimmundermatosen

Für die Behandlung von Autoimmundermatosen wurde vor kurzem der
monoklonale Antikörper Rituximab als First Line-Therapie zugelassen.
Prospektive Studien zeigten unter Rituximab langfristige Remissionen der
Autoimmundermatosen. Es laufen weitere klinische und präklinische Studien
mit dem Ziel, die autoreaktiven T- und B-Zellen sowie Autoantikörper bei
Patientinnen und Patienten mit einer bullösen Dermatose zu eliminieren.

Chronischer Juckreiz - Indiz für Dermatoserisiko

Das bullöse Pemphigoid ist die häufigste blasenbildende Hauterkrankung im
fortgeschrittenen Erwachsenenalter. Aufgrund verschiedener Komorbiditäten
zeigt sich hier eine hohe Mortalität im Altersgruppenvergleich. Als
Kardinalsymptom gilt ein chronischer Juckreiz, der mit vielgestaltigen
Hautveränderungen verbunden ist. Es hat sich gezeigt, dass ältere Menschen
mit Juckreiz-assoziierten Hauterkrankungen bereits Serumautoantikörper
gegen die Autoantigene der Haut aufweisen können. Damit besteht
möglicherweise ein erhöhtes Risiko für das Auftreten einer blasenbildenden
Autoimmunerkrankung, des bullösen Pemphigoids.

Klinische Erfahrungen mit Immunsuppressiva

Therapeutisch zeigen sowohl systemische als auch lokal angewandte
Glukokortikoide eine ähnliche klinische Wirksamkeit. "Die Wahl der
Therapie orientiert sich am Versorgungszustand der Patientin oder des
Patienten", so Prof. Dr. Hertl. Als adjuvante steroidsparende
Immunsuppressiva werde bei einem Pemphigoid Dapson, Azathioprin,
Methotrexat und Doxycyclin gegeben. Eine kürzlich publizierte Studie legt
nahe, dass Doxycyclin einen gleichwertigen therapeutischen Effekt wie die
systemischen Glukokortikoide aufweist. Dabei sei zu berücksichtigen, dass
Glukokortikoide um 30 Prozent stärker entzündungshemmend wirken, so Hertl
weiter.


Weitere Informationen finden Sie unter

https://youtu.be/-YCL25hono0

https://www.derma.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1999

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Dermatologische Gesellschaft e.V. (DDG) - 01.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 4. Mai 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / FACHMEDIZIN





DERMATOLOGIE/744: Entwicklung von Hautinfektionen (idw)


Deutsche Dermatologische Gesellschaft e.V. (DDG) - 01.05.2019

Entwicklung von Hautinfektionen

Breitbandantibiotika begünstigen Wachstum resistenter Bakterien



Berlin, 1. Mai 2019 - Bakterielle Infektionen der Haut und des
Weichgewebes gehören weltweit zu den häufigsten Infektionen des Menschen.
Dazu gehören beispielsweise Erysipel (Wundrose), Phlegmone und Abszesse.
Sie sind in vielen Ländern der zweithäufigste Anlass für eine Verordnung
von Antibiotika. Die Haut bietet auf etwa 1,5 m2 eine große Angriffsfläche
für die verschiedensten Infektionserreger. Gleichzeitig ist die gesunde
Haut mit Billionen Bakterien, Milben und Pilzen besiedelt. Der Lebensraum
dieser Mikroorganismen oder deren Gene werden als Mikrobiom der Haut
bezeichnet.

Chronische Wunden und Infektionen

Mit zunehmendem Lebensalter treten häufiger chronische Wunden auf. Sie
sind eine häufige Ursache von bakteriellen Infektionen. Chronische Wunden
können sich aus kleinen oberflächlichen Läsionen wie nässendem
Hautausschlag (Impetigo) oder Fußpilz, aber auch aus schwerwiegenden
Verletzungen der Hautoberfläche entwickeln. Hauptsächlicher Erreger ist
das Bakterium Staphylokokkus aureus (S. aureus), der auch ein relevanter
Erreger lebensbedrohlicher systemischer Infektionen ist. In Europa liegt
die Anzahl der neu auftretenden Staphylokokkus aureus-bedingten Sepsen bei
ungefähr 200.000 pro Jahr.

Einsatz von Antibiotika bei Hautinfektionen

Da der Staphylokokkus aureus häufig in Haut- und Weichgewebeinfektionen
vorkommt, aber auch als kolonisierender Erreger in der Nase, hat das
Bakterium mit seiner Resistenz gegen Methizillin (sog. MRSA) und andere
Antibiotika eine besondere Bedeutung. Antibiotika sind durch ihre direkte,
kurative Wirkung auf die Infektionserreger aus der Behandlung von
Hautinfektionen nicht mehr wegzudenken. Gleichzeitig wirken sie jedoch
auch gegen andere, "nützliche" Bakterien des Mikrobioms. "Ein unnötiger
Einsatz von Breitbandantibiotika bei Haut- und anderen Infektionen
begünstigt das Wachstum resistenter Bakterien in Geweben, die nicht von
einer Infektion betroffen sind, beispielsweise im Darm", so Prof. Dr. Cord
Sunderkötter, Direktor der Klinik für Dermatologie und Venerologie am
Universitätsklinikum Halle. Die verordneten Antibiotika sollten daher so
gezielt und schmal wie möglich wirken und rechtzeitig, adäquat lang und in
ausreichend hoher Dosis eingesetzt werden. Um diesen Forderungen gerecht
zu werden, hat die Deutsche Gesellschaft für Dermatologie (DDG) an
entsprechenden Leitlinien mitgearbeitet. Auf der 50. Tagung der DDG vom 1.
bis zum 4. Mai 2019 in Berlin werden einige Empfehlungen thematisiert.

Anstieg der Skabies

Die Diagnose Skabies (Krätze) wird in Deutschland in den letzten Jahren
auffallend häufig gestellt. Auch der Verbrauch an Antiskabiosa ist
deutlich gestiegen. Da die Skabies in Deutschland nicht meldepflichtig
ist, können diese nicht bewiesen und genau quantifiziert werden. Die
Ausbreitung einer Skabies wird in vielen Teilen der Welt durch ein
Zusammenleben auf engem Raum bei mangelnden hygienischen Bedingungen
begünstigt. In Deutschland sind solche Verhältnisse nur selten
anzutreffen, daher müssen hier zusätzliche Gründe vorliegen. Eine
Expertengruppe hat mögliche Ursachen herausgearbeitet, bewiesen ist
bislang keine davon. Da Skabies unter anderem während Intimkontakten
übertragen wird, ist Promiskuität ein bekannter Risikofaktor für Skabies.
Ein Grund für den Anstieg könnte daher im Zusammenhang mit der wieder
ansteigenden Zahl von sexuell übertragbaren Infektionen gesehen werden.
Außerdem sind Kinder eine unterschätzte Infektionsquelle, denn bei ihnen
ist die Prävalenz tendenziell höher als bei Jugendlichen und Erwachsenen.
Sie weisen meist mehr Milben auf, werden dahingehend oft unzureichend
behandelt und haben untereinander und zu Familienangehörigen einen
intensiveren Körperkontakt. Durch Kinder könnte sich eine Skabies also
leichter weiterverbreiten. Um solche kausalen Beziehungen zu verifizieren
seien aufwendige epidemiologische Studien notwendig, so Prof. Dr.
Sünderkötter.

Resistenz gegen Antiskabiosa

Mit der Zunahme der Skabies gehen Beobachtungen einher, denen zufolge die
Milben gegenüber dem Antiskabiosum der ersten Wahl (Permethrin)
unempfindlicher geworden sein sollen. Für einen ausbleibenden
Therapieerfolg gäbe es drei mögliche Erklärungen: 1) eine fehlerhafte
Anwendung, 2) eine Re-Infestation (Re-Infektion) infolge der
ausgebliebenen, wichtigen Behandlung von Kontaktpersonen und 3) eine
tatsächliche Unempfindlichkeit von Skabiesmilben gegenüber bestimmten
Antiskabiosa. Während es für die ersten beiden Möglichkeiten Belege gibt,
ist eine Unempfindlichkeit von Krätzemilben methodisch schwierig
nachzuweisen (anders als bei den Antibiotikaresistenzen der Bakterien).

Prävention durch Impfen

Schließlich rät Prof. Sunderkötter zur konsequenten Infektionsvorbeugung
durch Impfen: "Impfungen sollten wann immer empfohlen und so früh wie
angegeben durchgeführt werden." Dazu gehöre auch die Impfung gegen
"Warzenviren" (humane Papillomviren). Sie schützten auch vor bestimmten
Krebsformen, wie dem Gebärmutterhalskrebs und vor manchen Karzinomen am
Penis oder im Rachenraum. Seit dem 30. November 2018 ist die HPV-Impfung
auch für Jungen Bestandteil des Leistungskatalogs der gesetzlichen
Krankenkassen. Ein weiterer in diesem Jahr zugelassener und empfohlener
Impfstoff zielt auf die Vermeidung der schmerzhaften Gürtelrose (Herpes
zoster) ab.


Weitere Informationen finden Sie unter

https://youtu.be/-YCL25hono0

https://www.derma.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1999
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ONKOLOGIE/1984: Doppelangriff auf den Hirntumor (idw)


Klinikum der Universität München - 30.04.2019

Doppelangriff auf den Hirntumor

Neuer Therapieansatz gegen das häufig auftretende und sehr aggressive
Glioblastom wird im LMU Klinikum erforscht. Die Studienergebnisse wurden
jetzt im Fachblatt "Cancer Research" veröffentlicht.



Beim Glioblastom - dem häufigsten und zugleich bösartigsten Hirntumor -
hat die sogenannte anti-angiogene Therapie nicht geholfen. Diese
Behandlung galt lange Zeit als eine der neuen Hoffnungen im Kampf gegen
alle möglichen Krebsarten. Sie zielt darauf ab, mit bestimmten Wirkstoffen
wie "Avastin" die Bildung neuer Blutgefäße zu verhindern, über die sich
die meisten bösartigen Tumoren mit Nährstoffen für ihr aggressives
Wachstum versorgen. Doch abgehakt ist das Prinzip der Anti-Angiogenese"
noch lange nicht: Wissenschaftler des Labors für Neurochirurgische
Forschung in Großhadern unter der Leitung von Prof. Dr. Rainer Glaß haben
einen neuen Ansatzpunkt für die Therapie gefunden.

Am Glioblastom erkranken allein in Deutschland jährlich 3.000 bis 4.000
Menschen. Durchschnittlich überleben die Patienten nach Diagnose nur etwa
15 Monate. Die Zellen des Glioblastoms wachsen zum einen hoch aggressiv.
Zum zweiten bleiben die üblichen Waffen der Medizin im Kampf gegen den
Krebs weitgehend stumpf. Eine operative Entfernung des Tumors ist nur
unvollständig möglich. Auch Chemo- und Strahlentherapie wirken nur
begrenzt.

Die Tumoren wurden noch aggressiver

"Deshalb sucht die Medizin dringend neue Therapieoptionen", sagt Dr.
Roland Kälin. Er leitet die "neurovaskulären Projekte" in der
Neurochirurgischen Forschung. Vor mittlerweile vielen Jahren entdeckten
Wissenschaftler den VEGF-Signalweg, den Krebszellen für neues
Gefäßwachstum (Angiogenese) brauchen. Doch die Blockade dieses Signalweges
mittels Avastin brachte keine entscheidenden Überlebensvorteile für die
Patienten. Speziell in Glioblastomen kann alles sogar noch schlimmer
werden: In vielen Fällen erhöht sich die Streuung von Zellen aus den
Tumorherden in andere Gehirnareale noch, wodurch neue Krebsinseln
entstehen. Und: Die Tumoren aktivieren alternative molekulare Signalwege
für das Gefäßwachstum.

Überlebenszeit verbessert sich deutlich

Die Münchner Forscher um Rainer Glaß haben zum Beispiel den Signalweg um
den "Apelin-Rezeptor" im Fokus. Bindet das Molekül Apelin an den Rezeptor,
kommt Angiogenese in Gang. In neuen Studien mit Mäusen haben Glaß, Kälin
und ihre Kollegen nun gezeigt: Ein Apelin-F13A genanntes Mini-Protein
(Peptid) kann den Rezeptor besetzen, so dass Apelin nicht mehr daran
binden kann. "Der Angiogenese-Signalweg ist damit unterbrochen", erklärt
Kälin. Behandelt man die Mäuse gleichzeitig mit Avastin, ist auch der
VEGF-Signalweg gehemmt. Aber, ganz entscheidend: ohne dass
Glioblastom-Zellen andere Hirnbereiche besiedeln. Ergebnis letztendlich: Die
Lebenszeit der Nager erhöhte sich deutlich.

Was bedeuten die Erkenntnisse für Patienten?

Roland Kälin hält einen Test des kombinierten Therapieansatzes an
Glioblastom-Patienten für sinnvoll: "So könnte man vielleicht eine
lebensverlängernde Wirkung erreichen." Noch besser allerdings wäre es, ein
sogenanntes "kleines Molekül" zu entwickeln, das genau wie Apelin-F13A
wirkt, aber noch viel stabiler ist. Erste Gespräche mit der
Pharmaindustrie haben die Münchner Forscher angebahnt.


Originalpublikation:

http://cancerres.aacrjournals.org/content/early/2019/02/02/0008-5472.CAN-18-0881

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution550
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SPORTMEDIZIN/336: Muskelforschung zeigt vielversprechende Ergebnisse des Blood Flow Restriction Training (idw)


Gesellschaft für Orthopädisch-Traumatologische Sportmedizin (GOTS) - 30.04.2019

Muskelforschung zeigt vielversprechende Ergebnisse des Blood Flow Restriction Training



Patienten mit Arthrose des Hüft- oder Kniegelenkes, können neue Hoffnung
schöpfen. Auf dem Kongress der Gesellschaft für
Orthopädisch-Traumatologische Sportmedizin (GOTS) im Juni in Salzburg werden
vielversprechende klinische Ergebnisse zu einem neuen Muskel-Training
vorgestellt. Prof. Dr. Christoph Zilkens und Alexander Franz, Mitarbeiter
an der ATOS Orthoparc Klinik Köln und der Orthopädischen Uniklinik
Düsseldorf zeigen Erfolge des Trainings unter venöser Blutflussrestriktion
- Blood Flow Restriction (BFR) - und dessen Anwendung als Prä-Habilitation
vor orthopädischen Operationen auf.

Das sogenannte BFR soll Patienten dazu bringen, unter geringer
mechanischer Gelenkbelastung die Muskulatur zu trainieren und deren Kraft
und Masse zu steigern. Das Mehr an Muskelkraft hilft dann wiederum bei der
Stabilisierung der Gelenke und deren geringerer Belastung bei Bewegungen.
Dadurch kommt es zusätzlich auch zu einer Schmerzreduktion.

Zunächst werden den Patienten Blutdruck-Manschetten mit einem
Ultraschallmesser an Armen oder Beinen angelegt. Dann wird schrittweise
der Druck in den Manschetten gesteigert, bis der Blutfluss kurz zum
Erliegen kommt. Auf diese Weise ermitteln die Forscher den individuellen
arteriellen Verschlussdruck. Im Trainingsplan für den Patienten wird der
Manschettendruck dann auf 40-80 % des arteriellen Verschlussdruckes
eingestellt.

Alexander Franz, Sportwissenschaftler und Leiter des Bereichs
Muskelforschung erläutert: "Abgeklemmt werden die venösen Gefäße, die für
den Rücktransport des Blutes bestimmt sind, nicht die arterielle
Blutbahn."

Die Trainingsmethode wird bereits routinemäßig bei Patienten der ATOS
Orthoparc Klinik Köln und der Uniklinik Düsseldorf angewendet. Die
Patienten sind im Schnitt 60 Jahre alt. Viele bewegen sich seit langer
Zeit nicht oder wenig, weil Knie- und Hüftgelenke schmerzen. Mit dem BFR
trainieren sie vor allem die Oberschenkel- und Wadenmuskulatur.
Beispielsweise werden die Patienten zweimal pro Woche auf einem
Fahrrad-Ergometer mit den angelegten Manschetten belastet. Innerhalb von sechs
Wochen konnte so die Muskelkraft um 150 Prozent gesteigert werden und es
gab einen messbaren Muskel-Zuwachs von ca. 5 cm.

Das physiologische Wirkprinzip ist noch nicht vollständig untersucht.
Eines steht jedoch fest: Lactat- und Kohlendioxid-Werte sind sehr hoch,
da diese Abbauprodukte von den Venen nicht richtig abtransportiert werden
können. Hinzu kommt ein hoher Sauerstoff-Verbrauch der Muskelzellen.
"Durch das angesammelte Lactat werden mehr Muskelfasern rekrutiert.

Die Patienten geben unter anderem an, nach dem Training z.B. beim
Treppensteigen mehr Stabilität in den Gelenken zu empfinden. Der Muskel
wird während des Trainings an seine absolute Leistungsgrenze gebracht. Da
jedoch die mechanische Komponente so stark reduziert wird, entstehen keine
Mikrofrakturen und der Muskelkater bleibt aus.", so Alexander Franz.

Hinzu kommt, dass sich in den Venen Wasser ansammelt, welches in das
Gewebe abgegeben wird. Die Muskeln nehmen das Wasser auf, werden größer
und fangen an, Proteine zu bilden. Das BFR mache es somit möglich zu
trainieren, "ohne, dass die Patienten am nächsten Morgen mit mehr
Gelenkschmerzen aufwachen".


Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.gots.org/blog/category/aktuelles/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution2362
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FORSCHUNG/4034: Wie das Gehirn Sinnesreize kombiniert (idw)


Universität Bielefeld - 30.04.2019

Wie das Gehirn Sinnesreize kombiniert

Bielefelder Forschende mit Studie zu Flexibilität der Sinneswahrnehmung



Hören, Sehen, Tasten - unser Gehirn erfasst ganz verschiedene Sinnesreize
und verknüpft sie miteinander. Dabei hat das Gehirn eine Art eingebaute
Filterfunktion: Kombiniert werden Sinneseindrücke nur dann, wenn es für
die aktuelle Aufgabe erforderlich und sinnvoll ist. Diese Flexibilität der
Wahrnehmung haben Forschende der Universität Bielefeld, der University of
Oxford (Großbritannien) und der Aix-Marseille Université (Frankreich)
untersucht. Ihre Studie erschien gestern (29.04.2019) in der Zeitschrift
"Neuron".

Die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler zeigen darin, wo im Gehirn
Sinnesreize kombiniert werden und in welchem Hirnareal sich Flexibilität
verorten lässt. Aus Bielefeld sind Professor Dr. Christoph Kayser und Dr.
Hame Park vom Exzellenzcluster CITEC an der Studie beteiligt.

"Uns interessiert, wie das Gehirn Sinnesreize verarbeitet", sagt Kayser,
der die Forschungsgruppe "Kognitive Neurowissenschaften" leitet. In seiner
Forschung beschäftigt er sich mit multisensorischer Integration, also der
Kombination verschiedener Sinnesinformationen. Das ist zum Beispiel der
Fall, wenn man einen Film schaut: Hier hört man, wie die Figuren
miteinander sprechen, und sieht gleichzeitig ihre Lippenbewegungen. Es ist
jedoch nicht immer sinnvoll, dass auditive und visuelle Informationen
automatisch im Gehirn kombiniert werden, etwa wenn ein fremdsprachiger
Film synchronisiert ist und die Lippenbewegungen nicht zum Ton passen.

In ihrer Studie haben die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler
erforscht, in welchen Bereichen des Gehirns Sinnesreize flexibel
integriert werden. Dazu haben sie drei mögliche Modelle getestet. Während
verschiedene Sinnesreize im ersten Modell komplett getrennt verarbeitet
werden, werden sie im zweiten Modell automatisch kombiniert. Die dritte
Variante ist schließlich das Modell der "kausalen Inferenz": Verschiedene
Sinnesreize werden nur dann kombiniert, wenn sie nicht räumlich oder
zeitlich voneinander entfernt sind. Hört man zum Beispiel immer einen Ton
und sieht gleichzeitig ein Bild, kombiniert das Gehirn die Informationen.
Tauchen Ton und Bild jedoch zusammen auf, obwohl sie vorher getrennt
waren, werden sie nicht kombiniert. "Im Modell der kausalen Inferenz
schließt das Gehirn also auf eine mögliche gemeinsame Quelle der
Sinnesreize. Sinnesreize werden nicht einfach automatisch integriert,
sondern nur, wenn sie eine gemeinsame Quelle haben", sagt Kayser.

Um die drei Modelle zu testen, wurden Testpersonen mit Licht- und
Tonreizen konfrontiert. Licht und Ton tauchten dabei manchmal gleichzeitig
auf, manchmal mit unterschiedlichen Häufigkeiten. Währenddessen zeichneten
die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler die Hirnaktivität der
Testpersonen mithilfe einer Magnetenzephalographie (MEG) auf. Das
Ergebnis: Die drei Modelle passen jeweils zu unterschiedlichen Bereichen
des Gehirns und damit auch zu unterschiedlichen Stufen der Verarbeitung.
Auf der niedrigsten Stufe werden die Informationen getrennt in der
Seh- und der Hörrinde abgebildet. Danach werden sie im Parietallappen - das ist
der obere Teil des Gehirns - automatisch kombiniert. Erst auf einer
höheren Verarbeitungsstufe liest das Gehirn die Informationen aus den
vorherigen Stufen aus und filtert bei Bedarf störende Sinnesreize. Diese
Flexibilität in der Wahrnehmung wird in speziellen Arealen des
Frontallappens verortet, die für abstraktere Denkprozesse zuständig sind.
"Auf der Ebene des Verhaltens weiß man schon länger, wie Menschen mit
verschiedenen Sinnesinformationen umgehen. Mit unserer Studie können wir
erstmals zeigen, wie und wo das Gehirn solche Informationen verarbeitet",
sagt Kayser.

Die Ergebnisse der Studie können in verschiedenen weiteren
Forschungsbereichen genutzt werden. Sie sind zum Beispiel hilfreich für
die Erforschung des abstrakten Denkens, weil dort Flexibilität und kausale
Zusammenhänge eine wichtige Rolle spielen. "Wie das Gehirn
Sinnesinformationen verarbeitet, ist zudem für technische Anwendungen
relevant, etwa bei der Interaktion zwischen Mensch und Maschine", sagt
Kayser. Damit befassen sich seine Kolleginnen und Kollegen im Bielefelder
Exzellenzcluster CITEC. Und schließlich sind die Studienergebnisse im
klinischen Kontext von Bedeutung. Dort können sie helfen, Krankheiten wie
Autismus besser zu verstehen, bei denen Menschen Schwierigkeiten haben,
Sinnesinformationen richtig zu verarbeiten.

Kayser ist Biologe und Mathematiker und hat im Jahr 2017 die Professur für
Kognitive Neurowissenschaft an der Universität Bielefeld übernommen. 2015
wurde er mit einem "Consolidator Grant" des Europäischen Forschungsrats
(European Research Council, ERC) ausgezeichnet, die Förderung läuft bis
2020. Mit der Auszeichnung unterstützt der Forschungsrat vielversprechende
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler am Beginn einer unabhängigen
Karriere.


Originalpublikation:

Yinan Cao, Christopher Summerfield, Hame Park, Bruno Lucio Giordano,
Christoph Kayser: Causal Inference in the Multisensory Brain. Neuron,

https://doi.org/10.1016/j.neuron.2019.03.043, erschienen am 29. April
2019.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://ekvv.uni-bielefeld.de/blog/pressemitteilungen/entry/spezialist_für_die_fusion_der

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment71744

Pressemitteilung als PDF

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution56
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HYGIENE/134: So geht gründliche Händehygiene - Tipps zum Welthändehygienetag (idw)


Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung - 30.04.2019

So geht gründliche Händehygiene - BZgA gibt Tipps zum Welthändehygienetag



Händehygiene ist eine wirkungsvolle Methode, um sich und andere vor
Infektionskrankheiten zu schützen. Daran erinnert die Bundeszentrale für
gesundheitliche Aufklärung (BZgA) anlässlich des Welthändehygienetages am
05. Mai 2019. Wer seine Hände effektiv waschen will, sollte einige
einfache Grundregeln beachten: Beispielsweise sollten die
Handinnenflächen, Handrücken, Daumen, Fingerzwischenräume und
Fingerspitzen gründlich eingeseift werden.

Händehygiene ist eine wirkungsvolle Methode, um sich und andere vor
Infektionskrankheiten zu schützen. Daran erinnert die Bundeszentrale für
gesundheitliche Aufklärung (BZgA) anlässlich des Welthändehygienetages am
05. Mai 2019.

Dr. med. Heidrun Thaiss, Leiterin der BZgA, betont: "Unsere Hände kommen
ständig mit Oberflächen in Kontakt, auf denen sich Krankheitserreger
befinden können. Fassen wir uns dann an Mund, Nase oder Augen, können die
Erreger leicht über die Schleimhäute in den Körper gelangen und dort
Infektionskrankheiten des Magen-Darmtrakts oder weiterer innerer Organe
auslösen. Einen einfachen und wirkungsvollen Schutz bietet regelmäßiges
und gründliches Händewaschen."

Wer seine Hände effektiv waschen will, sollte einige einfache Grundregeln beachten:


	Nass machen: 
 Die Hände werden unter fließendes Wasser gehalten. Die Temperatur kann dabei so gewählt werden, dass sie angenehm ist.

	Rundum einseifen: 
 Handinnenflächen, Handrücken, Daumen, Fingerzwischenräume und Fingerspitzen sollten gründlich eingeseift werden.

	Zeit lassen: 
 Gründliches Händewaschen dauert mindestens 20 Sekunden, bei stark verschmutzten Händen auch länger.

	Gründlich abspülen: 
 Die Hände sollten unter fließendem Wasser abgespült werden.

	Sorgfältig abtrocknen: 
 Das Abtrocknen der Hände - auch der Fingerzwischenräume - gehört zum wirksamen Händewaschen dazu. Durch das Abtrocknen werden Keime entfernt, die noch an den Händen oder im restlichen Wasser an den Händen haften.



Die aktuelle bundesweite Repräsentativbefragung der BZgA zum Thema Hygiene
zeigt, dass sich insbesondere nach dem Toilettenbesuch sowie vor der
Zubereitung von Lebensmitteln die große Mehrheit der Bevölkerung
konsequent die Hände wäscht. Nach dem Naseputzen und Husten ist das
Händewaschen nur bei einem Drittel der Befragten verbreitet. Ausreichende
Händehygiene ist jedoch mehr als nur Händewaschen. Um andere nicht
anzustecken, empfiehlt die BZgA einfache Hygieneregeln, beispielsweise das
Husten oder Niesen in die Armbeuge.

Weitere Informationen der BZgA zum Thema:

Informationen zum Händewaschen unter

https://www.infektionsschutz.de/haendewaschen

Video "Schütz Dich und andere: Richtig Händewaschen" auf dem YouTube-Kanal der BZgA unter 

https://www.youtube.com/watch?v=hd1V04xcTds

Husten-Etiquette unter

https://www.infektionsschutz.de/hygienetipps/hygiene-beim-husten-und-niesen/#c6375

BZgA-Studie "Infektionsschutz durch Hygiene - Einstellungen,
Wissen und Verhalten der Allgemeinbevölkerung - Ergebnisse der
Repräsentativbefragung 2017" unter 

https://www.bzga.de/forschung/studien-untersuchungen/studien/impfen-und-hygiene

Kostenlose Bestellung der BZgA-Materialien unter:

Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung, 50819 Köln

Online-Bestellsystem: www.bzga.de/infomaterialien

Fax: 0221/8992257

E-Mail: order@bzga.de


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1232
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KATASTROPHEN/104: Üben für den Ernstfall - Uniklinikum Ulm absolviert erfolgreiche Katastrophenschutzübung (idw)


Universitätsklinikum Ulm - 30.04.2019

Üben für den Ernstfall 

Universitätsklinikum Ulm absolviert erfolgreiche Katastrophenschutzübung



Im Falle einer Bedrohungslage für Patient*innen und
Klinikmitarbeiter*innen müssen diese schnellstmöglich aus dem
Gefahrenbereich gebracht werden. Die Vorbereitung auf ein solches Ereignis
ist entscheidend für den reibungslosen Ablauf im Ernstfall. Aus diesem
Grund hat das Universitätsklinikum Ulm zusammen mit dem Polizeipräsidium
Ulm am Montag, 29. April, erfolgreich eine Evakuierungsübung an der Klinik
für Psychiatrie und Psychotherapie III am Standort Safranberg
durchgeführt. Zeitgleich trat die Klinikumseinsatzleitung (KEL) des
Universitätsklinikums zusammen.

"Die Sicherheit und der Schutz unserer Patient*innen und Mitarbeiter*innen
stehen für uns an erster Stelle. Deshalb ist es unerlässlich, regelmäßig
Katastrophenschutzübungen durchzuführen, bei denen wir den Ernstfall
proben und unsere Katastrophenschutzpläne auf mögliche Optimierungen hin
testen", betont Professor Dr. Udo X. Kaisers, Vorstandsvorsitzender und
Leitender Ärztlicher Direktor des Universitätsklinikums Ulm. Von 14:00 bis
15:30 Uhr übte daher das medizinische und pflegerische Personal der
psychiatrischen Klinik am Safranberg - begleitet von den Stabsstellen
Sicherheit und Katastrophenschutz - das Vorgehen während eines solchen
Szenarios. Aufgrund einer fiktiven bedrohlichen Lage setzten sie zunächst
einen Notruf an die Polizei ab und evakuierten daraufhin 13 Statist*innen,
die Patient*innen darstellten, in ein benachbartes Gebäude. Die Mehrzahl
der "Patient*innen" wurde aus den offenen Stationen in Sicherheit
gebracht. Zwei Personen befanden sich zum Zeitpunkt der Alarmauslösung in
einer geschlossenen Station - was eine besondere Herausforderung
darstellte. Aufgrund der räumlichen Nähe wurden die Statist*innen in ein
Gebäude der Sektion Sport- und Rehabilitationsmedizin geführt, wo Sie im
Notfall mit Medikamenten, Getränken, Speisen und allem Nötigen versorgt
würden. Die Polizei war mit zwei Beamt*innen vor Ort, die als polizeiliche
Einsatzleitung an der Übung teilnahmen. "Was den Katastrophenschutz
angeht, haben wir am Universitätsklinikum Ulm viel Erfahrung. Durch
regelmäßige und sehr aufwendige Übungen, federführend koordiniert von den
Stabsstellen Sicherheit und Katastrophenschutz, waren wir daher auch
bestens auf das heutige Szenario vorbereitet. Unsere entwickelten Konzepte
funktionieren und halten der Praxis stand", resümiert Professor Dr. Ernst
Pfenninger, Leiter Stabsstelle Katastrophenschutz am Universitätsklinikum
Ulm.

Parallel zur Evakuierungsübung trat die Klinikumseinsatzleitung (KEL) des
Universitätsklinikums zusammen, die aus dem Vorstand sowie den Leitungen
verschiedener Geschäftsbereiche und Stabsstellen, darunter Personal,
Sicherheit, Infrastruktur und Unternehmenskommunikation, besteht. Diese
probten das Vorgehen der Führungsebene im Katastrophenfall.
Während am Safranberg tatsächlich nur 13 Personen evakuiert wurden, übte
die KEL ein Szenario in größerem Maßstab: dort ging man von der
Evakuierung der gesamten psychiatrischen Klinik mit über 100 Patient*innen
und Beschäftigten aus. In regelmäßigen Abständen wurde die KEL über den
Fortgang der Übung im Klinikum informiert und hatte verschiedene Aufgaben
zu bewältigen. So musste sie etwa die Versorgung der Evakuierten mit
Verpflegung sowie mit den verschiedensten Medikamenten organisieren und
Presse- und Behördenanfragen beantworten. "Für die Mitglieder der KEL ist
es sehr wichtig, das Vorgehen im Falle eines Zusammentretens zu
trainieren. Wir können so Schnittstellenprobleme erkennen und diese
beheben noch bevor es zu einem realen Vorfall kommt", erklärt Professor
Dr. Udo X. Kaisers, der der KEL vorsteht. "Mit dem heutigen Übungsverlauf
sind wir sehr zufrieden. Die gewonnenen Erkenntnisse werden wir nun
analysieren und herausarbeiten, wo sich unsere Prozesse noch weiter
verbessern lassen."


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1093
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NACHSORGE/086: Reha-Angebot für pflegende Angehörige von Demenzerkrankten (Thieme)


Thieme Verlag - FZMedNews - 29. April 2019

Reha-Angebot für pflegende Angehörige von Demenzerkrankten



fzm, Stuttgart, April 2019 – Schätzungsweise vier Millionen Menschen in
Deutschland pflegen einen Angehörigen im häuslichen Umfeld. Die physische,
psychische und finanzielle Belastung für die Pflegenden ist enorm. Leidet das zu
betreuende Familienmitglied an einer Demenz, ist die Aufgabe besonders
kräftezehrend und emotional anspruchsvoll. Gleichwohl nehmen Pflegende aus Sorge
um ihre Angehörigen selten Rehabilitationsangebote wahr. Dringend notwendig sind
deshalb Reha-Programme, bei denen demenzkranke Angehörige mit aufgenommen werden
können. Eines der wenigen Angebote dieser Art bietet das AMEOS Reha Klinikum
Ratzeburg an. Dieses wurde nun von Sozialmedizinern der Universität Lübeck
evaluiert. Ihre Untersuchung belegt deutliche gesundheitliche Verbesserungen für
die Pflegenden am Ende der Rehabilitation. Sechs Monate danach gingen die
Effekte jedoch zurück. In der Fachzeitschrift „Rehabilitation“ (Georg Thieme
Verlag, Stuttgart. 2019) fordern die Wissenschaftler deshalb Nachsorgeangebote,
die sich besser als bisher an den Bedürfnissen der Pflegenden orientieren.

Das AMEOS Reha Klinikum Ratzeburg, Rehabilitationsklinik für Pflegende
Angehörige, hat sich im Jahr 2012 als erste Einrichtung in Deutschland auf die
psychosomatische Behandlung von Menschen spezialisiert, die einen demenzkranken
Angehörigen pflegen. Eine Besonderheit dort ist, dass die Demenzbetroffenen mit
aufgenommen werden können. „Für die meisten Pflegenden ist das die
Voraussetzung, um eine Rehabilitation wahrzunehmen“, sagt Professor Dr. phil.
Dipl.-Soz. Ruth Deck, Leiterin des Fachbereichs Rehabilitationsforschung am
Institut für Sozialmedizin und Epidemiologie der Universität Lübeck, die die
Studie leitete.

Deck und ihr Team konnten insgesamt 121 Rehabilitanden zu Beginn und zum
Abschluss des Aufenthalts sowie sechs Monate nach Abschluss der Reha-Maßnahme
befragen. Wie belastend die häusliche Pflege ist, zeigte sich bei der
Eingangsbefragung: Die Pflegenden gaben an, im Alltag und bei der sozialen
Teilhabe deutlich eingeschränkt zu sein, auch wiesen sie häufig psychische
Beeinträchtigungen, Schmerzen und andere körperliche Beschwerden auf. Im
Vergleich zu einer gesunden Bevölkerungsstichprobe schätzten sie ihre
Lebensqualität deutlich geringer ein und erreichten mehr als doppelt so hohe
Werte für Teilhabeeinschränkungen und depressive Verstimmungen.

Die in der Regel dreiwöchige Rehabilitation soll den Pflegenden deshalb Raum zur
Erholung bieten und ihnen helfen, Kraftressourcen zu erschließen und ein
Unterstützungsnetzwerk aufzubauen. Die multimodale Behandlung umfasst
verschiedene Therapieformen wie psychotherapeutische Einzel- und
Gruppensitzungen, Ergo-, Kunst-, Musik- und Physiotherapie. Außerdem werden die
Teilnehmer pflegerisch geschult und erhalten eine Sozialberatung. Während der
Therapieangebote werden die dementen Angehörigen durchgehend betreut, damit die
Pflegenden sich ganz ihrer Therapie widmen können.

„Am Ende der Rehabilitation lassen sich signifikante Verbesserungen feststellen.
Das Ausmaß der Allgemeinbeschwerden ist in hohem Maße zurückgegangen. Noch
stärkere Veränderungen zeigen sich bei den depressiven Verstimmungen“, so Deck
und ihr Team. Auch die Schmerzbelastungen haben sich am Ende der Rehabilitation
deutlich reduziert.

„Die Reha ist mit einem hohen gesundheitlichen Gewinn verbunden“, urteilen die
Autoren der Studie. Noch mangele es jedoch an einer guten Nachsorge: Sechs
Monate nach dem Klinikaufenthalt waren die Therapieeffekte wieder stark
zurückgegangen. Zwar erhalten die Rehabilitanden und die sie behandelnden Ärzte
am Ende der Reha umfassende Nachsorgeempfehlungen wie eine ambulante
Psychotherapie für den Pflegenden und eine Tagespflege für den Demenzkranken.
Diese werden jedoch oft nicht oder nur unzureichend wahrgenommen. „Um den
Rückgang der Reha-Erfolge zu vermeiden, muss die Nachsorge offenbar noch stärker
an den Bedürfnissen des Pflegenden ausgerichtet werden“, betonen die
Wissenschaftler.

R. Deck et al.:

Rehabilitation mit einem demenzkranken Angehörigen: Ergebnisse einer
längsschnittlichen Beobachtungsstudie

Die Rehabilitation 2019; 58 (2); S. 89–95.

 * 

Quelle:

FZMedNews - 29. April 2019

Thieme Verlagsgruppe

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

Rüdigerstraße 14, 70469 Stuttgart
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MELDUNG/988: Internationaler Hebammentag am 5. Mai - Mehr Hebammen in die Kreißsäle (DHV)


Deutscher Hebammenverband e.V. - 2. Mai 2019

Mehr Hebammen in die Kreißsäle

Zum Internationalen Hebammentag am 5. Mai fordert der Hebammenverband eine Stärkung der Geburtshilfe



Anlässlich des Internationalen Hebammentags am 5. Mai warnt der
Hebammenverband vor einer Verschlechterung der Situation in
Deutschlands Kreißsälen und fordert mehr Personal für die
Geburtshilfe. Frauen und Neugeborene sind im Kreißsaal zunehmend nur
noch unzureichend versorgt. Die Geburtshilfe ist seit Jahren
unterfinanziert und der Personalmangel steigt. Die Arbeitsbedingungen
für Hebammen haben sich verschlechtert. Hebammen betreuen in
Deutschlands Kliniken inzwischen dauerhaft mehr als doppelt so viele
Gebärende wie Hebammen in anderen europäischen Ländern. Teils betreut
eine einzelne Hebamme fünf oder mehr Gebärende gleichzeitig. Der
Hebammenverband fordert deshalb nachhaltige politische Maßnahmen mit
einem Geburtshilfe-Stärkungsgesetz. Ein Hebammen-Sonderstellenprogramm
soll für mehr Personal im Kreißsaal sorgen. Eine bessere ambulante
Notfallversorgung von werdenden Müttern soll das Personal im Kreißsaal
entlasten. Maßnahmen für ein gutes Fehlermanagement und eine bessere
interprofessionelle Zusammenarbeit im Kreißsaal sind dringend nötig.

"Die Geburtshilfe muss gestärkt werden. Wir brauchen mehr Hebammen und
eine gute Betreuung rund um die Geburt. Die Situation im Kreißsaal ist
mittlerweile so dramatisch, dass einzelne Maßnahmen nicht helfen
werden. Wir brauchen ein Geburtshilfe-Stärkungsgesetz", so Ulrike
Geppert-Orthofer, Präsidentin des DHV.

Frauen und ihre Familien haben dem Hebammenverband zum Hebammentag
mitgeteilt, was für sie gute Geburtshilfe bedeutet: "Eine empathische
Begleitung", "liebevoll und behutsam"; "Geborgenheit und Verständnis";
"bestärkt zu werden"; "Unterstützung bei Ängsten"; "eine ausgeruhte
Hebamme an meiner Seite" und "dass man nicht alleine gelassen wird" -
das wünschen sich Frauen rund um die Geburt. Diese und zahlreiche
andere Statements sind auf www.unsere-hebammen.de veröffentlicht. Der
Deutsche Hebammenverband setzt sich dafür ein, dass sie nicht nur
Wünsche bleiben. Es ist nicht egal, wie Kinder zur Welt kommen.

Der Hebammentag findet seit 1992 jedes Jahr am 5. Mai statt. Das
diesjährige Motto des Internationalen Hebammenverbands (ICM) lautet:
"Hebammen verteidigen Frauenrechte". Zahlreiche Hebammen und ihre
Unterstützerinnen und Unterstützer weisen weltweit mit Aktionen und
Infoveranstaltungen auf den Wert von Hebammenarbeit für Frauen und
Neugeborene hin. Auch in Deutschland finden Aktionen statt, die unter
www.hebammenverband.de/aktuell/aktionen/hebammentag/2019/
veröffentlicht sind.

 * 


Der Deutsche Hebammenverband e.V. (DHV) ist der größte
Hebammenberufsverband in Deutschland und setzt sich aus 16
Landesverbänden mit über 19.500 Mitgliedern zusammen. Er vertritt die
Interessen aller Hebammen. Im DHV sind angestellte und freiberufliche
Hebammen, Lehrerinnen für Hebammenwesen, Hebammenwissenschaftlerinnen,
Hebammen in den Frühen Hilfen, hebammengeleitete Einrichtungen sowie
Hebammenschülerinnen und Studierende vertreten. Über die berufliche
Interessenvertretung hinaus ist eine gute medizinische und soziale
Betreuung der Frauen und ihrer Kinder vom Beginn der Schwangerschaft
bis zum Ende der Stillzeit ein zentrales Anliegen des Verbandes. Als
Mitglied in der European Midwives Association (EMA), im Network of
European Midwifery Regulators (NEMIR) und in der International
Confederation of Midwives (ICM) setzt er sich auch auf europäischer
und internationaler Ebene für die Stärkung der Hebammenarbeit sowie
die Gesundheit von Frauen und ihren Familien ein.

 * 

Quelle:

Deutscher Hebammenverband e.V.

Pressemitteilung vom 2. Mai 2019

Geschäftsstelle:

Gartenstraße 26, D-76133 Karlsruhe

Telefon: 0721-98189-0, Fax: 0721-98189-20

Mail: info@hebammenverband.de

Internet: www.hebammenverband.de
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ALLERGIE/375: Forschung - Steuerungsmoleküle bei Allergien durch die dermatologische Forschung identifiziert (idw)


Deutsche Dermatologische Gesellschaft e.V. (DDG) - 01.05.2019

Steuerungsmoleküle bei Allergien durch die dermatologische Forschung identifiziert



Berlin, 1. Mai 2019 - Am 1. Mai 2019 beginnt die 50. Tagung der Deutschen
Dermatologischen Gesellschaft (DDG) in Berlin. Auf der viertägigen
Veranstaltung im CityCube werden die neuesten dermatologischen
Therapiestrategien vorgestellt. Dermatologinnen und Dermatologen nutzen
die Zusammenkunft für fachliche Fortbildungen.

Eines der zentralen Themen sind Allergien oder die damit assoziierten
Erkrankungen wie Neurodermitis. Sie nehmen seit Jahrzehnten in
entwickelten Ländern zu. Diese Erkrankungen werden wesentlich vom
Immunsystem gesteuert, das eigentlich schädliche Einflüsse mit einer
Entzündungsreaktion abwehren soll. Bei Allergien und mit ihnen
assoziierten Erkrankungen wie Asthma bronchiale oder Neurodermitis wird
hingegen eine "Entzündung" ohne erkennbar sinnvolle Zielrichtung
entwickelt.

Entstehung von Allergien

In der dermatologischen Forschung konnten nun drei ganz wesentliche Säulen
der Krankheitsentstehung identifiziert werden: 1. eine reduzierte Funktion
oder starke Belastung der Schutzfunktion von Haut, Atemwegen oder Darm 2.
eine übermäßige Reaktion auf Viren oder Bakterien und 3. die Neigung zu
einer Typ 2-Immunität. Eine Immunreaktion vom Typ 2 verändert die Reaktion
von Oberflächenorganen gegenüber der Umwelt. Sie reduziert die
Belastbarkeit dieser Organe, liegt der Entwicklung von Allergien zugrunde
und kann der Einstieg in eine "Allergiker-Karriere" sein.

Innovative Strategien für das Immunsystem

Neu ist, dass den bei Allergien fehlgeleiteten Immunreaktionen jetzt
wirksam begegnet werden kann. So kann präventiv durch eine aktive
Auseinandersetzung des Immunsystems mit Allergenen eine immunologische
Toleranz erreicht werden. Die effektive Behandlung einer mit Allergien
assoziierten Entzündung kann der Entwicklung weiterer Allergien vorbeugen.
Bei fehlgeleiteter Typ 2-Immunität wurden die wesentlichen
Steuerungsmoleküle auch durch die dermatologische Forschung
charakterisiert und können mit neuesten Medikamenten blockiert werden.

Therapeutische Antikörper bei Neurodermitis

Ein erstes dieser Medikamente ist seit 1,5 Jahren verfügbar. Dupilumab ist
ein therapeutischer Antikörper, mit dem selbst eine schwere Neurodermitis
wirkungsvoll behandelt werden kann. Dermatologische Studien haben gezeigt,
dass mit diesem Medikament Neurodermitis, zudem Asthma bronchiale und
andere mit Allergien assoziierte Erkrankungen, gut therapiert werden
können. "Die Erfahrungen mit dieser neuen Therapie, ihr Stellenwert vor
dem Hintergrund der bereits existierenden Therapieformen, das
Therapiemanagement sowie mögliche Nebenwirkungen sind ein wichtiger Teil
der Fortbildung der 50. Tagung der Deutschen Dermatologischen
Gesellschaft", sagt Prof. Dr. Tilo Biedermann, Direktor der Klinik und
Poliklinik für Dermatologie und Allergologie der Technischen Universität
München.

Dermatologischer Fortschritt im Dienste der Patienten

Die DDG-Tagung gibt bedeutenden dermatologischen Neuigkeiten und Themen
ein Podium und lädt Dermatologinnen und Dermatologen aus aller Welt zum
Austausch und Diskurs ein. So werden die Bedeutung des Mikrobioms für die
Allergien, der Patientennutzen der molekularen Allergiediagnostik und die
personalisierte Therapie erörtert.

Allergien und mit Allergien assoziierte entzündliche Erkrankungen stellen
eine Epidemie des 21. Jahrhunderts dar. Für die Betroffenen sind sie mehr
als eine Einschränkung der Lebensqualität. Daher ist es eine zentrale
Aufgabe von Ärzten und Wissenschaftlern, weitere Fortschritte im
Verständnis und in den therapeutischen Ansätzen zu erzielen, diese in die
Klinik zu überführen und die Versorgung in die Breite des
Patientenmanagements zu übertragen. So kann die Versorgungsqualität wie in
den letzten Jahrzehnten auch in der Zukunft stetig verbessert werden.


Weitere Informationen finden Sie unter

https://youtu.be/-YCL25hono0

https://www.derma.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1999

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Dermatologische Gesellschaft e.V. (DDG) - 01.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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HERZ/1169: Welt Hypertonie Tag unter dem Motto "Kenn Deinen Druck" (idw)


Deutsche Hochdruckliga - 30.04.2019

Regelmäßige Blutdruckmessungen könnten pro Jahr über 90.000 Menschen das Leben retten



Der Welt Hypertonie Tag am 17. Mai 2019 steht unter dem Motto "Kenn Deinen
Druck". Die regelmäßige Blutdruckmessung ist wichtig, um zu hohe
Blutdruckwerte rechtzeitig erkennen und behandeln zu können. Das rettet
Leben! Allein die Hälfte aller Schlaganfälle und Herzinfarkte könnte durch
die rechtzeitige und adäquate Behandlung von Bluthochdruck vermieden
werden. Die Deutsche Hochdruckliga e.V. möchte am Welt Hypertonie Tag die
Bevölkerung auf diese einfache Möglichkeit hinweisen, Herz und Gefäße bis
ins hohe Alter gesund zu halten. Zum Aktionstag werden in mehreren Städten
in Deutschland Blutdruckmessaktionen durchgeführt 

(siehe http://www.kenn-deinen-druck.de/veranstaltungen.html)

Der Welt Hypertonie Tag am 17. Mai 2019 steht unter dem Motto "Kenn Deinen
Druck" und betont die Bedeutung der regelmäßigen Blutdruckmessung. Warum
ist die so wichtig?

Bluthochdruck ist eine "stumme" Erkrankung, die über Jahre, sogar
Jahrzehnte bei vielen Patienten keinerlei Symptome zeigt. Viele Betroffene
ahnen nichts von ihrer Erkrankung, die aber im Hintergrund dramatische
Gefäßschäden verursacht. Langzeitfolgen von Bluthochdruck sind
Herzinfarkte und Schlaganfälle sowie Nierenversagen,
Netzhautveränderungen, die schlimmstenfalls zur Blindheit führen können,
und auch Demenz. Je länger der Bluthochdruck unerkannt und unbehandelt
bleibt, desto höher ist die Wahrscheinlichkeit für solche schweren
Folgeerkrankungen. Ein Bluthochdruck kann nur durch die regelmäßige
Blutdruckmessung diagnostiziert werden, deswegen sollte jeder - egal ob
jung oder alt - seine Werte kennen! "Natürlich ist das Risiko für
Bluthochdruck bei älteren Menschen höher als bei jungen. Bei den über
60-Jährigen ist im Durchschnitt sogar jeder Zweite betroffen. Aber auch
junge Menschen können zu hohe Blutdruckwerte aufweisen - und wenn diese
über Jahre unerkannt und unbehandelt bleiben, können sie die
Lebenserwartung dieser Menschen stark verkürzen", erklärt Prof. Dr.
Bernhard K. Krämer, Mannheim, Vorstandsvorsitzender der Deutschen
Hochdruckliga e.V. DHL© | Deutschen Gesellschaft für Hypertonie und
Prävention. Die regelmäßige Blutdruckmessung kann helfen, die Dunkelziffer
von Bluthochdruck abzubauen und Menschen mit zu hohen Blutdruckwerten
rechtzeitig einer Therapie zuzuführen.

Empfohlen wird eine Messung alle drei Jahre, solange der Blutdruck im
Normalbereich von 120-129/80-84 mm Hg liegt, und eine jährliche Messung,
wenn die Werte hochnormal sind, also im Bereich von 130-139/85-89 mm Hg)
liegen. Wieviel Leben gerettet werden könnte, wenn alle Erwachsenen ihre
Blutdruckwerte in diesen Abständen messen würden, zeigen die Zahlen:


	die Koronare Herzkrankheit (KHK), die Grunderkrankung des Herzinfarkts, führte im Jahr 2015 lt. der deutschen Herzstiftung zu 128.230 Sterbefällen [1],

	Aktuelle Daten [2] zeigten, dass es 2013 in Deutschland zu 58.556 Todesfällen durch Schlaganfall kam.

	Laut Daten des Statistischen Bundesamtes [3] verstarben im Jahr 2016 insgesamt 338.700 Menschen an Herz-Kreislauferkrankungen, zu denen in erster Linie Herzinfarkte und Schlaganfälle zählen.



"Wir wissen, dass die Hälfte der Herzinfarkte und Schlaganfälle allein auf
das Konto von Bluthochdruck geht - bei optimaler Behandlung aller Menschen
mit zu hohen Blutdruckwerten könnten somit pro Jahr sogar bei
konservativer Schätzung über 90.000 Todesfälle vermieden werden. Diese
Zahl entspricht z.B. der Einwohnerzahl von Ludwigsburg, Gera oder Dessau.
Hinzu kommen all die Menschen, denen der Herzinfarkt oder Schlaganfall
zwar nicht das Leben gekostet hat, bei denen er aber zu schweren
Einschränkungen der Lebensqualität, z.B. durch Behinderungen, geführt hat.
Das zeigt, wie dringlich es ist, ein Umdenken in der Bevölkerung
herbeizuführen, die hohe Blutdruckwerte oft nur als Unpässlichkeit abtut.
Bluthochdruck ist eine ernste Erkrankung mit schweren Folgen, sie muss
daher frühzeitig erkannt und behandelt werden", führt der stellvertretende
Vorstandsvorsitzende der Deutschen Hochdruckliga Herr Prof. Dr. Peter
Trenkwalder weiter aus.

Die regelmäßigen Messungen sind aber nicht nur wichtig, um rechtzeitig die
Diagnose Bluthochdruck zu stellen, sondern sie sind auch bei den an
Bluthochdruck erkrankten Menschen notwendig, um den Erfolg der Therapie zu
überwachen. Den Hochdruckpatienten wird sogar häufig eine tägliche
Blutdruckmessung ans Herz gelegt. Denn derzeit wird nur jeder zweite
Patient mit Bluthochdruck erfolgreich behandelt. Die Gründe dafür sind
vielfältig. Oft nehmen die Patienten ihre Medikamente nicht wie
vorgeschrieben ein. Da Bluthochdruck eine "stumme", in vielen Fällen sogar
völlig symptomfreie Erkrankung ist, fühlen sich viele Patienten genauso
gut (u.U. sogar besser!), wenn sie die Tabletten nicht einnehmen. Sie
ziehen dann den falschen Schluss, dass sie die Blutdrucksenker nicht
brauchen. Ein weiterer Grund ist, dass einige Medikamente bei manchen
Patienten trotz regelmäßiger Einnahme nicht wie gewünscht wirken. Dann
muss die Therapie umgestellt werden. Mitunter können auch ein Klimawechsel
(Sommer > Winter) oder veränderte Rahmenbedingungen - wenn der Patient
z.B. wegen eines Beinbruchs keinen Sport mehr treiben kann - dazu führen,
dass höhere Dosen verschrieben werden müssen, um den Blutdruck eines
Patienten in den Zielbereich abzusenken. "Um sicherzugehen, dass unsere
Patienten zu jeder Zeit optimal behandelt sind, ist die regelmäßige
Blutdruckmessung erforderlich. Denn je länger der Blutdruck übers Ziel
hinausschießt, desto geringer ist die Aussicht auf ein langes
krankheitsfreies Leben", betont Prof. Dr. Bernhard Krämer.

Die gesetzlichen Krankenkassen zahlen daher bei Erstdiagnose von
Bluthochdruck (Hypertonie) die Anschaffung eines Blutdruckmessgeräts. Beim
Kauf sollten Patienten darauf achten, dass das Blutdruckgerät das
Prüfsiegel der Deutschen Hochdruckliga trägt. Denn viele im Handel
erhältliche Blutdruckmessgeräte liefern unzuverlässige Werte, Messgeräte
mit dem DHL©-Prüfsiegel gewährleisten eine verlässliche Messung.

Hintergrundmaterial/Anlagen

- Auf einem Blick: Richtig Blutdruckmessen in 5 Schritten

Umfassendes Informationsmaterial zur Diagnostik und Therapie von
Bluthochdruck finden Sie unter 

www.hochdruckliga.de


Literatur

[1]
https://www.herzstiftung.de/pressemeldungen_artikel.php?articles_ID=824

[2] Shah R, Wilkins E, Nichols M et al. Epidemiology report: trends in
sex-specific cerebrovascular disease mortality in Europe based on WHO
mortality data. European Heart Journal 2019; 40 (9): 755-764.

[3] https://www.destatis.de/DE/Themen/Gesellschaft-Umwelt/Gesundheit/Todesursachen/_inhalt.html

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.hochdruckliga.de

http://www.kenn-deinen-druck.de

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment71745

Richtig Blutdruckmessen in 5 Schritten

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution816
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Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Hochdruckliga - 30.04.2019
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ENTWICKLUNG/1445: Heilsames Klettergerüst für Nervenzellen - Peptid-Nanofasern zur Neuronen-Regeneration (idw)


Universität Ulm - 30.04.2019

Heilsames Klettergerüst für Nervenzellen - Peptid-Nanofasern zur Neuronen-Regeneration



Bei Nervenverletzungen ist nicht nur die Mikrochirurgie gefragt.
Mittlerweile gibt es immer mehr Biomaterialien mit einem enormen Potential
zur Regeneration von verletztem Nervengewebe. Chemiker der Universität Ulm
und des Max Planck Instituts für Polymerforschung haben nun Nanofibrillen
aus Peptiden identifiziert, die bei der Heilung verletzter Nerven des
Peripheren Nervensystems helfen. Diese faserbildenden Eiweißverbindungen
fördern sowohl Wachstum und Regeneration der Neuronen als auch deren
Anhaftung.

Werden bei einem Verkehrs- oder Arbeitsunfall Nervenfasern durchtrennt,
ist die ruhige Hand eines Neurochirurgen gefragt: die offenliegenden
Nervenenden müssen wieder miteinander verbunden werden. Doch es gibt auch
Biomaterialien, die ein enormes Potential zur Regeneration von verletztem
Nervengewebe haben. Chemiker der Universität Ulm und des Max Planck
Instituts für Polymerforschung haben nun Nanofibrillen aus Peptiden
identifiziert, die bei der Heilung verletzter Nerven des Peripheren
Nervensystems helfen. Sie fördern sowohl Wachstum und Regeneration der
Neuronen als auch deren Anhaftung.

"Bei diesen Nanofasern handelt es sich um künstlich hergestellte Formen
von bestimmten selbstfaltenden Eiweißstrukturen, die sich selbst zu
faserartigen Strukturen organisieren", erklärt Professorin Tanja Weil, die
für die Synthese der Peptid-Nanofibrillen (PNF) verantwortlich ist. Sie
forscht am Institut für Anorganische Chemie I der Universität Ulm und als
Direktorin am Max Planck Institut für Polymerforschung in Mainz an
bioaktiven Nanofibrillen und deren Anwendungen in der Medizin. Gemeinsam
mit Forschenden des Ulmer Instituts für Physiologische Chemie und der
Universität Cambridge ist es nun gelungen, Peptid-Nanofibrillen zu
identifizieren, die ein hohes Potential für die Regeneration von Neuronen
des Peripheren Nervensystems haben. "Diese Nanofibrillen bilden eine Art
bioaktive Matrix oder Unterlage und dienen den neugebildeten Nervenzellen
sozusagen als Gerüst für den neuronalen Lückenschluss", so Professor Bernd
Knöll vom Institut für Physiologische Chemie, der gemeinsam mit Tanja Weil
die Studie koordiniert hat, die kürzlich im renommierten Fachjournal
Advanced Functional Materials publiziert wurde.

Peptidverbindungen, die sich aufgrund ihrer Beschaffenheit und Struktur
von selbst zu bestimmten makromolekularen Strukturen formieren, also die
sogenannten "Self-assembling peptides" (SAPs), werden bereits in Gehirn
und Rückenmark auf ihr regeneratives Potential zur Behandlung von
Verletzungen des Zentralen Nervensystems erforscht. Die Ulmer Studie
untersucht nun erstmals den Einsatz solcher Biomaterialien bei
Verletzungen des Peripheren Nervensystems. "Im Gegensatz zu anderen
Ansätzen brauchen wir dafür weder spezielle Röhrchen oder Hydrogele.
Stattdessen können wir diese faserbildenden Peptidverbindungen direkt in
die Wunde einbringen", so das Ulmer Forscherteam. Getestet wurden für die
Studie bestimmte SAPs mit kurzen Peptidsequenzen und einer speziellen
Neigung, sich zu einer sogenannten ß-Faltblatt-Struktur zu organisieren.
Die so entstehenden Nanofibrillen sind besonders "klebrig" und sorgen so
für eine gute Anhaftung an die Nervenzellen. Die dafür künstlich
synthetisierten Peptid-Strukturen gelten als biomimetisch, weil sie in
Aufbau und Zusammensetzungen bestimmten körpereigenen Eiweißverbindungen
ähneln.

Dass diese speziellen Nanofibrillen tatsächlich in der Lage sind, die
Heilung verletzter Nerven des Peripheren Nervensystems zu fördern,
untersuchten die Wissenschaftler nicht zuletzt anhand eines
Gesichtsnerv-Modells bei Mäusen. Hierfür haben die Forscher die Nervenfasern der
Motoneuronen der Tasthaare durchtrennt und das verletzte Nervengewebe
direkt mit den speziellen Peptid-Nanofasern behandelt. Mit Hilfe von
Hochgeschwindigkeitskameras wurde schließlich die Beweglichkeit der
Tasthaare gemessen. Einmal direkt nach der Operation, dann nach sieben
Tagen und schließlich nach drei Wochen. Dabei zeigte sich, dass die
Regeneration der Schnurrhaarbewegung besser ablief, wenn die Mäuse mit den
SAPs behandelt wurden. Sicherlich werden solche bioaktiven
Spezialmaterialien den neurochirurgischen Eingriff nicht ersetzen können.
"Aber möglicherweise können diese Peptid-Nanofasern dabei helfen, die
Selbstheilungskräfte des Organismus für die Regeneration von mechanischen
Nervenschäden besser zu nutzen", sagt Corinna Schilling. Die Doktorandin
aus der Arbeitsgruppe Knöll teilt sich mit Thomas Mack aus der
Arbeitsgruppe Weil die Erstautorschaft der Studie.

Gefördert wurde das Forschungsprojekt im Rahmen eines Verbundprojektes der
Universität Ulm und des Bundeswehrkrankenhauses Ulm sowie durch den
Trauma-Sonderforschungsbereich SFB 1149 und durch die Volkswagenstiftung.

Text: Andrea Weber-Tuckermann

Originalpublikation:

Literaturhinweis:

Sequence-Optimized Peptide Nanofibres as Growth Stimulators for
Regeneration of Peripheral Neurons. C. Schilling, T. Mack, S. Lickfett,
S.Sieste, F. Ruggeri, T. Sneideris, A. Dutta, T. Bereau, R. Naraghi, D.
Sinske, T. Knowles, C. Synatschke, T. Weil and B. Knöll. 

In Advanced Functional Materials, 15. April 2019,

https://doi.org/10.1002/adfm.201809112

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution22
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VORTRAG/852: Heidelberg - zum Thema soziale Interaktion, 07.05.2019


Universität Heidelberg - 30.04.2019

Psychische Gesundheit

Hengstberger-Symposium: Wissenschaftler beschäftigen sich mit dem Einfluss
sozialer Interaktionen



Welcher Zusammenhang besteht zwischen sozialer Interaktion, dem
Belohnungssystem im Gehirn und psychischer Gesundheit? Diese Frage ist
Thema eines Hengstberger-Symposiums, das vom 6. bis 8. Mai 2019 im
Internationalen Wissenschaftsforum der Universität Heidelberg (IWH)
stattfindet. Wissenschaftler aus Psychiatrie, Psychologie, Biologie und
Neurowissenschaften werden dazu ihre Forschung präsentieren sowie
interdisziplinäre Fragestellungen diskutieren. Veranstaltet wird die
Tagung von Dr. Monika Eckstein und Dr. Anna-Lena Zietlow vom Institut für
Medizinische Psychologie am Universitätsklinikum Heidelberg sowie Dr.
Martin F. Gerchen vom Zentralinstitut für Seelische Gesundheit (ZI) in
Mannheim.

Wie die Veranstalter betonen, zeigt die Forschung, dass über die gesamte
Lebensspanne soziale Interaktionen eng mit unseren Gedanken und Emotionen
sowie mit unserem psychischen und körperlichen Wohlbefinden verknüpft
sind. So gehen die Wissenschaftler während des Symposiums der Frage nach,
wie mithilfe aktueller Erkenntnisse in diesem Bereich langfristig
neuartige Ansätze zur Therapie psychischer Erkrankungen entwickelt werden
können.

Während der Veranstaltung findet auch ein öffentlicher Vortrag statt. Zum
Thema "Ein Paar ist mehr als die Summe seiner Gehirne -
Neurowissenschaftliche Untersuchungen zur sozialen Interaktion" sprechen
Prof. Dr. Beate Ditzen, Direktorin des Instituts für Medizinische
Psychologie, und Prof. Dr. Peter Kirsch, Leiter der Abteilung Klinische
Psychologie am ZI. Die Veranstaltung am 7. Mai findet im Institut für
Medizinische Psychologie, Bergheimer Straße 20, statt und beginnt um 18
Uhr.

Die Veranstalter des Hengstberger-Symposiums mit dem Titel "Social
Interaction: Neurobiological Reward Systems and their Role in Mental
Health" gehören zu den Hengstberger-Preisträgern des Jahres 2018. Der
Klaus-Georg und Sigrid Hengstberger-Preis wird jährlich an drei
Nachwuchswissenschaftler oder Wissenschaftlerteams der Universität
Heidelberg vergeben. Mit der Preissumme von jeweils 12.500 Euro erhalten
junge Forscherinnen und Forscher die Möglichkeit, alleine oder als Team
ein interdisziplinäres Symposium im Internationalen Wissenschaftsforum
Heidelberg durchzuführen.

Weitere Informationen finden Sie unter


https://www.klinikum.uni-heidelberg.de/Welcome.144066.0.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution5

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universität Heidelberg - 30.04.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / MUSIK / FAKTEN





LABEL/5088: Glitterhouse Mail-Order-Mail 03.05.19 (glitterhouse)


GLITTERHOUSE MAIL-ORDER-MAIL (03.05.2019)



12 Songs of Joy...

Joy Williams - Front Porch

LP/CD - EUR 23,95/14,95

Das ewige Weinen hat ein Ende - meine stetigen Klagen über den
Verlust eines der kreativsten Zweiergestirne im weiten Americana-Feld
haben zwar nicht ihren Kern eingebüßt (die Civil Wars sind und
bleiben gloriose, aber vergangene Geschichte), dennoch gibt es keinen
Grund mehr zur Klage. Überzeugte bereits ihr langjähriger Partner
jüngst mit einem Album-Alleingang, der selige Erinnerungen weckte, so
verbindet das gegenwärtige Williams-Wurzelwerk ebenso kunstvoll wie
mühelos die wehe Vergangenheit mit einer trostspendenden Zukunft.
Anders als der frühere Gefährte verzichtet die mit allen Roots-Gaben
gesegnete Songwriterin und bestürzend tief berührende Sängerin
gänzlich auf knackigere Country-Rock-Elemente, entfernt - mit
Ausnahme der singenden Steel-Gitarre - etwelches elektrisches
Instrumentarium aus ihren filigran-verletzlichen, dennoch greifbar
handgemachten Akustik-Arrangements, streicht das Schlagwerk komplett,
und überlässt es Akustik-Gitarre, Kontrabass, Fiddle, Dobro und
Mandoline, ein irden-irisierendes, bodenverhaftet kunstvolles,
gewachsen-gefühlvolles Gewebe zu spinnen, dass bei aller
handwerklichen Meisterschaft ganz allein dazu dient, eine ebenso
unverwechselbare wie betörend berührende Stimme in den Mittelpunkt
eines durch Naturnähe nachhaltig wirkendes Song-Werk zu stellen (eine
gekonnt gesetzte männliche Zweitstimme schenkt mitunter den
gewohnt-geliebten Duett-Klang). Vergessen sind die vorsichtigen
Venus-Versuche, das gewohnt irdene Terrain zu verlassen, in
wurzelverbundenen Weisen, die herznah aus dem ewigen amerikanischen
Liederbuch genommen scheinen, verbindet die beseelte Sängerin direkt
ins Blut fließende Melodien von bleibender Güte mit beeindruckend
beweglicher Stimmführung und hinterlässt im erstaunten erfahrenen
Lauscher schon bei der zweiten Hörbegegnung das Gefühl, die
emotionsvollen Lieder bereits seit Ewigkeiten zu kennen und zu
lieben. Produziert von Kenneth Pattengale entstand eine
Americana-Klassiker-Sammlung, die die Erinnerungen an eine selige
Vergangenheit auf eine neue Ebene hebt. 12 Songs of Joy - ein ebenso
erdverbundenes wie erhebendes Erlebnis. (cpa)


Manfred mannigfach:

Ihr kennt das Spiel Vol. 1: Da wechselt der Katalog eines Künstlers
oder eines Labels von einem Vertrieb zum anderen, und schon dürfen
wir uns/Ihr Euch über (häufig zeitlich begrenzte) Sonderpreise
freuen. So geschehen beim Werk des legendären Tastenmannes, den wir
Euch 2 Monate lang zum Tiefpreis andienen dürfen. Ihr kennt das Spiel
Vol. 2: Und weil es so schön ist, gibt's den Manfred im Dreierpack im
Mai und Juni zum Sonder-Bündel-Preis für nur noch glatte 30 Euro (was
ugf. 10 Euro pro Einzel-CD entspräche).

Der Mann-Katalog, je 1-CD, 3 Stück für 30,-€:

Manfred Mann - As Is (mono & stereo) - 10,95

Manfred Mann - Mighty Garvey! (mono & stereo) - 10,95

Manfred Mann - Mannerisms (exp.) - 10,95

Manfred Mann - Up The Junction (exp.) - 10,95

Manfred Mann - The Five Faces Of Manfred Mann - 10,95

Manfred Mann - Mann Made - 10,95

Manfred Mann - Mann Made Hits - 10,95

Manfred Mann - Soul Of Mann - 10,95

Manfred Mann Chapter Three - Volume 1 - 10,95

Manfred Mann Chapter Three - Volume 2 - 10,95

Manfred Mann's Earth Band - Manfred Mann's Earth Band - 10,95

Manfred Mann's Earth Band - Glorified Magnified - 10,95

Manfred Mann's Earth Band - Messin' - 10,95

Manfred Mann's Earth Band - Solar Fire - 10,95

Manfred Mann's Earth Band - The Good Earth - 10,95

Manfred Mann's Earth Band - Nightingales And Bombers - 10,95

Manfred Mann's Earth Band - The Roaring Silence - 10,95

Manfred Mann's Earth Band - Watch - 10,95

Manfred Mann's Earth Band - Angel Station - 10,95

Manfred Mann's Earth Band - Chance - 10,95

Manfred Mann's Earth Band - Somewhere In Africa - 10,95

Manfred Mann's Earth Band - Budapest Live - 10,95

Manfred Mann's Earth Band - Criminal Tango - 10,95

Manfred Mann's Earth Band - Masque - 10,95

Manfred Mann's Earth Band - Mann Alive 2-CD - 10,95

Manfred Mann's Earth Band - 2006 - 10,95

Manfred Mann's Earth Band - Soft Vengeance - 10,95

Manfred Mann's Plains Music - Plains Music - 10,95

Manfred Mann - Lone Arranger - 10,95


Der Mai-Mailorder-Katalog im Netz

Jetzt schon? Ja doch. Der Mai-Katalog fast pünktlich zum netzweisen
Blättern und Stöbern freigegeben.


Auserwählte Pretiosen zum wohlverdienten Wochenende

George Benson - Walking To New Orleans

LP (+MP3)/CD - EUR 21,95/15,95

Mit seinem ca. 45. Studioalbum verneigt sich der Jazz-, Soul- &
Blues-Gitarrist Nashville Cats-begleitet vor der Größe zweier seiner
Helden: Je 5 Songs von Chuck Berry und Fats Domino, abwechselnd
dargereicht (incl. Nadine, Ain't That A Shame, Rockin' Chair, Havana
Moon, I Hear You Knocking, Memphis Tennessee, Walking To New
Orleans), erhielten im Ocean City Studio, New Orleans, die ganz
besondere Benson-Behandlung.


Simon Bonney - Past, Present, Future

Ltd. LP/CD - EUR 24,95/15,95

19er. Der ex-Crime & The City Solution-Kopf ist wieder aktiv
(zunächst live, später Studio). Zur Einstimmung ein neuer Sampler mit
je 3 Songs (ziemlich die besten) seiner Solo-LPs von 1992/94 (Forever
und Everyman) plus 6 spätere für eine 3. LP geplante unveröffentl.
Stücke (u.a. Chuck Prophet als Gast, inkl. einem Scott Walker-Cover),
von ebenfalls durchweg hoher Qualität! Folk/Roots-Sounds, oder auch
Roots (College) Rock feinster (zutiefst melodiöser) Art, manchmal
sowas wie Proto-Americana (Australicana) resp. Alt. Country
spezieller Form. Die Atmosphäre mancher Tracks verzaubert geradezu!
Nicht nur bei Balladen (auffällig: Die unveröff. Songs bestehen fast
ausschließlich aus solchen, darunter auch dunkle ziemlich
faszinierende, sonst sind sie selten). Ansatzweise
Cinemascope- und/oder Desert-Tendenz, mal etwas elegisch und/oder
verweht, mal dezent melancholisch bzw. eine Spur Wehmut, eminent viel
Gefühl! Sound wie Melodien von z.T. großer Schönheit, und eine so
angenehme Stimme?! Erst zum Schluß wird's viel schroffer, ja
experimentell, mit Spuren von V.U.'s Heroin bzw. Vivaldi.
Punktuelle/weitere Einflüsse: Wohl Glenn Campbell/Jimmy Webb-Sachen
der 60s, Lee Hazlewood. U.a. mit J.D. Foster (Yoakam, Green On Red,
Patty Griffin) und Jon Dee Graham (Ry Cooder, Ray Wylie Hubbard etc.,
+ eigene tolle LPs) an den Saiten (Guitar, Slide, Mandoline, Lap
Steel, Dobro, teils herzzerreißend weinend), Geige/Viola bei vielen
Stücken (doch nie dominant), Tasten (v.a. Orgel) rein untermalend
(aber wirklich apart), sporadisch Trompete. Klare Empfehlung, top!
(dvd)


Peter Doherty & The Puta Madres - Peter Doherty & The Puta
Madres 

LP/LP+DVD (ltd.)/CD/2-CD+DVD (ltd.) - EUR 23,95/27,95/13,95/21,95

Ungemein entspannte, herzhaft zurückgelehnte neuerliche Inkarnation
des eigensinnigen Libertines- und Babyshambles-Frontmannes, der sich
im ausgelassenen Sextett seiner ebenso rauhen wie kreativen
Garagen-Vergangenheit entsinnt. Mit hohem Akustik-Instrumental-Anteil
wurden die elf lakonisch vorgetragenen Ohrwürmer live im Studio in
mitreissende Form gegossen, dabei handfest Folk und Blues, Country
und Pop, Punk und Pub-Rock mischend und mit Gesang-, Gitarren- und
Geigen-Gewalt die hehren britischen Rock-Traditionen von Kinks bis
Stones mit zeitlos-frischem Leben füllend. Auch für Doherty-Laien
durchweg empfehlenswertes Roh-Reif-Werk. Beide limitierte Fassungen
beinhalten sowohl eine Bonus-DVD als auch eine Zusatz-CD mit
Live- und Demo-Aufnahmen. (cpa)


Dream Syndicate - These Times

LP/CD - EUR 21,95/14,95

Zweites Studio-Vollwerk des in bemerkenswerter Form zurückgekehrten
Syndikats, willkommener Nachfolger zum 2017er How Did I Find Myself
Here, das Reinhard damals resümieren ließ: ".. das neue Dream
Syndicate Werk ist eine willkommene Rückkehr zu alten Werten und
Sounds und hat nicht nur aus diesen Gründen das Zeug alle alten Fans
glücklich zu machen. (rh)". Ein eingehendes Widmen folgt!


John Fairhurst - The Divided Kingdom

LP/CD - EUR 21,95/13,95

Huch, Captain Beefheart ist gar nicht tot, sondern spielt fetten
Bluesrock mit den Black Keys?! Dieses Album klingt jedenfalls so. Was
für eine mächtige Stimme! Räudig, lowdown, bluesig. Und total
beeindruckend wie einst das sonor-expressive Geraunze von Don Van
Fliet. Dieses beeindruckende Organ enthält dann auch noch ein paar
Prozentpunkte Mark Lanegan-Verruchtheit und Tom Waits-Abgründigkeit,
fertig ist die perfekte Stimme für dreckigen, untertourigen,
drogengeschädigten Bluesrock. Und Fairhursts Gitarre steht den
bestechenden Vocals kaum nach: der Typ kann bluesig-folky, lässt es
aber am liebsten exzessiv-fuzzy, elektrisch krachen. Der mir
unbekannte, noch erstaunlich junge Londoner hat das Album gemeinsam
mit seinem trommelenden Kumpel Toby Murray eingespielt. Hart auf den
Spuren von alten Fat Possum-Bluesern, gefällt mir das inzwischen doch
etwas abgestandene Zwei-Mann-Heavy-Bluesrock-Format plötzlich wieder
richtig gut. Liegt sowohl an der bestechenden Spielfreude, dem
wuchtig-dreckigen Gesamtsound und - vor allem - dieser sensationellen
Stimme. Grabestief, rau, kehlig - mein lieber Mann, das kann man
nicht besser machen. (Joe Whirlypop)


Fat White Family - Serfs Up!

LP/CD - EUR 24,95/14,95

Sehr cool, das packt mich gleich am Anfang. Der Opener ist ein
hypnotischer Midtempo-Burner an der Schnittstelle von Darkwave, 80er
Pop und cineastischer Opulenz a la Barry Adamson. Getragen von einem
hypnotischen Groove, Streicher-Schwelgereien und sehr coolem
Fast-Sprechgesang, der mich an Edward Ka-Spell (Legendary Pink Dots)
wie auch an Jonas Almquist (Leather Nun) erinnert. Der Monstersong
entwickelt sich noisig-ekstatisch dann tatsächlich in Richtung später
Leather Nun. Also mit spürbarem 80er-Vibe. Im Weiteren nehmen die
kühlen Postpunk-Sounds zu, die Gitarrenhärte aber ab. Gary Numans
Geist erhebt sich aus der Asche, zu kühlen Synthieschwaden und
Beatbox-Groove. Wie das wohl weitergeht? Mal psychedelisch
verdaddelt, ein bisschen barock mit Streichern und verspielt, mal
entspannt groovend - auf jeden Fall schön abwechslungsreich und teils
auch gut funky. Die ganz jungen Faith No More kommen mir ebenso in
den Sinn wie die klassischen T. Rex. Oder Pram? Das dritte Album der
Fat White Family aus Sheffield (eigentlich zwei Brüder: Lias und
Nathan Saoudi) erscheint erstmals bei Domino und erweist sich als
kühn entworfener Retro-Pop, cool inszeniert und stilistisch kaum zu
fassen. Macht Spaß! (Joe Whirlypop)


Kelly Finnigan - The Tales People Tell

LP/CD - EUR 17,95/11,95

Wow, das ist rundum perfekter Vintage-Soul. Hier stimmt jeder Ton bis
ins kleinste Detail, alles klingt nach späten 60ern, deepstem Hi- und
Stax-Sound, ganz erstaunlich. Das 37-jährige kalifornische Weißbrot
Kelly Finnigan bedient allerlei authentische Tasteninstrumente und
erweist sich als formidabler Soul-Crooner. Bislang tat er dies bei
den auch schon sehr guten Monophonics, auf seinem ersten Soloalbum
erreicht er jedoch das nächste Level. Die Arrangements sind schlicht
perfekt: dieser leicht verhallte Drum-Sound (fast schon Deep Funk),
die flächige Orgel, das melancholische Spinett. Die Bläser bleiben
meistens zurückhaltend, die Gitarre steht dafür umso mehr im
Vordergrund - am liebsten im psychedelisch verzerrten Norman
Whitfield-Modus, sagenhaft. Kellys Stimme erinnert an Sam & Dave und
teils auch an Al Green und ist qualitativ auf derselben Höhe wie
aktuelle Marktführer a la Lee Fields. Allerdings gefallen mir seine
Songs besser, oft klingt es tatsächlich wie eine verschollene Perle
aus goldenen Soul-Tagen. Erstaunlich auch, dass ein derart stimmiges
Album mal nicht aus den üblichen Kanälen (Daptone, Truth & Soul)
kommt, sondern offensichtlich in künstlerischer Autonomie an der
Westküste gereift ist. Man erfreut sich an immer neuen Produktions-
und Arrangement-Details: Streicher im schwelgerischen Curtis
Mayfield-Style, coole Chormietzen, Flöte, viel Xylophon, butterweiche
Bläsersätze - aufgenommen mit angemessener Ruffness im Sound. Mit
jedem Ton kann man Finnigans Dedication zum klassischen Soul hören
und spüren. Echte Emotionen in wunderschöne Musik gegossen.
Zeitgenössischer Soul begeisterte mich zuletzt bei Chales Bradley in
vergleichbarem Maße. Ein ganz großer Wurf, von einem kommenden
Soul-Helden komponiert, konzipiert und produziert. Bei einem Song
gastiert sogar der legendäre James Gadson (Bill Withers, Marvin Gaye)
an den Drums. (Joe Whirlypop)


William Fitzsimmons - Live

2-LP/CD - EUR 19,95/15,95

19er, großteils in Chicago aufgenommen, gab's vorher digital, nun
limitiert auch auf CD, auf Grönland. Ein wunderbares Album. Einen
guten Teil trägt Abby Gunderson dazu bei, mit ihrer Geige (die
sporadisch wie 2 klingt, Loops?) und (teils nur punktuellem)
bezauberndem phasenweise feengleichem Gesang (v.a. Harmony Vocals, ab
und zu im Duett, ab und zu auch fehlend). Zur Hälfte kommen Tasten
hinzu (E-Piano, Keyboards oder sanfter bestürzend schöner Synthie),
ganz selten Schlagwerk, akust. und (enorm einfühlsame öfters fast
Pedal Steel-artige!) E-Gitarre agieren gemeinsam bzw. im Wechsel.
Heraus kommt ungeheuer feinfühlige/feinsinnige wundervoll zarte
ungemein poetische Musik voller Anmut und immenser manchmal geradezu
ergreifender Schönheit, herrlich feinziseliert, grazil gesponnen, mal
klangfarbenreich, überwiegend sparsamer (bis völlig reduziert). Ganz
leicht und bisweilen fast schwerelos klingt das, z.T. intim, in sich
ruhend, und seine samt-sanfte tief im Inneren berührende Stimme
bildet das i-Tüpfelchen! Kunstvoller wie emotionaler Folk (in eher
"offener" Form), 1,2 Mal eine Tendenz zum edlen Art-(Folk-)Pop
(zugleich deutlich handfester wie fast "nackt"). Leise betörende
gefangennehmende Musik, 15 Tracks in 70 erfüllenden Minuten, eine
dicke Empfehlung. (dvd)


Giant Rooks - Wild Stare

LP/CD - EUR 16,95/9,95

Gerade mal 4 Songs lange 2019er Kurzform, dennoch bieten diese 15
Minuten die ganze geballte Ohrwurm-Energie dieses Pop-Kraft-Pakets,
das trotz seiner nahezu erschreckenden Jugend (zumindest aus unserer
Perspektive) den Hörer mit erstaunlicher Erfahrung und
bemerkenswertem Gefühl für mitreissende Hooklines und satte
Arrangements zu überrollen weiß. Bereits beim OBS wusste die Band
generationsübergreifend zu begeistern, die Garten-Präsenz, die
Herkunft, mancher Klavierakkord und mitunter auch der Gesang legen
AMK-Vergleiche nahe, aber die Rooks belegen ihre Einzigartigkeit
vehement mit ihrer Liebe zu breit angelegten Arrangements und so
manch ausgelebte Funk- und bläserbestärkte Soul-Note lässt auch den
alten Hasen ungebremst mitschwingen. Packendes Paket mit vier
unwiderstehlichen Ohrwürmern. (cpa)


The Louvin Brothers - Satan Is Real & A Tribute To The
Delmore Brothers (rem.& exp.)

CD - EUR 9,95

Mit 4 ebenfalls remasterten Bonusstücken auf eine Track-Zahl von 28
Songs gebrachte 2-on-1-Wiederveröffentlichung aus dem Hause Hoodoo,
zwei klassische Alben der stimmlich perfekt harmonierenden
Country-Brüder, von umfangreichem Booklet begleitet in ein
limitiertes 6-seitiges Digipak gebettet.


Erja Lyytinen - Another World

LP/CD - EUR 17,95/15,95

Gleißend gitarrenlastiges, stilistisch kaum noch einzugrenzendes
2019er Voll-Werk der finnischen Slide-Saitenheldin, die bislang
relativ bedenkenarm schlicht unter Blues-Rock absortiert wurde,
obwohl sie bereits bei vorhergehenden Albumausflügen ihre
fingerfertige Liebe zu dezenten bis deftigen Stil-Sprüngen unter
Beweis stellte. Mit voller Band im Rücken und acht eigenen Songs im
Gepäck (und gleichgesinnten Gastgitarristen wie Jennifer Batten und
Sonny Landreth an der Seite) bereist sie jetzt andere Welten, und
demonstriert dabei nicht nur ihre vielfältig schillerndes
Spielvermögen, das locker den Bogen vom Folk über Blues- und
Hard-Rock bis hin zu Progressive und Heavy Metal schlägt, sondern
auch ihr weitgefächertes Songwritingtalent und ihre anpassungsfähig
ausdrucksstarke Stimme, die den Stil-Spagat ebenso gekonnt hinlegen.
Egal ob singend-saftige Slide, hals- bzw. fingerbrecherisches
Metal-Stakkato oder lyrisch-leidenschaftliche Hackett-Melodielinien -
die finnische Saitenmeisterin zeigt sich glaubhaft und gekonnt den
Genre-Grabensprüngen gewachsen. Ein Fest für Freunde der eklektischen
elektrischen Gitarreneskapaden. (cpa)


Mdou Moctar - Ilana (The Creator)

LP/CD - EUR 18,95/13,95

19er. Der Tuareg aus dem Niger ist eine Wucht. Deutlich voller im
Sound, organischer, saftiger und gar noch besser als die vorzügliche
Blues Stage Session kürzlich, teils auch mehr Hall (auf Vocals wie
Gitarren). Der Traditionsgehalt ist, was Melodien, Gesangsform und
(obwohl z.T. flüssiger als Genre-üblich) Rhythmen betrifft, nach wie
vor hoch, doch der Sound klingt nochmal klar rockiger als z.B. bei
Bombino (ein dennoch eindeutig besserer Vergleich als Tinariwen & Co)
- vollelektrisch, Drums statt Percussion, teils ein enormer Zug und
Drive, die diversen Gitarren mehrfach geradezu virtuos in den vielen
auch ausgiebigen Soli (die schon mal Hard Rock- resp. Blues
Rock-Terrain der frühen 70er mehr als nur streifen!), absolut tolle
rotierende Figuren, anderswo quecksilbrig, gern repetitiv, rasende
stark verzerrte "Blizzard"-Einlagen, kantig-harte Riffs, für Sekunden
spacige Effekte? Ein paar Mal wird gegen Schluß die Intensität oder
das Tempo noch einmal beinahe orgiastisch gesteigert. Der
stilistische Rahmen reicht bis zu einer Art "Heavy Psychedelic Tuareg
Desert Rock". Mittelbar/zwischen den Zeilen (Tönen) vermeine ich
sporadisch den Einfluß der frühen ZZ Top zu hören. Erst zum Schluß
gibt's ein ruhiges Stück voll poetischer Schönheit (wie Dream Pop im
weiten Raum ohne die gewohnte Dichte - hat damit aber natürlich
nichts zu tun). Klare Empfehlung. (dvd)


Tim O'Brien - Tim O'Brien Band

CD - EUR 14,95

19er, mit neuer (...) 5-köpfiger Band: Jan Fabricius, Mike Bub, Shad
Cobb, Patrick Sauter, alles ganz vorzügliche Musiker, die u.a. mit
Leuten wie Loretta Lynn, Del McCoury, Willie Nelson, Peter Rowan,
Steve Earle, John Prine, Jim Lauderdale spielten (aber auch z.B. John
Fogerty, Chieftains). Ak.Gitarre, Banjo, Fiddle, Mandoline, Bass,
klassische Bluegrass-Besetzung also, was über weite Strecken auch den
Stil kennzeichnet. Wobei mehrfach (ur)alte Folk-Elemente
hinzukommen/Appalachen-Einfluß (oder eine Prise Trad-grundierter
Songwriter-Country). 3 Tracks weichen signifikant ab: Ein pures
Irish-Folk-Medley (Reels, Traditionals), Country im alten Stil (eine
von 3 Balladen) und ein feingeistiger filigraner bezaubernder
eklektischer Mix aus Country, Folk und Gypsy-(Jazz-)Music (das 2.
Instrumental). Nichts an diesem Album ist spektakulär, aber alles
ganz exquisit, ebenso gespielt und gesungen (seine tolle
Charakterstimme gibt die traditionelle Bodenhaftung und veredelt
zugleich, die Harmony Vocals agieren kongenial, meist ohne groß
aufzufallen, fügen aber auch schon mal eine wunderbare eigene Note
hinzu). Großteils im schnelleren/mid-tempo-Bereich, manchmal
bestechend feinfühlig/eine Spur wehmütig/melancholisch, teils
tiefenentspannt. Und einige Stücke kommen traumhaft schön, tief
berührend! Klare Empfehlung! (dvd)


Josefin Öhrn + The Liberation - Sacred Dreams

LP/CD - EUR 21,95/12,95

Auf ihrem dritten Album findet OBS-Veteranin Josefin Öhrn mit ihrer
Band The Liberation einen wirklich sehr schönen Einstieg: mit
treibendem Spacepop ohne jede Schwere. Ein fuzziges Bassriff trägt
den geraden Beat, der sanft gehauchte Mädchengesang wird lediglich
durch schlanke Ornamente von E-Piano und Reverb-Gitarre unterstützt.
Weniger ist auch bei psychedelischer Musik oft mehr. Das wirkt dann
fließend und treibend zugleich, gerade auch dann, wenn ein
pulsierendes Keyboard den Groove vorgibt. Das gerät dann richtig
tanzbar, dennoch spacig - wiederum recht leicht und luftig. Ein sehr
schöner Beginn also, selbstbewusst auf eigenen musikalischen Pfaden
wandelnd. Auch der Gesang wirkt mutiger als zuletzt, auch wenn die in
London lebende Schwedin sicher keine charismatische Sängerin ist.
Muss sie zu diesem harmonischen, krautig-spacig-psychedelischen Sound
auch nicht sein. Der diesmal tatsächlich auch mal etwas
elektronischer ausfällt. Die klassischen Einflüsse von Velvet
Underground über Suicide bis Spacemen 3 geraten diesmal in den
Hintergrund, stattdessen geht der Weg phasenweise fast schon in
Richtung Cosmic Disco im 80er-Sounddesign. Cool verblubbert, mit
sprechgesungenem Französisch (Hallo Liminanas!) und einem Hauch von
darkwavigem Dreampop. In der zweiten Albumhäfte wird auch mal in den
gemütlichen Cowboy Junkies/Mazzy Star-Modus zurückgeschaltet, auch
ein Acid-Folksong ist zu hören. Ansonsten wird eleganter
Spacepop- und -rock in modernisierter Form zelebriert. Produziert und
mitgespielt hat Andy Ramsay (Stereolab). (Joe Whirlypop)


Carla Olson & Todd Wolfe - The Hidden Hills Sessions

CD - EUR 14,95

2019er Duett-Werk zweier Gitarren-Größen, geprägt von akustischem
Instrumentarium werden neben Olson/Wolfe-Originalen auch gekonnt
gewählte Fremdsongs dargeboten: Wild Horses (Rolling Stones), Can't
Find My Way Home (Steve Winwood) und In A Misty Morning (Gene Clark).


Pearlfishers - Love & Other Hopeless Things

LP/CD - EUR 16,95/13,95

Edelste Eleganz, gepaart mit himmlischem Harmoniereichtum und
herzwärmender Wolkenweichheit - bei jedem neuen Werk des
Schönklang-Schotten David Scott ist es höchst beruhigend zu wissen,
was einen erwartet. Obwohl es dem Viel-Instrumentalisten (Gitarren,
Bass, Klavier, Keyboards, Mandoline) und Sänger mit
charmant-schmeichlerischer Stimme jedes Mal aufs Neue gelingt, seine
Vision des finalen Wohlklangs noch feiner darzureichen, noch klarer
zu definieren. In breit angelegter, fein-filigran konzipierter,
höchst artifiziell aufgearbeiteter Arrangement-Architektur füllt er
die reichhaltig ausgestatteten Schall-Räume mit ein-, zwei-, drei-,
vielstimmigem Gesang, dezent gesetztem Pop-Band-Instrumentarium und
Streicher- und Bläser-Breitwänden, die nicht selten an unvergesslich
kostbare Burt Bacharach- und George Martin-Momente denken lassen. In
natürlich gewachsenen Melodielinien lässt er seine gefühlvolle Stimme
in herznahen Harmonien bis in Gospel-Gefilde schweben, dabei ebenso
an früh-selige America-Satzgesänge erinnernd, klavier-untermalt
Gilbert O'Sullivan zitierend wie den weichen Visionen eines Mike Batt
Tribut zollend. Aber trotz aller britischen Bezüge der Prefab Sprout
nicht unähnlichen, ebenso edlen wie emotionsreichen Pop-Perlen, atmen
die elf Scott-Originale doch durchweg eine eher amerikanische
Atmosphäre, die zwischen sonnenbeschienenem Yacht Rock, wolkenweichem
Westcoast und vor allem ewigem Beach Boys-Harmoniehimmel das perfekte
Pop-Paradies bietet. (cpa)


Josh Ritter - Fever Breaks

LP/CD - EUR 21,95/14,95

19er, von Jason Isbell produziert (der spielte auch Gitarre und
steuerte etwas Vocals bei, und brachte seine komplette Band 400 Unit
mit, auch Amanda Shire ist mehrfach dabei). Das Ergebnis pendelt
zwischen rockigen doch nachdenklichen Versionen von Americana bzw.
zeitgemäßem Country Rock; rundem organischem Roots Pop; zugleich
etwas elegischem wie dezent lakonischem zeitweise dramatisch und
beinahe episch anmutendem Storytelling, ganz in sich ruhendem
Songwriter-(Outlaw) Country im Geiste der 70er; ziemlich schwerem
Roots Rock, Neil Young (Crazy Horse, ohne auszuufern freilich)
erstaunlich ähnlich oder ein bischen wie Dylan in ungewöhnlich
rockig; quasi malerischem relaxtem apartem Folk Rock. Immer dabei
(inkl. einiger meist kurzer komprimierter feiner Features): Die
E-Gitarre, teils im Zentrum, teils (z.B. toll klangmalend oder nur
wunderbar punktierend) im Gleichgewicht mit Akustikgitarre (oder
Dobro) und (oder) Piano (Orgel/Akkordeon). Ab und zu spielt Shires
Geige eine sehr effektive und starke Rolle. Ein richtig schönes
rundum (auch songwriterisch) qualitativ hochwertiges Album! (dvd)


Stereolab - Transient Random Noise-Bursts With Announcements
(Expanded Edition)

3-LP (+MP3)/2-CD - EUR 28,95/17,95

Die Stereolab-Reissue-Offensive geht weiter: via Warp stehen jetzt
zwei essentielle Frühwerke auf dem Programm. Auch dieses 1993-Opus
(seinerzeit das Major-Debüt) kommt als Expanded Edition mit satten 13
Bonus-Songs. Für mich war es seinerzeit die Einstiegsdroge in die
faszinierende Welt von Stereolab. Keine Band klang damals auch nur
ansatzweise ähnlich. Die Fusion aus französisch geprägter
YeYe-Psychedelia (Laetitia Sadier) und britischem Postpunk-Spacerock
(Tim Gane) war frisch und innovativ, klingt auch heute noch kühn
gedacht - wobei man mittlerweile eben weiß, dass über Dekaden gerne
bei Stereolab geklaut wurde. Keyboardlastiger Space-Pop trifft auf
lasche Psychedelia-Nummern, nie schematisch, nie vorhersehbar.
Sixties- und Eighties-Einflüsse halten sich die Waage, die einzelnen
Sounds sind wunderbar farbenroh, Fuzz &Farfisa, Klischees &
Innovation. Alleinstellungsmerkmal ist der charmant-distanzierte
Gesang von Laetitia, Highlight bleibt das monolithische Meisterwerk
"Jenny Ondioline" - postmoderner Kraut- und Spacerock in upgedateter
Velvet Underground-Ästhetik, ein bleibendes 18-Minuten-Standardwerk
und definitives Must-Have. Hat außerdem eine der schönsten Basslines
aller Zeiten. Unter den zahlreichen Bonus-Tracks (Mixes, tolle Demos
in spartanischen Versionen etc.) findet sich mit "French Disco" mein
anderer Lieblingssong von Stereolab, den es seinerzeit nur auf
10-Inch-Vinyl zu kaufen gab. Reissue frisch von den Originalbändern
gemastert. Dreifach-Vinyl nummeriert mit Poster. (Joe Whirlypop)


Stereolab - Mars Audiac Quintet (Expanded Edition)

3-LP (+MP3)/2-CD - EUR 28,95/17,95

Nächster Stereolab-Reissue ist dieses 1994er Werk, ebenfalls mit
diversen Bonus-Songs aufgestockt. Hier haben sie ihren
Trademark-Sound gefunden. Das Album ist weniger experimentell und
dafür umso typischer. Wie gewohnt auf stoischer Velvet
Underground-Basis, mit fast stehenbleibenden Orgel- und
Gitarrenriffs. Für Entlastung sorgen kleine, folkige Laidback-Nummern
im typischen Laetitia Sadier-Stil. Aber auch die eine oder andere
Uptempo-Nummer fällt recht poppig aus, durchaus mit schönen
60s-Einflüssen a la Burt Bacharach oder auch Fifth Dimension. Der Hit
heißt hier "Ping Pong" und geht genau in diese harmonische,
knallbunte Bubblegum-Psych-Richtung. Toll, solche Musik war damals
gänzlich neu und innovativ. Es gibt aber auch stoisch-harte
Spacerocker mit sägendem Ein-Ton-Riff ("Nihilist Assault Group").
Insgesamt geht die Tendenz aber zum smoothen und Stereolab-typischen
Space Age-Pop. Beim finalen "Fiery Yellow" verbeugt man sich
gemeinsam mit Sean O'Hagan (High LLamas) vor dem smoothen
Exotica-Sound von Martin Denny und Esquivel. Reissue frisch von den
Originalbändern gemastert. Dreifach-Vinyl nummeriert mit Poster. Für
August und November sind weitere Reissues angekündigt. (Joe
Whirlypop)


Todd Thibaud - Hill West

CD - EUR 14,95

Sanftes, samtenes, intensiv-irdenes, naturnah-melodieverliebtes
Singer-Songwriteralbum, dem man die Genese in der Einsamkeit der
Berge Vermonts mal offensichtlich, mal zwischen den Zeilen, aber
durchweg anspürt. Auch wenn der gestandene Roots Rocker seine elf
neuen Songs anschließend an die selbstgewählte winterliche Eremitage
im Studio in Boston von seinen gewohnt geübten musikalischen
Weggefährten instrumental veredeln ließ, so blieb ihnen doch der
ursprüngliche, erdig-folkige Charakter erhalten, bestimmen
naturbelassene akustische Gitarren-Akkorde und die schmeichelnde,
angenehm angerauhte Stimme die Basis der wohltönenden Weisen. Thibaud
selbst und gute Bekannte wie Thomas Juliano, Sean Staples, Chris
Anzalone und Ed Valauskas bereichern die bereits beim ersten
Zusammentreffen im Ohr haftenden Songs gefühlvoll um mal
fein-filigranes, mal saftigeres Instrumentalwerk auf Mandoline,
Ukulele, Bouzouki, Banjo, Fiddle, Mundharmonika, Klavier, E-Gitarren,
Bass und Schlagzeug, ohne dabei die nahezu pastorale Atmosphäre
dieser vor innerer Kraft leuchtenden Singer Songwriter-Perlen zu
beeinträchtigen. Und selbst in sanft-satt gründelnden Momenten des
dezent dampfenden Roots-Rock ist es der Song, der zählt, der von
Reife und Erfahrung lebende Song und eine seelensalbende Stimme, die
im Laufe der Jahre immer tiefer zu berühren weiß. Ein weiteres wertes
Wurzelwerk im reichen Thibaud-Kanon, ein Song-Album, das durch
gelungen-gefühlvolle Reduktion noch reicher wird. (cpa)


Too Slow to Disco NEO - En France/Various Artists

2-LP (+MP3)/CD - EUR 24,95/16,95

Nach wie vor eine großartige Compilation-Reihe auf City Slang. Hier
geht es nicht ums Zappeln, sondern eher um Grooves für die
Engtanzparty. Und auch um Digger, die überhaupt nicht tanzen wollen,
sondern sich an seltsam schöner Musik erfreuen können, die man sonst
nirgends hören kann. Nachdem man die Decks letztes Mal dem großen Ed
Motta für ein deliziöses Brasilpop-Menü überlassen hat, kompiliert DJ
Supermarkt diesmal Zeitgenössisches aus Frankreich. Und dort gibt es
reichlich Leckeres zu entdecken. Das Genre ist wie gehabt Softrock,
Yachtrock, sanfte Cosmic Disco, smoother Elektropop, Psychpop,
Westcoast-Sounds, souliger Chansonpop etc., auch trendy Autotune-Pop,
was aber nicht weiter stört. Bis auf Yuksek und Betrand Burgalat
kenne ich keinen der weiteren Namen, was mal wieder auf beachtliche
Bildungslücken verweist. Zu entdecken gibt es hier nämlich wieder
reichlich. Überwiegend cool und lässig im unteren Midtempo groovende
Nummern, die milde psychedelisch, weich und warm klingen. Oft
franzosentypisch mit diesem knackigen Fender E-Bass, der schon bei
Serge Gainsbourg gerne mit dem Plektrum gespielt wurde. Der Vibe ist
entspannt, die (überwiegend) französischen Vocals tun das ihre. "Lazy
Disco" en francais, ein bisschen Le Pop, ein bisschen Tradition plus
ganz viel Style. Und im letzten Drittel dann auch öfters mal fast
uptempo. Perfekt geeignet für den frühen Abend wie auch für den
nächsten Morgen. (Joe Whirlypop)


Molly Tuttle - When You're Ready

CD - EUR 14,95

19er. In höchsten Tönen gepriesene Singer-Songwriterin und
Gitarristin (akust.), v.a. in Bluegrass-Kreisen, sie gewann
reihenweise Awards (instrumentalist of the year etc.). Mit ihrer 1.
vollen Solo-LP geht sie andere/neue Wege, vor allem in Richtung
zeittypischen US-Americana/Folk Pop (oder Country Pop), etwas
gefälliger produziert, mit Drums und ab und zu auch relativ
vollmundig, öfters teil-elektrisch (feinst klangmalend z.B.), gern
entspannt bzw. recht ruhig. Zwischendurch auf der einen Seite
treibender "Bluegrass goes Americana" (ein bischen Gillian Welch, ein
bischen Alison Krauss) oder feinsinniger Alt. Country, auf der
anderen mit Zug und Rock-Gitarren-Einlagen (oder gleich "Americana in
Rock"). Ihre Gitarre ist fürwahr exquisit, steht aber nicht so sehr
im Vordergrund (mit vorzüglichen Ausnahmen), auf Banjo verzichtet
sie. Sporadisch Mandoline, häufig Piano/Orgel, zur Hälfte Geige/eine
kleine Streichergruppe. Ein paar Balladen kommen erst zum Schluß.
Mehrfach gibt es Parallelen zu Kacey Musgraves. Und: Sie besitzt eine
einfach schöne Stimme, einige Songs finde ich melodisch herausragend!
Jason Isbell gastiert. (dvd)


Townes Van Zandt - The Best Of Townes Van Zandt

2-LP - EUR 39,95

Eigens zum Record Store Day 2019 produzierte Doppel-LP-Compilation
des Fat Possum-Labels, dementsprechend ebenso wertig in der
Ausführung wie limitiert in der Auflage. Gegen alle Widerstände haben
wir eine gute Handvoll Exemplare dieser Gabe zum 75.
Townes-Geburtstag ergattern können, dennoch wäre ein frühes Anstellen
zum Ankauf nicht von Schaden. 16 wohlgewählte Songs incl. For The
Sake Of The Song, Pancho & Lefty, To Live Is To Fly, I'll Be Here In
The Morning, John The Gambler, If I Needed You, Black Widow Blues,
Tecumseh Valley, Flyin' Shoes, Waiting Around To Die, Lungs, You Are
Not Needed Now, Tower Song.


Demnächst in diesem Theater...

10.05.

She Keeps Bees - Kinship

Mavis Staples - We Get By

Songs Ohia - Love & Work: The Lioness Sessions 2-CD

Mandfred Mann - Radio Days 1 bis 4

17.05.

The National - I Am Easy To Find

Interpol - A Fine Mess

Rich Hopkins & Luminarios - Back To The Garden

Carole King - Live At Montreux 1973

Ronnie Lane - Just For A Moment (Best Of-CD/Werkschau-Box)

Kettcar - Der süße Duft der Widersprüchlichkeit (Wir vs. Ich)

31.05.

Sinkane - Dépaysé

John Renbourn - Unpentangled 6-CD

07.06.

Eleni Mandell - Wake Up Again

Bob Dylan - The Rolling Thunder Revue: The 1975 Live Recordings 14-CD

14.06.

Calexico/Iron & Wine - Years To Burn

Buzzcocks - Singles Going Steady (rem.) & Different Kind Of Tension (rem.)

Bruce Springsteen - Western Stars

Tangerine Dream - In Search Of Hades: The Virgin Recordings 1973-1979 (16-CD+2-BluRay)

21.06.

Buddy & Julie Miller - Breakdown On 20th Ave. South

28.06.

Jade Jackson - Wilderness

Julian Cope - Autogeddon (25th Anniversary DeLuxe Edition)


LIVE!!! LIVE!!! LIVE!!!

Derzeit und baldigst sind viele Glitterhouse-Künstler in Europa
unterwegs. Ein Konzert empfehlenswerter als das andere. Also bitte:
Vollversammlung.

DIE NERVEN

dienerven

04. - 05.05.2019 DE - Köln - c/o pop Festival

17.05.2019 DE - Dingolfing - Redbox Festival

08.06.2019 DE - Leipzig - WGT @ Haus Leipzig

09.06.2019 DE - Beverungen - OBS Festival

13. - 15.06.2019 DE - Bingen am Rhein - Binger Open Air

28.06.2019 AT - Salzburg - Rockhouse

01. - 04.08.2019 DE - Westergellersen - A Summer's Tale

HUGO RACE FATALISTS

hugoracefatalists.com

03.05.2019 IT - CATANZARO - Museo del Rock

04.05.2019 IT - CINQUEFRONDI - Il Frantoio delle Idee

09.05.2019 IT - BERGAMO - Druso

10.05.2019 IT - FIRENZE - Circolo Arci Progresso

11.05.2019 IT - RAVENNA - Boca Barranca

12.05.2019 IT - PESCARA - Scumm

17.05.2019 IT - SAVONA - Raindogs House

18.05.2019 IT - ROME - Wishlist

24.05.2019 CZ - PRAGUE - Jazzdock

25.05.2019 CZ - BRNO - Kabinet Múz

29.05.2019 IT - RIMINI - Hobos (Hugo Race solo show)

30.05.2019 IT - TORINO - Blah Blah

31.05.2019 IT - CANTÙ - e35

01.06.2019 IT - LUGAGNANO, VERONA - Club Il Giardino

13.09.2019 CZ - PÍSEK - Cool v Plote festival (Hugo Race solo show)

STEINER & MADLAINA

steinermadlaina

08.06.2019 DE - Schloß Holte-Stukenbrock, Whatever Happens Festival

09.06.2019 DE - Beverungen, Orange Blossom Special Festival

15.06.2019 DE - Ellingen - Gutsfestival

21.06.2019 DE - Neuhausen ob Eck- Southside Festival

21.06.2019 DE - Scheeßel - Hurricane Festival

28.06.2019 DE - Bad Aibling - Indiebase Festival

05. & 06.07.2019 DE - Chemnitz - Stausee Rabenstein Kosmonaut Festival 2019

17.07.2019 CH - Gurten Festival - Bern

02.08.2019 DE - Böblingen - Böblinger Songtage

03.08.2019 DE - Luhmühlen - A Summer's Tale

02. - 03.08.2019 DE - Burg Friedland - Jenseits von Millionen Festival

09.08.2019 DE - Bergfunk Open Air - Königs Wusterhausen

22.08.2019 DE - Jena - Kulturarena

29. - 01.09.2019 DE - Homberg - Musikschutzgebiet Festival

07. - 08.09.2019 DE - Berlin - Lollapalooza Festival'

10.10.2019 AT - Dornbirn Spielboden Dornbirn

11.10.2019 AT- Ebensee, KINO EBENSEE

12.10.2019 AT- Saalfelden, Kunsthaus Nexus

14.10.2019 DE - Heidelberg, halle2

15.10.2019 DE - Kassel, Kulturzentrum Schlachthof Kassel

17.10.2019 DE - Rostock, Helgas Stadtpalast

20.10.2019 DE - Stuttgart, clubCANN

21.10.2019 DE - Köln, YUCA

23.10.2019 DE - Dresden, GrooveStation Dresden

24.10.2019 DE - Erfurt, Museumskeller und HsD Erfurt

25.10.2019 DE - Mainz, Kulturclub Schon Schön

26.10.2019 DE - Ulm, ROXY.ulm

WOVENHAND

wovenhand.com

03.05.2019 UK - London - Desertfest London

04.05.2019 NL - Deventer - Burgerweeshuis

05.05.2019 DE - Berlin - Desertfest Berlin

XIXA

xixamusic.com

11.06.2019 DE - Oberhausen - Druckluft

12.06.2019 DE - Aachen - Musikbunker

13.06.2019 CH - Schaffhausen - Tap Tab

14.06.2019 CH - Neuchâtel - Festineuch

15.06.2019 DE - Schorndorf - Manufaktur

16.06.2019 CH - Baden - Werkk

17.06.2019 DE - München - Backstage

18.06.2019 DE - Mainz - Schon Schön

21.06.2019 DE - Hannover - Theaterformen

22.06.2019 DE - Offenbach - Hafen 2


Alle guten Wünsche für Euch & die Euren!

 * 

Quelle:

Glitterhouse Records, Label & Mailorder

Grüner Weg 25, D-37688 Beverungen

Telefon: 05273/36 36 36, Fax: 05273/36 36 37

E-Mail: mailorder@glitterhouse.com

Internet: www.glitterhouse.com



veröffentlicht im Schattenblick zum 4. Mai 2019 
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Warner Music Medien Newsletter KW 18

Hamburg, 2. Mai 2019




STORMZY

Pünktlich zum Tanz in den Mai enthüllt der vielfach preisgekrönte
britische Rapper/Musiker Stormzy seine neue Single "Vossi Bop" - die
erste Veröffentlichung seit seinem 2017er #1-Debütalbum "Gang Signs &
Prayer" (UK: Platin) und zugleich die erste der #Merky Records
Label-Partnerschaft mit Atlantic Records. "Vossi Bop" wurde vom
britischen Producer Chris Andoh produziert und fußt auf einen viralen
Tanz, den NL Vossi im Jahr 2015 erfand. Das begleitende Musikvideo
[1] zeigt Stormzy vor zahlreichen Londoner Sehenswürdigkeiten und
auch Schauspieler Idris Elba ist darin kurz zu sehen. Das Video
erzielte bereits innerhalb der ersten 24 Stunden über 1,5 Mio. Views.
Stormzy wird im Juni als erster britischer MC aller Zeiten beim
diesjährigen Glastonbury Festival als Headliner performen.

Alle weiteren Warner-Highlights der aktuellen Kalenderwoche nun im
Überblick:


AKTUELLES

MONET 192

Ende vergangener Woche tat er es endlich: Der 21-jährige Künstler
Monet 192 aus St. Gallen veröffentlichte seine brandneue, zweite
Single "Tu es", mitsamt des dazugehörigen Musikvideos [2]. "Tu es"
folgt auf seine düstere Debüt-Single "Manege frei" [3] und überzeugt
mit Playa-Attitüde und einem dicken Augenzwinkern.

Auf "Tu es" präsentiert Monet 192 eine ganz andere Facette seiner
Künstlerpersönlichkeit - mit Erfolg. Bereits im selbstgedrehten
Teaser-Video generierte der Track über 186.000 Aufrufe auf Instagram.

Monet 192 verbreitet mit "Tu es" Frühlingsgefühle und beweist, dass
er es wie nur wenig andere versteht, sauber auf den Takt zu rappen
und zusätzlich durch seine Gesangseinlagen eine eingängige Melodik zu
schaffen.


JOSH.

"Von Mädchen und Farben" heißt das am letzten Freitag erschienene
Debütalbum des Österreichers Josh., der 2018 mit seiner Single
"Cordula Grün" eine absoluten Überraschungshit vorlegte. Diesen und
weitere Songs präsentierte er kürzlich auch in Berlin, Hamburg, Köln,
Frankfurt und München live.

Bei den diesjährigen Amadeus Music Awards wurde "Cordula Grün" als
"Song des Jahres" ausgezeichnet und Josh. zeigte sich sichtlich
gerührt: "Der erste Plan ist schon mal nicht aufgegangen",
sagte er im Rahmen der Preisverleihung, "nämlich nicht zu heulen.
Habe ich wirklich gewonnen?"

Sein Debütalbum besticht im raffiniert minimalistischen Arrangement
mit reichlich Wortwitz, Charme und Wiener Schmäh - hier [4] im Video
zu seiner aktuellen Single "Vielleicht".


THE BLACK KEYS

Am 28.06. gehen The Black Keys mit ihrem neunten Studioalbum ins
Rennen. "Let's Rock" markiert ihr erstes Album seit fünf Jahren sowie
eine glorreiche Rückkehr zum schnörkellosen Rock ihrer frühen Tage.

"Wenn wir zusammen sind, sind wir The Black Keys. Dort liegt die
wahre Magie und das nun schon seit wir 16 sind", so
Sänger/Gitarrist Dan Auerbach. "Let's Rock" wurde von Auerbach und
Drummer Patrick Carney im Easy Eye Sound Studio in Nashville
geschrieben, live eingespielt und produziert.

Parallel zur Album-Ankündigung feierte in Folge der ersten Single
"Lo/Hi" vor Kurzem auch der zweite Album-Song "Eagle Birds" Premiere,
den es hier [5] zu hören gibt. Ende September starten The Black Keys
ihre große Nordamerika-Tour durch 31 Städte.


JADEN BOJSEN

Mit seiner letzten Single "The Weekend" lieferte der deutsche
DJ/Producer vergangenes Jahr die perfekte Anleitung für lange
durchtanzte Nächte. Nun präsentiert Jaden Bojsen gemeinsam mit dem
niederländischen Sänger Jake Reese seine neueste Single "Fall For
Love".

"Sometimes it feels like giving up / You roll the dice out of luck
/ You paid your dues and had enough / Don't even feel that razor
cut", lautet es in dem Track, der davon handelt, selbst in den
dunkelsten Momenten nicht aufzugeben: "When we fall for love / And
the hate is gone / There is a light in the sky / That you cannot
deny".

"Fall For Love" [6] setzt unverhofft neue Kräfte frei, begleitet von
Jake Reeses warmer Stimme und Bojsens euphorischer Produktion.


RAPSTA

Die bereits veröffentlichten Single-Vorboten "Jason Park", "Surf" und
"D.O.P." [7] heizten in den vergangenen Wochen bereits mächtig ein.
Nun ist es endlich soweit: Letzten Freitag veröffentlichte der
Stuttgarter Ausnahme-MC Rapsta sein vielversprechendes zweites Album
"D.I.P." und stellt darauf sein Können erneut eindrucksvoll unter
Beweis.

In Zeiten in denen die hiesige Rap-Hörerschaft vom omnipräsenten
Autotunegeträller in Mitleidenschaft gezogen wird, lässt Rapsta die
Szene mit seinen technisch versierten Raps, einprägsamen Hooks und
genial produzierten Beats wieder aufatmen.

Hinzu kommen seine ebenfalls aufwändig produzierten Videoclips, die
ihn als Querdenker portraitieren, der jedem Stereotyp widerspricht
und Genregrenzen durchbricht.


LARUZO

Was ist besser als ein neuer Song? Zwei neue Songs! Das dachte sich
wohl auch der Dortmunder Rapper und Sänger Laruzo und legte im Zuge
seiner Album-Ankündigung mit "Bentley Jump" und "Calma" gleich zwei
neue Tracks vor - hier [8] im Split-Video zu sehen.

"Ich springe aus dem Bentley", heißt es gleich im ersten Satz
von "Bentley Jump", einem High-Energy-Track mit dem Laruzo die Welt
wissen lässt, wie gut drauf er ist. Und auf "Calma" stellt er über
einem treibenden Reggaeton-Beat gleich nochmal klar, dass er in
seiner ganz eigenen Liga spielt: "F*ck mal euren ECHO, ich will
einen Grammy!"

Sein zweites Album "Est. 1991" erscheint am 09.08. und ist nach
seinem 2016er Album "Contenance" zugleich sein Warner-Debüt.


ASHNIKKO

Die US-Rapperin/Sängerin Ashnikko ist Anführerin ihrer eigenen
künstlerisch musikalischen Rebellion im Sinne der sexuellen
Befreiung. Mit ihren trotzigen und zugleich zielstrebigen beiden EPs
"Unlikeable" und "Sass Pancakes" beeindruckte sie Fans und Tastemaker
zugleich.

Nun treibt Ashnikko ihre feurige "F*ck You"-Spielart weiter und legt
mit ihrem brandneuen Track "Special" nach - ein erster Vorgeschmack
auf ihre kommende dritte EP, die im weiteren Verlauf des Jahres
erscheint. "Special" [9] ist Abgesang auf einen Mann und ein
absoluter Floorfiller, dessen pulsierender, bassgewaltiger Rhythmus
mitten ins Gesicht trifft.

Ashnikko kehrt im Handumdrehen die üblichen Gender-Stereotypen um und
weicht keinen Zentimeter von ihrem Erfolgskurs ab.


MAHALIA

Im Zuge ihrer "Seasons"-EP veröffentlichte UK-Shootingstar Mahalia
ihre großartige aktuelle Single "Do Not Disturb" [10], die sich
mittlerweile in den britischen Radio-Playlisten etabliert hat und ihr
einen Platz auf der begehrten Brit List des Senders BBC Radio 1
bescherte.

Als Dankeschön an ihre treue und stetig wachsende Anhängerschaft,
veröffentlichte die Sängerin vergangene Woche den brandneuen Fantrack
"Grateful", der mit einem wundervollen Vibe überzeugt. Nachdem
Mahalia den Track vor einigen Wochen bereits in einer ihrer
Insta-Stories angeteast hatte, gaben Fans keine Ruhe mehr.

Auch im begleitenden Musikvideo zeigt sich Mahalia von ihrer
verführerischsten Seite und besingt den Menschen ihrer Begierde -
hier [11] zu sehen.



  [1] http://click.email.artistarena.com/?qs=2d4715f2518f9fd13b5dc2fd28a8c5f904508df77ed758bf990fbfda28c50b4aa33323fff21fb4203d7fb10fab29f7b4

  [2] http://click.email.artistarena.com/?qs=2d4715f2518f9fd120d5c1001828a50a2e0f93fefe444ef1e42909926f72cf882ee6922cd2c7fcb2108c6dfd91133887

  [3] http://click.email.artistarena.com/?qs=2d4715f2518f9fd1b861e0551579af5147a53be590497f2ee66af5ca419bbd414e54996770bba374995e7f26602a1f52

  [4] http://click.email.artistarena.com/?qs=2d4715f2518f9fd1f8b97913b825d760d5537d03537e2a1fce59bf66c8eec56cb4b6c61cd7f20e5630ae0ef767b54408

  [5] http://click.email.artistarena.com/?qs=2d4715f2518f9fd112eea7f5cb59b2f2e093287482b15e523588f6297b2d6f02f2cf576ce64aa0d43e58199bb905d3ab

  [6] http://click.email.artistarena.com/?qs=2d4715f2518f9fd1c9cd275aa55aef64c3c2820d876dedea4c019cb59f8f27b17df88e5f41599cb8681f272b4c23df8c

  [7] http://click.email.artistarena.com/?qs=2d4715f2518f9fd16039bfa17a0959ec42d0d204daf1bfe5dd4c15e97f98e91f512ab542082621115772be17f2c0c9f5

  [8] http://click.email.artistarena.com/?qs=2d4715f2518f9fd18d4ed7f6c834d8d2e47e5f9a8d7518892526a1bf7836328ac44e49415c702b57da27156545063c50

  [9] http://click.email.artistarena.com/?qs=2d4715f2518f9fd1afefc06629c7b2d1627ac5fb55191c80910b28c309bf97b22a673e2477964b18fbc933b72e9a8c3d

[10] http://click.email.artistarena.com/?qs=2d4715f2518f9fd1f47e3d91dcc8619d449b123e9b075ecfb115af74a2b551fa02fee11da993c11c4337732a0210127d

[11] http://click.email.artistarena.com/?qs=2d4715f2518f9fd1c9abfca3c943b3533ed16b5afe5ebd0e1f3f21ad873ccb642b874cc7f41ec44a6ed6b6109203580a

 * 

Quelle:

Warner Music Group Germany Holding GmbH

Alter Wandrahm 14 · 20457 Hamburg

Tel: 040/30 339-0 · Fax: 040/30 339-333

Internet: www.warnermusic.de
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CROSSOVER/490: Vreden - Konzert der Gruppe "dreimann" am 10. Mai 2019


Kreis Borken

Musikalische Runden drehen

Konzert der Gruppe "dreimann" im kult Westmünsterland am 10. Mai /
Vorverkauf hat begonnen



Kreis Borken / Vreden. Bald eröffnet im Kulturzentrum kult in Vreden
die neue Sonderausstellung "DUCKOMENTA - Ent-liche Grenzgeschichten".
Zu sehen sind ab dem 25. April (Eröffnung um 17 Uhr) zahlreiche große
Kunstwerke der Geschichte - mit Enten. Im Begleitprogramm der
Ausstellung werden verschiedenste Formate angeboten. Musikalisches
Highlight dabei ist das Konzert "Runden drehen" der regionalen Gruppe
"dreimann" am Freitag, 10. Mai, ab 19.30 Uhr. Der Vorverkauf hat jetzt
begonnen.

Die Gruppe "dreimann" wurde im Jahre 2008 gegründet und bestand zu
Beginn tatsächlich aus drei Männern. Im Laufe der Zeit veränderte sich
die Besetzung. Jetzt besteht sie aus drei Männern und zwei Frauen. Die
Bandbreite ihrer Musikstücke reicht von getragenen Balladen
("Dorfschützenfest") über nachdenkliche Beobachtungen ("Runden
drehen") bis hin zu rockigen Stücken ("Motorradlied") und bestimmten
seelischen Gemütsverfassungen ("Alles wird gut"). Die Absurditäten des
Lebens werden ironisch kommentiert ("Beschissen wirst du überall") und
Alltägliches wird thematisiert ("Warten"). Blues und Reggae, Jazz und
Improvisation, Anleihen an deutsche Liedermacher und das französische
Chanson sind musikalische Bezugsgrößen der Band, die den
unverwechselbaren künstlerischen Gesamteindruck der Gruppe dreimann
prägen.

"Runden drehen" ist nicht nur das Konzert überschrieben, es ist auch
der Titel der vierten CD von dreimann, die in diesem Jahr erscheint.
Mehr Informationen gibt es unter www.stuwekunst.de.

Die Tickets für das Konzert kosten 15 Euro, ermäßigt 10 Euro.
Erhältlich sind sie im kult, Kirchplatz 14, in Vreden. Mehr Infos zum
Konzert, der "DUCKOMENTA" und dem weiteren Rahmenprogramm gibt's unter

www.kult-westmuensterland.de/kult/museum/sonderausstellung/duckomenta/

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 18. April 2019

Kreis Borken

Pressestelle, Burloer Straße 93, 46325 Borken

Telefon: (0 28 61) 82 21 - 11 / 13

Fax: (0 28 61) 82 - 13 41

E-Mail: pressestelle@kreis-borken.de
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KLASSIK/10202: Wartburg - Georg Philipp Telemanns Kantaten und Orchestermusik, 11.5.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Pressemitteilung vom 02.05.2019

Auftakt der Wartburgkonzerte 2019

"Liebe, was ist schöner als die Liebe"

Georg Philipp Telemanns Kantaten und Orchestermusik am 11. Mai



Mit Georg Phillip Telemanns Hochzeitskantate "Liebe, was ist schöner
als die Liebe" werden am 11. Mai die Wartburgkonzerte 2019 eröffnet.

Wo könnte das Thema, das Ausruf und Frage zugleich ist, besser
aufgenommen und beantwortet werden als im außergewöhnlichen
Festsaal-Ambiente der Wartburg bei einer der renommiertesten
Radiokonzertreihen der Welt? Deutschlandfunk Kultur präsentiert 2019
wieder fünf musikalische Höhepunkte, das Programm der
Radiokonzertreihe wurde eigens für die Wartburg erstellt. Erwartet
werden dabei auch Auftritte von Musikerinnen und Musikern, die in
Deutschland manchmal noch weniger bekannt, in ihren Heimatländern
jedoch bereits gefeierte Künstlerinnen und Künstler sind.

Den Auftakt am 11. Mai um 19.30 gestaltet das renommierte Frankfurter
Barockorchester La Stagione, das sich seit mehr als 30 Jahren als
Vorreiter bei der Wiederentdeckung vergessener Meisterwerke einen
Namen gemacht hat. Unter der Leitung des ausgezeichneten
Blockflötisten Michael Schneider und mit der Sopranistin Julia
Kirchner und Tenor Georg Poplutz präsentiert das Orchester bisher
weniger bekannte Werke des musikalischen Universalisten Georg Philipp
Telemann. Die Liebe steht im Mittelpunkt der Stücke - passend zur
Frühlingszeit.

Auch die folgenden vier Konzerte bis September werden von
international herausragenden Künstlerpersönlichkeiten gestaltet und
bieten sowohl Klassiker als auch Musik für Neugierige.

So gibt es neben den Streichtrios von Wolfgang Amadeus Mozart und
Ludwig van Beethoven, die am 1. Juni unter der Überschrift "Klassiker"
firmieren, und dem Till Ensemble am 27. Juli mit Musik von Mozart,
Louise Farrenc und Richard Strauss, auch wieder unbekannte Komponisten
zu entdecken. Oder vielmehr wiederzuentdecken, wie im Fall des heute
beinahe vergessenen Eisenachers Johann Wilhelm Hertel. Einen Höhepunkt
der Saison markiert das Konzert am 7. September, bei dem mit
Abendmusiken Basel ein europäisches Spitzenensemble die Musik von
Johann Rosenmüller wieder zu Leben erweckt. In den Abendmusiken Basel
finden sich viele der derzeit gefragtesten Künstlerinnen und Künstler
zusammen, manchen gilt das Ensemble als das "Who is Who" in der Alten
Musik.

Die von Deutschlandfunk Kultur zusammen mit der Wartburgstiftung
veranstalteten Wartburgkonzerte gehören nicht nur zu den
renommiertesten Radio-Konzertreihen der Welt, in Deutschland sind sie
auch die älteste. Schon seit über 60 Jahren sind sie eine Institution
in der deutschen Radio- und Konzertlandschaft. Das erste Konzert wurde
1958 vom Deutschlandsender (DDR) veranstaltet. Das 394.
Wartburgkonzert wird von mehreren internationalen Rundfunkanstalten
übernommen. Deutschlandfunk Kultur sendet dieses Konzert am 19. Mai ab
20.03 Uhr bundesweit.


Wartburgkonzerte 2019

Samstag, 11. Mai, 19.30 Uhr

Liebe, was ist schöner als Liebe

Julia Kirchner, Sopran | Georg Poplutz, Tenor

Barockorchester La Stagione Frankfurt

Michael Schneider, Leitung und Solo-Blockflöte

Samstag, 1. Juni, 19.30 Uhr

Klassiker

Marlene Ito - Máté Szücs - Andreas Timm

Samstag, 6. Juli, 19.30 Uhr

Ein Eisenacher wird wiederentdeckt

Konzerte und Sinfonien von Johann Wilhelm Hertel

Bettina Messerschmidt, Violoncello

Merseburger Hofmusik | Leitung: Michael Schönheit

Samstag, 27. Juli, 19.30 Uhr

Facettenreich: Bläserquintett und Klavier

Till Ensemble

Samstag, 7. September, 19.30 Uhr

Aus dem kleinen Oelsnitz/Vogtland an den Markusdom

Johann Rosenmüller zum 400. Geburtstag

Abendmusiken Basel

Detaillierte Informationen unter

deutschlandfunkkultur.de/wartburgkonzerte

Kartenverkauf:

Wartburg-Stiftung

Besucherservice

Telefon 0 36 91. 25 02 02

www.wartburg.de

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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AUSLAND/9055: Aus aller Welt - 03.05.2019 (SB)




MELDUNGEN



Kim-Attentäterin einen Monat nach ihrer Verurteilung frei

Zwei Jahre nach dem tödlichen Giftanschlag auf den Halbbruder von
Nordkoreas Machthaber Kim Jong Un ist die verurteilte Attentäterin
vorzeitig aus der Haft entlassen worden. Die Vietnamesin Doan Thi
Huong durfte am Freitagmorgen das Gefängnis verlassen. Das teilte ihr
Anwalt Hisyam Teh der Deutschen Presse-Agentur in der malaysischen
Hauptstadt Kuala Lumpur mit. Die 30jährige Frau ist inzwischen in
ihre Heimat zurückgekehrt. Ein malaysisches Gericht hatte Doan im
April der vorsätzlichen Körperverletzung schuldig befunden. Sie
wurde zu einer Freiheitsstrafe von drei Jahren und vier Monaten
verurteilt. Den Vorwurf des Mordes, der zu einer Todesstrafe hätte
führen können, war von der Staatsanwaltschaft aus unbekannten Gründen
fallen gelassen worden. Zuvor hatte die junge Frau über zwei Jahre in
Untersuchungshaft verbracht. Eine mitangeklagte 27jährige
Indonesierin war bereits Mitte März überraschend auf freien Fuß
gekommen.

3. Mai 2019
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JUSTIZ/9055: Kriminalität und Rechtsprechung - 03.05.2019 (SB)




MELDUNGEN



Raubüberfall auf Handy-Geschäft in Hamburg-Eppendorf

Ein Unbekannter hat am Donnerstag einen Handy-Shop am Eppendorfer
Baum überfallen. Der Räuber forderte den Angestellten mit
vorgehaltener Waffe auf, den Tresor zu öffnen und fesselte ihn
anschließend. In dem Safe befanden sich laut Polizeiangaben besonders
wertvolle Mobiltelefone. Der Räuber flüchtete mit sechs ausgestellten
Handys. Nach ihm wird gefahndet. Der Verkäufer blieb bei dem Überfall
unverletzt.

3. Mai 2019
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MILITÄR/9052: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 03.05.2019 (SB)




MELDUNGEN



US-General Tod Wolters wird neuer NATO-Oberbefehlshaber

Der US-Luftwaffengeneral Tod Wolters übernahm am Freitag bei einer
Zeremonie im belgischen Mons den militärischen Oberbefehl über die
NATO. Der Generalsekretär der Allianz, Jens Stoltenberg, bezeichnete
den Oberbefehl über die Streitkräfte der NATO als einen der
schwierigsten und wichtigsten militärischen Posten auf der Welt. Der
58jährige Viersternegeneral übernimmt die Aufgaben seines in den
Ruhestand gehenden Landsmannes Curtis M. Scaparrotti, der den Posten
seit 2016 innehatte. Wolters wird in der neuen Funktion vor allem für
die Planung und Ausführung von Bündniseinsätzen verantwortlich sein.
Die Linkspartei übt scharfe Kritik an der Ernennung von Wolters, der
als Kampfpilot an den US-geführten Militäroperationen "Desert Storm",
"Southern Watch", "Iraqi Freedom" und "Enduring Freedom" beteiligt
war. Die stellvertretende Vorsitzende der Linksfraktion, Sevim
Dagdelen, forderte in einer Pressemitteilung gebührende Aufklärung
über eine mögliche Beteiligung des neuen NATO-Oberbefehlshabers an
US-Kriegsverbrechen in Irak und Afghanistan.

3. Mai 2019
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POLITIK/9054: Aus Parlament und Gesellschaft - 03.05.2019 (SB)




MELDUNGEN



Mike Mohring wird CDU-Spitzenkandidat in Thüringen

Der Landes- und Fraktionsvorsitzende der CDU, Mike Mohring, will in
diesem Jahr Regierungschef von Thüringen werden. Dort wird Ende
Oktober ein neuer Landtag gewählt. Am Samstag soll Mohring auf einer
Landesvertreterversammlung in Erfurt offiziell auf Listenplatz eins
gewählt werden. Im Januar hatte der 47jährige Politiker seine
Krebserkrankung öffentlich gemacht. Er habe den Kampf gegen den Krebs
gewonnen und möchte nun für Thüringen kämpfen, sagte Mohring in einem
Gespräch mit der "Thüringer Allgemeinen". Der Freistaat wird derzeit
von einem rot-rot-grünen Bündnis unter dem linken Ministerpräsidenten
Bodo Ramelo regiert. Ein halbes Jahr vor der Wahl liegt die CDU in
Thüringen bei schwachen 27 Prozent.

3. Mai 2019
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SONSTIGES/9053: Tragisches und Kurioses - 03.05.2019 (SB)




MELDUNGEN



Lebensbedrohliches Insektensterben

Der Verlust von Lebensräumen sowie die Anwendung von Pestiziden hat
in Deutschland fast die Hälfte aller Insektenarten spürbar reduziert.
Wie aus einer am Freitag veröffentlichten Antwort der Bundesregierung
auf eine kleine Anfrage der Grünen-Bundestagsfraktion hervorgeht,
über die die Zeitungen der Funke-Mediengruppe berichten, sind vor
allem viele Bienen- und Hummelarten stark gefährdet und vom
Aussterben bedroht. Sieben Prozent der Arten seien bereits
ausgestorben. Das Verschwinden bestäubender Insekten wie Wildbienen
und Hummeln hätte auch Auswirkungen auf die Landwirtschaft. Wie
weiter aus der Antwort des Umweltministeriums hervorgeht, drohen der
Agrarwirtschaft bei einem Totalverlust an Bestäubern Verluste von
1,13 Milliarden Euro. Mit anderen Worten: Die menschliche Versorgung
mit Proteinen, Vitaminen oder Eisen wäre massiv gefährdet.

3. Mai 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8138: Aus Forschung und Technik - 03.05.2019 (SB)




MELDUNGEN



Rußland will Flugzeit zur Raumstation verkürzen

Der russische Raumfahrtkonzern RKK Energija hat ein One-Loop-Programm
für Raumfahrzeuge entwickelt, das die Flugzeit zur Internationalen
Raumstation ISS auf zwei Stunden reduziert. Wie das Unternehmen der
Nachrichtenagentur Tass mitteilte, kann das neue Flugmuster mit nur
noch einer Erdumkreisung in zwei bis drei Jahren umgesetzt werden.
Bisher benötigen bemannte Flüge rund sechs Stunden, um den
Orbitalkomplex zu erreichen. Anfang April war das
Versorgungsraumschiff Progress MS-11 in einer Rekordzeit zur ISS
geflogen. Drei Stunden und 24 Minuten nach dem Start in Baikonur
konnte die Kapsel automatisch an das russische Kopplungs- und
Ausstiegsmodul Pirs andocken.

3. Mai 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8151: Aus aller Welt - 03.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Lebensmittel in Nordkorea reichen nicht bis zur nächsten Ernte

In Nordkorea bekommen nach Angaben der Vereinten Nationen mehr als
zehn Millionen Menschen von insgesamt gut 25 Millionen nicht genug zu
essen. Die schon chronische Versorgungskrise hat sich durch die
schlechte Ernte infolge von Dürre und Überschwemmungen verschärft.
Unter anderem wegen ausländischer Wirtschaftssanktionen fehlt es in
der Volksrepublik an Treibstoff, Dünger und Ersatzteilen für
Maschinen. Herve Verhoosel, der Sprecher des Welternährungsprogramms,
berichtete, 2018 seien in Nordkorea rund 1,4 Millionen Tonnen
Lebensmittel zu wenig produziert worden. Den vom Hunger betroffenen
Menschen stehen nicht genügend Lebensmittel zur Verfügung, um bis zur
nächsten Ernte durchzuhalten. Ohne auswärtige Hilfe droht weiteren
Millionen Menschen Lebensmittelmangel. Die Regierung hat zur Zeit die
Tagesrationen auf 300 Gramm festgelegt.

3. Mai 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8110: Medizin und Gesundheitswesen - 03.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Masernimpfquote in Deutschland zu niedrig

Es bleibt dabei. Die Seuchenwächter in Deutschland wie weltweit
zeigen sich nicht zufrieden mit den momentanen Masernimpfquoten. So
soll eine Auswertungen der Impfquoten durch das Robert-Koch-Institut
(RKI) laut Deutschem Ärzteblatt ergeben haben, daß zwar 97,1 Prozent
der Schulanfänger die erste Masernschutzimpfung erhalten haben, aber
es bei der entscheidenden zweiten Masernimpfung große regionale
Unterschiede gibt. In der Folge wird auf Bundesebene die Impfquote
von 95 Prozent mit gut 93 Prozent nicht erreicht. Dabei zeigten
Baden-Württemberg (89,1 Prozent) und im Saarland (90,5 Prozent) die
schlechtesten Quoten für die zweite Masernimpfung von Schulanfängern.
Die Impfquote von 95 Prozent wird angestrebt, um die hochansteckende
Virusinfektion Masern auszurotten.

3. Mai 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8139: Kriminalität und Rechtsprechung - 03.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Spanien schützt venezolanischen Straftäter López

In Venezuela hat ein Strafgericht die Verhaftung des Oppositionellen
Leopoldo López angeordnet. Dieser hatte zuvor seinen Hausarrest
verlassen, um am Dienstag mit Juan Guaidó Volk und Militär zu einem
Putsch gegen die Regierung von Präsident Nicolás Maduro aufzurufen.
Daraus wurde nichts, und López floh zunächst in die Botschaft Chiles
und von da in die Residenz des spanischen Botschafters in Caracas.
Eine Außenamtssprecherin in Madrid erklärte, López werde nicht den
venezolanischen Behörden überstellt und werde auch nicht
aufgefordert, die Residenz zu verlassen. López, der als Ziehvater von
Guaidó gilt, war 2014 wegen Anstachelung zur Gewalt zu fast 14 Jahren
Haft verurteilt worden. Damals waren bei Protestaktionen gegen die
sozialistische Regierung von Präsident Hugo Chávez mehr als 40
Menschen umgekommen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8062: Sprache, Kunst und Medium - 03.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Ex-Dombaumeisterin von Köln koordiniert Hilfe für Notre Dame

Kulturstaatsministerin Monika Grütters hat die Historikerin und
Architektin Barbara Schock-Werner aus dem Ruhestand geholt. Die
frühere Leiterin der Kölner Dombauhütte wird die deutsche Hilfe für
den Wiederaufbau der feuergeschädigten Kathedrale Notre Dame
koordinieren und den dortigen Restauratoren beratend zur Verfügung
stehen.

Schock-Werner ist inzwischen in Paris gewesen und hat sich über die
Schäden und den Stand der Dinge kundig gemacht. Als Architektin ist
sie eher skeptisch, was die von Präsident Macron vorgegebenen fünf
Jahre für den Wiederaufbau angeht. Zunächst müßte Klarheit über den
Zustand und die Sicherheit der Ruine geschaffen werden, und da seien
wichtige Entscheidungen für den neuen Dachstuhl zu treffen.
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MILITÄR/8129: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 03.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Neuer Oberbefehlshaber der NATO

Der 58jährige US-Luftwaffengeneral Tod D. Wolters hat am Freitag von
seinem Landsmann General Curtis M. Scaparrotti den Posten des
NATO-Oberbefehlshabers übernommen. Letzterer tritt nach drei Jahren
als NATO-Kommandeur seinen Ruhestand an. Zu den Aufgaben des Supreme
Allied Commander Europe (Saceur) gehören Planung und Durchführung von
NATO-Einsätzen zur Zeit etwa in Afghanistan, im Irak und im Kosovo.
Bei der Amtsübergabe im belgischen Mons gab sich Wolters dankbar
dafür, daß er dazu beitragen dürfe, fast einer Milliarde Menschen den
Frieden zu erhalten. Zuletzt kommandierte der General von Ramstein
aus die Luftstreitkräfte der USA in Europa und Afrika sowie die
Alliierten Luftstreitkräfte der NATO.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8143: Aus Parlament und Gesellschaft - 03.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Norddeutsches Eckpunktepapier zur grünen Wasserstoffwirtschaft

Hamburgs Bürgermeister Peter Tschentscher, die Ministerpräsidenten
von Niedersachsen, Bremen und Schleswig-Holstein, Stephan Weil,
Carsten Sieling und Daniel Günther, sowie Mecklenburg-Vorpommerns
Ministerpräsidentin Manuela Schwesig haben ein Strategiepapier zum
Einstieg der norddeutschen Bundesländer in eine grüne
Wasserstoffwirtschaft verabschiedet. Dabei geht es darum, mit Strom
aus Windkraftanlagen Wasserstoff zu produzieren und diesen zum
Beispiel in Brennstoffzellen für elektrische Antriebe von Schiffen,
Lokomotiven und Lastwagen einzusetzen. Die Technik ist bekannt, aber
zur Zeit nicht wirtschaftlich. Deshalb soll der Bund günstigere
Rahmenbedingungen für die Wasserstoffwirtschaft schaffen. Unter
anderem könnte sich die Bundesregierung auf EU-Ebene für eine
Förderung umweltfreundlicher Technologien einsetzen. Z. B.
könnte Produktion und Weiterleitung von Wasserstoff von der
EEG-Umlage befreit werden. Das Konzept einer norddeutschen
Wasserstoffstrategie soll noch 2019 stehen. Die ersten Punkte sollen
bis 2025 umgesetzt werden. In dem neunseitigen Eckpunktepapier der
norddeutschen Landesregierungen wird auf aktuelle Studien verwiesen,
wonach ein wesentlicher Teil der gesamten Treibhausgasemissionen
nicht über den Einsatz von Strom vermieden werden kann, sondern
überwiegend entweder grünen Wasserstoff direkt oder einen darauf
basierenden Energieträger benötigt. Im Rahmen der Konferenz
Norddeutschland stimmen die norddeutschen Bundesländer ihre
Interessen gegenüber dem Bund und der EU ab. Zu dem Treffen am
Donnerstag im Hamburger Rathaus waren auch die Präsidenten der
norddeutschen Unternehmensverbände eingeladen.
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SONSTIGES/8112: Tragisches und Kurioses - 03.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Fluggepäck geht häufiger unerwünschte Wege

Besonders in Europa müssen sich die Flugpassagiere trotz
technologischer Verbesserungen weiter Sorgen um ihr aufgegebenes
Gepäck machen. Laut Handelsblatt wurden nach einer Studie des
IT-Airline-Dienstleisters Sita im vergangenen Jahr im weltweiten
Luftverkehr pro 1000 Fluggästen genau 5,69 Gepäckstücke gestohlen,
stark beschädigt (18 Prozent) oder deutlich verspätet ausgehändigt.
Allerdings blieb nur jedes 20. Gepäckstück dauerhaft verschwunden.
Insgesamt kam es diesbezüglich zu 24,8 Millionen Reklamationen von
Reisenden.

Nach Expertenmeinung sind Passagiere in Europa mit 7,29 Gepäckstücken
pro 1000 Kunden wegen der vielen Umsteigeverbindungen besonders stark
betroffen. Nicht zuletzt, weil das Bodenpersonal unter enormem
Zeitdruck steht.

In Nordamerika und Asien liegen die Werte deutlich niedriger. In USA
und Kanada gingen nur 2,85 beziehungsweise 1,77 Koffer und Taschen
verloren oder wurden beschädigt.
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SOZIALES/8140: Arbeit, Soziales und Familie - 03.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Tarifvertrag für die Druckindustrie

Die Gewerkschaft Verdi und der Bundesverband Druck und Medien (BVDM)
haben sich auf einen Tarifvertrag für die rund 130.000
Branchenbeschäftigten verständigt. Deren Löhne sollen rückwirkend zum
1. Mai um 2,4 Prozent und ab dem 1. Juni 2020 noch einmal um zwei
Prozent steigen. In zwei Jahren erfolgt eine weitere Erhöhung um ein
Prozent. Der Tarifvertrag gilt bis Ende August 2021. Das gaben die
Tarifpartner am Freitag bekannt. Demnach wird der Manteltarifvertrag
zwei Jahre verlängert, wie es die Gewerkschaft gefordert hatte, um
massive Verschlechterungen der Arbeitsbedingungen zu verhindern. Die
Arbeitgeber bedauern das. Sie hatten eine "modernere Gestaltung" der
Arbeitsbedingungen ihrer Belegschaften im Auge gehabt. Damit werden
sie sich möglicherweise Ende April 2021 durchsetzen können. Verdi hat
laut BVDM eine Reform des Manteltarifvertrags nicht kategorisch
ausgeschlossen.
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UMWELT/8121: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 03.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Zunahme der Dürren Folge des Klimawandels

So ganz überraschend kommt das nicht. Wissenschaftler wollen neue
Hinweise für die Vermutung gefunden haben, daß die Dürreperioden in
den letzten Jahrzehnten mit dem menschengemachten Klimawandel
zusammenhängen. Forscher um Kate Marvel von der Columbia University
in New York die Jahresringe von Bäumen ausgewertet. Dabei entdeckten
sie, daß es seit 1900 einen klaren statistischen Zusammenhang
zwischen Dürren und dem globalen Temperaturanstieg gab. Lediglich von
1950 bis 1975 soll die Luftverschmutzung den Temperaturanstieg
zeitweise gedämpft und so die Verbindung verschleiert haben.
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WIRTSCHAFT/8128: Märkte und Finanzen - 03.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Bombardier gibt den Standort Belfast auf

Der kanadische Flugzeug- und Zugtechnikbauer Bombardier wird nach
eigenen Angaben vom Donnerstag seine Luftfahrtaktivitäten zu einem
einzigen Geschäftsbereich mit Standorten in Montréal, Mexiko und
Texas zusammenfassen. Die Produktion in Marokko und Nordirland stößt
Bombardier ab. Bislang produziert das Unternehmen in Belfast die
Tragflächen für den Airbus A220. Mit rund 3600 Beschäftigten gehört
Bombardier zu den größten Arbeitgebern in Nordirland. Zahlreiche
Zulieferer sind außerdem von Bombardier abhängig. Die britische
Gewerkschaft Unite will sich bei Bombardier und der Regierung für den
Erhalt von Arbeitsplätzen einsetzen.
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WISSENSCHAFT/8144: Aus Forschung und Technik - 03.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Weitere Neutronenstern-Verschmelzungen beobachtet

Auch wenn Astrophysiker mit immer besserer Technologie immer tiefer
in die unendlichen Weiten des Weltalls vordringen können, stehen sie
mit ihren Bemühungen noch immer bestenfalls am Anfang. So wollen
Gravitationswellenforscher gleich im ersten Monat einer neuen
Meßkampagne mehrere Neutronenstern-Verschmelzungen beobachtet haben.
Dies teilte Alessandra Buonanno, Direktorin am Max-Planck-Institut
für Gravitationsphysik in Potsdam, mit. Die Potsdamer Forscher sind
an den Forschungskooperationen Ligo und Virgo beteiligt, die den von
Albert Einstein vorhergesagten Gravitationswellen auf der Spur sind.
Der Theorie zufolge sollen diese die Raumzeit ähnlich strecken und
stauchen wie ein ins Wasser geworfener Stein die Wasseroberfläche.
Ein erster direkter Nachweis war 2017 mit dem Nobelpreis für Physik
an drei US-Forscher ausgezeichnet worden.
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GALAXIS/305: Aufspüren von Gaia zur Kartierung der Milchstraße (idw)


Max-Planck-Institut für Astronomie, ESO Science Outreach Network -
02.05.2019

Aufspüren von Gaia zur Kartierung der Milchstraße



Das VST der ESO hilft bei der Bestimmung der Umlaufbahn der Raumsonde, um
die genaueste Karte aller Zeiten von mehr als einer Milliarde Sternen zu
ermöglichen.

Dieses Bild, eine Kombination aus mehreren Beobachtungen, die mit dem VLT
Survey Telescope (VST) der ESO aufgenommen wurden, zeigt die ESA-Raumsonde
Gaia als eine schwache Spur von Punkten in der unteren Hälfte des
sternenerfüllten Bildfeldes. Diese Beobachtungen wurden im Rahmen einer
fortwährenden Zusammenarbeit zur Messung von Gaias Umlaufbahn und zur
Verbesserung der Genauigkeit seiner beispiellosen Sternkarte aufgenommen.




[image: Bild: © ESO]

Aufspüren von Gaia zur Kartierung der Milchstraße


Bild: © ESO



Gaia, betrieben von der Europäischen Weltraumorganisation (ESA), vermisst
den Himmel aus dem All, um die größte und präziseste dreidimensionale
Karte unserer Galaxie zu erstellen. Vor einem Jahr veröffentlichte die
Gaia-Mission den mit Spannung erwarteten zweiten Datensatz, der
hochpräzise Messungen - Positionen, Entfernungen und Eigenbewegungen - von
mehr als einer Milliarde Sternen in unserer Milchstraßen-Galaxie
beinhaltet. Dieser Katalog hat umwälzende Studien in vielen Bereichen der
Astronomie ermöglicht, die sich mit der Struktur, dem Ursprung und der
Entwicklung der Milchstraße befassen und seit seiner Einführung im Jahr
2013 mehr als 1700 wissenschaftliche Publikationen hervorgebracht.

Um die für Gaias Sternkarten erforderliche Genauigkeit zu erreichen, ist
es entscheidend, die Position der Raumsonde von der Erde aus zu bestimmen.
Während Gaia den Himmel scannt und Daten für seine Sternzählung sammelt,
überwachen Astronomen regelmäßig seine Position mit einem globalen
Netzwerk optischer Teleskope, einschließlich der VST am Paranal-
Observatorium der ESO [1]. Das VST ist derzeit das größte
Durchmusterungsteleskop, das den Himmel im sichtbaren Licht beobachtet und
Gaias Position am Himmel jede zweite Nacht im Laufe des Jahres
aufzeichnet.

"Gaia-Beobachtungen erfordern ein besonderes Beobachtungsverfahren",
erklärt Monika Petr-Gotzens, die seit 2013 die Durchführung der
ESO-Beobachtungen von Gaia koordiniert. "Die Raumsonde ist das, was wir ein
sich bewegendes Ziel nennen, da sie sich im Vergleich zu den
Hintergrundsternen schnell bewegt - Gaia zu verfolgen ist eine echte
Herausforderung!"

"Das VST ist das perfekte Instrument, um die Bewegung von Gaia zu
bestimmen", erläutert Ferdinando Patat, Leiter des Observing Programmes
Office der ESO. "Die Nutzung einer der erstklassigen bodengebundenen
Einrichtungen der ESO zur Unterstützung modernster Weltraumbeobachtungen
ist ein gutes Beispiel für wissenschaftliche Zusammenarbeit."

"Dies ist ein spannendes Zusammenspiel zwischen dem Erdboden und dem
Weltraum, bei der eines der Weltklasse-Teleskope der ESO verwendet wird,
um die bahnbrechenden Beobachtungen des Vermessers von Milliarden von
Sternen zu sichern", kommentiert Timo Prusti, Gaia-Projektwissenschaftler
bei der ESA.

Die VST-Beobachtungen werden von den Flugdynamikexperten der ESA genutzt,
um Gaia zu verfolgen und den Kenntnisstand über die Umlaufbahn der
Raumsonde zu verfeinern. Eine sorgfältige Kalibrierung ist erforderlich,
um die Beobachtungen, bei denen Gaia nur ein Lichtpunkt zwischen den
hellen Sternen ist, in aussagekräftige Bahndaten zu verwandeln. Daten aus
Gaias zweitem Katalog wurden verwendet, um jeden der Sterne im Sichtfeld
zu identifizieren, und ermöglichten es, die Position der Raumsonde mit
erstaunlicher Präzision zu berechnen - auf bis zu 20 Millibogensekunden.

"Es handelt sich um einen anspruchsvollen Vorgang: Wir verwenden Gaias
Messungen der Sterne, um die Position der Gaia-Sonde zu kalibrieren und
letztendlich ihre Messungen der Sterne zu verbessern", schildert Timo
Prusti.

"Nach sorgfältiger und langwieriger Datenverarbeitung haben wir nun die
erforderliche Genauigkeit erreicht, damit die bodengebundenen
Beobachtungen von Gaia im Rahmen der Bahnbestimmung durchgeführt werden
können", sagt Martin Altmann, Leiter der Kampagne Ground Based Optical
Tracking (GBOT) am Zentrum für Astronomie der Universität Heidelberg,
Deutschland.

Die GBOT-Informationen werden verwendet, um unsere Kenntnisse über Gaias
Umlaufbahn nicht nur in zukünftigen Beobachtungen zu verbessern, sondern
auch für alle Daten, die in den Vorjahren von der Erde gesammelt wurden,
was zu Verbesserungen bei den Datenprodukten führt, die in zukünftigen
Versionen enthalten sein werden.


Endnoten

[1] Diese Zusammenarbeit zwischen ESO und ESA ist nur eines von mehreren
Kooperationsprojekten, die von der Expertise beider Organisationen bei der
Weiterentwicklung der Astronomie und Astrophysik profitiert haben. Am 20.
August 2015 unterzeichneten die Generaldirektoren der ESA und der ESO eine
Kooperationsvereinbarung, um Synergien durch solche Projekte zu
erleichtern.

Weitere Informationen

Um den Austausch zwischen astrophysikalischen Raumfahrtmissionen und
bodengebundenen Einrichtungen sowie zwischen ihren jeweiligen
Gemeinschaften zu fördern, organisieren ESA und ESO gemeinsam eine Reihe
von internationalen Astronomietreffen. Der erste gemeinsame Workshop von
ESA und ESO findet im November 2019 bei der ESO statt. Derzeit ist eine
Ausschreibung für den zweiten Workshop, der 2020 bei der ESA stattfinden
soll, offen.

Die Europäische Südsternwarte (engl. European Southern Observatory, kurz
ESO) ist die führende europäische Organisation für astronomische Forschung
und das wissenschaftlich produktivste Observatorium der Welt. Die
Organisation hat 16 Mitgliedsländer: Belgien, Dänemark, Deutschland,
Finnland, Frankreich, Großbritannien, Irland, Italien, die Niederlande,
Österreich, Polen, Portugal, Spanien, Schweden, die Schweiz und die
Tschechische Republik. Hinzu kommen das Gastland Chile und Australien als
strategischer Partner. Die ESO ermöglicht astronomische Spitzenforschung,
indem sie leistungsfähige bodengebundene Teleskope entwirft, konstruiert
und betreibt. Auch bei der Förderung internationaler Zusammenarbeit auf
dem Gebiet der Astronomie spielt die Organisation eine maßgebliche Rolle.
Die ESO verfügt über drei weltweit einzigartige Beobachtungsstandorte in
Chile: La Silla, Paranal und Chajnantor. Auf dem Paranal betreibt die ESO
mit dem Very Large Telescope (VLT) das weltweit leistungsfähigste
Observatorium für Beobachtungen im Bereich des sichtbaren Lichts und zwei
Teleskope für Himmelsdurchmusterungen: VISTA, das größte
Durchmusterungsteleskop der Welt, arbeitet im Infraroten, während das VLT
Survey Telescope (VST) für Himmelsdurchmusterungen ausschließlich im
sichtbaren Licht konzipiert ist. Die ESO ist außerdem einer der
Hauptpartner bei zwei Projekten auf Chajnantor, APEX und ALMA, dem größten
astronomischen Projekt überhaupt. Auf dem Cerro Armazones unweit des
Paranal errichtet die ESO zur Zeit das Extremely Large Telescope (ELT) mit
39 Metern Durchmesser, das einmal das größte optische Teleskop der Welt
werden wird.

Die Europäische Weltraumorganisation (ESA) ist das Tor Europas zum
Weltraum. Ihre Aufgabe ist es, die Entwicklung der europäischen
Raumfahrtfähigkeit zu gestalten und sicherzustellen, dass die
Investitionen in die Raumfahrt weiterhin den Bürgern Europas und der Welt
zugute kommen.

Die ESA ist eine internationale Organisation mit 22 Mitgliedstaaten. Durch
die Koordinierung der finanziellen und intellektuellen Ressourcen seiner
Mitglieder kann es Programme und Aktivitäten durchführen, die weit über
den Rahmen eines einzelnen europäischen Landes hinausgehen.

Der Satellit Gaia der ESA wurde 2013 gestartet, um die präziseste
dreidimensionale Karte von mehr als einer Milliarde Sternen in der
Milchstraße zu erstellen. Die Mission hat bisher zwei Datenkataloge
veröffentlicht: Gaia Data Release 1 im Jahr 2016 und Gaia Data Release 2
im Jahr 2018. Weitere Veröffentlichungen werden in den kommenden Jahren
folgen.

Die Übersetzungen von englischsprachigen ESO-Pressemitteilungen sind ein
Service des ESO Science Outreach Network (ESON), eines internationalen
Netzwerks für astronomische Öffentlichkeitsarbeit, in dem Wissenschaftler
und Wissenschaftskommunikatoren aus allen ESO-Mitgliedsländern (und
einigen weiteren Staaten) vertreten sind. Deutscher Knoten des Netzwerks
ist das Haus der Astronomie in Heidelberg.

Weitere Informationen unter:

https://www.eso.org/public/news/eso1908/ 

- Original-Pressemitteilung der ESO mit weiteren hochauflösenden Bildern
und Videos.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1413
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ZOOLOGIE/1631: Spinnengift ist ein gefährlicher Cocktail (idw)


Universität Bern - 02.05.2019

Spinnengift ist ein gefährlicher Cocktail



Spinnengift besteht nicht nur aus Nervengift, sondern aus einer Vielzahl
an gefährlichen Bestandteilen. In einer neuen Studie fassen Forschende der
Universität Bern viele Jahre Spinnengift-Forschung zusammen und zeigen,
wie diverse Substanzen im Spinnengift miteinander interagieren und so die
Beute effektiv ausschalten.




[image: Bild: © Institut für Ökologie und Evolution, Universität Bern]

Die Jagdspinne Cupiennius salei stammt aus Mittelamerika und hat eine
Beinspannweite von rund zehn Zentimetern.

Bild: © Institut für Ökologie und Evolution, Universität Bern



In den letzten Jahrzehnten konzentrierte sich die Erforschung von
Spinnengift fast ausschliesslich auf die darin enthaltenen Nervengifte
(Neurotoxine). Dabei ging es darum, die lähmende und toxische Wirkung
einzelner Giftkomponenten auf Gliederfüsser und Wirbeltiere zu verstehen.
Weltweit waren Forschende erfolgreich bei der Identifizierung von
Neurotoxinen und deren Auswirkungen. Diese Erkenntnisse sollten Anwendung
in der Bekämpfung von Erkrankungen des Nervensystems finden, erfolgreich
war man bisher vor allem in der Entwicklung von möglichen neuen
Insektiziden. Lange ausser Acht gelassen wurde jedoch die grosse
Komplexität von Spinnengiften, die weit über das reine Nervengift
hinausgeht. In der Fachzeitschrift Toxins veröffentlichten Forschende des
Instituts für Ökologie und Evolution (IEE) der Universität Bern unter der
Leitung von Lucia Kuhn-Nentwig und Wolfgang Nentwig kürzlich einen
Artikel, der einen Überblick über viele Jahre Forschung zu den diversen
Komponenten von Spinnengift gibt. Die Studie zeigt: Spinnengift löst in
den Beutetieren der Spinnen vielfältige Wechselwirkungen aus.

Die Beute doppelt angreifen

Die IEE-Forschenden untersuchen das Spinnengift im Labor am Beispiel des
Gifts der Jagdspinne Cupiennius salei. Diese Spinnen aus Mittelamerika
haben eine Beinspannweite von rund zehn Zentimetern und jagen ohne Netz.
Den komplexen Wirkmechanismus des Gifts formulieren die Forschenden mit
dem Begriff dual prey-inactivation strategy. Diese «Duale
Beute-Inaktivierungsstrategie» beinhaltet einerseits einen spezifischen,
neurotoxischen Teil - also die Nervengifte. Zudem gibt es aber auch einen
unspezifischen, stoffwechselbedingten Teil. «Beide Teile der Strategie
interagieren sehr eng miteinander. Nicht nur Muskeln und Nervensystem der
Beutetiere werden angegriffen, auch die innere Homöostase, das
physiologische Gleichgewicht in einem Organismus, wird durch die Blockade
von Ionenkanälen und verschiedenen Stoffwechselwegen gestört», erklärt
Lucia Kuhn-Nentwig.

Optimal aufeinander abgestimmt

Zwischen den Giftbestandteilen gibt es zahlreiche synergistische
Wechselwirkungen. Beispielweise greifen die toxischen Bestandteile die
Muskeln und das Nervensystem an, was zu Krämpfen beziehungsweise Lähmungen
führt. Aber auch das innere Gewebe der Beutetiere wird zerstört, was die
Verbreitung des Gifts erleichtert und zudem langfristig Schmerzen und
Entzündungen auslösen. Wiederum andere Bestandteile beeinflussen den
Energiehaushalt und erhöhen den Blutzucker, was die Körperfunktionen des
Beutetieres erheblich stört. Die wesentlichen Giftkomponenten sind in
ihrer Wirkung exakt aufeinander und auch auf verschiedene Stoffwechselwege
abgestimmt. «Diese duale Beute-Inaktivierungsstrategie ist sehr effektiv -
sie reduziert das Risiko, dass die Spinne ein Beutetier verliert und auch,
dass potenzielle Beutetiere langfristig eine Resistenz gegen Spinnengift
entwickeln», sagt Lucia Kuhn-Nentwig.

«Ganze Armada von Substanzen»

Um das Spinnengift besser verstehen zu können, untersuchten die
Wissenschaftlerin und ihre Kollegen die Gesamtheit aller in den Giftdrüsen
hergestellten RNA-Moleküle (das sogenannte Transkriptom). Ein
Schlüsselmoment für die Forschenden war die Identifizierung der
sogenannten α-Amylase als Hauptprotein im Spinnengift. «Darauf
aufbauend konnten wir das Vorkommen vieler weiterer Peptide und Proteine im
Spinnengift verstehen, die alle einen wichtigen Beitrag zum toxischen
Effekt des Spinnengiftes beitragen», erklärt Kuhn-Nentwig.

Dieses Prinzip der Wirkung von Spinnengift wurde zwar an einer Art
(Cupiennius salei) entwickelt, ist aber auf die meisten anderen
Spinnenarten übertragbar. Kuhn-Nentwig fasst zusammen: «Spinnengift ist
mehr als ein Toxin, es ist eine ganze Armada von Substanzen, die auf
maximal vielen verschiedenen Wegen einen Organismus angreifen, lähmen und
töten.»

Publikation:

Kuhn-Nentwig, L., Langenegger, N., Heller, M., Koua, D., & Nentwig, W.:

The Dual Prey-Inactivation Strategy of Spiders - In-Depth Venomic Analysis
of Cupiennius salei.

Toxins, 2019, 11(3), 167.

https://doi.org/10.3390/toxins11030167

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:
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FORSCHUNG/425: Rätsel um "unsichtbares" Gold entschlüsselt (idw)


Helmholtz-Zentrum Potsdam - Deutsches GeoForschungsZentrum GFZ - 01.05.2019

Rätsel um "unsichtbares" Gold entschlüsselt



In der größten Goldlagerstätte der USA in Nevada kommt Gold nicht in Form
von Nuggets vor. Stattdessen liegt es - gemeinsam mit Arsen - in dem
Mineral Pyrit verborgen, auch bekannt als "Katzengold". Bisher war unklar,
welche Rolle das Arsen für ein Goldvorkommen spielt. Ein Team aus
WissenschaftlerInnen des Helmholtz-Zentrums Potsdam - Deutsches
GeoForschungsZentrum GFZ hat nun im Experiment erstmals gezeigt, dass die
Konzentration des echten Goldes unmittelbar vom Arsengehalt des Pyrits
abhängt. Die Ergebnisse wurden im Fachjournal Science Advances
veröffentlicht.

Das Element Gold kommt in der Erdkruste durchschnittlich in
Konzentrationen von 2,5 Teilen pro Milliarde (ppb) vor. Damit es
wirtschaftlich abgebaut werden kann, muss die Konzentration jedoch sehr
viel höher liegen. Chemische Prozesse können dabei helfen, das zu
bewerkstelligen.

In Goldlagerstätten des Carlin-Typs wie es sie im US-Bundesstaat Nevada
gibt, hat sich Gold angesammelt, indem es - für das bloße Auge unsichtbar
- in Pyrit-Kristalle eingebaut wurde. Das Mineral Pyrit ist auch als
"Katzengold" bekannt. Im Laborexperiment haben Forschende um Erstautor
Christof Kusebauch vom GFZ, nun gezeigt, dass bei dieser Einlagerung in
die Kristallstruktur die Gegenwart des Elements Arsen die entscheidende
Rolle spielt. Gold geht umso häufiger eine chemische Bindung mit Pyrit
ein, je höher die Konzentration von Arsen liegt.

Arsen gibt Hinweise auf Goldvorkommen

Das erklärt auch, warum Arsen in diesem Typ von Goldlagerstätte immer
gemeinsam mit Gold im Pyrit vorkommt: Es ist sozusagen der Wegbereiter der
Ansammlung des Goldes. Auch die Form des Pyrits ist wichtig. Je mehr
Hohlräume und Poren das Mineral bildet und je größer damit dessen
Oberfläche ist, desto mehr Gold sammelt sich an.

Ähnlich wie in dem natürlichen Erzsystem verwendeten die Autoren
eisenreiche Karbonate und schwefelreiche Lösungen zur Synthese ihrer
Katzengold-Kristalle. "Nur so konnten wir zeigen, dass der Faktor, der
steuert, wie viel Gold in Pyrit eingebaut wird, von der Menge an Arsen
abhängt", sagt Christof Kusebauch. "Die größte Herausforderung war,
experimentell Pyrit-Kristalle mit Gold und Arsen zu züchten, die groß
genug waren, um sie zu analysieren."

Da nun klar ist, dass das Arsen wichtig für die Ansammlung von Gold ist,
kann es als Hinweis auf das Vorkommen von Gold dienen. Das Gold selbst
lässt sich aufgrund der sehr viel geringeren Mengen erheblich schwerer
nachweisen.


Hintergrund

Was ist Gold eigentlich? Gold ist ein chemisches Element der Kupfergruppe
mit dem Elementsymbol Au (von lateinisch: Aurum). Es kommt in der Natur,
im Gegensatz zu den meisten anderen Metallen, vor allem "gediegen" vor,
also als reiner, nur aus einer chemischen Verbindung zusammengesetzter
Stoff. In den Carlin-Typ-Goldlagerstätten hingegen muss das Gold aus
Erzgestein gewonnen werden, indem es chemisch herausgelöst wird. Das Gold
liegt hier nicht in reiner Form als Nuggets vor, sondern ist in
Erzmineralen gebunden, in Dimensionen zwischen einem und dreißig Gramm
Gold pro Tonne Gesteinsmaterial (1000 bis 30 000 ppb). Bei diesem Typ
handelt es sich um Goldvorkommen kalkhaltigen Gesteinen. Die Lagerstätten
in den USA entstanden vor 42 bis 30 Millionen Jahren bei Temperaturen von
150 bis 250 Grad Celsius in Tiefen von über zweitausend Metern, bevor sie
durch tektonische Prozesse an die Erdoberfläche gelangten. Die Förderung
von Gold aus den Lagerstätten des Carlin-Typs macht fünf Prozent der
weltweiten Förderung und 75 Prozent der Förderung in den USA aus.

Wie entsteht Gold? Auf der vom Menschen erreichbaren Erdoberfläche gibt es
ausschließlich Gold, das durch vulkanische und plattentektonische Prozesse
aus dem Erdinneren an die Oberfläche transportiert wurde oder nach der
Erdkrustenbildung durch Meteorite auf die Erde gelangt ist. Durch
natürliche Prozesse kann auf der Erde kein neues Gold entstehen. Die
schwersten chemischen Elemente im Universum wie Blei, Eisen und Gold
entstehen durch die Kollision von Neutronensternen. Gold ist nicht nur auf
der Erde, sondern im gesamten Universum sehr selten.

Projektförderung

Helmholtz-Rekrutierungs-Initiative Prof. Sarah Gleeson, Leiterin der
GFZ-Sektion Anorganische und Isotopengeochemie.


Originalpublikation:

Originalstudie: Kusebauch, C., Gleeson, S.A., Oelze, M., 2019.

Coupled partitioning of Au and As into pyrite controls formation of giant
Au deposits.

Science Advances.

DOI: 10.1126/sciadv.aav5891

https://doi.org/10.1126/sciadv.aav5891
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FORSCHUNG/1592: Zufall hilft Forschern - Eckpfeiler der Physik muss ergänzt werden (idw)


Forschungszentrum Jülich - 02.05.2019

Zufall hilft Forschern: Eckpfeiler der Physik muss ergänzt werden



Atomkerne und Elektronen in Festkörpern beeinflussen sich gegenseitig in
ihren Bewegungen - und das nicht nur in seltenen Ausnahmefällen, wie
bisher angenommen. Das haben Wissenschaftler des Forschungszentrums Jülich
und der Technischen Universität München (TUM) bei Messungen am Heinz
Maier-Leibnitz Zentrum in Garching herausgefunden. Die Entdeckung geht
zurück auf einen Praktikumsversuch im Jahr 2015. Der Effekt könnte für die
Datenverarbeitung oder zum verlustfreien Stromtransport genutzt werden.

Jahrelang hat die Jülicher Physikerin Dr. Astrid Schneidewind gemeinsam
mit ihren Kollegen versucht, Abweichungen im Streumuster von Neutronen zu
verstehen, die es eigentlich gar nicht geben dürfte. Am Ende stießen sie
an die Grenzen eines über 90 Jahre alten Eckpfeilers der Physik: die
Born-Oppenheimer-Näherung.

Die Annahme aus dem Jahr 1927 wird heute unter anderem standardmäßig
genutzt, um die Berechnung von Mehrteilchen-Systemen zu vereinfachen. Die
Näherung geht davon aus, dass die Bewegungen der Atomkerne und Elektronen
in Festkörpern getrennt betrachtet werden können, weil sich die Teilchen
sehr stark in ihrer Masse unterscheiden. Zum Vergleich: Wenn ein Elektron
so groß wäre wie ein Sandkorn, dann besäße ein Atomkern, beispielsweise
von Eisen, die Dimensionen eines Medizinballs - entsprechend langsamer und
träger wäre er unterwegs.

Lange nur wenige Ausnahmen bekannt

Schon in den 1980er-Jahren fanden Forscher Materialien, für die diese
Näherung nicht gilt. Bei denen also, um im Bild zu bleiben, das träge
Treiben der Medizinbälle sehr wohl einen Einfluss auf die deutlich
schneller herumwirbelnden Sandkörner hat.

"Bis jetzt ging man aber davon aus, dass es sich bei diesen Materialien um
absolute Ausnahmen handelt, die sich gut erklären lassen", so
Schneidewind. "Es sind Spezialfälle, bei denen Gitterschwingungen der
Atomkerne, sogenannte Phononen, die gleichen Energiewerte aufweisen wie
die möglichen Energieänderungen der Elektronen in der Hülle."

Zufällige Entdeckung

Bei der Verbindung mit der Bezeichnung CeAuAl3 jedoch fanden die Forscher
etwas Überraschendes - unerwartete Energiezustände von Elektronen und
Phononen. Die Entdeckung verdanken die Wissenschaftler etwas dem Glück:
Schneidewind, zuständig für das Dreiachsenspektrometer PANDA am Garchinger
Heinz Maier-Leibnitz-Zentrum, benötigte eine Probe für einen
Praktikumsversuch mit Neutronen. Gleichzeitig war es ihrem Kollegen,
TUM-Wissenschaftler Christian Franz, gelungen, zum ersten Mal einen großen
Kristall dieser Verbindung zu züchten. Verschiedene Forscher hatten die
Substanz in Pulverform schon untersucht, aber keine Auffälligkeiten
festgestellt.

Motiviert durch Untersuchungen an ähnlichen Substanzen, doch ohne große
Erwartungen ließ die Physikerin den Kristall kurzerhand für den
Praktikumsversuch über Nacht in das PANDA-Spektrometer stellen. Umso
größer war die Überraschung, als Schneidewinds Kollege Dr. Petr Čermák,
damals Postdoktorand am Forschungszentrum Jülich und Co-Verantwortlicher
an PANDA, mit den Studenten am nächsten Morgen auf die Messergebnisse
blickte: Es waren Kopplungen zwischen den Bewegungen der Atomkerne und den
Elektronen zu sehen, die es laut der Born-Oppenheimer-Näherung nicht geben
dürfte. Umfangreiche Messungen des Teams bestätigten die ersten
Ergebnisse: die Wechselwirkung zwischen Gitterschwingungen und Elektronen
führt zu neuen Energiezuständen der Elektronen, obwohl nicht alle
beteiligten Phononen und Elektronen auf demselben Energieniveau liegen,
wie bei allen anderen Spezialfällen zuvor.

Anwendungen für Datenverarbeitung und Supraleitung

"Wir haben nun erstmals nachgewiesen, dass es solche Kopplungen zwischen
den Elektronen und ihren Atomkernen in Festkörpern in sehr viel mehr
Materialien geben muss als bisher angenommen", sagt Christian Pfleiderer,
Christian Pfleiderer, Professor für Topologie korrelierter Systeme an der
TUM, der mit den Kollegen an der Deutung der Messergebnisse gearbeitet
hat. "Gleichzeitig eröffnet dies eine große Breite von möglichen Formen
elektronischer Ordnung und Funktionalitäten, die durch solche Kopplungen
entstehen."

"Diese ungeahnte Kopplung zwischen Atomkern und -hülle eröffnet viele
mögliche Anwendungen, unter anderem für die Datenverarbeitung", sagt Dr.
Petr Čermák, jetzt Wissenschaftler an der Karls-Universität Prag. Auch
für das Verständnis der Supraleitung versprechen die Materialien wichtig zu
werden.


Originalpublikation:

Magnetoelastic hybrid excitations in non-centrosymmetric CeAuAl3

Čermák P, Schneidewind A, Liu B, Koza M M, Franz C, Schönmann R,
Sobolev O, Pfleiderer C

PNAS (published ahead of print March 20, 2019),

DOI: 10.1073/pnas.1819664116
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FORSCHUNG/1591: Überraschendes vom "doppelt-magischen" Isotop Nickel-78 (idw)


Technische Universität Darmstadt - 02.05.2019

Überraschendes vom "doppelt-magischen" Isotop Nickel-78

"Nature"-Publikation / Kernphysiker der TU Darmstadt beteiligt



Wissenschaftler des RIKEN Nishina Zentrums für Beschleuniger-basierte
Forschung in Japan und ein internationales Kollaborationsnetzwerk, an dem
die Technische Universität Darmstadt, die Universität Tokio und die
französische Kommission für alternative Energien und Atomenergie beteiligt
sind, haben bewiesen, dass Nickel-78, ein neutronenreiches
"doppelt-magisches" Isotop mit 28 Protonen und 50 Neutronen, trotz des
Ungleichgewichts von Protonen zu Neutronen seine sphärische Form behält
und relativ stabil bleibt. Die Experimente fanden am
Schwerionen-Beschleuniger von RIKEN ("RI Beam Factory") statt.

Die Wissenschaftler haben auch eine Überraschung entdeckt: Die
experimentellen Beobachtungen weisen darauf hin, dass Nickel-78 der
leichteste Kern mit 50 Neutronen mit einer magischen Struktur sein könnte.
Leichtere Isotone - das heißt Atomkerne mit der gleichen Anzahl von
Neutronen, aber verschiedenen Anzahlen von Protonen - wären trotz der
magischen Zahl von Neutronen unausweichlich deformiert.

Das Verständnis der Gültigkeit der magischen Zahlen in extrem
neutronenreichen Kernen ist ausschlaggebend für das Verständnis der Mixtur
von Atomkernen im Universum, die wir heute beobachten. Elemente, die
schwerer sind als Eisen, werden nicht in der normalen Verbrennung von
Sternen synthetisiert, sondern werden hauptsächlich durch zwei Prozesse
produziert, die bekannt sind als der s-Prozess und der r-Prozess. In
diesen Abläufen fangen Atomkerne zusätzliche Neutronen ein. Der r-Prozess
- ein Prozess, in dem Neutronen schnell absorbiert werden - ist besonders
wichtig, da er für die Bildung bestimmter neutronenreicher Kerne
verantwortlich ist. In diesem Prozess sammeln Kerne solange Neutronen ein,
bis sie einen quasi "gesättigten" Zustand - sogenannte "Wartepunkte" -
erreichen. Bei dem sich anschließenden Beta-Zerfall tauschen die Kerne ein
Neutron gegen ein Proton aus, wodurch es ihnen wieder möglich wird,
weitere Neutronen zu akzeptieren. Der r-Prozess, der für die Produktion
etwa der Hälfte aller Kerne schwerer als Eisen verantwortlich ist, kann
nur in außergewöhnlich neutronenreichen Umgebungen wie Supernova-Explosionen
und Neutronenstern-Verschmelzungen stattfinden.

Die genaue Lage dieser "Wartepunkte" ist allerdings noch nicht verstanden.
Eine Schwierigkeit ist, dass "magische" Zahlen von entweder Protonen oder
Neutronen - äquivalent zu der Idee von geschlossenen Elektronenschalen in
der Chemie - diese Kerne resistenter gegenüber der Aufnahme weiterer
Neutronen machen. Eine wohlbekannte magische Zahl ist bei 50 Neutronen;
allerdings war es bislang unklar, ob diese Zahl in extrem neutronenreichen
Kernen erhalten bleibt.

Um diese Frage zu beantworten, haben die Forscher mit Nickel-78
experimentiert, einem doppelt-magischen Isoton, das erst kürzlich für
Experimente zugänglich wurde - dank leistungsfähiger Beschleuniger wie der
RI Beam Factory. Zur Durchführung dieses Experiments, dessen Ergebnisse
jetzt in "Nature" publiziert sind, wurden Messungen im MINOS Detektor in
Frankreich und im DALI2-Detektor von RIKEN kombiniert. Die Wissenschaftler
erzeugten einen Strahl aus Uran-238-Kernen und lenkten ihn mit
Höchstenergie auf ein Ziel aus Beryllium. Bei dem folgenden Spaltprozess
von Uran wurden Isotope wie Kupfer-79 und Zink-80 erzeugt - beide haben 50
Neutronen. Diese beiden Strahlen wurden sodann auf ein Wasserstoff-Ziel
gerichtet, wo sie zum Teil Nickel-78 produzierten.

Mittels Detektoren für Gammastrahlung konnte das Team zeigen, dass
Nickel-78 tatsächlich, wie durch Modellrechnungen vorhergesagt, relativ
stabil ist, wobei es eine sphärische anstelle einer deformierten Form
behält. "Wir waren froh", so Ryo Taniuchi von der Universität von Tokio
und dem RIKEN Nishina-Zentrum für Beschleuniger-basierte Forschung, "dass
wir experimentell zeigen konnten, dass Nickel-78 tatsächlich eine
sphärische Form behält. Wir waren allerdings überrascht zu entdecken, dass
dieser Kern auch eine konkurrierende Form hat, die nicht sphärisch ist,
und dass alle leichteren Isotope dieser Deformation unterliegen und ihre
magische Natur verlieren müssen."

Laut Pieter Doornenbal von Nishina-Zentrum ist dies "eine wichtige
Entdeckung, die uns neue Einsichten gibt, wie magische Zahlen über die
Nuklidkarte hinweg auftreten und verschwinden und den Prozess der
Nukleosynthese beeinflussen, die zu der heute im Universum zu
beobachtenden Häufigkeit von Isotopen führt. Wir beabsichtigen weitere
Experimente an noch leichteren Isotonen mit 50 Neutronen, um diese
Entdeckung experimentell zu untermauern."

Die Arbeit wurde im Rahmen einer intensiven internationalen Kollaboration
geleistet. Stark beteiligt waren Forscher der TU Darmstadt, insbesondere
der Ko-Sprecher des Projekts, der Humboldt-Professor Alexandre Obertelli,
und Dr. Volker Werner. "Die spannenden Ergebnisse weisen den Weg zu neuen
Erkundungen von Atomkernen jenseits von Nickel-78", sagt Obertelli. Dies
werde auch Bestandteil des Forschungsprogramms in der zweiten
Förderperiode des DFG-Sonderforschungsbereichs 1245 (Sprecher sind die
Professoren Achim Schwenk and Norbert Pietralla) sein und in die künftige
Forschung in der FAIR-Anlage in Darmstadt einfließen.


Originalpublikation:

R. Taniuchi, C. Santamaria, P. Doornenbal, A. Obertelli et al.:

"78Ni revealed as a doubly magic stronghold against nuclear deformation",

in: Nature volume 569, pages 53-58 (2019)

https://doi.org/10.1038/s41586-019-1155-x
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MELDUNG/226: Virtuelle Menschmodelle ergänzen Crashtest-Dummys (idw)


Fraunhofer-Gesellschaft - 02.05.2019

Virtuelle Menschmodelle ergänzen Crashtest-Dummys



Sehr viele Menschen verunglücken jährlich tödlich bei Verkehrsunfällen.
Um die Sicherheit der Fahrzeugpassagiere zu verbessern, werden seit
Jahrzehnten Crashtests mit Dummys durchgeführt. Diese Crashtest-Dummys
bekommen zunehmend virtuelle Unterstützung: Computermodelle simulieren das
Schutzverhalten der Menschen vor einem Aufprall. Auch Forscher des
Fraunhofer-Instituts für Kurzzeitdynamik, Ernst-Mach-Institut, EMI
verwenden bei Crashsimulationen Menschmodelle, die realistischere Aussagen
über das Verletzungsrisiko zulassen. Bei ihren Berechnungen rücken sie die
Muskelsteifigkeit in den Fokus, die bei bisherigen Untersuchungen nicht
berücksichtigt wurde.

Fahrzeuginsassen bereiten sich instinktiv auf einen Unfall vor, um sich zu
schützen: Sie spannen die Muskeln an, stützen sich am Lenkrad ab oder
drücken das Bremspedal durch. Dieses Verhalten beeinflusst den Ausgang des
Unfalls. Herkömmliche Crashtest-Dummys haben kein Reaktionsvermögen, mit
ihnen lässt sich das menschliche Verhalten vor einem Crash nicht abbilden.
Im Automotive-Bereich werden daher zunehmend digitale Computermodelle in
FE-Simulationen (Finite-Elemente-Simulationen) eingesetzt, um die
Bewegungen der Insassen kurz vor dem Unfall nachzuvollziehen und so die
Sicherheit von Automobilen zu verbessern. »Die Muskulatur hat einen großen
Einfluss darauf, wie ein Fahrzeuginsasse kurz vor einem Unfall reagiert
und wie sich der Körper während des Crashs verhält. Hier kann es zu
gravierenden Abweichungen gegenüber steifen und kinematisch
eingeschränkten Crashtest-Dummys kommen«, sagt Dr. Matthias Boljen,
Wissenschaftler am Fraunhofer EMI.

Der Ingenieur und sein Team nutzen Menschmodelle im Rahmen von
Finite-Elemente-Simulationen, wobei sie sich bei der Bewertung der
Insassensicherheit bei den jüngsten Tests auf die Muskelsteifigkeit
fokussierten. Die Forscherinnen und Forscher untersuchten Effekte von
Änderungen der Muskelsteifigkeit auf die Kinematik der Insassen, womit sie
wissenschaftliches Neuland betraten. Bislang wurde lediglich die
Bewegungsgenerierung durch kontrahierbare Muskeln in Menschmodellen
realisiert, aber nicht die mit der Kontraktion einhergehende
Muskelsteifigkeit. »Stützt sich ein Fahrer vor dem Aufprall auf dem
Lenkrad ab, so verkürzt sich dabei nicht nur der Muskel, sondern der
Muskel wird durch die Kontraktion steifer. In bisherigen FE-Simulationen
zu einzelnen Muskeln und Muskelgruppen gesamter Menschmodelle wurde die
Kontraktion völlig unberücksichtigt gelassen«, erläutert der Forscher.

Diese Lücke adressierte Niclas Trube, Kollege von Boljen, wobei er für
seine Untersuchungen das Menschmodell THUMS Version 5 verwendete. Er
definierte vier verschiedene Steifigkeitszustände und prüfte den Einfluss
dieser Änderungen für einen simulierten frontalen Crash. Das Ergebnis: Die
Muskelsteifigkeit beeinflusst das Verhalten der Fahrzeuginsassen
entscheidend. Je nach Steifigkeitsgrad sind unterschiedliche Verletzungen
bei einem Unfall zu erwarten.

»Diese Erkenntnis könnte von großer Bedeutung für die Weiterentwicklung
der Menschmodelle sein, insbesondere unter dem Aspekt des autonomen
Fahrens. Fahrzeuginnenräume werden künftig neu gestaltet, daher müssen
auch bestehende Konzepte zu Gurten und Airbags überdacht werden.
Menschmodelle sind hier ein wertvolles Hilfsmittel«, sagt Trube.

Gestiegene Anforderungen an die Verkehrssicherheit

Menschmodelle lassen sich darüber hinaus für den Schutz von Fußgängern und
Radfahrern nutzen. Dass hier Handlungsbedarf besteht, zeigen aktuelle
Studien, die eine Häufung überraschend auftretender Gefahrensituationen
durch E-Bikes belegen. E-Scooter, Tretroller mit Elektromotor, werden noch
dieses Jahr auf öffentlichen Straßen erlaubt sein. Verkehrsexperten
befürchten einen weiteren Anstieg von Unfällen. Mit Menschmodellen können
Unfallszenarien im Vorfeld untersucht werden. Je nach Kollisionsverhalten
lassen sich Häufigkeit und Intensität der auftretenden Belastungen testen.
Hersteller von Protektoren, Helmen und anderen Schutzartikeln könnten von
den Empfehlungen profitieren.

Wie der menschliche Körper auf mechanische Belastungen reagiert, ist aber
nicht nur für den Verkehrssektor relevant, sondern auch für medizinische
und ergonomische Fragestellungen. Wie verhalten sich Materialien aus
Implantaten und Prothesen in Relation zu menschlichen Knochen, wenn sie
schlagartig beansprucht werden? Wie wirken sich die Vibrationen von
Werkzeugen auf den Anwender aus? »Hier bieten sich Menschmodelle an, da
wir mit ihnen realistische virtuelle Abbilder schaffen können, die sich
experimentell so nicht realisieren lassen«, so Boljen.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution96
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WERKSTOFFE/1098: Beton beim Explodieren beobachtet (idw)


Empa - Eidgenössische Materialprüfungs- und Forschungsanstalt - 02.05.2019

Beton beim Explodieren beobachtet



Auch wenn Beton nicht brennbar ist, kann es bei Tunnelbränden gefährlich
werden: Hochleistungsbeton kann bei hohen Temperaturen explodieren. Das
Phänomen ist zwar bekannt, die Physik dahinter ist jedoch noch nicht
vollständig geklärt. Empa-Forscher haben die Vorgänge im Inneren von Beton
nun erstmals mittels Neutronen-Radiographie und -Tomographie in Echtzeit
sichtbar gemacht.

Gotthard, Montblanc, St. Bernardino - immer wieder stürzen bei
Tunnelbränden die Decken der so stabil erscheinenden Röhren ein.
Infernalische Temperaturen von bis zu 1000 Grad Celsius bringen den Beton
an seine Grenzen - und je nach verbautem Material kann er explodieren.
Ganz verstanden ist der Prozess jedoch bis heute noch nicht. Klar ist,
dass im Hochleistungsbeton enthaltenes Wasser in Bewegung gerät, verdampft
und nicht entweichen kann. Der enorme Dampfdruck in den feinen Poren des
Betons und die thermische Belastung des Materials kann dazu führen, dass
Teile abgesprengt werden. Ob es tatsächlich zu derartigen Explosionen
kommt und wie schwerwiegend die Folgen sind, hängt von vielen Faktoren ab
und lässt sich kaum vorhersagen.

Um die Physik des berstenden Betons besser zu verstehen, haben Empa-Forscher
mit einem Team der Universität Grenoble und des dortigen
Laue-Langevin-Institut nun erstmals dreidimensionale Bilder aus dem Inneren
von aufgeheiztem Beton mittels Neutronen-Tomographie in Echtzeit erstellt.
Die Untersuchungen waren nur möglich dank der starken Neutronenquelle am
Laue-Langevin-Institut. In einer Minute schossen die Wissenschaftler bis zu 500
Bilder und konstruierten daraus ein einmaliges dreidimensionales Modell
des abplatzenden Betons.

Bisher haben Experten lediglich vermuten können, dass sich Wasser im Beton
von einer Hitzequelle wegbewegt und sich anstaut. Die Feuchtigkeit würde
somit als Barriere wirken, stellte man sich vor, und entstehenden
Wasserdampf daran hindern, zu entweichen. So würde der Dampfdruck derart
ansteigen bis dem Material nichts anderes übrigbleibt als zu explodieren.
Mittels der neuen Experimente konnte das Forscherteam diese
Feuchtigkeitsbarriere nun tatsächlich beobachten.

Beton unter Druck

Beton besteht aus einem Gemisch von Sand, Zement und Wasser. Zwischen
Zement und Wasser kommt es zu einer chemischen Reaktion, wodurch das
Wasser chemisch und physikalisch gebunden wird und die Mischung aushärtet.
Wenn die Temperatur bei einem Brand 200 Grad Celsius übersteigt,
dehydriert der Zement im Beton und das gebundene Wasser wird zu
Wasserdampf. Hochleistungsbeton hat generell eine sehr niedrige Porosität
und sehr feine Poren. Diese Eigenschaften sind an sich von grossem
Vorteil, da sie eine hohe Festigkeit und aussergewöhnliche Dauerhaftigkeit
ermöglichen, weil dies den Beton für externe Schadstoffe praktisch
undurchlässig macht. Die niedrige Permeabilität von Hochleistungsbeton
wird aber bei einem Brand mit sehr hohen Temperaturen zum Nachteil, weil
Wasserdampf nicht entweichen kann und sich ein extrem hoher Dampfdrucke
ausbilden kann.

Bei hohen Temperaturen beginnt Hochleistungsbeton zu explodieren. Dies
hängt unter anderem mit der im Beton enthaltenen Feuchtigkeit zusammen.
Empa-Forscher haben bereits neue Additive entwickelt und patentiert, die
dem Abplatzen von Beton entgegenwirken. Die neuen Ergebnisse sollen nun
einen weiteren Schritt hin zur Entwicklung von Baumaterialien mit
grösserer Beständigkeit selbst bei höchsten Temperaturen wie bei einem
Tunnelbrand führen.


Originalpublikation:

Analysis of moisture migration in concrete at high temperature through
in-situ neutron tomography,

D Dautia, A Tengattini, S Dal Pont, N Toropovs, M Briffaut, B Weber,

Cement and Concrete Research (2018).

https://doi.org/10.1016/j.cemconres.2018.06.010

Weitere Informationen unter:

https://www.youtube.com/watch?v=NxJPX0lssIQ

https://www.empa.ch/web/s604/concrete-explosion

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1017
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Empa - Eidgenössische Materialprüfungs- und Forschungsanstalt, 02.05.2019
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APPELL/004: SoVD fordert Beschäftigungsoffensive für Menschen mit Behinderung (SoVD)


Sozialverband Deutschland - 3. Mai 2019

Europäischer Protesttag:

SoVD fordert Beschäftigungsoffensive für Menschen mit Behinderung

Präsident Adolf Bauer: "Inklusion am Arbeitsmarkt lohnt sich für alle
Beteiligten"



Vor dem Europäischen Protesttag der Menschen mit Behinderung fordert der
Sozialverband Deutschland (SoVD) eine bundesweite Beschäftigungsoffensive
für schwerbehinderte Arbeitslose. Aktuelle Zahlen belegen, dass die
Arbeitslosenquote bei behinderten Menschen bundesweit nach wie vor
wesentlich höher ist als bei Arbeitslosen ohne Handicap.

"Wirtschaft und Politik müssen ihre Anstrengungen deutlich verstärken, um
die Arbeitslosenquote behinderter Menschen spürbar zu senken. Aber auch die
Gesellschaft insgesamt muss diese Herausforderung annehmen und die Chancen
erkennen", sagt SoVD-Präsident Adolf Bauer. Und weiter: "Die von den
Arbeitgebern zu erfüllende Beschäftigungsquote von fünf Prozent wurde
bisher nicht erreicht. Sie ist im Jahr 2017 sogar von 4,7 auf 4,6 Prozent
gesunken". Die Entwicklung zeige, dass die Beschäftigungspflicht ihr
eigentliches Ziel selbst in konjunkturell besseren Zeiten verfehle. Die
Arbeitgeber müssten daher mehr denn je in die Pflicht genommen werden.

Adolf Bauer: "Inklusion lohnt sich. Und zwar für alle Beteiligten". Diese
Botschaft müsse viel stärker hervorgehoben werden, betont der
Verbandspräsident. "Behinderung und Leistungsfähigkeit sind kein
Widerspruch. Viele Beispiele zeigen, dass das Gegenteil der Fall ist", so
Bauer.

Das Ziel des Europäischen Protesttages zur Gleichstellung von Menschen mit
Behinderung ist es, dass alle Menschen gleichberechtigt an der Gesellschaft
teilhaben können. Bereits seit 1992 veranstalten verschiedene Verbände und
Organisationen rund um den 5. Mai deutschlandweit Protestaktionen. Auch die
SoVD-Jugend beteiligt sich aktiv an der Protesttags-Demonstration in
Berlin.

Der SoVD vertritt die sozialpolitischen Interessen der gesetzlich
Rentenversicherten, der gesetzlich Krankenversicherten und der
pflegebedürftigen und behinderten Menschen. Der SoVD vereint über 580 000
Mitglieder.

 * 

Quelle:

Sozialverband Deutschland e.V.

Pressemitteilung Nr. 18/2019 vom 3. Mai 2019

Sozialverband Deutschland, Pressestelle

Stralauer Straße 63, 10179 Berlin

Telefon: 030 72 62 22-129 | -140, Fax: 030 72 62 22-328

E-Mail: pressestelle@sovd.de

Internet: www.sovd.de
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BILDUNG/932: Wissenschaftspakte - Last-Minute-Einigung mit Licht und Schatten


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 3. Mai 2019

Wissenschaftspakte: Last-Minute-Einigung mit Licht und Schatten



Zur Verabschiedung der Wissenschaftspakte "Zukunftsvertrag Studium und
Lehrestärken (Nachfolge Hochschulpakt)", "Förderung der Hochschullehre
(Nachfolge Qualitätspakt Lehre)" und "Pakt für Forschung und
Innovation IV" durch die Gemeinsame Wissenschaftskonferenz (GWK)
erklärt Kai Gehring, Sprecher für Forschung, Wissenschaft und
Hochschule:

Hochschulen und Forschungseinrichtungen können aufatmen, weil die
wichtigen Bund-Länder-Wissenschaftspakte auch über 2020 hinaus
fortgesetzt werden. Alles andere hätte den Forschungs- und
Innovationsstandort Deutschland in eine schwere Krise gestürzt und
international Ansehen verspielt.

Angesichts der sturen Haltung der Bundesregierung in den letzten
Wochen ist die Last-Minute-Einigung zwischen Bund und Ländern ein Sieg
der Vernunft. Während Ministerin Karliczek zulässt, dass Minister
Scholz den Bildungs- und Forschungshaushalt - nach zwei Jahrzehnten
Aufwuchs - erstmals kürzt, haben die Länder durch ihr Entgegenkommen
dazu beigetragen, dass die gesamtstaatliche Wissenschaftsfinanzierung
keinen Schaden nimmt. Die Fortsetzung der Pakte ist auch ein Erfolg
der Beharrlichkeit grüner Wissenschaftspolitik in den Ländern und im
Bundestag.

Es ist eine forschungspolitische Erfolgsstory, dass sich die
außeruniversitären Forschungseinrichtungen durch den Pakt für
Forschung und Innovation bis 2030 auf jährlich dreiprozentige
Aufwüchse verlassen können. Das ist auch dringend notwendig und
wissenschaftsadäquat angesichts wachsender Ansprüche an Forschung und
gestiegener internationaler Attraktivität unseres
Wissenschaftsstandortes. Diese neue, langfristige Planungssicherheit
muss sich positiv auf herausragende Forschung und auf planbare
Wissenschaftskarrieren auswirken, mehr sozial-ökologische Innovationen
und Transfer in Wirtschaft und Gesellschaft entfachen.

Es war unerlässlich, dass der Hochschulpakt verstetigt wird und Bund
und Länder zu ihrer gemeinsamen Verantwortung für die
Grundfinanzierung der Hochschulen stehen. Während jedoch die
außeruniversitären Forschungseinrichtungen auch künftig einen
jährlichen Aufwuchs erhalten, hat die Bundesregierung den Hochschulen
dieselbe Dynamisierung leider verweigert. Erst 2023 sollen zusätzliche
Bundesmittel für den "Zukunftsvertrag für Studium und Lehre" fließen.
Damit schreiben Karliczek und Scholz ihren Job, die Hochschulen - als
Herzkammern des Wissenschaftssystems - bestmöglich auszustatten,
künftigen Bundesregierungen ins Hausaufgabenheft. Statt Stufen wäre
ein kontinuierlicher Aufwuchs für Universitäten und Fachhochschulen
sinnvoller gewesen. Das großkoalitionäre Ministerduo riskiert damit,
dass sich die Schere zwischen außeruniversitärer und hochschulischer
Forschung weiter öffnet. Während die Mehrzahl der Länder zu einer
Dynamisierung bereit gewesen wäre, hat es Karliczek und Scholz an
Weitsicht und Tatkraft gefehlt, dieses Manko der Wissenschaftspakte
jetzt zu beheben.

Beide sind offenbar nicht willens, Bildung und Forschung höchste
Priorität einzuräumen und sowohl Hochschulen als auch
Forschungseinrichtungen gleichermaßen zu unterstützen. Trotz dieses
Wermutstropfens beim Hochschulpakt bringt die Last-Minute-Einigung
Spielraum und Verlässlichkeit für Hochschulen und noch mehr für die
Forschungsorganisationen, die Lehr- und Arbeitsbedingungen gerade für
Nachwuchswissenschaftlerinnen und Naturwissenschaftler zu verbessern.
Die Verstetigung des Hochschulpakts muss für die Hochschulleitungen
ein Impuls sein, verstärkt auf Dauerstellen für Daueraufgaben zu
setzen. Attraktive Arbeitsbedingungen und Karrierewege sind eine
Voraussetzung, dass Hochschulen und Forschungseinrichtungen ihre
Funktion als Dreh- und Angelpunkt einer modernen Wissensökonomie, die
auf Neugier, Kreativität und Erfindergeist angewiesen ist, erfüllen
können.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 3. Mai 2019

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle
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INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





RECHT/844: Paragraph 219a - Zurückrudern der FDP enttäuscht


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 3. Mai 2019

219a: Zurückrudern der FDP enttäuscht



Zum Einknicken der FDP bei §219a erklären Ulle Schauws,
Sprecherin für Frauenpolitik, und Katja Keul, Sprecherin für
Rechtspolitik:

Die FDP enttäuscht bei §219a. Das erforderliche Quorum von
25 Prozent wäre ohne die FDP für eine Normenkontrollklage gegen
§219a nicht mehr gegeben. Wir würden es sehr bedauern, wenn die
verfassungsrechtlichen Fragen unbeantwortet blieben. Das Strafrecht
muss als schärfster Eingriff des Staates in die Freiheitsrechte der
Bürgerinnen und Bürger die ultima Ratio, also das letzte Mittel des
Gesetzgebers, sein. Wir hätten uns gewünscht, dass das
Verfassungsgericht die Gelegenheit bekommt, zu prüfen, ob die
Strafbarkeit von Ärztinnen und Ärzten für eine sachliche Information,
die der Staat selber zur Verfügung stellen will, diesen Ansprüchen
genügt. Dass ausgerechnet die Liberalen sich mit dieser Strafnorm nun
doch abfinden wollen, ist aus unserer Sicht nicht nachvollziehbar.
Wenn es der FDP wirklich um Rechtssicherheit für Medizinerinnen und
Medizinern und um die Informationsfreiheit für Frauen geht, sollte sie
nochmal eingehend prüfen, ob das ihr letztes Wort ist.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 3. Mai 2019

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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EUROPA/965: Bekenntnis zum Europarat erneuern


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 3. Mai 2019

Bekenntnis zum Europarat erneuern



Zum 70. Jahrestag der Gründung des Europarates können Sie den
stellvertretenden Vorsitzenden der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Johann
David Wadephul, mit folgenden Worten zitieren:

"Die Stärkung des Rechtsstaates, der Schutz der Menschenrechte und
die Verteidigung der pluralistischen Demokratie sind die zentralen
Aufgaben des Europarates. In Zeiten, in denen unsere freiheitlich-
demokratische Grundordnung von verschiedenen Seiten in Frage gestellt
wird, sind diese drei Ziele aktueller denn je.

Zu den Erfolgsgeschichten des Europarates zählt die Schaffung des
Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte in Straßburg. Wir wollen
dafür sorgen, dass er der schlagkräftigste internationale
Menschenrechtsgerichtshof weltweit bleibt.

Der Europarat steht derzeit vor großen Herausforderungen: Zum einen
droht Russland mit seinem Austritt. Und säumige Beitragszahler
könnten die Institution in eine finanzielle Krise treiben.
Gleichwohl: Wir werden alles daran setzen, dass der Europarat weiter
gestärkt wird. Am 70. Jahrestag seiner Gründung erneuern wir darum
unser Bekenntnis zu ihm: Denn ein starker Europarat bedeutet ein
stabiles Europa - und das ist gut für unser Land."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30
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INNEN/3466: Dankbar für den Einsatz der Kirchen bei der Suizidprävention


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 3. Mai 2019

Dankbar für den Einsatz der Kirchen bei der Suizidprävention

"Woche für das Leben" in diesem Jahr unter dem Titel "Leben schützen.
Menschen begleiten. Suizide verhindern."



Am morgigen Samstag startet die "Woche für das Leben", eine jährliche
Aktion der katholischen und evangelischen Kirche. In diesem Jahr
steht die Suizidprävention im Mittelpunkt. Hierzu erklärt der
Beauftragte für Kirchen und Religionsgemeinschaften der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Hermann Gröhe:

"Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion begrüßt, dass die evangelische und
katholische Kirche in ihrer gemeinsamen "Woche für das Leben" das
Thema Depression und Suizid aufgreifen und in ihren Gemeinden
diskutieren. Wir sind den Kirchen dafür dankbar, dass sie in diesem
Bereich auf vielfältige Weise Unterstützung anbieten. Die Angebote
reichen von der weit bekannten Telefonseelsorge über die Krisenhilfe
für ältere Menschen bis hin zur Online-Suizidprävention für Menschen
unter 25 Jahren, um nur einige zu nennen.

Es ist wichtig, offen über dieses Thema zu sprechen. Jeder Mensch
kann im Laufe seines Lebens von einer Depression erfasst werden,
jeder kann in eine Situation geraten, in der alles ausweglos
erscheint. Depression darf deshalb kein Tabuthema sein. Nur so können
wir erreichen, dass Betroffene den Mut aufbringen, über ihre
Erkrankung zu sprechen. Nur so kann die Erkrankung erkannt und können
Hilfen in Anspruch genommen werden.

Die diesjährige "Woche für das Leben" kann nicht nur eine gute
Unterstützung für Betroffene und Angehörige sein. Die Aktionen können
vor allem auch dazu beitragen, dass mehr Menschen wissen, wie sie
Betroffenen helfen und wohin sie sich wenden können."


Hintergrund:

Seit 25 Jahren leisten die evangelische und katholische Kirche mit
der Woche für das Leben einen wichtigen Beitrag zur
Bewusstseinsbildung für den Wert und die Würde des menschlichen
Lebens. Die Woche für das Leben findet vom 4. bis zum 11. Mai 2019
unter dem Thema "Leben schützen. Menschen begleiten. Suizide
verhindern." statt.

Der zentrale Auftakt erfolgt am Samstag, den 4. Mai 2019, um 11.00
Uhr mit einem ökumenischen Gottesdienst in der Marktkirche in
Hannover, an dem unter anderen der Vorsitzende der Deutschen
Bischofskonferenz, Kardinal Reinhard Marx sowie der Ratsvorsitzende
der Evangelischen Kirche in Deutschland, Landesbischof Dr. Heinrich
Bedford-Strohm teilnehmen werden.

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de
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FINANZEN/1552: Finanzierung der Wissenschaft gesichert, alle Zukunftsfragen bleiben offen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 3. Mai 2019

Finanzierung der Wissenschaft gesichert, alle Zukunftsfragen bleiben offen



"Dass es bis 2030 Planungssicherheit auf einem guten Niveau für die
gemeinsame Bund-Länder-Finanzierung in der Wissenschaft gibt, ist ein
extrem wichtiges Signal", erklären Nicole Gohlke, hochschulpolitische
Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, und die Sprecher der
Bundesarbeitsgemeinschaft Wissenschaft der LINKEN, Christian Schaft
(Thüringen) und Tobias Schulze (Berlin), mit Blick auf die Einigung
von Bund und Ländern über die Wissenschaftsfinanzierung. Sie fahren
fort:

"Nun kommt es darauf an, diese Finanzierung nicht zum Spielball
eventueller Konjunkturphasen zu machen. Insbesondere die einmalige
Erhöhung des Volumens im Jahr 2024 steht in Gefahr, in einer neuen
Regierungskonstellation auf Bundesebene möglichen Sparprogrammen zum
Opfer zu fallen. Hier wäre eine jährliche Dynamisierung der bessere
Schritt gewesen.

Für die Stadtstaaten, aber auch die ostdeutschen Länder steht
angesichts der besonderen Herausforderungen beim Erhalt der bereits
geschaffenen Studienplätze eine Sonderfinanzierung zur Verfügung.
Diese begrüßen wir, da mit diesem Instrument regionalen
Ungleichgewichten ein gewisser Ausgleich entgegengesetzt werden kann.

Während bei der Finanzierung die Gunst der Stunde genutzt wurde,
bewegt sich strukturell leider zu wenig. Immerhin sind wettbewerbliche
Vergabeverfahren für die Hochschulpaktmittel früh aus der Diskussion
verbannt worden. Aber die Chance, Anreize bei den Themen 'Gute Arbeit'
und 'Gute Lehre' zu setzen, wurde leider vertan. Hier ist auch weiter
die Handschrift der Länder gefragt. Berlin, Brandenburg und Thüringen
setzten hier bereits mit eigenen Programmen und Regelungen Akzente.

Die außeruniversitäre Forschung ist ebenfalls im angemessenen Rahmen
für die Zukunft abgesichert. Auch hier wurden keine strukturellen
Reformen vereinbart und die Chance, diesen Sektor zukünftig enger mit
den Hochschulen zu verzahnen verpasst.

Dass die Länder wieder in die Finanzierung der außeruniversitären
Forschung beteiligt werden, aber zugleich der Qualitätspakt Lehre
abgeschmolzen wird, ist das falsche Signal. Nach den Jahren des
schnellen Wachstums der Hochschulen wäre nun eine Phase der
qualitativen Verbesserung von Studium und Lehre angemessen. Der
Qualitätspakt Lehre war bereits bisher ein Tropfen auf den heißen
Stein, jetzt ist er nur noch ein Tröpfchen."

 * 
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INNEN/5039: Gesellschaft vor Rechtsterror und rassistischer Gewalt schützen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 3. Mai 2019

Gesellschaft vor Rechtsterror und rassistischer Gewalt schützen



"Terror und Gewalt der extremen Rechten gehören zu den zentralen
Gefährdungen der heutigen Zeit. Das gilt für die Bundesrepublik
Deutschland aber auch weltweit. Zahllose Beispiele wie die Anschläge
der Gruppe Freital, der Terroranschlag im Olympia-Einkaufszentrum
München, auf die Moscheen in Christchurch und auf die Synagoge in San
Diego sind nur einige Beispiele dieser Gefahr", erklärt Martina
Renner, Sprecherin für antifaschistische Politik der Fraktion DIE
LINKE, mit Blick auf aktuelle Medienberichte, denen zufolge es in
Deutschland 12 700 gewaltbereite Rechtsextremisten gibt. Renner
weiter:

"Viel zu lange und noch viel zu oft wird diese Bedrohung als
sogenannte Fremdenfeindlichkeit verharmlost oder lediglich verwirrten
oder kranken Einzeltätern zugeschrieben. Statt diese Gefahr für das
Leben von Menschen und einer freien Gesellschaft klar zu benennen,
wird relativiert und verharmlost, was die Opfer noch ein weiteres Mal
erniedrigt.

Die Netzwerke der extremen Rechten müssen ebenso aufgedeckt und
zerschlagen werden wie die Verbindungen zu Parteien, Stiftungen und
Organisationen oder die Verbindungen in die Sicherheitsbehörden oder
das Militär. Waffen- und Sprengstofffunde bei Rechtsextremisten und
Rassisten müssen genauso wie Fahrzeugattacken von Rassisten gegen
Menschengruppen als Modus Operandi des Rechtsterrors verstanden
werden. Schließlich gehören die aktive Aufklärung der Öffentlichkeit
und die Unterstützung zivilgesellschaftlicher Projekte untrennbar zum
Schutz der offenen demokratischen Gesellschaft vor Rechtsterror und
rassistischer Gewalt. Nur so kann diese Gefahr wirksam bekämpft und
das Leben von Menschen geschützt werden."

 * 
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RECHT/566: Auslieferung von Julian Assange an die USA verhindern


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 2. Mai 2019

Auslieferung von Julian Assange an die USA verhindern



"Die britische Regierung darf Julian Assange nicht an die USA
ausliefern, wo ihm nach der Enthüllung von US-Kriegsverbrechen eine
langjährige Haftstrafe oder sogar die Todesstrafe droht. Die
Bundesregierung muss Julian Assange politisches Asyl gewähren und sich
in der EU für dessen Schutz und Nicht-Auslieferung einsetzen", erklärt
Sevim Dagdelen, stellvertretende Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE.
Dagdelen weiter:

"Julian Assange und Wikileaks haben mit ihren Enthüllungen geheimer
US-Dokumente über die Kriege im Irak und in Afghanistan verdienstvolle
investigative journalistische Arbeit geleistet. Nicht diejenigen, die
Kriegsverbrechen öffentlich machen gehören vor Gericht, sondern die
sie begehen. Julian Assange hat für seine Arbeit weitere Preise und
Auszeichnungen verdient, keine Gefängniszelle und Strafverfahren."

 * 
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SICHERHEIT/1951: Aufklärung über mögliche Beteiligung an US-Kriegsverbrechen von neuem NATO-Militärchef Tod Wolters


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 3. Mai 2019

Aufklärung über mögliche Beteiligung an US-Kriegsverbrechen von neuem NATO-Militärchef Tod Wolters



"Der neue NATO-Oberbefehlshaber Tod Wolters ist eine schwere Hypothek
für Sicherheit und Frieden in Europa und der Welt. Trumps
Viersternegeneral gehört zu den Scharfmachern gegen Russland und war
als Kampfpilot an allen großen US-Militärinterventionen der
vergangenen 30 Jahre beteiligt. DIE LINKE fordert die Klärung der
Rolle des neuen Supreme Allied Commander Europe (SACEUR) bei den
völkerrechtswidrigen US-Kriegen in Irak und Afghanistan", erklärt
Sevim Dagdelen, stellvertretende Vorsitzende und abrüstungspolitische
Sprecherin der Fraktion DIE LINKE. Dagdelen weiter:

"Tod Wolters ist einer der Topmilitärs von US-Präsident Donald Trump.
Der Luftwaffengeneral führt das NATO-Oberkommando Europa und ist
gleichzeitig Befehlshaber aller US-Streitkräfte in Europa. Er ist
somit einer der 'Combatant Commanders' der US-Streitkräfte weltweit
und soll offiziell den Frieden in Europa sichern. Mit Wolters an der
NATO-Spitze ist allerdings eine weitere Konfrontation gegenüber
Russland programmiert.

Der Viersternegeneral mit 5000 Flugstunden war beteiligt an den
US-geführten Militäroperationen 'Desert Storm', 'Southern Watch',
'Iraqi Freedom' und 'Enduring Freedom'. Notwendig ist eine Klärung, ob
Wolters an möglichen Kriegsverbrechen in Irak und Afghanistan
beteiligt war. Bis zur Klärung sollte er sein Amt als
NATO-Oberbefehlshaber ruhen lassen."

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/8358: Heute im Bundestag Nr. 497 - 03.05.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 497

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Freitag, 3. Mai 2019, Redaktionsschluss: 14.10 Uhr

1. EU-Regionalförderung nach dem Brexit

2. Abkommen mit Australien und Neuseeland

3. Verbrauch der strategischen Ölreserve

4. Energie-Abkommen mit Belgien

5. Keine Auswirkungen auf Medienstandort

6. Agrar-Exporte nach Russland



1. EU-Regionalförderung nach dem Brexit

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/SCR) Der Austritt des Vereinigten Königreiches wird dazu
führen, dass sich der Anteil der deutschen Bevölkerung, der in
EU-Regionalförderungsgebieten lebt, verringern wird. "Wie gravierend
dieser Effekt ausfallen wird, ist noch nicht abzusehen", schreibt die
Bundesregierung in einer Antwort (19/9480) auf eine Kleine Anfrage der
AfD-Fraktion (19/8736). Die Bundesregierung werde sich in Folge des
Brexit dafür einsetzen, "eine Kürzung des deutschen C-Plafonds zu
verhindern oder jedenfalls zu minimieren", heißt es dort weiter.

Die Bundesregierung verweist darauf, dass die EU-Kommission
angekündigt habe, die Regionalleitlinien bis 2022 zu verlängern. Damit
werde der Zuschnitt der Fördergebiete in Deutschland vorerst
unverändert bleiben. Die Regionalrichtlinien der EU legen laut Antwort
fest, "unter welchen Bedingungen staatliche Subventionen zugunsten der
gewerblichen Wirtschaft in solchen Gebieten zulässig sind".

 * 

2. Abkommen mit Australien und Neuseeland

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/SCR) Die EU-Kommission strebt noch in diesem Jahr eine
politische Einigung über den Abschluss eines Freihandelsabkommens mit
Neuseeland an. Für die ebenfalls laufenden Verhandlungen mit
Australien sei kein konkreter Zeitplan bekannt, schreibt die
Bundesregierung in einer Antwort (19/9482) auf eine Kleine Anfrage der
FDP-Fraktion (19/8824). Die Verhandlungen mit beiden Ländern
beschränkten sich demnach auf Bereiche in Zuständigkeit der EU
(EU-only-Abkommen).

 * 

3. Verbrauch der strategischen Ölreserve

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/SCR) Im Jahr 2018 sind insgesamt 1,21 Prozent der
Bestände des Erdölbevorratungsverbands von den Mitgliedsfirmen
abgenommen worden. Dies geht aus einer Antwort der Bundesregierung
(19/9652) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/9095) hervor.
Die Fraktion hatte darin die Öffnung der strategischen Ölreserve in
Folge des Niedrigwassers auf Flüssen und daraus resultierenden
Einschränkungen der Binnenschifffahrt im Sommer 2018 thematisiert.

 * 

4. Energie-Abkommen mit Belgien

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/SCR) Belgien hat im vergangenen Winter keine konkreten
Unterstützungsanfragen auf Basis eines im Rahmen eines
deutsch-belgischen "Memorandum of Understanding" vereinbarten
Maßnahmenpakets zur Energieversorgungssicherheit gestellt, die
Zusatzkosten verursacht haben. Dies schreibt die Bundesregierung in
einer Antwort (19/9488) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion
(19/8681). Demnach seien nur "einzelne Anpassungen bei der Stufung von
Querregeltransformatoren" angefragt worden. Diese konnten
unproblematisch umgesetzt werden, heißt es in der Antwort. Das
Maßnahmenpaket, das "Operational Framework", sei ein rechtlich nicht
bindendes Dokument für Maßnahmen im Winter 2018/2019. Künftig würden
die Regeln zur Kostentragung durch das "Saubere-Energien-Paket"
definiert, betont die Bundesregierung.

 * 

5. Keine Auswirkungen auf Medienstandort

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/SCR) Die Bundesregierung erwartet in Folge der Änderungen
der Außenwirtschaftsverordnung (AWV) keine Auswirkungen auf den
Medienstandort Deutschland. Dies geht aus einer Antwort (19/9484) auf
eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/8820) hervor. Mit der Novelle
wird es künftig möglich sein, bereits bei einem Anteilserwerb an
bestimmten Medienunternehmen von zehn Prozent durch einen
unionsfremden Investor im Sinne der AWV zu prüfen. "Ziel ist es, die
Nutzung von Medien für Zwecke der strategischen Einflussnahme, mit der
schädigend auf demokratische Prozesse eingewirkt werden soll,
unterbinden zu können", schreibt die Bundesregierung zur Begründung.

 * 

6. Agrar-Exporte nach Russland

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/SCR) Aus Deutschland sind im Jahr 2018 700 Tonnen Milch
und Milcherzeugnisse, 30 Tonnen Fleisch und Fleischwaren und 28.575
Tonnen Obst und Gemüse nach Russland exportiert worden. Dies geht aus
einer Antwort der Bundesregierung (19/9574) auf eine Kleine Anfrage
der AfD-Fraktion (19/9044) zu russischen Agrar-Import-Beschränkungen
in Folge der EU-Sanktionen gegen das Land hervor. Gegenüber 2015
sanken dabei vor allem die Exporte von Milch und Milcherzeugnissen
(2015: 1.584 Tonnen) und Fleisch und Fleischwaren (2015: 180 Tonnen).
Die Exporte von Obst und Gemüse stiegen hingegen (2015: 16.975
Tonnen). Laut Antwort wurde das russische Importembargo am 12. Juli
2018 bis zum 31. Dezember 2019 verlängert.

 * 
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BUNDESTAG/8357: Heute im Bundestag Nr. 496 - 03.05.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 496

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Freitag, 3. Mai 2019, Redaktionsschluss: 13.32 Uhr

1. Wirtschaftswachstum im Jahr 2018

2. Details zum Klimakabinett

3. Personalsituation im Bau-Ministerium

4. Daten von Kriegsschauplätzen

5. Tschetschenische Islamisten



1. Wirtschaftswachstum im Jahr 2018

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/SCR) Das Wachstum im Dienstleistungsbereich im vierten
Quartal 2018 hat die rückläufige Entwicklung im Bereich des
produzierenden Gewerbes ausgeglichen. Das preis-, kalender- und
saisonbereinigte Wachstum im vierten Quartal habe im Vergleich zum
Vorjahr damit bei null Prozent gelegen, schreibt die Bundesregierung
in einer Antwort (19/9479) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die
Linke (19/8734). Die Fragesteller hatten aufgrund der Rückgänge im
produzierenden Gewerbe die Zahlen des Statistischen Bundesamtes
thematisiert. Die Bundesregierung weist in der Antwort zudem darauf
hin, dass - anders als von den Fragestellern aufgeführt - nur im
dritten Quartal 2018 eine negative Veränderungsrate im Vergleich zum
Vorjahr erreicht wurde. Die Links-Fraktion hatte ein negatives
Wachstum im zweiten und dritten Quartal angenommen.

 * 

2. Details zum Klimakabinett

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antwort

Berlin: (hib/SCR) Die Intensivierung der klimapolitischen Arbeit der
Bundesregierung "auf höchster politischer Ebene" ist das Ziel des neu
eingerichteten Klimakabinetts. So sollen im Jahr 2019 in Umsetzung des
Koalitionsvertrages Maßnahmen und gesetzliche Regelungen verabschiedet
werden, um den Klimaschutzplan 2050 umzusetzen, schreibt die
Bundesregierung in einer Antwort (19/9664) auf eine Kleine Anfrage der
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/8945). Im Klimakabinett soll es
dabei nicht nur um Vorschläge des Bundesministeriums für Umwelt,
Naturschutz und nukleare Sicherheit gehen, sondern um Vorschläge aller
betroffenen Ministerien.

Dem Kabinettsausschuss gehören laut Antwort die Bundeskanzlerin und
ihr Stellvertreter, die Bundesumweltministerin, der
Bundesinnenminister, der Bundeswirtschaftsminister, die
Bundeslandwirtschaftsministerin, der Bundesverkehrsminister und der
Kanzleramtsminister sowie der Chef des Bundespresseamts an. Die
Einrichtung von Kabinettausschüssen sei ein "etabliertes und bewährtes
Instrument der Zusammenarbeit innerhalb der Bundesregierung bei
Querschnittsthemen von herausgehobener politischer Bedeutung", betont
die Bundesregierung.

 * 

3. Personalsituation im Bau-Ministerium

Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen/Antwort

Berlin: (hib/SCR) In der Abteilung Stadtentwicklung, Wohnen,
öffentliches Baurecht (SW) des Bundesministeriums des Innern, für Bau
und Heimat sind aktuell 91,1 von 97,5 Funktionen besetzt. In der
Abteilung Bauwesen, Bauwirtschaft und Bundesbauten (BW) sind es 96,62
von 117,0. Das geht aus einer Antwort der Bundesregierung (19/9622)
auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/9082) zur
Personalstruktur im Ministerium hervor. In der Abteilung SW werden den
Angaben zufolge in Kürze weitere Dauer-Funktionen ausgebracht, die mit
zusätzlichen Planstellen aus dem Stellenplan 2019 unterlegt sind. Die
Darstellung der Abteilung BW enthält neu ausgebrachte und mit
Planstellen unterlegte Dauer-Funktionen bereits. Für beide Bereiche
sind laut Antwort bereits "Personalgewinnungsmaßnahmen angestoßen".

 * 

4. Daten von Kriegsschauplätzen

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die Fraktion Die Linke wissen, was der
Bundesregierung darüber bekannt ist, "mit welchen US-Behörden Europol
(auch als Pilotprojekt) zum Austausch von ,Daten von
Kriegsschauplätzen' kooperiert". Auch erkundigt sie sich in einer
Kleinen Anfrage (19/9641) unter anderem danach, in welchem Umfang sich
die Bundesregierung in der Vergangenheit an einen Attaché der
US-Botschaft gewandt hat, um "Daten von Kriegsschauplätzen" zu
bestimmten Beschuldigten oder Verdächtigen zu erlangen.

 * 

5. Tschetschenische Islamisten

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die AfD-Fraktion möchte erfahren, welche Gefährdung
nach Ansicht der Bundesregierung von sich in Deutschland aufhaltenden
tschetschenischen Islamisten ausgeht. Auch erkundigt sie sich in einer
Kleinen Anfrage (19/9689) danach, wie viele Islamisten, die russische
Staatsangehörige sind, sich derzeit in Deutschland aufhalten. Ferner
fragt sie unter anderem, wie viele russische Staatsangehörige von den
Sicherheitsbehörden in Deutschland als "Gefährder" eingestuft werden.

 * 
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BUNDESTAG/8356: Heute im Bundestag Nr. 495 - 03.05.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 495

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Freitag, 3. Mai 2019, Redaktionsschluss: 12.53 Uhr

1. UBA-Studie zu Krankheitslasten

2. Auswirkungen ultrafeiner Partikel

3. Expertengremien im Umweltministerium

4. Therapieallergene im Zulassungsverfahren

5. Stärkung der Präsenzapotheken geplant



1. UBA-Studie zu Krankheitslasten

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antwort

Berlin: (hib/SCR) Details zur Methodik und den Hintergründen der vom
Umweltbundesamt (UBA) beauftragten Studie "Quantifizierung von
umweltbedingten Krankheitslasten aufgrund der
Stickstoffdioxid-Exposition in Deutschland" stellt die Bundesregierung
in einer Antwort (19/9500) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion
(19/8727) dar. Dargestellt werden unter anderem die Kriterien der
Auswahl der herangezogenen Studien und die Berücksichtigung von
Nullergebnissen.

In der Antwort weist die Bundesregierung die Darlegung der
FDP-Fraktion zurück, nach der ein Teil der angewandten Methode zur
Berechnung vorzeitiger Todesfälle als "ungeeignet gilt". Konkret geht
es dabei um die PAF-Formel ("Population Attributable Fraction"), die
laut Antwort Teil der "Environmental Burden of Disease-Methode" ist.
Die von der FDP-Fraktion angeführte Aussage sei im Wesentlichen von
zwei Wissenschaftlern verbreitet worden, "findet sich mit dieser
pauschalen Bewertung jedoch in keiner weiteren Veröffentlichung". Es
gebe daher keinen Grund "für die im Übrigen auch mathematisch nicht
nachgewiesene Behauptung, die Formel sei grundsätzlich 'ungeeignet'
oder 'falsch'", schreibt die Bundesregierung.

 * 

2. Auswirkungen ultrafeiner Partikel

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antwort

Berlin: (hib/SCR) Der Bundesregierung liegen keine Erkenntnisse über
die spezifische Wirkung von ultrafeinen Partikel (UFP) auf das Wetter
oder die Gesundheit vor. Dies geht aus einer Antwort (19/9611) auf
eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/8973)
hervor. Die Grünen hatten darin die "meteorologischen Auswirkungen von
ultrafeinen Partikel aus mit modernen Rauchgasreinigungsanlagen
ausgestatteten Kohlekraftwerken in Deutschland" thematisiert und auf
einen entsprechenden wissenschaftlichen Aufsatz verwiesen.

Die Bundesregierung bewertet die in dem Aufsatz aufgestellte
Vermutung, "nach der die Abgasreinigungseinrichtungen zur Reduzierung
von Stickstoffoxiden (SCR, selektive katalytische Reduktion) in den
Kraftwerken die maßgebliche Ursache für die Bildung von UFP
darstellen, ... sehr zurückhaltend". So lasse die Vermutung außer
Acht, dass neben den SCR-Einrichtungen weitere Filter nachgeschaltet
würden, "die die Emissionen von Partikeln und Aerosolbildnern wie
Ammoniak wirksam mindern". Zudem seien die in dem Aufsatz
referenzierten Kraftwerke Schkopau, Lippendorf, Spremberg und Boxberg
gar nicht mit SCR-Einrichtungen ausgestattet, heißt es in der Antwort.

 * 

3. Expertengremien im Umweltministerium

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antwort

Berlin: (hib/SCR) Im Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und
nukleare Sicherheit gibt es keine Expertengremien, die sich jeweils
explizit mit Fragen der Digitalisierung, des Verbraucherschutzes
beziehungsweise mit den Interessen kleiner und mittelständischer
Unternehmen befassen. Dies geht aus einer Antwort der Bundesregierung
(19/9504) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/8767) hervor.
Demnach unterhalte das Ministerium beziehungsweise die ihm
nachgeordneten Behörden überhaupt keine solchen Expertengremien. Die
FDP-Fraktion hatte als Expertengremien solche Gremien definiert, "die
nicht ganz oder teilweise mit Sachverständigen besetzt sind, die nicht
ohnehin schon als Beamte oder Angestellte des öffentlichen Dienstes in
Bundesministerien oder nachgeordneten Bundesbehörden arbeiten und
hauptberuflich als Hochschullehrer oder Berater oder haupt- oder
ehrenamtlich im Rahmen des jeweiligen Gremiums im Namen von Verbänden
oder Kammern, Gebietskörperschaften oder Unternehmen auftreten".

 * 

4. Therapieallergene im Zulassungsverfahren

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/PK) Nach einer gesetzlichen Neuregelung von 2008 befinden
sich derzeit noch 65 sogenannte Therapieallergene im
Zulassungsverfahren. Das geht aus der Antwort (19/9709) der
Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (19/9243) der FDP-Fraktion
hervor.

Aus der Therapieallergene-Verordnung (TAV) ergebe sich die
Möglichkeit, dem Antragsteller Gelegenheit zu geben, bei Mängeln der
vorgelegten Zulassungsunterlagen die Frist zu deren Beseitigung um bis
zu sieben Jahre zu verlängern.

Die TAV von 2008 diente der Ausdehnung der Vorschriften des
Arzneimittelgesetzes über die Zulassung von Medikamenten auf
Therapieallergene, die für einzelne Personen aufgrund einer Rezeptur
aus vorgefertigten Gebinden hergestellt wurden. Damit soll die
Qualität, Sicherheit und Wirksamkeit von Therapieallergenen zur
Behandlung von häufigen Allergien gewährleistet werden.

Im August 2018 hätten die ersten Therapieallergene, die gemäß TAV
überprüft worden seien, eine Zulassung erhalten, heißt es in der
Antwort weiter.

 * 

5. Stärkung der Präsenzapotheken geplant

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/PK) Die Beratungen der Bundesregierung über den künftigen
Versandhandel von verschreibungspflichtigen Medikamenten und die
Honorare für Apotheken laufen noch. Anfang April habe das
Bundesgesundheitsministerium die Ressortabstimmung eines
Referentenentwurfs zur Stärkung der Präsenzapotheken eingeleitet,
heißt es in der Antwort (19/9684) der Bundesregierung auf eine Kleine
Anfrage (19/9144) der AfD-Fraktion. Der Meinungsbildungsprozess
innerhalb der Regierung zu dem Thema sei noch nicht abgeschlossen.

 * 
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BUNDESTAG/8355: Heute im Bundestag Nr. 494 - 03.05.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 494

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Freitag, 3. Mai 2019, Redaktionsschluss: 12.19 Uhr

1. Subkulturell geprägte Rechtsextremisten

2. Politisch rechts motivierte Straftaten

3. Zahl per Haftbefehl gesuchter Neonazis

4. Angriffe auf jüdische Einrichtungen

5. Angriffe auf christliche Einrichtungen

6. Politisch links motivierte Straftaten



1. Subkulturell geprägte Rechtsextremisten

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Seit dem Jahr 2000 hat die Zahl der "subkulturell"
geprägten Rechtsextremisten laut Bundesregierung zwischen mehr als
7.200 und 10.700 Personen geschwankt. Der Höchststand von 10.700
Personen wurde im Jahr 2002 erreicht, wie die Bundesregierung in ihrer
Antwort (19/9673) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/9137)
darlegt. Danach sei die Zahl der Angehörigen des "subkulturellen"
rechtsextremistischen Spektrums bis zum Jahr 2014 auf 7.200 Personen
zurückgegangen. Seitdem sei sie erneut stetig angestiegen und habe im
Jahr 2017 mit 9.200 Personen einen vorläufigen Höchststand erreicht.
Im Jahr 2017 sei "angesichts der strukturellen Veränderungen im
Rechtsextremismus die bisherige Darstellung des Personenpotenzials
nach inhaltlich-ideologischen Kriterien von einer neuen
Kategorisierung abgelöst" worden, die sich am Organisationsgrad
orientiert. Seit 2018 werde daher die Kategorie "subkulturell geprägte
Rechtsextremisten" nicht mehr separat ausgewiesen.

Wie die Bundesregierung ferner ausführt, stammt das Konzept der
"Subkulturen" aus der Soziologie und ist schon dort nicht einheitlich
definiert. Im Bundesamt für Verfassungsschutz (BfV) werde der Begriff
nicht phänomenübergreifend verwendet, weshalb es auch keine
einheitliche Definition des BfV hierfür gebe.

Im Phänomenbereich Rechtsextremismus bezeichnet das BfV der Antwort
zufolge "als Subkultur - angelehnt an den Gebrauch des Begriffes in
der Soziologie - die Kultur einer in sich relativ geschlossenen
gesellschaftlichen Teilgruppe, die sich in verschiedenen Belangen (zum
Beispiel Werte oder Verhaltensweisen) von der gesellschaftlich
dominierenden Kultur abgrenzt und dadurch als eigenständige
,Unter'-Kultur wahrnehmbar wird". In der Regel besäßen diese
Subkulturen keinen explizit politischen Anspruch. In einzelnen
Subkulturen seien jedoch politische Strömungen erkennbar, die sich
meist aus ideologischen Versatzstücken und weniger aus einem
ideologisch geschlossenen Weltbild speisen. Derartige Strömungen
könnten im Einzelfall auch extremistischen Charakter besitzen, so etwa
seit den 1980er Jahren im rechtsextremistischen Spektrum der
Skinhead-Subkultur.

Rechtsextremistische Skinheads machten den überwiegenden Teil des in
der bis 2017 angewandten Kategorie "subkulturell geprägte
Rechtsextremisten erfassten rechtsextremistischen Personenpotenzials
aus", heißt es in der Vorlage weiter. Kleinere rechtsextremistische
Personenpotenziale fänden sich in wenigen weiteren "subkulturellen"
Szenen. Hierzu zählten beispielsweise die Black-Metal-Szene, Hooligans
oder Rockergruppierungen. "In den genannten (gemeinhin unpolitischen)
,Subkulturen'" seien Rechtsextremisten jedoch nur in einem geringen
Maße vertreten und dominierten nicht zwangsläufig die gesamte
"Subkultur". Insofern würden diese "Subkulturen" auch nicht in ihrer
Gesamtheit von den Verfassungsschutzbehörden beobachtet.

In den Phänomenbereichen Links- und Ausländerextremismus sowie
Islamismus/islamistischer Terrorismus verwendet das BfV den Begriff
der "Subkultur" nicht, wie des Weiteren aus der Antwort hervorgeht.

 * 

2. Politisch rechts motivierte Straftaten

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) In Deutschland sind im Februar dieses Jahres 32
Menschen infolge politisch rechts motivierter Straftaten verletzt
worden. Dies geht aus der Antwort der Bundesregierung (19/9625) auf
eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/9115) hervor.

Danach wurden für Februar 2019 vorläufigen Zahlen zufolge insgesamt
974 solcher Straftaten gemeldet, darunter 39 Gewalttaten. Die Zahl der
zu diesen Delikten ermittelten Tatverdächtigen beläuft sich laut
Vorlage auf 444. Neun Tatverdächtige seien vorläufig festgenommen
worden. Wie es in der Antwort weiter heißt, wurde ein Haftbefehl
erlassen.

 * 

3. Zahl per Haftbefehl gesuchter Neonazis

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Entwicklung der Zahl per Haftbefehl gesuchter
Neonazis (Frühjahr 2019)" lautet der Titel einer Kleinen Anfrage der
Fraktion Die Linke (19/9639). Darin erkundigen sich die Abgeordneten
danach, gegen wie viele Neonazis zum Zeitpunkt der letzten Erfassung
wie viele nicht vollstreckte Haftbefehle vorlagen. Auch möchten sie
unter anderem wissen, gegen wie viele Personen Haftbefehle wegen eines
Delikts der politisch motivierten Kriminalität vorlagen.

 * 

4. Angriffe auf jüdische Einrichtungen

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Nach der Zahl der "Angriffe (zum Beispiel
Sachbeschädigungen)" auf jüdische Einrichtungen in Deutschland seit
2010 erkundigt sich die AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage
(19/9643). Auch will sie unter anderem erfahren, in wie vielen Fällen
die Täter ermittelt wurden und in wie vielen Fällen es zu
Verurteilungen kam.

 * 

5. Angriffe auf christliche Einrichtungen

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Nach der Zahl der "Angriffe (zum Beispiel
Sachbeschädigungen)" auf christliche Einrichtungen seit 2010 erkundigt
sich die AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/9644). Auch will
sie unter anderem erfahren, in wie vielen Fällen die Täter ermittelt
wurden und in wie vielen Fällen es zu Verurteilungen kam.

 * 

6. Politisch links motivierte Straftaten

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die AfD-Fraktion will wissen, wie viele Fälle
politisch links motivierter Kriminalität es nach Kenntnis der
Bundesregierung im ersten Quartal dieses Jahres in Deutschland gegeben
hat. Ferner erkundigt sie sich in einer Kleinen Anfrage (19/9648)
unter anderem danach, wie viele Tatverdächtige im Zusammenhang mit
diesen Fällen ermittelt wurden.

 * 
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BUNDESTAG/8354: Heute im Bundestag Nr. 493 - 03.05.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 493

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Freitag, 3. Mai 2019, Redaktionsschluss: 11.45 Uhr

1. Verlust der deutschen Staatsangehörigkeit

2. Gesetz zu IT-Änderungsstaatsvertrag

3. Grüne wollen Solarstrom-Ausbau stärken

4. Prekäre Beschäftigung in Sachsen-Anhalt

5. Mitbestimmung in Betrieben



1. Verlust der deutschen Staatsangehörigkeit

Inneres und Heimat/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/STO) Deutsche, die im Besitz einer weiteren
Staatsangehörigkeit sind und im Ausland für eine Terrormiliz kämpfen,
sollen nach dem Willen der Bundesregierung künftig ihre deutsche
Staatsangehörigkeit verlieren. Dies sieht ein Gesetzentwurf der
Bundesregierung zur Änderung des Staatsangehörigkeitsgesetzes
(19/9736) vor.

Danach sollen Deutsche, "die sich ins Ausland begeben und dort an
Kampfhandlungen für eine Terrormiliz konkret beteiligt haben und
dadurch zum Ausdruck bringen, dass sie sich von Deutschland und seinen
grundlegenden Werten ab- und einer anderen ausländischen Macht in
Gestalt einer Terrormiliz zugewandt haben", in Zukunft die deutsche
Staatsangehörigkeit kraft Gesetzes verlieren, wenn sie noch eine
andere Staatsangehörigkeit besitzen. Als "Terrormiliz" wird in dem
Gesetzentwurf ein "paramilitärisch organisierter bewaffneter Verband"
definiert, "der das Ziel verfolgt, in völkerrechtswidriger Weise die
Strukturen eines ausländischen Staates gewaltsam zu beseitigen und an
Stelle dieser Strukturen neue staatliche oder staatsähnliche
Strukturen zu errichten".

Der Vorlage zufolge wäre eine Regelung, "die die Staatsangehörigkeit
entfallen lässt und erst nachträglich in Kraft gesetzt wird", als
verbotene Entziehung anzusehen. Daher sei eine Erfassung sogenannter
"Rückkehrer", die in der Vergangenheit als IS-Kämpfer agiert haben und
nun nach Deutschland zurückkehren wollen, durch die neu zu schaffende
Verlustregelung nicht möglich. "Soweit sich aber IS-Kämpfer noch in
verbliebenen Bastionen oder Rückzugsgebieten des IS aufhalten, kommt
im Fall der konkreten Beteiligung an wieder aufflammenden oder
erneuten Kampfhandlungen nach Inkrafttreten dieses Gesetzes ein
Verlusteintritt grundsätzlich in Betracht", führt die Bundesregierung
in der Begründung weiter aus.

 * 

2. Gesetz zu IT-Änderungsstaatsvertrag

Inneres und Heimat/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/STO) Die Bundesregierung hat einen Gesetzentwurf "zum
Ersten IT-Änderungsstaatsvertrag" (19/9737) vorgelegt, mit dem der
Bundestag dem "Ersten Staatsvertrag zur Änderung des Vertrags über die
Errichtung des IT-Planungsrats und über die Grundlagen der
Zusammenarbeit beim Einsatz der Informationstechnologie in den
Verwaltungen von Bund und Ländern" zustimmen soll. Danach soll dieser
Staatsvertrag "die IT-Zusammenarbeit der öffentlichen Verwaltungen
weiterentwickeln, indem zum 1. Januar 2020 eine von Bund und Ländern
gemeinsam getragene rechtsfähige Anstalt des öffentlichen Rechts
geschaffen wird, die den IT-Planungsrat bei der Koordinierung der
ebenenübergreifenden Zusammenarbeit unterstützt".

In dieser gemeinsamen Anstalt sollen den Angaben zufolge bestehende
personelle und finanzielle Ressourcen gebündelt und zusätzliche
Fachkompetenzen insbesondere für die Projektsteuerung aufgebaut
werden. Die gemeinsame Anstalt soll laut Vorlage die Kurzbezeichnung
"Fitko" tragen und in Frankfurt am Main angesiedelt sein. Zudem
verpflichten sich Bund und Länder, dem IT-Planungsrat für die Jahre
2020 bis 2022 ein Digitalisierungsbudget in Höhe von bis zu 180
Millionen Euro bereit zu stellen, wie aus der Vorlage weiter
hervorgeht. Mit dem Digitalisierungsbudget sollten Projekte und
Produkte für die Digitalisierung von Verwaltungsleistungen unterstützt
werden, die auf allen föderalen Ebenen zum Einsatz kommen,

 * 

3. Grüne wollen Solarstrom-Ausbau stärken

Wirtschaft und Energie/Antrag

Berlin: (hib/SCR) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen fordert, den
Ausbau der Solarenergie zu beschleunigen. Ein "nachhaltiger,
solidarischer und schwungvoller Ausbau" von jährlich 10.000 Megawatt
müsse erreicht werden, davon 3.000 Megawatt in Ausschreibungen für
Großanlagen. In einem Antrag (19/9698) schlägt die Fraktion unter
anderem dazu vor, die bestehenden Ausbaudeckel für Solarenergie
ersatzlos zu streichen. Zudem sollen durch entsprechende Neuregelungen
Bürgerenergie-Projekte und Mieterstrom attraktiver ausgestaltet
werden.

Die Grünen begründen ihre Forderungen mit einer umfassenden Kritik an
der Energiepolitik der Bundesregierung. Diese lege der Solarenergie
durch "überflüssige Bürokratie" und gesetzliche Regelungen "neue
Steine in den Weg". Als ein weiteres Hemmnis benennen die Grünen in
dem Antrag die Pflicht zur Direktvermarktung für mittelgroße Anlagen.
Diese greife in Deutschland bereits bei 100 Kilowatt installierter
Leistung. "Eine Anhebung der Grenze auf 500 Kilowatt würde den Ausbau
dieser Anlagen wieder attraktiver machen, ohne für Mehrkosten zu
sorgen," schreiben die Grünen. Zudem müssten die Potentiale solarer
Wärme stärker genutzt werde.

 * 

4. Prekäre Beschäftigung in Sachsen-Anhalt

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Für das Ausmaß prekärer Beschäftigung in
Sachsen-Anhalt interessiert sich die Linksfraktion in einer Kleinen
Anfrage (19/9708). Sie fragt die Bundesregierung unter anderem nach
der Entwicklung der Normalarbeitsverhältnisse, der atypischen
Beschäftigung und den Leiharbeitsverträgen.

 * 

5. Mitbestimmung in Betrieben

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die Fraktion Die Linke hat eine Kleine Anfrage
(19/9688) zu Lücken in der betrieblichen Mitbestimmung gestellt. Die
Bundesregierung soll unter anderem Fragen zur Beschäftigtenstatistik
verschiedener Branchen und zu Mitbestimmungsmöglichkeiten beantworten.

 * 
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BUNDESTAG/8353: Heute im Bundestag Nr. 492 - 03.05.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 492

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Freitag, 3. Mai 2019, Redaktionsschluss: 11.07 Uhr

1. Anti-Drogen-Einsätze in Indonesien

2. Visaanträge aus Nordkorea

3. Todesurteil für IS-Anhängerin im Irak

4. Krisenprognose des Auswärtigen Amtes

5. Instabilität in Tschadsee-Region

6. Schwerpunkt im Sicherheitsrat



1. Anti-Drogen-Einsätze in Indonesien

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Nach Angaben der indonesischen Regierung sind im
Rahmen von Anti-Drogen-Einsätzen im Jahr 2018 insgesamt 25.444
Personen festgenommen und 47 Personen getötet worden. Wie die
Bundesregierung in der Antwort (19/9549) auf eine Kleine Anfrage der
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/8520) schreibt, gingen Schätzungen
aus der Zivilgesellschaft von Tötungen "im hohen zweistelligen
Bereich" aus.

"Die Bundesregierung fordert in ihren Gesprächen mit der indonesischen
Regierung konsequent, dass die Bekämpfung von Drogenkriminalität und
Drogenmissbrauch mit rechtstaatlichen Mitteln geführt werden muss",
heißt es in der Antwort weiter. In Abstimmung mit ihren Partnern in
der Europäischen Union fordere sie Indonesien zudem regelmäßig auf,
seinen internationalen menschenrechtlichen Verpflichtungen
nachzukommen und die Todesstrafe abzuschaffen. Die Bundesregierung
vertrete die Auffassung, dass die effektive Bekämpfung von
Drogenmissbrauch und Drogenkriminalität eines ganzheitlichen, auf die
Verbesserung der öffentlichen Gesundheit ausgerichteten Ansatzes
bedarf.

 * 

2. Visaanträge aus Nordkorea

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Im Jahr 2018 sind von deutscher Seite 52
Schengenvisa für Staatsbürger Nordkoreas erteilt und 80 solcher
Visaanträge abgelehnt worden. Das geht aus der Antwort der
Bundesregierung (19/9532) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis
90/Die Grünen hervor (19/8514). "Die Erteilungsvoraussetzungen für
Schengen-Visa für kurzfristige Aufenthalte (bis zu 90 Tage je Zeitraum
von 180 Tagen) richten sich nach den europarechtlich vereinheitlichten
Vorgaben der Verordnung (EG) Nummer 810/2009 des Europäischen
Parlaments und des Rates vom 13. Juli 2009 über einen Visakodex der
Gemeinschaft (Visakodex)." Die deutsche Botschaft in Pjöngjang sei
angewiesen, für die Entscheidung über jeden Visumantrag eines
Staatsangehörigen Nordkoreas jeweils eine Weisung des Auswärtigen Amts
einzuholen.

 * 

3. Todesurteil für IS-Anhängerin im Irak

Berlin: (hib/AHE) Um den Fall der deutschen Staatsangehörigen L. K.
mit marokkanischen Wurzeln, die im Irak wegen der Zugehörigkeit zur
Terrormiliz "Islamischer Staat" (IS) zum Tode verurteilt worden ist,
geht es in der Antwort der Bundesregierung (19/9533) auf eine Kleine
Anfrage der AfD-Fraktion (19/8677). Die Abgeordneten hatten sich unter
anderem danach erkundigt, ob L. K. nach Kenntnis der Bundesregierung
ein kostenfreier Pflichtverteidiger zur Verfügung gestanden habe oder
ob Anwaltskosten aus Mitteln des Bundes gezahlt worden sind. "Mit
Blick auf den Schutz elementarer Grundrechte der Betroffenen kann die
Bundesregierung zum konkreten Einzelfall keine Angaben machen", heißt
es dazu in der Antwort. Nach irakischem Strafprozessrecht habe jeder
Beschuldigte Anspruch auf einen kostenfreien Pflichtverteidiger.

 * 

4. Krisenprognose des Auswärtigen Amtes

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Die Krisenfrüherkennung des Auswärtigen Amtes steht
im Mittelpunkt einer Kleinen Anfrage der AfD-Fraktion (19/9514). Die
Bundesregierung soll unter anderem Auskunft geben, welche Software das
Ministerium für diesen Zweck nutzt, welche weitere Software
angeschafft werden soll und ob dabei der sogenannte "Kriegsindex" des
Soziologen Gunnar Heinsohn berücksichtigt werde.

 * 

5. Instabilität in Tschadsee-Region

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Nach der Sicherheitslage und der humanitären
Situation in der Tschadsee-Region erkundigt sich die Fraktion Bündnis
90/Die Grünen in einer Kleinen Anfrage (19/9498). Die Bundesregierung
soll unter anderem Auskunft geben zu den Auswirkungen des starken
Rückgangs der Wasserfläche des Tschadsees auf die
Ernährungssicherheit, die Entwicklung der Region und auf bestehende
bewaffnete Konflikte.

 * 

6. Schwerpunkt im Sicherheitsrat

Berlin: (hib/AHE) Nach den sicherheits- und außenpolitischen Maßnahmen
der Bundesregierung zur Erreichung der Pariser Klimaziele erkundigt
sich die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in einer Kleinen Anfrage
(19/9475). Die Abgeordneten fragen unter anderem nach Vorhaben im
Rahmen des selbstgewählten Schwerpunkts Klimaschutz und Sicherheit
während der zweijährigen deutschen Mitgliedschaft im
UN-Sicherheitsrat.

 * 
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BUNDESTAG/8352: Heute im Bundestag Nr. 491 - 03.05.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 491

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Freitag, 3. Mai 2019, Redaktionsschluss: 10.29 Uhr

1. Expertenanhörung zum Zensusgesetz

2. Asylantragsteller aus der Türkei

3. Überstellung von aus Seenot Geretteten

4. Imagefilme der Bundespolizei

5. Problematik des racial profiling

6. Rechtsextremisten und Islamisten



1. Expertenanhörung zum Zensusgesetz

Inneres und Heimat/Anhörung

Berlin: (hib/HAU) Der Gesetzentwurf der Bundesregierung zur
Durchführung des Zensus im Jahr 2021 (19/8693) steht am kommenden
Montag, 6. Mai 2019, im Mittelpunkt einer öffentlichen
Expertenanhörung des Ausschusses für Inneres und Heimat. Für die um 11
Uhr im Sitzungssaal 2.200 des Paul-Löbe-Hauses beginnende Anhörung
sind bislang vier Sachverständige benannt.

Mit dem Gesetzentwurf soll die Rechtsgrundlage für die Durchführung
des Zensus 2021 geschaffen werden. Er knüpft laut Bundesregierung "an
die bewährten Elemente des letzten Zensus im Jahre 2011 an und sieht
dort, wo notwendig, methodische und organisatorische Fortentwicklungen
vor". Den Angaben zufolge umfasst der Zensus 2021 eine
Bevölkerungszählung, eine Gebäude- und Wohnungszählung, eine
Haushaltebefragung auf Stichprobenbasis und Erhebungen an Anschriften
mit Sonderbereichen.

Wie der Zensus 2011 ist auch der Zensus 2021 laut Vorlage als
registergestützte Erhebung konzipiert. "Dabei werden in erster Linie
bereits vorhandene Verwaltungsdaten genutzt und nur dann ergänzende
Erhebungen durchgeführt, wenn Verwaltungsdaten für bestimmte Merkmale
nicht vorhanden oder aus statistischer Sicht nicht für die Auswertung
geeignet sind", schreibt die Bundesregierung weiter. Neben
Übermittlungen behördlicher Daten, insbesondere Melderegisterdaten und
bestimmter Datensätze oberster Bundesbehörden, seien auch "ergänzende
primärstatistische Befragungen der Bevölkerung vorgesehen".

Als Sachverständige benannt wurden: Kirsten Bock, Expertin für
Datenschutzrecht; Torsten Frenzel von der Anstalt für Kommunale
Datenverarbeitung in Bayern; Professor Ralf Münnich von der
Universität Trier und Georg Thiel, Präsident des Statistischen
Bundesamtes.

 * 

2. Asylantragsteller aus der Türkei

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Von Januar 2016 bis März 2019 sind laut
Bundesregierung beim Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 27.325
Asylanträge türkischer Staatsangehöriger registriert worden. Davon
entfielen 12.599 auf türkischstämmige und 14.100 auf kurdischstämmige
Antragssteller, wie die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/9704) auf
eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/9149) ausführt.

Danach wurden im Zeitraum von 2016 bis Ende März dieses Jahres
insgesamt 1.446 Antragsteller mit türkischer Volkszugehörigkeit als
asylberechtigt anerkannt, während 4.557 Flüchtlingsschutz und 39
subsidiären Schutz erhielten sowie in 29 Fällen ein Abschiebungsverbot
gemäß Paragraph 60 V/VII des Aufenthaltsgesetzes festgestellt wurde.
2.135 Asylanträge von Menschen türkischer Volkszugehörigkeit wurden
den Angaben zufolge als unbegründet abgelehnt, 187 als offensichtlich
unbegründet.

Von Antragstellern mit kurdischer Volkszugehörigkeit wurden im
genannten Zeitraum laut Vorlage 249 als asylberechtigt anerkannt,
während 1.024 Flüchtlingsschutz und 118 subsidiären Schutz
zugesprochen bekamen. Ein Abschiebungsverbot gemäß Paragraph 60 V/VII
des Aufenthaltsgesetzes wurde bei 155 festgestellt, wie aus der
Antwort weiter hervorgeht. Als unbegründet wurden danach 9.613
Asylanträge von Menschen kurdischer Volkszugehörigkeit abgelehnt, als
offensichtlich unbegründet 955.

 * 

3. Überstellung von aus Seenot Geretteten

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Um aus Seenot gerettete und nach Deutschland
überstellte Asylsuchende geht es in der Antwort der Bundesregierung
(19/9703) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/9146).
Danach wurden aus Italien am 14. November 2018 sowie am 2. April 2019
insgesamt 31 aus Seenot gerettete Asylsuchende überstellt, für die die
Bundesrepublik die Zuständigkeit für die Durchführung von
Asylverfahren übernommen hat. Aus Malta wurden den Angaben zufolge am
26. November und 5. Dezember 2018 sowie am 1., 2. und 11. April 2019
insgesamt 121 aus Seenot gerettete Asylsuchende überstellt, für die
Deutschland die Zuständigkeit für die Durchführung von Asylverfahren
übernommen hat.

 * 

4. Imagefilme der Bundespolizei

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Über Imagefilme der Bundespolizei berichtet die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/9706) auf eine Kleine Anfrage der
Fraktion Die Linke (19/9148). Ziel dieser Imagefilme ist es danach,
"über das Aufgabenspektrum der Bundespolizei sowie deren
Aufgabenvielfalt zu informieren, um das positive Image der
Bundespolizei weiter zu verbessern, die Identifizierung der
Beschäftigten mit dem Arbeitgeber Bundespolizei auszubauen und die
Nachwuchswerbung für die Bundespolizei zu intensivieren". Als
Zielgruppen wurden den Angaben zufolge neben der allgemeinen
Öffentlichkeit die Beschäftigten der Bundespolizei sowie
bewerbungsfähige Jugendliche beziehungsweise junge Erwachsene
identifiziert.

 * 

5. Problematik des racial profiling

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die "Problematik des ,racial profiling' und
anlasslose Kontrollen der Bundespolizei im Jahr 2018" thematisiert die
Fraktion Die Linke in einer Kleinen Anfrage (19/9637). Darin schreibt
die Fraktion, dass die Bundespolizei 2017 rund 2,3 Millionen
verdachtsunabhängige Kontrollen durchgeführt habe. Die Kontrollen
stünden "seit Jahren in der Kritik". "Organisationen wie das Deutsche
Institut für Menschenrechte, die Initiative Schwarze Menschen in
Deutschland oder die Kampagne für Opfer rassistischer Polizeigewalt
werfen der Bundespolizei vor, sich des racial profiling zu bedienen,
also gezielt Menschen zu kontrollieren, die ihnen aufgrund ihres
äußeren Erscheinungsbildes - beispielsweise wegen der Hautfarbe, der
Haarfarbe oder eines religiösen Symbols - verdächtig erscheinen",
heißt es in der Vorlage weiter. Dies "stelle einen Verstoß gegen das
Diskriminierungsverbot aus Artikel 3 Absatz 3 des Grundgesetzes dar".

Wissen wollen die Abgeordneten, in welchem Umfang im Jahr 2018 bei
anlasslosen Befragungen und Kontrollen der Bundespolizei Verstöße
welcher Art festgestellt wurden. Auch fragen sie unter anderem, welche
Staatsangehörigkeit die Menschen hatten, die sich 2018 beziehungsweise
2019 über "racial profiling durch die Bundespolizei" beschwert haben.

 * 

6. Rechtsextremisten und Islamisten

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Verbindungen zwischen Rechtsextremisten und
Islamisten" sind Thema einer Kleinen Anfrage der AfD-Fraktion
(19/9645). Darin erkundigt sich die Fraktion danach, welche
Erkenntnisse die Bundesregierung über Verbindungen von deutschen
Rechtsextremisten und Islamisten hat. Auch will sie unter anderem
wissen, wie sich nach Kenntnis der Bundesregierung die Zusammenarbeit
von deutschen Rechtsextremisten und Islamisten seit dem Jahr 2000
entwickelt hat.

 * 
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BUNDESTAG/8351: Heute im Bundestag Nr. 490 - 03.05.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 490

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Freitag, 3. Mai 2019, Redaktionsschluss: 09.47 Uhr

1. Gesamtstrategie für den Mobilfunkausbau

2. Zustand der Brücken in Bremen verbessert

3. Erläuterungen zur Schließung des InnoZ

4. Stromsparmaßnahmen bei der Bahn

5. Eingleisige Strecken im Schienennetz

6. FDP erkundigt sich nach Regionalflughäfen



1. Gesamtstrategie für den Mobilfunkausbau

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Die Bundesregierung erarbeitet nach eigenen Angaben
derzeit eine Gesamtstrategie für den Mobilfunkausbau, die Maßnahmen
vorschlagen wird, mit denen eine flächendeckende Mobilfunkversorgung
erreicht wird. Dies beinhalte auch die Prüfung, welchen Beitrag eine
staatliche Infrastrukturgesellschaft für die Mobilfunkversorgung in
unversorgten Gebieten leisten könnte, heißt es in der Antwort der
Bundesregierung (19/9333) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion
(19/8312).

Mit Blick auf die von den Liberalen angesprochene OpenSignal-Studie,
wonach Deutschland bei der Mobilfunkversorgung "weit abgeschlagen
hinter asiatischen und nordeuropäischen Staaten sowie zahlreichen
Entwicklungsländern liegt", schreibt die Regierung: "Die Studie lässt
aufgrund der Anzahl der Messpunkte für nicht erfolgreiche
LTE-Datenverbindungen keine eindeutigen Rückschlüsse auf die
Netzabdeckung zu." Ungeachtet dessen seien jedoch auch nach Ansicht
der Bundesregierung Verbesserungen der Versorgung an den Verkehrswegen
und in dünn besiedelten Gebieten dringend erforderlich. "Ziel der
Bundesregierung ist es, möglichst rasch eine flächendeckende
Versorgung mit mobilen Sprach- und Datendiensten zu erreichen", heißt
es in der Antwort.

 * 

2. Zustand der Brücken in Bremen verbessert

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Die Bundesregierung führt in ihrer Antwort (19/9356)
auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/8217) sämtliche in die
Zuständigkeit des Landes Bremen entfallende Brücken an
Bundesfernstraßen auf. Was den Zustand der Brücken angeht, ist der
Antwort zufolge der Anteil der Brücken mit einer sehr guten und guten
Zustandsnote in den vergangenen fünf Jahren in der Summe leicht
angestiegen. Der Anteil der Brücken mit einer befriedigenden
Zustandsnote sei auf 41,7 Prozent-Punkte leicht angestiegen, schreibt
die Regierung. Der Anteil der Brücken mit einer ausreichenden
Zustandsnote habe sich auf 46,1 Prozent-Punkte verringert. Der Anteil
der Brücken mit einer nicht ausreichenden und ungenügenden
Zustandsnote sei annähernd konstant geblieben (4,4 Prozent). "Somit
haben sich die Zustandsnoten in der Gesamtbetrachtung im Vergleich
trotz des Alterungsprozesses und des stetigen Verschleißes dank der
gestiegenen Erhaltungsaufwendungen leicht verbessert", heißt es in der
Antwort.

 * 

3. Erläuterungen zur Schließung des InnoZ

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Die mittel- und langfristig angelegte
institutionelle Förderung von Forschungseinrichtungen dient der
Sicherung des gesamten Spektrums von der Grundlagenforschung bis hin
zur anwendungsorientierten Forschung, der Forschungsinfrastruktur und
der strategischen Ausrichtung der deutschen Forschungslandschaft und
wird an diesen Zielen gemessen. Das geht aus der Antwort der
Bundesregierung (19/9332) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion
(19/8663) zur Schließung des Innovationszentrums für Mobilität und
Gesellschaftlichen Wandel (InnoZ) hervor. Eine Bewertung der
Forschungseinrichtungen durch einen einfachen Kriterienkatalog sei
nicht möglich, heißt es in der Antwort. Ein solches Vorgehen sei der
Bundesregierung auch nicht aus anderen Ländern bekannt.

Das InnoZ sei - ebenso wie andere Akteure - im Bereich der
Mobilitätsforschung tätig gewesen, schreibt die Regierung. "Es ist
nicht die Aufgabe der Bundesregierung, die Qualität des
Forschungsbeitrages eines Instituts zu bewerten", heißt es in der
Antwort.

Die Schließung des InnoZ sei nicht Gegenstand von Beratungen des
Aufsichtsrates der Deutschen Bahn AG (DB AG) gewesen, wird weiter
mitgeteilt. Die Bundesregierung sei am 22. November 2018 durch einen
elektronisch übermittelten Antrag auf Zustimmung nach Paragraf 65
Absatz 3 Bundeshaushaltsordnung (BHO) über die beabsichtigte
Liquidation der InnoZ GmbH unterrichtet worden.

 * 

4. Stromsparmaßnahmen bei der Bahn

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Ob es innerhalb der Deutschen Bahn AG (DB AG)
Geschäftsstrategien gibt, Fahrstrom zu sparen, auch wenn damit
Verspätungen der Züge verbunden sind, möchte die AfD-Fraktion in einer
Kleinen Anfrage (19/9370) von der Bundesregierung wissen. Die
Abgeordneten verweisen auf einen Medienbericht, in dem ein Lokführer
berichtet habe, dass es im Bahnverkehr immer wieder zu Verspätungen
und Komforteinbußen komme, weil die Lokführer zu energiesparendem
Fahrverhalten angehalten seien. Die AfD-Fraktion möchte von der
Bundesregierung wissen, welche Schlussfolgerungen sie aus dem Bericht
zieht.

 * 

5. Eingleisige Strecken im Schienennetz

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Strecken im deutschen Schienennetz, die früher
zweigleisig waren und heute eingleisig sind, thematisiert die
AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/9369). Die Abgeordneten
wollen von der Bundesregierung unter anderem wissen, welche der heute
noch eingleisig gebliebenen Strecken beziehungsweise
Streckenabschnitte, die ehemals zweigleisig waren, im
Bundesverkehrswegeplan 2030 (BVWP 2030) mit dem Ziel aufgeführt
werden, die Zweigleisigkeit wiederherzustellen.

 * 

6. FDP erkundigt sich nach Regionalflughäfen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Mit Blick auf die Einstellung des Flugbetriebes der
Fluggesellschaft Germania erkundigt sich die FDP-Fraktion nach der
Zukunft der Regionalflughäfen. In einer Kleinen Anfrage (19/9379)
wollen die Abgeordneten von der Bundesregierung wissen, welche
Regionalflughäfen in Deutschland von der Germania angeflogen wurden
und wie hoch der Marktanteil der Germania an diesen Flughäfen war.
Gefragt wird auch, ob Regionalflughäfen nach Auffassung der
Bundesregierung zur Daseinsvorsorge im Sinne des Luftverkehrskonzepts
des Bundesministeriums für Verkehr und digitale Infrastruktur (BMVI)
gehören, sodass sie von öffentlicher Hand unterstützt werden sollten.

 * 
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MEDIEN/238: Bundesregierung muss sich für Pressefreiheit in Europa einsetzen


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 3. Mai 2019

JENSEN: Bundesregierung muss sich für Pressefreiheit in Europa
einsetzen



Zum Internationalen Tag der Pressefreiheit erklärt die
menschenrechtspolitische Sprecherin der FDP-Fraktion und Vorsitzende
des Menschenrechtsausschusses Gyde Jensen:

"In Europa gerät die Pressefreiheit immer mehr unter Druck.
Einschüchterungsversuche von Rechtspopulisten in Österreich oder
Journalistenmorde in der Slowakei und auf Malta machen das deutlich.
Wir dürfen uns nicht mit dieser Situation abfinden. Es ist höchste
Zeit, dass sich die Bundesregierung vehementer für die Presse- und
Meinungsfreiheit in Europa einsetzt. Dazu müssen Verstöße besser
aufgedeckt und sanktioniert werden. Zudem ist die Einsetzung eines
Sonderbeauftragten für Pressefreiheit bei den Vereinten Nationen
überfällig. Denn eine freie Berichterstattung ist das Wesen einer
Demokratie."

 * 
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RECHT/922: Barley muss sich von Sozialismus-Fantasien distanzieren


FDP-Pressemitteilung vom 3. Mai 2019

BEER: Barley muss sich von Sozialismus-Fantasien distanzieren



Die FDP-Spitzenkandidatin bei der Europawahl und stellvertretende
Parteivorsitzende Nicola Beer erklärt zum Auftakt der heißen Phase
des Europawahlkampfs der SPD:

"Nachdem Katarina Barley sich erst gar nicht zu Kevin Kühnerts
Sozialismus-Thesen äußern wollte, freut sie sich mittlerweile über
seine Kollektivierungs-Fantasien. Provokationen seien der Job des
Juso-Chefs, meint Barley. Das ist geschichtsvergessen und den Opfern
der DDR gegenüber unglaublich. Statt Sozialismus-Träume wie die
Kollektivierung deutscher Autobauer und den Diebstahl von Wohnungen
als tolle Debatte zu feiern, müsste Barley - die ja immerhin noch
Justizministerin ist - sich explizit distanzieren. All das macht auch
deutlich, wie wichtig das Anliegen der Freien Demokraten ist, Artikel
15 des Grundgesetzes zu Enteignungen abzuschaffen.

Wahr ist: Die SPD greift wie eine Ertrinkende nach jedem noch so
abwegigen Strohhalm. Jetzt soll der Sozialismus die Partei retten.
Das wird nicht gelingen. So töricht die Debatte aber sein mag,
gefährlich ist sie auch. Denn solche Ideen vom Vorsitzenden der
Jugendorganisation der mitgliederstärksten deutschen Partei bleiben
nie nur auf Deutschland beschränkt. Sie strahlen nach ganz Europa
aus. Das müsste die EU-Spitzenkandidatin der SPD eigentlich wissen.
Sie bestärken die Angst unserer Nachbarn vor neuen deutschen
Sonderwegen. Die Freien Demokraten werden sich mit aller Kraft dafür
einsetzen, dass diese Vorschläge in der Mottenkiste des Sozialismus
bleiben."

 * 
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BADEN-WÜRTTEMBERG/1098: Erstwählerkampagne zur Kommunalwahl 2019 (LBW)


Landtag von Baden-Württemberg - Pressemitteilung 39/2019

Erstwählerkampagne zur Kommunalwahl 2019

Präsidentin Muhterem Aras: "Deine Stimme zählt"



Stuttgart - Landtagspräsidentin Muhterem Aras (Grüne) übernimmt die
Schirmherrschaft für die Erstwählerkampagne der Landeszentrale für
politische Bildung (LpB) Baden-Württemberg in Zusammenarbeit mit dem
Landesjugendring. "Meine Botschaft an alle jungen Frauen und Männer,
die zum ersten Mal ihre Stimme abgeben dürfen, lautet: Wenn Du nicht
willst, dass über Dich Politik hinweg gemacht wird, musst Du wählen
gehen", so Präsidentin Aras bei der Vorstellung im Rahmen einer
Landespressekonferenz am 2. Mai 2019. "Wir alle sind aufgefordert,
Jugendlichen frühzeitig zu vermitteln: Deine Stimme zählt!"
LpB-Vizedirektor Karl-Ulrich Templ hofft, dass über die Kampagne
möglichst viele animiert werden zur Wahl zu gehen. "Wir müssen den
Erstwählerinnen und Erstwählern zeigen, dass wir Wahlen und
demokratische Beteiligung ernst nehmen, weil wir nur so eine starke
Demokratie erhalten."

Mehr als 500 000 Erst- und Jungwähler ab 16 Jahren können an der
Kommunalwahl 2019 teilnehmen. Das Bündnis "Wählen ab 16" mit mehr als
80 Partnern hat eine Erstwählerkampagne auf den Weg gebracht: Neben
Plakaten, Faltblättern und Post-karten in markantem Design umfasst die
Kampagne auch eine Reihe Veranstaltungen wie zum Beispiel einen
"Influencer*innen Event" am 7. Mai im Hospitalhof in Stuttgart.
Aktionen sind für alle Landesteile geplant. Über Social-Media-Kanäle
wie YouTube, Instagram und Facebook werden entsprechende Inhalte
unter #meinestimmezählt oder #machdeinkreuz online gestellt.
"In diesem Jahr habe ich doppelt gern die Schirmherrschaft übernommen:
Kommunalwahl und Europawahl sind auf unterschiedlichen Ebenen
gleichermaßen wichtige Weichenstellungen für jeden von uns", so
Landtagspräsidentin Aras. Sie werbe bei den Jugendlichen intensiv
dafür, mit 16 schon zur Wahl zu gehen. Studien seien hierin eindeutig:
Wer in jungen Jahren zur Wahl gehe, bleibe eher dabei. Deshalb
plädiere sie für eine generelle Absenkung des Wahlalters auf 16
Jahre, nicht nur bei den Kommunalwahlen. Landtagspräsidentin Aras
wirbt darüber hinaus für die nächste Stufe der politischen Mitwirkung -
 in Jugendgemeinderäten oder in regionalen Jugendkonferenzen.
Der Landtag wird einen Wahlaufruf von Landtagspräsidentin Aras zum
speziellen Wahl-Modus bei Kommunalwahlen (Kumulieren/Panaschieren)
über seine verschiedenen Kommunikationskanäle verbreiten, ebenso
Videos mit Testimonials ("Was ist Ihre Botschaft zur Kommunalwahl?")
von jungen Abgeordneten aller fünf im Landtag vertretenen Fraktionen.
"Von der angeblichen Politikverdrossenheit bei Jugendlichen spüren wir
zurzeit nichts", so Kerstin Sommer vom Kooperationspartner
Landesjugendring. "Am 26. Mai wird sich zeigen, wie viele Jugendliche
zur Wahl gehen. Und im Wahlkampf davor muss sich zeigen, ob die
Themen, die junge Menschen beschäftigen, auch von den Parteien
aufgegriffen werden - denn Demokratie ist ja keine Einbahnstraße."

An der Pressekonferenz nahmen für die Zielgruppe teil: Erstwählerin
Gönul Ulas, Göppingen, Schülerin der Klasse 10 der Uhland-Realschule,
sowie Erstwähler Björn Hintzen (18) aus Baden-Baden, der für die
Jugendfeuerwehr eine eigene Kampagne vorstellte.

Terminvorschau: Am 26. Mai 2019, dem Tag der Kommunalwahlen sowie der
Europawahl, wird im Haus des Landtags nicht nur das Wahlergebnis für
Baden-Württemberg durch Landeswahlleiterin Cornelia Nesch verkündet,
auch werden Landtagspräsidentin Aras und weitere Mitglieder des
Landtags gemeinsam mit Erstwählerinnen und -wählern die Hochrechnungen
und das Eintreffen der Wahlergebnisse verfolgen.

 * 
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3313: Das Land ist bei der Digitalisierung im Tourismus ganz vorne dabei (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 3. Mai 2019

MV ist bei der Digitalisierung im Tourismus ganz vorne dabei



Der Sprecher für Digitalisierung und Energiepolitik der
SPD-Landtagsfraktion Philipp da Cunha und der Landtagsabgeordnete und
Staatssekretär für Vorpommern, Patrick Dahlemann, haben das Hotel
Haffhus in Ueckermünde besucht.

Die Ferienanlage versorgt sich über ein Blockheizkraftwerk mit
Holzhackschnitzeln und eine Photovoltaikanlage selbst mit Wärme und
Strom. Auch beim Thema Digitalisierung setzt das Haffhus Maßstäbe,
erklären die Abgeordneten im Anschluss ihres Besuches:

Philipp da Cunha: "Die Digitalisierung lässt sich auch beim Tourismus
nicht aufhalten. Egal ob Check-In, das Betreten des Zimmers oder das
Buchen von Freizeitaktivitäten, im Haffhus steht man genau bei diesen
Punkten schon in den Startlöchern."

Patrick Dahlemann: "Das Hotel Haffhus Ueckermünde und der
Tourismusverband Vorpommern stehen für digitales Spitzen-Know-How made
in Vorpommern und haben eine landesweite Vorreiterrolle. Der digitale
Check-In vereinfacht das Urlaubserlebnis für unsere Gäste und erspart
nervigen Bürokratieaufwand. Das zeigt: Die Landesregierung arbeitet
ressortübergreifend an der Digitalen-Agenda. Das Meldeformular in
Papierform ist damit Geschichte!"

Hintergrund: Die SPD-Landtagsfraktion hat Anfang des Jahres die
Landesregierung aufgefordert, die digitale Unterschrift in den
Beherbergungsstätten des Landes zuzulassen. Mit einer Weisung des
Innenministeriums an die Meldebehörden könnte dieser Schritt nun
vollzogen werden. Das Haffhus wird dann den "smart Check-In"
einführen. Die digitale Signatur auf dem Handy genügt für den Check-In
und das Gerät dient gleichzeitig als Schlüsselkarte für das
Hotelzimmer. Die Technik dafür ist vorhanden. Unterstützt wird das
Projekt vom Tourismusverband Vorpommern.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion Mecklenburg-Vorpommern

Pressestelle, Lennéstr. 1, 19053 Schwerin

Telefon: 0385-525-2359 o. 0385-525-2360

E-Mail: info@spd-fraktion-mv.de
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3312: Familien mit kleinen und mittleren Einkommen werden entlastet (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 3. Mai 2019

Familien mit kleinen und mittleren Einkommen werden entlastet



Heute ist die zweitägige Konferenz der familien-, jugend- und
kinderpolitischen Sprecher der SPD-Fraktionen in Schwerin zu Ende
gegangen. Dazu erklärt der Landtagsabgeordnete Jörg Heydorn:

"Gerade in Schwerin brauchen einkommensschwache Familien mehr Hilfe.
In der Stadt leben viele Menschen von Sozialleistungen, meist in
wenigen Stadtteilen konzentriert. Das verstärkt die soziale Spaltung
der Gesellschaft. Um dem entgegenzuwirken, braucht nicht nur Schwerin,
sondern viele Städte in Deutschland, eine soziale Wohnungspolitik und
ein funktionierendes Hilfesystem. Das haben wir intensiv erörtert.
Dabei ging es u. a. um die Themen die Weiterentwicklung der
frühkindlichen Bildung, um den Ausbau von Kinder- und Familienzentren,
um die Existenzsicherung von Familien und nicht zuletzt um gutes und
bezahlbares Wohnen für Familien. Ein wichtiger Schritt ist das von der
SPD initiierte "Starke-Familien-Gesetz", das ab der zweiten
Jahreshälfte in Kraft tritt und Familien mit kleinen und mittleren
Einkommen deutlich entlastet. Auch die beitragsfreie Kita in
Mecklenburg-Vorpommern wird ab 2020 dazu beitragen, dass den Familien
mehr Geld im Portemonnaie bleibt. Klar ist, Familien brauchen nicht
nur Geld, sondern gleichermaßen eine starke öffentliche Infrastruktur
wie z. B. Wohnungen, Kitas, Schulen und Begegnungszentren."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion Mecklenburg-Vorpommern

Pressestelle, Lennéstr. 1, 19053 Schwerin
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RHEINLAND-PFALZ/5124: CDU hantiert beim Kita-Gesetz mit wilden Spekulationen und falschen Annahmen (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
03.05.2019

Brück: CDU hantiert beim Kita-Gesetz mit wilden Spekulationen und
falschen Annahmen



Zur aktuellen Berichterstattung zum Kita-Zukunftsgesetz erklärt die
bildungspolitische Sprecherin der SPD-Landtagsfraktion, Bettina Brück:

"Aus Plus und Plus wird Minus, mehr Stellen gleich weniger Personal:
Um diese Rechnung zu verstehen, braucht man in diesen Tagen
offensichtlich ein CDU-Parteibuch. Von einer Verschlechterung des
Personalschlüssels durch das neue Kita-Zukunftsgesetz kann keine Rede
sein: Musterberechnungen zufolge könnten durch die neue Personalquote
und das Sozialraumbudget im Kreis Mainz-Bingen 167 Stellen, im Kreis
Alzey-Worms 134 Stellen, im Kreis Bad Kreuznach 45 Stellen und im
Kreis Bernkastel-Wittlich 62 Stellen zusätzlich durch das Land
mitfinanziert werden. Zusätzlich zu den 700 Millionen Euro, die
jährlich in die Kitas fließen, werden insgesamt nochmals 80 Millionen
Euro mehr für Personal ins System gegeben. Darüber hinaus wird das
Land mit dem Küchenprogramm 13,5 Millionen Euro für Kita-Küchen
bereitstellen.

Seit Wochen betreibt die CDU im Land ein rücksichtsloses Spiel auf
Kosten der Erzieherinnen und Erzieher, der Eltern und Kinder in
Rheinland-Pfalz. Mit wilden Spekulationen, falschen Annahmen und ohne
jede Faktenbasis geht die CDU im Land hausieren und schürt Ängste bei
Fachkräften und Eltern. Es handelt sich dabei um einen gänzlich
unseriösen und parteipolitisch motivierten Versuch, ein wegweisendes
Kita-Gesetz schlechtzureden. Einziges Ziel der CDU-Vertreterinnen und
Vertreter ist die Verunsicherung der Fachkräfte und Eltern.
Verantwortungsvolle und konstruktive Kita-Politik, die sich an den
Bedürfnissen der Beteiligten orientiert, ist von der CDU im Land
derzeit nicht zu erwarten.

Bei den Verlautbarungen so mancher Vertreterinnen und Vertreter der
CDU erhält man in diesen Tagen zudem den Eindruck, dass der
Gesetzesentwurf bis heute nicht gelesen wurde. Insbesondere die
Vertreterinnen und Vertreter der CDU-Landtagsfraktion täten gut daran,
die Zeit bis zur parlamentarischen Beratung des Kita-Gesetzes zu
nutzen und sich den Gesetzesentwurf in Gänze zu Gemüte zu führen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 3. Mai 2019

SPD Landtagsfraktion Rheinland-Pfalz

Kaiser-Friedrich-Straße 3, 55116 Mainz
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BILDUNG/1514: Erfolgreiche Verhandlungen zum Pakt für Forschung und Innovation


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 3. Mai 2019

Arbeitsgruppe: Bildung und Forschung

Erfolgreiche Verhandlungen zum Pakt für Forschung und Innovation



René Röspel, stellvertretender forschungspolitischer Sprecher:

Die Verhandlungen zwischen Bund und Ländern zur Fortsetzung des Paktes
für Forschung und Innovation (PFI IV) im Rahmen der Gemeinsamen
Wissenschaftskonferenz (GWK) sind überaus erfolgreich zu Ende gebracht
worden. Die Stärke der außer-universitären Forschungseinrichtungen
wird damit gesichert und ihre Forschungskraft gesichert.

"Die außeruniversitären Forschungsreinrichtungen haben jetzt
langfristig finanzielle Sicherheit und können bis 2030 mit einem
jährlichen Aufwuchs der Paktmittel in Höhe von drei Prozent planen.
Dieser verlässliche Aufwuchs ist international herausragend und betont
die Wichtigkeit der deutschen Forschungslandschaft.

Bundesfinanzminister Olaf Scholz sorgt mit den Mitteln des Bundes für
nachhaltige Stabilität bei außeruniversitären Forschungseinrichtungen.
Ein Erfolg ist auch, dass der PFI IV über zehn Jahre angelegt ist und
nicht wie seine Vorgänger über nur fünf Jahre. Der Pakt sorgt
insgesamt für eine Verlässlichkeit, die es so noch nicht gegeben hat
und die die Wertschätzung der außeruniversitären
Forschungseinrichtungen deutlich unterstreicht.

Der durch die SPD angeschobene Pakt für Forschung und Innovation trägt
seit 2006 maßgeblich dazu bei, dass der Forschungs- und
Innovationsstandort Deutschland weltweit anerkannt und
wettbewerbsfähig ist. Die Ergebnisse der Verhandlungen zwischen Bund
und Ländern stellen sicher, dass das auch zukünftig so bleibt."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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Quelle:

Pressemitteilung vom 3. Mai 2019

SPD-Bundestagsfraktion, Pressestelle
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BILDUNG/1513: Gemeinsame Wissenschaftskonferenz - Einigung ein starkes Signal für Studium und Lehre


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 3. Mai 2019

Arbeitsgruppe: Bildung und Forschung

GWK-Einigung: Ein starkes Signal für Studium und Lehre



Wiebke Esdar, zuständige Berichterstatterin:

Bund und Länder haben sich heute in der Gemeinsamen
Wissenschaftskonferenz auf Nachfolgevereinbarungen für den
Hochschulpakt und den Qualitätspakt Lehre geeinigt. Damit wurde ein
Systemwechsel in der Hochschulfinanzierung erreicht.

"Die SPD hat in Bund und Ländern durch die heutigen Vereinbarungen zur
Finanzierung von Studium und Lehre große Erfolge errungen. Zum einen
wird durch die dauerhafte Verstetigung des Hochschulpakts endlich die
Grundfinanzierung der Hochschulen durch den Bund eingeführt. Außerdem
stärkt das Nachfolgeprogramm des Qualitätspakts Lehre die Lehre in
Deutschland innovationsfördernd weiter. Der 'Zukunftsvertrag Studium
und Lehre stärken' gibt Hochschulen langfristige finanzielle
Planungssicherheit, mit der mehr Personal unbefristet beschäftigt
werden kann: das wird im Rahmen von Bund-Länder-Vereinbarungen
abgesichert. Ein großer Erfolg ist, dass die jährlich 1,88 Milliarden
Euro des Bundes 2024 auf über zwei Milliarden Euro erhöht werden.
Damit reagiert der Finanzminister auf gleichbleibend hohe
Studierendenzahlen.

Darüber hinaus ist es mit der Vereinbarung 'Innovation in der
Hochschullehre' gelungen, der Lehre in Zukunft einen noch größeren
Stellenwert im Wissenschaftssystem zu geben. Mit der neuen Allianz für
gute Hochschullehre gibt es nun einen sichtbaren Adressaten für deren
Belange. Diese soll die Qualität der Lehre weiter verbessern, aber
auch alle Beteiligten vernetzten und ihnen die Möglichkeit geben sich
auszutauschen. Zudem wird sie dazu beitragen, die Erfolge aus dem
bisherigen Qualitätspakt Lehre in die Breite zu tragen und leichter
zugänglich zu machen."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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INNEN/3055: Auswirkungen des Semenya-Urteils auf den deutschen Sport


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 3. Mai 2019

Auswirkungen des Semenya-Urteils auf den deutschen Sport



Karl-Heinz Brunner, queerpoltischer Sprecher:

Das Semenya-Urteil wirft auch in Deutschland Fragen auf. Der
Bundessportminister und der Deutsche Olympische Sportbund (DOSB)
müssen zügig klären, welche Auswirkungen das Urteil auf deutsche
Sporttreibende hat und wie generell im Sport mit trans- und
intersexuellen Personen umgegangen werden soll.

"Die SPD-Bundestagsfraktion erwartet von Bundesminister Seehofer und
dem DOSB mit seinen Sportfachverbänden, dass sie betroffene
Sportlerinnen und Sportlern in Deutschland jetzt informieren und
unterstützen. Wir brauchen einen Bericht, der darlegt, um wie viele
trans- und intersexuelle Sporttreibende in Deutschland es geht und wie
mit ihnen in deutschen Sportvereinen und bei Wettkämpfen umgegangen
werden soll.

Das Beispiel der deutschen Stabhochspringerin Yvonne Buschbaum, heute
Balian Buschbaum, zeigt, dass Geschlechtsanpassungen keine
leichtfertige Entscheidung sind. Buschbaum beendete 2007 seine
Karriere, nachdem er sich als Transmann geoutet hatte. Der Sport muss
hier seine Vorbildfunktion wahrnehmen und für Akzeptanz werben. Trans-
und Intersexualität sind weiterhin mit Vorurteilen belegt, gegen die
wir angehen müssen.

Caster Semenya hat unser Mitgefühl. Angesichts des Urteils des
Internationalen Sportgerichtshofes wird eine weitere Teilnahme von
Semenya vorerst verhindert. Es bleibt abzuwarten, ob der
Südafrikanische Leichtathletik-Verband nun Einspruch gegen das Urteil
einlegt und es zu einer erneuten Überprüfung kommt."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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FRAGEN/063: Integration - auch in Chile ein Projekt für alle? (idw)


Pädagogische Hochschule Karlsruhe - 02.05.2019

Integration - auch in Chile ein Projekt für alle?

Interview mit Migrationsexpertin Prof. Dr. Annette Treibel



Migration und Integration sind nicht nur in Europa ein aktuelles Thema.
Chile beispielsweise ist in Südamerika ein sehr beliebtes
Einwanderungsland geworden. Vor diesem Hintergrund hat die
rechtskonservative Regierung vergangenes Jahr die Einwanderungsgesetze
verschärft und eine grundsätzliche Diskussion in der Gesellschaft
ausgelöst. Auf Einladung der Konrad-Adenauer-Stiftung konnte nun Prof. Dr.
Annette Treibel, Leiterin des Instituts für Transdisziplinäre
Sozialwissenschaft an der Pädagogischen Hochschule Karlsruhe, ihren Ansatz
"Integration - ein Projekt für alle" in mehreren chilenischen Städten
vorstellen.

Im folgenden Interview erklärt Migrationsexpertin Prof. Dr. Annette
Treibel, inwiefern die aktuelle Situation in Chile mit der in Deutschland
2015 vergleichbar ist, wo die Unterschiede liegen und was wir von Chile
lernen können:


Frau Treibel, wie ist derzeit die Stimmung in Chile? Sie haben bei Ihrer
Seminarreihe sowie bei Diskussionen mit Vertreterinnen und Vertretern von
Universitäten, Migrantenorganisationen, Parteien und anderen Institutionen
sprechen können.

Aufgrund der aktuell starken Zuwanderung aus Venezuela und Haiti sehen
sich viele Chileninnen und Chilenen "erstmals" mit Einwanderung
konfrontiert, was allerdings im Widerspruch zur Geschichte des Landes
steht. Denn die chilenische Gesellschaft ist nicht vorstellbar ohne
erhebliche Einwanderung aus europäischen Ländern und auch aus den
Nachbarländern Argentinien, Bolivien und Peru. Insbesondere die
europäische Einwanderung als "Migration" zu betrachten, wird jedoch
zurückgewiesen. Man spricht dann lieber von Kolonisten oder Siedlern.
Insgesamt habe ich den Eindruck gewonnen, dass es ein großes Interesse
gibt, sich über Fragen der Migration und Integration auszutauschen und
etwas über die gesellschaftspolitischen Debatten und die Entwicklung der
Migrationsforschung in Deutschland und Europa zu erfahren.

Ist die Situation in Chile mit der sogenannten Flüchtlingskrise in
Deutschland 2015 vergleichbar?

Die Situation ist insofern vergleichbar, als die chilenische - wie die
deutsche - Öffentlichkeit auf die jeweils aktuelle Zuwanderung fixiert zu
sein scheint, ohne den Erfahrungsschatz zu realisieren, den sie aufgrund
früherer Einwanderungen bereits hat. Anders als in Deutschland hat man in
Chile nun durch die Zuwanderung aus Haiti, wo Kreolisch gesprochen wird,
aktuell erstmals das Thema Sprachförderung auf dem Tisch. Durchaus
vergleichbar sind die Aktivitäten der Zivilgesellschaft: Auch in Chile
sind sehr viele Menschen aktiv, die sich auf unterschiedliche Weise für
die Neuankömmlinge verantwortlich fühlen und Hilfestellung geben - auch
wenn dies quantitativ nicht die Dimensionen wie in Deutschland erreicht.
Ähnlich wie in Deutschland sind aber diejenigen Neuankömmlinge, die man
als nicht nur dankbar, sondern als anspruchsvoll und ungeduldig erlebt,
weniger gut gelitten.

Welche Positionen prallen in Chile aufeinander?

Aus Sicht meiner chilenischen Gesprächspartner und -partnerinnen ist die
politische Polarisierung dort sehr ausgeprägt. Man ist entweder rechts
oder links. Hier wirken auch die Zeit der Militärdiktatur unter Pinochet
von 1973 bis 1988 und die Frage, wie man aus heutiger Sicht die
Regierungszeit des Sozialisten Allende von 1970 bis 1973 einschätzt, nach.
So werden unter Umständen auch die unterschiedlichen politischen
Flüchtlinge, die unter Pinochet, aber manche auch zur Zeit Allendes das
Land verlassen hatten und mittlerweile zurückgekehrt sind, je nach "Lager"
skeptisch beäugt.

Sie sehen Integration als Aufgabe aller Mitglieder einer Gesellschaft,
der Migranten genauso wie der Nicht-Migranten. Wie wurde Ihr Ansatz in Chile
aufgenommen?

Für manche war mein Ansatz nicht konkret genug, sie hatten offensichtlich
eine Art "Rezeptwissen" erwartet. Nach dem Motto: Ergreifen Sie diese oder
jene Maßnahme, dann werden Sie keine Konflikte mehr haben. Ich habe aber
von den unterschiedlichen Kooperationen in Deutschland berichtet und auch
von den Konflikten - die, wenn sie friedlich verlaufen, mittelfristig
integrationsstiftend sein können. Eben diese Perspektive fanden andere
sehr fruchtbar und innovativ. Da lautete dann der Kommentar: Mit Ihrem
Ansatz können wir in die Zukunft sehen. Wir sind gespannt, wer dann die
"Neuen Chilenen" sein werden. Insgesamt gab es ein erhebliches Interesse
an Deutschland als Einwanderungsland und dem ausdifferenzierten
wissenschaftlichen "Arsenal" von Begriffen, Theorien und
Forschungsbefunden.

Haben Sie eine Empfehlung für Chile, für die chilenische Gesellschaft?

"Schwarze Einwanderer", aktuell die aus Haiti, werden besonders skeptisch,
von manchen nahezu fassungslos betrachtet. Neben der "klassischen"
Exklusion der indigenen Bevölkerung zeichnen sich hier neue
Ausschlussmechanismen und Rassismen ab. Diese rühren möglicherweise daher,
dass man bestimmte Selbstbilder "in Gefahr" sieht - insbesondere die
Erzählung, dass Chile eine "weiße Gesellschaft" sei. Chile und Deutschland
sind insofern vergleichbar, als beide Länder im Vergleich als sichere
Länder gelten. Deshalb ist der Wunsch vieler Menschen, genau in ein
solches Land zu migrieren, absolut nachzuvollziehen und "normal". Es
könnte sich lohnen, nochmals über den UN-Migrationspakt zu debattieren,
dem die jetzige chilenische Regierung nicht zugestimmt hatte. Insgesamt
könnte mir vorstellen, dass ein Perspektivenwechsel - von den
Migrantengruppen hin zur Gesamtgesellschaft - für Chile auch hilfreich
wäre.

Und was kann Deutschland im Hinblick auf Migration und Integration von
Chile lernen?

Daten wie die zu der Stadt Offenbach, deren Bevölkerung zu 54 Prozent aus
"Menschen mit Migrationshintergrund" besteht, wurden sehr bestaunt. In
Chile wird statistisch nicht die Migrationsgeschichte von Familien
abgebildet: Es wird nur die Wanderung der Ersten Generation erfasst.
Insofern werden die sieben Prozent Migranten und Migrantinnen unter der
gegenwärtigen Bevölkerung als dramatisch empfunden, manche sprechen von
"Schock". Alle anderen gelten als Chileninnen und Chilenen. Diese Zählung
hat bestimmt auch ihre Nachteile - den Vorteil sehe ich darin, dass so
etwas wie der deutsche - global einzigartige - Begriff
"Migrationshintergrund" nicht mehrere Generationen an den Menschen
"kleben" bleibt.


Zur Person

Prof. Dr. Annette Treibel ist Professorin für Soziologie, Leiterin des
Instituts für Transdisziplinäre Sozialwissenschaft sowie Leiterin des
Masterstudiengangs Interkulturelle Bildung, Migration und Mehrsprachigkeit
an der Pädagogischen Hochschule Karlsruhe. Ihre Arbeitsschwerpunkte sind
Migration, Geschlechterforschung, Zivilisationstheorie und Öffentliche
Soziologie. Sie ist unter anderem Mitglied der Fachkommission zu den
Rahmenbedingungen der Integrationsfähigkeit der Bundesregierung, Mitglied
im Konzil der Deutschen Gesellschaft für Soziologie und im bundesweiten
Rat für Migration. Außerdem ist sie für zahlreiche Einrichtungen als
Gutachterin tätig. Einer größeren Öffentlichkeit wurde sie durch ihr Buch
"Integriert Euch! Plädoyer für ein selbstbewusstes Einwanderungsland"
(Campus 2015) bekannt.

Weitere Infos auf

http://www.ph-karlsruhe.de/institute/ph/institutfrsozialwissenschafte

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution330

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Pädagogische Hochschule Karlsruhe, 02.05.2019
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MELDUNG/012: Blackwater sucht Söldner für Venezuela (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

USA / Venezuela 

Blackwater sucht Söldner für Venezuela



(Berlin, 3. Mai 2019, poonal) - Eric Prince, Gründer der berüchtigten
privaten US-Sicherheitsfirma Blackwater, hat einen Plan entwickelt, um
bis zu 5.000 Söldner nach Venezuela zu schicken, die den dortigen
Oppositionsführer Juan Guaidó unterstützen sollen. Das berichtete die
Agentur Reuters [1] am 30. April unter Berufung auf vier nicht
namentlich genannte Quellen. Demnach wirbt Prince bei einflussreichen
Trump-Unterstützer*innen und wohlhabenden Exil-Venezolaner*innen um
finanzielle und politische Unterstützung für sein Projekt.

Gespräche darüber hätten in den vergangenen Monaten stattgefunden, das
letzte erst Mitte April, so die anonymen Quellen. Der Sprecher des
Nationalen Sicherheitsrates der USA, Garrett Marquis, schwieg zu der
Frage, ob die US-Regierung einen solchen Schritt erwägt. Der Sprecher
Guaidós, Edward Rodriguez, erklärte, die venezolanische Opposition
habe nicht mit Prince über derartige Operationen gesprochen. Auch ein
Sprecher von Prince gab an, dieser habe keine Pläne für Operationen in
Venezuela.


Söldner aus Kolumbien, Peru und Ecuador

Doch genau das behaupten zwei Personen die angaben, mit Prince's
Plänen vertraut zu sein. Demnach sei sein Vorschlag, zunächst mit
Aufklärungsmaßnahmen zu beginnen und dann 4.000 bis 5.000 Söldner aus
Kolumbien. Peru und Ecuador in Venezuela einzusetzen, die dort Kämpfe
und "Stabilisierungsaufgaben" ausführen sollen. Prince sei der
Ansicht, dass Venezuela ein "dynamisches Ereignis" benötige, um den
Stillstand zu durchbrechen, der das Land lähmt, seit sich Juan Guaidó
am 23. Januar zum Präsidenten ausgerufen hat.

Die USA haben mehrfach betont, auch eine militärische Intervention in
Venezuela zu erwägen, zuletzt am 1. Mai [2]. Bisher hat sich die
Trump-Regierung jedoch auf Sanktionen beschränkt. Auch die
Nachbarländer Kolumbien und Brasilien, die ebenfalls einen
Machtwechsel in Venezuela anstreben, haben eine militärische
Intervention bislang gescheut.

Blackwater wurde bekannt als militärisches Dienstleistungsunternehmen,
dessen Söldner die US-Truppen im Irak unterstützten, ohne den
internationalen Standards für Soldaten unterworfen zu sein. Von 1997
bis 2010 hat das Unternehmen Aufträge der US-Regierung im Wert von
über zwei Milliarden Dollar erhalten. Blackwater wurde so zur weltweit
mächtigsten Privatarmee. 2007 haben Blackwater-Söldner 17 unbewaffnete
irakische Zivilist*innen in Bagdad erschossen.

Eric Prince hat Blackwater 2010 umbenannt (die Firma heißt jetzt
Academi [3]) und dann verkauft, besitzt nun aber eine Munitionsfirma
namens Blackwater USA. Prince ist ein rechtskonservativer Katholik und
soll der Neuen Rechten in den USA nahe stehen [4]. Er hat Donald Trump
im Wahlkampf mit 100.000 Dollar unterstützt und erfolglos versucht,
die US-Regierung dazu zu bewegen, die US-Soldaten in Afghanistan durch
Söldner zu ersetzen. Bildungsministerin Betsy DeVos ist seine
Schwester.


Anmerkungen:

[1] https://www.reuters.com/article/us-venezuela-politics-erikprince-exclusi/exclusive-blackwater-founders-latest-sales-pitch-mercenaries-for-venezuela-idUSKCN1S608F

[2] https://www.democracynow.org/es/2019/5/2/titulares/trump_administration_says_it_may_go_to_war_to_oust_venezuelan_president

[3] https://de.wikipedia.org/wiki/Academi

[4] https://de.wikipedia.org/wiki/Erik_Prince#Lobbyismus_und_Philanthropie


URL des Artikels:

https://www.npla.de/poonal/blackwater-sucht-soeldner-fuer-venezuela/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/

 * 

Quelle:

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Herausgeber: Nachrichtenpool Lateinamerika e.V.

Köpenicker Straße 187/188, 10997 Berlin

Telefon: 030/789 913 61

E-Mail: poonal@npla.de

Internet: http://www.npla.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 4. Mai 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / BILDUNG





GEWERKSCHAFT/308: "Hochschulpakt wird entfristet - Personal bleibt befristet" (GEW)


Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft - 3. Mai 2019

GEW: "Hochschulpakt wird entfristet - Personal bleibt befristet"

Bildungsgewerkschaft fordert Regierungschefinnen und -chefs zur
Nachbesserung der Bund-Länder-Einigung auf



Frankfurt am Main - Die Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft (GEW) hat
die Einigung von Bund und Ländern über die Ausgestaltung des Hochschulpakts
- künftig "Zukunftsvertrag Studium und Lehre stärken" - als unzureichend
kritisiert und die Regierungschefinnen und -chefs zu Nachbesserungen
aufgefordert. "Der 'Zukunftsvertrag' soll zumindest einen Appell für mehr
Dauerstellen und eine entsprechende Berichtspflicht erhalten. Gut so, aber
nicht genug: Unverbindliche Aufrufe allein werden keine Dauerstellen
schaffen. Wir brauchen eine verbindliche Verpflichtung, dass mit den
Hochschulpaktmitteln in Zukunft ausschließlich unbefristete
Beschäftigungsverhältnisse finanziert werden dürfen. Bundeskanzlerin Angela
Merkel (CDU) sowie die Regierungschefinnen und -chefs müssen die
Bund-Länder-Verarbeitung überarbeiten", sagte Andreas Keller,
stellvertretender GEW-Vorsitzender und Vorstandsmitglied für Hochschule und
Forschung, mit Blick auf die heutige Entscheidung der Gemeinsamen
Wissenschaftskonferenz (GWK).

"Neun von zehn wissenschaftlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern werden
mit einem Zeitvertrag abgespeist, die Hälfte der Verträge hat eine Laufzeit
von weniger als einem Jahr. Dieses Befristungsunwesen fortzusetzen, wäre
nicht nur ein Schlag ins Gesicht der hoch qualifizierten und motivierten
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler, auch Kontinuität und Qualität von
Lehre und Studium würden gefährdet. Es ist zu begrüßen, dass der
"Zukunftsvertrag" ab 2021 auf unbefristete Zeit laufen wird. Absolut
unverständlich ist, dass die aus dem Pakt finanzierten Dozentinnen und
Dozenten weiterhin semesterweise geheuert und gefeuert werden können. Pakt
entfristet, Personal befristet - das passt überhaupt nicht zusammen",
unterstrich der GEW-Vize.

Auch im Pakt für Forschung und Innovation (PFI), dessen Verlängerung die
GWK heute beschlossen hat, vermisst Keller wirksame Vorgaben für bessere
Beschäftigungsbedingungen in der außeruniversitären Forschung. "Bund und
Länder lassen sich die Forschung an Max-Planck- und 
Fraunhofer-Gesellschaft, Leibniz und Helmholtz-Gemeinschaft einiges kosten. Das ist
richtig. Falsch ist, dass an mit Steuergeldern finanzierten Einrichtungen
systematisch Tarifflucht betrieben wird. Die außeruniversitären
Forschungseinrichtungen weigern sich standhaft, einem Arbeitgeberverband
beizutreten oder mit den Gewerkschaften einen Wissenschaftstarifvertrag
abzuschließen. Die Flächentarifverträge des öffentlichen Dienstes wenden
sie nach dem Prinzip der Rosinenpickerei an. Vielen wissenschaftlichen
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern wird nur die Hälfte des Tarifgehalts
bezahlt, tarifliche Urlaubsansprüche werden ihnen verweigert. Bund und
Länder müssen Max Planck und Co. endlich dazu verpflichten, Tarifverträge
einzuhalten sowie faire Arbeits- und Beschäftigungsbedingungen zu
garantieren", mahnte der GEW-Hochschulexperte.



Info: Die Gemeinsame Wissenschaftskonferenz (GWK) von Bund und Ländern hat
sich heute auf die künftige Ausgestaltung des Hochschulpakts (ab 2021
"Zukunftsvertrag Studium und Lehre stärken"), des Pakts für Forschung und
Innovation (PFI) sowie des Qualitätspakts Lehre verständigt (siehe
www.gwk-bonn.de). Die abschließende Entscheidung wird die Konferenz der
Regierungschefinnen und -chefs des Bundes und der Länder am 6. Juni
treffen.

Im Zuge der Kampagne "Frist ist Frust" setzt sich die GEW gemeinsam mit
ver.di und dem Netzwerk für Gute Arbeit in der Wissenschaft für die
Weiterentwicklung des Hochschulpakts zu einem "Entfristungspakt 2019" ein
(www.frististfrust.net). Für eine entsprechende Online-Petition wurden in
kurzer Zeit über 14.000 Unterschriften gesammelt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 3. Mai 2019

Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft

Hauptvorstand, Reifenberger Str. 21, 60489 Frankfurt a.M.
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UNIVERSITÄT/2737: Die Zukunft darf nicht verspielt werden (idw)


German U15 e.V. - 02.05.2019

Die Zukunft darf nicht verspielt werden



Die Innovationskraft Deutschlands ist der beste Garant des
Wohlfahrtsstaates und des sozialen Friedens. Die Qualität von Ausbildung
und Bildung und die Forschungsstärke unseres Wissenschaftssystems bilden
die Grundlage unserer Innovationsstärke und weltweiten
Wettbewerbsfähigkeit. Wer dies aufs Spiel setzt, handelt fahrlässig.

Entscheidend für die Qualität von Bildung und Forschung sind die
Wissenschaftspakte. Die Verhandlungen über die Zukunft dieser Pakte treten
heute und morgen in die entscheidende Phase ein. Die Pakte stehen für die
Zusammenarbeit von Bund und Ländern bei der Finanzierung des deutschen
Wissenschaftssystems. Diese Zusammenarbeit hat in den letzten Jahren zur
Leistungsstärke des deutschen Wissenschaftssystems, zu dessen weltweiter
Konkurrenzfähigkeit und Attraktivität entscheidend beigetragen. Die
U15-Universitäten appellieren an die Verantwortlichen bei Bund und
Ländern, dieses Erfolgsmodell nicht aufs Spiel zu setzen.

Die Universitäten sind auf die Wissenschaftspakte dringend angewiesen, um
weiterhin als Zentren des Wissenschaftssystems fungieren zu können. Ein
Scheitern der Verhandlungen würde alle Bemühungen von Bund und Ländern im
Rahmen der Exzellenzstrategie konterkarieren.

Für das Nachfolgeprogramm des Hochschulpakts sind ein über die Laufzeit
wachsendes Finanzvolumen und transparente Parameter für die Verteilung der
Mittel erforderlich: Nur eine Dynamisierung oder verbindlich zugesagte
regelmäßige Aufwüchse ermöglichen es den Universitäten, unbefristete
Beschäftigungsverhältnisse zu schaffen. Für die zeitgemäße
Weiterentwicklung spezifisch universitärer Karrierewege und deren
Attraktivität ist dies von entscheidender Bedeutung. Transparente, wenige
und klare Parameter für die Verteilung der Mittel bilden die Voraussetzung
für möglichst schwankungsarme und optimal planbare Mittelflüsse.

Die Förderung innovativer Ideen im Bereich der Lehre durch den
Qualitätspakt Lehre hat zu zahlreichen Qualitätsverbesserungen geführt. Um
die Qualität der Lehre auch in Zukunft systematisch zu verbessern und
gleichzeitig bewährte Konzepte und Strukturen weiterentwickeln zu können,
ist ein Nachfolgeprogramm für den Qualitätspakt Lehre unerlässlich. Neue
Institutionen sind dabei weniger hilfreich als verlässliche und mutige
Förderprogramme.

Die enge Zusammenarbeit zwischen forschungsstarken Universitäten und
außeruniversitären Forschungseinrichtungen prägt das deutsche
Wissenschaftssystem und macht es stark. In den letzten Jahren sind,
insbesondere durch Exzellenzinitiative und Exzellenzstrategie, in diesem
Zusammenhang an einer Vielzahl von Wissenschaftsstandorten in ganz
Deutschland wichtige Entwicklungen angestoßen worden. Eine diesen
Entwicklungen angemessene Fortführung des Pakts für Forschung und
Innovation liegt im Interesse der forschungsstarken Universitäten.

Die Deutsche Forschungsgemeinschaft ist ein Motor der universitären
Grundlagenforschung. Sie muss im Pakt für Forschung und Innovation den
außeruniversitären Forschungseinrichtungen gleichgestellt bleiben.

Ohne Programmpauschalen ist universitäre Spitzenforschung, der das
deutsche Wissenschaftssystem die wichtigen Impulse verdankt, nicht
möglich. Die Programmpauschale muss erhalten und erhöht werden, ansonsten
werden gerade die forschungsstärksten Universitäten für ihre Erfolge
bestraft.

Hans-Jochen Schiewer, Vorstandsvorsitzender von German U15 und Rektor der
Universität Freiburg: "Es geht in der entscheidenden Phase der
Paktverhandlungen um die Leistungsstärke des Wissenschaftssystems im
kommenden Jahrzehnt. Eine Kürzung bei den Ausgaben des Bundes für Bildung
und Forschung wäre unverantwortlich. Nur mit einer verlässlichen und
steigenden Finanzierung wird das deutsche Wissenschaftssystem seine
Leistungsfähigkeit weiter steigern und damit zum zukünftigen Wohlstand
unseres Landes einen wesentlichen Beitrag leisten können."


Über German U15

German U15 ist die strategische Interessenvertretung forschungsstarker und
international sichtbarer deutscher Universitäten. Die U15-Universitäten
bilden fast ein Drittel aller deutschen und internationalen Studierenden
in Deutschland aus. Sie betreuen die Hälfte aller in Deutschland
abgeschlossenen Promotionsvorhaben. Die U15-Universitäten werben zwei
Fünftel der öffentlichen Drittmittel ein, im Medizinsektor sogar 60
Prozent.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1817

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

German U15 e.V., 02.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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DEMOSKOPIE/809: Mehrheit gegen CO2-Steuer (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 2. Mai 2019

ARD-DeutschlandTrend

Mehrheit gegen CO2-Steuer



In der Debatte über den Klimaschutz wird darüber diskutiert, eine
CO2-Steuer oder eine ähnliche Abgabe einzuführen. Damit soll der
Ausstoß des klimaschädlichen Kohlendioxids reduziert werden. 62
Prozent der Deutschen sind eher gegen die Einführung einer solchen
CO2-Steuer. 34 Prozent sind eher dafür. Das hat eine Umfrage des
ARD-DeutschlandTrends im Auftrag der ARD-Tagesthemen mit 1.005
Befragten von Montag bis Dienstag dieser Woche ergeben.

Dabei sieht eine deutliche Mehrheit von 81 Prozent sehr großen oder
großen Bedarf in Sachen Klimaschutz. 17 Prozent sehen wenig bzw.
keinen Bedarf in dem Feld. Den größten Handlungsbedarf sehen
Grünen-Anhänger (75 Prozent sehr großen Bedarf). Bis auf die Anhänger
der AfD sehen auch alle anderen Partei-Anhänger mehrheitlich
Handlungsbedarf beim Klimaschutz. Die AfD-Anhänger sehen mehrheitlich
wenig oder gar keinen Handlungsbedarf bei diesem Thema (55 Prozent).

85 Prozent der Befragten stimmen zudem der Aussage zu: "Ohne
Einschränkungen in unserem Lebensstil werden wir den Klimawandel nicht
stoppen können." 14 Prozent stimmen dieser Aussage nicht zu. Acht von
zehn Befragten (81 Prozent) sind der Ansicht, Deutschland sollte
gerade beim Klimaschutz mit gutem Beispiel vorangehen. 18 Prozent
sehen das anders. Aber 68 Prozent sehen beim Thema Klimaschutz auch
eher die Industrie in der Pflicht als den einzelnen Konsumenten. 30
Prozent sehen das nicht so. Die Hälfte (53 Prozent) meint, dass in der
Debatte um die Klimapolitik zu viel Angst geschürt werde, 46 Prozent
sehen das nicht so.


Befragungsdaten


	Grundgesamtheit: Wahlberechtigte Bevölkerung in Deutschland ab 18 Jahren

	Fallzahl: 1.005 Befragte

	Erhebungszeitraum: 29.04.2019 bis 30.04.2019

	Erhebungsverfahren: Computergestützte Telefoninterviews (CATI)

	Stichprobe: Repräsentative Zufallsauswahl/Randomstichprobe/Dual Frame

	Fehlertoleranz: 1,4* bis 3,1** Prozentpunkte
 * bei einem Anteilswert von 5%; ** bei einem Anteilswert von 50%




Die Frage im Wortlaut:

Derzeit wird ja viel über den Klimaschutz diskutiert. Sehen Sie beim
Klimaschutz sehr großen, großen, wenig oder gar keinen Handlungsbedarf
in Deutschland?

In der Debatte über den Klimaschutz wird über die Einführung einer
CO2-Steuer diskutiert. Auf das klimaschädliche Kohlendioxid könnte es
eine zusätzliche Abgabe geben. Damit soll dessen Ausstoß reduziert
werden. Die Bürger könnten auf anderem Wege finanziell entlastet
werden. Sind Sie prinzipiell für oder gegen die Einführung einer
CO2-Steuer?

Zum Klimaschutz gibt es unterschiedliche Ansichten.
Geben Sie bitte zu jeder der folgenden Ansichten an, ob Sie dieser
eher zustimmen oder eher nicht zustimmen.

Bei der Debatte um die Klimapolitik wird zu viel Angst geschürt.
Ohne Einschränkungen in unserem Lebensstil werden wir den Klimawandel
nicht stoppen können.

Ich finde es gut, dass das Thema Klimaschutz zur Zeit so viel
Aufmerksamkeit bekommt.

Ich sehe beim Thema Klimaschutz eher die Industrie in der Pflicht als
einzelne Konsumenten wie mich.

Deutschland sollte gerade beim Klimaschutz mit gutem Beispiel
vorangehen.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 2. Mai 2019
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DEMOSKOPIE/808: Deutliche Mehrheit sieht positive Seiten der EU (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 2. Mai 2019

ARD-DeutschlandTrend

Deutliche Mehrheit sieht positive Seiten der EU



In gut drei Wochen wird ein neues Europäisches Parlament gewählt. Eine
deutliche Mehrheit (87 Prozent) der Deutschen ist aktuell der Ansicht,
die EU sollte sich insgesamt eher auf das konzentrieren, was die
Gemeinschaft eint, als auf das, was sie trennt. 9 Prozent sind nicht
dieser Auffassung. Das hat eine Umfrage des ARD-DeutschlandTrends im
Auftrag der ARD-Tagesthemen mit 1.005 Befragten von Montag bis
Dienstag dieser Woche ergeben. Zudem stimmen 80 Prozent der Aussage
zu: "Die EU sollte außenpolitisch stärker in Erscheinung treten." 16
Prozent stimmen dieser Aussage eher nicht zu. Drei Viertel (73
Prozent) meinen, dass die Mitgliedschaft in der EU dafür sorgt, dass
es uns wirtschaftlich gut geht. 22 Prozent sehen das nicht so. 71
Prozent meinen zudem, dass wir durch die EU in Europa sicherer leben;
25 Prozent der Befragten stimmen dem nicht zu. Die AfD-Anhänger
stimmten mehrheitlich dieser Aussage nicht zu.

Knapp die Hälfte aller Befragten (49 Prozent) gibt an nicht
durchzublicken, wie die Europäische Union in Brüssel funktioniere. Die
andere Hälfte (47 Prozent) stimmt dem nicht zu.

Wie die Zukunft der Europäischen Union aussehen soll, ist ebenfalls
Thema im aktuellen Wahlkampf. Eine Mehrheit der Deutschen (52 Prozent)
ist dafür, die Zusammenarbeit zwischen den europäischen Ländern zu
vertiefen. Das sind fünf Prozentpunkte weniger als im Februar 2019.
Jeder Vierte (27 Prozent, +2) plädiert dafür, dass die Staaten wieder
stärker allein handeln. 16 Prozent der Befragten wollen nichts
Wesentliches ändern (+1). Unter den Partei-Anhängern sprechen sich die
Anhänger der Grünen, der Union, der SPD und der FDP mehrheitlich für
eine vertiefte Zusammenarbeit aus. Die Anhänger der Linken sind in dem
Thema gespalten. Bei den AfD-Anhängern befürwortet eine Mehrheit (68
Prozent) ein eigenständigeres Handeln auf nationaler Ebene.

Knapp die Hälfte der Bürger (46 Prozent, -2 Punkte im Vergleich zum
April) sieht aktuell eher Vorteile in der EU-Mitgliedschaft
Deutschlands; 14 Prozent (+2) machen eher Nachteile aus. Für 37
Prozent (-1) halten sich Vor- und Nachteile die Waage.


Befragungsdaten


	Grundgesamtheit: Wahlberechtigte Bevölkerung in Deutschland ab 18 Jahren

	Fallzahl: 1.005 Befragte

	Erhebungszeitraum: 29.04.2019 bis 30.04.2019

	Erhebungsverfahren: Computergestützte Telefoninterviews (CATI)

	Stichprobe: Repräsentative Zufallsauswahl/Randomstichprobe/Dual Frame

	Fehlertoleranz: 1,4* bis 3,1** Prozentpunkte
 * bei einem Anteilswert von 5%; ** bei einem Anteilswert von 50%




Die Frage im Wortlaut:

Was meinen Sie: Hat Deutschland insgesamt gesehen von der
Mitgliedschaft in der Europäischen Union eher Vorteile, eher Nachteile
oder halten sich Vor- und Nachteile die Waage? Derzeit wird viel über
die Zukunft der Europäischen Union diskutiert. Wie ist Ihre generelle
Haltung: Sollten die europäischen Länder in den nächsten Jahren ihre
Zusammenarbeit vertiefen und weitere Zuständigkeiten an die EU
abgeben? Oder sollten sie wieder stärker allein handeln und
Zuständigkeiten von der EU zurückholen? Oder sollte sich an der
Zusammenarbeit der europäischen Länder nichts Wesentliches ändern?

Über die Europäische Union gibt es ja unterschiedliche Ansichten.
Geben Sie bitte zu jeder der folgenden Ansichten an, ob Sie dieser
eher zustimmen oder eher nicht zustimmen.

Ich blicke nicht durch, wie die Europäische Union in Brüssel
funktioniert.

Durch die EU leben wir in Europa sicherer.

Die Mitgliedschaft in der EU sorgt dafür, dass es uns wirtschaftlich
gut geht.

Die EU sollte außenpolitisch stärker in Erscheinung treten.

Die EU sollte sich insgesamt eher auf das konzentrieren, was die
Gemeinschaft eint, als auf das, was sie trennt


 * 

Quelle:

Presseinformation vom 2. Mai 2019
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DEMOSKOPIE/807: Mehrheit weiterhin unzufrieden mit Arbeit der Bundesregierung (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 2. Mai 2019

ARD-DeutschlandTrend

Mehrheit weiterhin unzufrieden mit Arbeit der Bundesregierung



Aktuell sind 62 Prozent weniger bzw. gar nicht zufrieden mit der
Arbeit der Bundesregierung (-4 Punkte im Vgl. zum Vormonat). Vier von
zehn Befragten (38 Prozent) sind zufrieden bzw. sehr zufrieden. Das
sind 5 Prozentpunkte mehr im Vergleich zum Vormonat. Das hat eine
Umfrage des ARD-DeutschlandTrends im Auftrag der ARD-Tagesthemen mit
1.005 Befragten von Montag bis Dienstag dieser Woche ergeben. Damit
erreicht die Bundesregierung bei der Bewertung ihrer Arbeit in der
aktuellen Legislatur das beste Ergebnis. Das tiefste Niveau in dieser
Legislatur lag bei 21 Prozent (ARD-DeutschlandTrend am 05. Juli 2018).

Mit der Arbeit der Bundeskanzlerin Angela Merkel (CDU) sind aktuell 55
Prozent sehr zufrieden bzw. zufrieden (+2 im Vgl. zum Vormonat).
Außenminister Heiko Maas (SPD) kommt aktuell auf 47 Prozent Zustimmung
(+1). Mit der Arbeit von Finanzminister Olaf Scholz (SPD) sind 41
Prozent sehr zufrieden oder zufrieden (-1)¿mit der Arbeit des FDP-
Vorsitzenden Christian Lindner sind es 38 Prozent der Befragten (+2).
Die CDU-Vorsitzende Annegret Kramp-Karrenbauer erreicht 36 Prozent
Zustimmung. Sie verliert damit drei Prozentpunkte im Vergleich zum
Vormonat. Mit der Arbeit von Gesundheitsminister Jens Spahn (CDU) sind
unverändert 35 Prozent der Befragten zufrieden bzw. sehr zufrieden. 34
Prozent der Befragten sind mit der Arbeit von Innenminister Horst
Seehofer (CSU) sehr zufrieden bzw. zufrieden (+3). Der
Grünen-Vorsitzende Robert Habeck verliert 4 Prozentpunkte und liegt
aktuell bei 30 Prozent Zustimmung. Allerdings kennen ihn 46 Prozent
der Befragten nicht oder können keine Angaben machen.
Verteidigungsministerin Ursula von der Leyen (CDU) kommt auf 28
Prozent Zustimmung (+1). Die SPD-Vorsitzende Andrea Nahles liegt
aktuell bei 25 Prozent Zustimmung (-1). Mit der Arbeit des
Linken-Fraktionsvorsitzenden Dietmar Bartsch sind 18 Prozent der Befra
gten zufrieden bzw. sehr zufrieden (+/- 0 im Vgl. zu Februar 2019). 50
Prozent der Befragten kennen ihn nicht oder können zu ihm keine
Angaben machen. Mit der Arbeit von Alexander Gauland, Partei- und
Fraktionsvorsitzender der AfD, sind 17 Prozent zufrieden bzw. sehr
zufrieden (+2 im Vgl. zu März 2019). Das ist der höchste Wert, der für
ihn im ARD-DeutschlandTrend gemessen wurde.

In der Sonntagsfrage gibt es bei den Regierungsparteien wenig
Veränderung im Vergleich zum ARD-DeutschlandTrend im Vormonat. Die
Union verliert einen Punkt und kommt auf 28 Prozent. Die SPD gewinnt
einen Punkt und liegt bei 18 Prozent. Die AfD ist unverändert bei 12
Prozent. Die FDP verliert einen Punkt und kommt auf 8 Prozent, die
Linke gewinnt einen Punkt und liegt bei 9 Prozent. Die Grünen liegen
unverändert bei 20 Prozent. Für die Sonntagsfrage im Auftrag der
ARD-Tagesthemen hat das Meinungsforschungsinstitut Infratest dimap von
Montag bis Dienstag dieser Woche 1.505 Wahlberechtigte bundesweit
befragt.


Befragungsdaten


	Grundgesamtheit: Wahlberechtigte Bevölkerung in Deutschland ab 18 Jahren

	Fallzahl: 1.005 Befragte, Sonntagsfrage; 1.005 Befragte

	Erhebungszeitraum: 29.04.2019 bis 30.04.2019; Sonntagsfrage: 29.04 bis 30.04.2019

	Erhebungsverfahren: Computergestützte Telefoninterviews (CATI)

	Stichprobe: Repräsentative Zufallsauswahl/Randomstichprobe/Dual Frame

	Fehlertoleranz: 1,4* bis 3,1** Prozentpunkte
 * bei einem Anteilswert von 5%; ** bei einem Anteilswert von 50%




Die Frage im Wortlaut:

Welche Partei würden Sie wählen, wenn am kommenden Sonntag
Bundestagswahl wäre?

Wie zufrieden sind Sie mit der Arbeit der Bundesregierung?

Jetzt geht es darum, wie zufrieden Sie mit einigen Politikerinnen und
Politikern sind. Wenn Sie jemanden nicht kennen oder nicht beurteilen
können, geben Sie das bitte an.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 2. Mai 2019

Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)

Appellhofplatz 1, 50667 Köln

Postanschrift: 50600 Köln

Pressestelle - Telefon: 0221/220-7100

E-Mail: wdrpressedesk@wdr.de

Internet: www.wdr.de
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WISSENSCHAFT/1438: Science bridges cultures - Wissenschaft verbindet (idw)


Deutsche Physikalische Gesellschaft (DPG) - 02.05.2019

Science bridges cultures - Wissenschaft verbindet

Gemeinsamer Aufruf der fünf naturwissenschaftlich-mathematischen
Fachgesellschaften DVGeo - DMV - DPG - GDCh - VBIO zur Beteiligung
am kommenden March for Science.



Berlin, Frankfurt am Main, Bad Honnef, 2. Mai 2019 - Am 4. Mai 2019
findet erneut ein March for Science statt. In vielen Städten weltweit
werden wieder tausende Menschen - nicht nur Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler - auf die Straße gehen, um für die Wissenschaft zu
demonstrieren.

Neben vielen Transparenten wird man auch die Worte "Science Bridges
Cultures" auf Ansteck-Buttons bemerken können. Denn unter diesem Motto
haben fünf wissenschaftliche Fachgesellschaften ihre insgesamt über
130.000 Mitglieder zur Teilnahme am March for Science 2019 aufgerufen: der
Dachverband der Geowissenschaften (DVGeo), die Deutsche
Mathematiker-Vereinigung (DMV), die Deutsche Physikalische Gesellschaft
(DPG), die Gesellschaft Deutscher Chemiker (GDCh) sowie der Verband
Biologie, Biowissenschaften und Biomedizin in Deutschland (VBIO).

Die großen mathematisch-naturwissenschaftlichen Fachgesellschaften wollen
damit auch in diesem Jahr wieder ein gemeinsames Zeichen setzen, dass
exakte und sorgfältige Wissenschaften essentiell sind für eine moderne
Gesellschaft und nicht für populistische Thesen zurechtgebogen werden
dürfen. Wissenschaftliche Fakten dürfen nicht geleugnet, relativiert oder
"alternativen Fakten" als gleichwertig gegenübergestellt werden. Wenn
Erkenntnisse wie der menschenverursachte Klimawandel verharmlost und
Initiativen gegen die Erderwärmung eingestellt oder zurückgefahren werden,
dann bedroht das das Leben von Millionen Menschen.

Ein Zeichen für die Wissenschaft

Für die Einordnung wissenschaftlicher Erkenntnisse bedarf es eines freien
und mit rationalen Argumenten geführten wissenschaftlichen Diskurses.
Wissenschaftliche Fakten bilden die Grundlage für die
politisch-gesellschaftliche Debatte. Die
mathematisch-naturwissenschaftlichen Fachgesellschaften treten entschieden
gegen die Verfälschung wissenschaftlicher Erkenntnisse ein. Wenn die
Erkenntnisse von Forschung und Wissenschaft nur noch als eine mögliche
Meinung von vielen dargestellt werden, verlieren sie ihre Bedeutung, und der
Wissenschaft wird letztlich ihre Existenzberechtigung entzogen. Der
wissenschaftliche Erkenntnisgewinn muss das Maß aller Dinge bleiben, auch
und gerade dann, wenn er zu unbequemen Antworten führt. Wissenschaftliche
Fakten als Grundlage des gesellschaftlichen Diskurses sind nicht
verhandelbar! Wissenschaft lebt von Kooperationen über Grenzen hinweg

Wissenschaftliche Fakten sind zudem nicht an Staatsgrenzen gebunden. Daher
darf der freie Austausch zwischen Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftlern aller Nationalitäten nicht eingeschränkt werden. Die
mathematisch-naturwissenschaftlichen Fachgesellschaften befürworten
deswegen den grenzenlosen Austausch wissenschaftlicher Ideen. Alle Akteure
müssen dafür frei forschen und reisen können. Denn Science bridges
cultures - Wissenschaft verbindet.


Über weitere gemeinsame Aktivitäten der fünf Fachgesellschaften
informiert die Internetseite

https://www.wissenschaft-verbindet.de/gemeinsame-aktivitaeten.html.

Die fünf Fachgesellschaften vertreten zusammen über 130.000 Mitglieder.
Sie verbindet das Bewusstsein, dass die in der Wissenschaft Tätigen für
die Gestaltung des gesamten menschlichen Lebens in besonders hohem Maße
verantwortlich sind. Sie verpflichten ihre Mitglieder, für Freiheit,
Toleranz, Wahrhaftigkeit und Würde in der Wissenschaft einzutreten. Sie
sind der Überzeugung, dass wissenschaftliche Erkenntnisse eine
Grundvoraussetzung sind, um den Herausforderungen der Zukunft begegnen zu
können. Fakten müssen dabei die Grundlage für politisch-gesellschaftliche
Debatten bilden. Dafür bedarf es eines freien und mit rationalen
Argumenten geführten wissenschaftlichen Diskurses.

Weitere Informationen unter:

http://www.wissenschaft-verbindet.de

- Wissenschaft verbindet

http://www.science-bridges-cultures.de

- Science Bridges Cultures

http://www.dvgeo.org

- Dachverband der Geowissenschaften (DVGeo)

https://www.mathematik.de

- Deutsche Mathematiker-Vereinigung (DMV)

https://www.dpg-physik.de

- Deutsche Physikalische Gesellschaft (DPG)

https://www.gdch.de

- Gesellschaft Deutscher Chemiker (GDCh)

https://www.vbio.de

- Verband Biologie, Biowissenschaften und Biomedizin in Deutschland (VBIO)

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution389

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Deutsche Physikalische Gesellschaft (DPG), 02.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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HERRSCHAFT/1822: Rechts - zweierlei Maß ... (SB)




Schauerliche Bilder aus Plauen: Braunhemden marschieren mit
volksverhetzenden Parolen und Hitlergrüßen auf.

Amadeu-Antonio-Stiftung zum Aufmarsch des "III. Wegs" [1]

Am 1. Mai marschierten im sächsischen Plauen rund 500 Neonazis des
"III. Wegs" uniformiert und mit Fackeln, Trommeln und grünen Fahnen
durch die Straßen der Stadt. Fast alle hatten sich ein hellbraunes
T-Shirt mit dem Aufdruck "national, revolutionär, sozialistisch"
übergezogen, es wurden Parolen wie "Illegale Ausländer raus. Und die
anderen auch!", "Asylflut stoppen!", "Nationaler Sozialismus - jetzt!"
und "Deutschland erwache!" skandiert und mehrfach Leuchtfackeln
gezündet, während die Demonstranten über eine auf der Straße
ausgerollte EU-Flagge trampelten und eine andere EU-Flagge an einem
Galgen mitführten. Ein Teilnehmer habe den Hitlergruß gezeigt und "Tod
den Kanaken" in Richtung von Anwohnern geschrien, hieß es. Der
Aufmarsch fand ausgerechnet am Vorabend des jüdischen Shoa-Gedenktages
und nicht einmal einen Kilometer von dem Ort entfernt statt, an dem
Nazis vor gut 80 Jahren die Plauener Synagoge in Brand gesetzt hatten.
Daß die martialischen bis gespenstischen Bilder Erinnerungen an die
Aufmärsche der Sturmabteilung (SA) zu Zeiten der Weimarer Republik und
des Nationalsozialismus weckten war kein Zufall, sondern beabsichtigt,
sieht sich "Der III. Weg" doch ausdrücklich in der Tradition der
NSDAP.

Die Polizei war nach eigenen Angaben mit rund 1300 Beamten vor Ort und
sah dem Treiben gelassen zu, ohne einzuschreiten. Am Ende des Tages
zog man in der Polizeidirektion Zwickau ein positives Fazit: "Ich
freue mich, dass die Umsetzung des auf Deeskalation beruhenden
polizeilichen Einsatzkonzeptes gelungen ist und dass der Blick nach
Plauen ein friedliches 1.-Mai-Geschehen zeigte", so die befremdliche
Bilanz des Einsatzleiters Alexander Beitz. Insgesamt seien zehn
Ermittlungsverfahren eingeleitet worden, unter anderem wegen Verstoßes
gegen das Vermummungsverbot auf seiten der schätzungsweise rund 800
Gegendemonstranten. Festnahmen habe es keine gegeben. Sehr zufrieden
äußerte sich denn auch die Neonazi-Partei selbst: Es sei eine
"gelungene und kraftvolle Veranstaltung" gewesen. [2]

Daß dieser Aufmarsch unter den Augen von Polizei und Ordnungsbehörde
derart ungehindert vonstatten gehen konnte, rief heftige Kritik auf
den Plan. Der Präsident des Zentralrats der Juden, Josef Schuster,
nannte das Geschehen "verstörend und erschreckend". "Wenn es die
sächsische Landesregierung mit der Bekämpfung des Rechtsextremismus
ernst meint, darf sie solche Demos nicht zulassen." Die
zivilgesellschaftliche Amadeu-Antonio-Stiftung erklärte: "Schauerliche
Bilder aus Plauen: Braunhemden marschieren mit volksverhetzenden
Parolen und Hitlergrüßen auf." "Das sollte uns Sorgen machen",
erklärte die SPD-Politikerin Sawsan Chebli. Der SPD-Vizefraktionschef
im Landtag, Henning Homann, sagte: "Aufmärsche im SA-Stil dürfen und
werden wir nicht dulden." Sachsens Grüne und Linke verlangten
Aufklärung. Es sei mehr als offensichtlich, daß "Der III. Weg" zurück
ins "Dritte Reich" führen solle, erklärte unter anderem
Linken-Fraktionschef Rico Gebhardt.

Dessen ungeachtet gaben sich die Behörden in Sachsen davon überzeugt,
alles richtig gemacht zu haben. Das Landratsamt des Vogtlandkreises,
das als Versammlungsbehörde den Aufzug der Neonazis beauflagt hatte,
fand auch rückblickend nichts zu beanstanden, während die Polizei
darauf verwies, selbst eine Sitzblockade von Gegendemonstranten
möglich gemacht zu haben. Ansonsten spielte die Polizei den Ball
zurück an den Vogtlandkreis, dessen zuständige Versammlungsbehörde das
Abbrennen von Signalfackeln erlaubt habe. Der Polizei seien dann "die
Hände gebunden". Pyrotechnik war zu Beginn und zum Ende des
Aufmarsches gestattet worden. Der Sprecher des Landratsamtes, Uwe
Heinl, erklärte, 16 Fackeln seien erlaubt gewesen, 14 habe er gezählt.
Noch im Oktober 2018 hatte die Kreisverwaltung bei einer Demonstration
des "III. Wegs" versucht, das Tragen von Fackeln zu verbieten, doch
das Verwaltungsgericht Chemnitz hob die Entscheidung auf. Angesichts
dieser juristischen Niederlage hatte das Landratsamt nun von
vornherein auf beschränkende Auflagen für den Aufmarsch der
Rechtsextremen verzichtet.

Wie aber verhält es sich mit dem uniformen und paramilitärisch
anmutenden Auftreten der Demonstrierenden? Das Sächsische
Versammlungsgesetz verbietet es, bei öffentlichen Versammlungen
Uniformen "oder gleichartige Kleidungsstücke als Ausdruck einer
gemeinsamen politischen Gesinnung zu tragen", wenn dadurch
"Gewaltbereitschaft vermittelt" wird oder sie dadurch "einschüchternd"
wirken. Den Behörden war schon im Vorfeld des Aufzuges bekannt
gewesen, daß die Teilnehmer in gleichen T-Shirts durch Plauen ziehen
wollten. "Wir haben vor und während des Aufzugs die einschlägigen
Gesetzesnormen geprüft und sind zu der Einschätzung gekommen, daß kein
Verstoß vorliegt", erklärte ein Sprecher der Polizei und verwies auf
"höchstrichterliche Entscheidungen" in der Vergangenheit. So hatte der
Bundesgerichtshof im vergangenen Jahr geurteilt, daß einheitliche
Kleidung erst dann verboten ist, wenn "der Eindruck entstehen kann,
dass die Kommunikation im Sinne eines freien Meinungsaustausches
abgebrochen und die eigene Ansicht notfalls gewaltsam durchgesetzt
werden soll". Dies sah die Polizei in Plauen offenkundig nicht als
gegeben an. Zudem sei "keine Anlehnung an aktuelle oder historische
Uniformen ersichtlich" gewesen, wie es etwa das Oberlandesgericht
Dresden in einem früheren Urteil für ein Einschreiten verlangt habe.

Das ist denn doch ziemlich starker Tobak, wenn man das Gesamtbild des
Aufmarsches in Betracht zieht, der nicht von ungefähr an eine
Machtdemonstration rechtsextremer Braunhemden im öffentlichen Raum
denken ließ. Nach Einschätzung des Staatsrechtlers Christoph Degenhart
von der Universität Leipzig hätte die Polizei bei dem Aufmarsch
einschreiten können, aber nicht müssen. Entscheidend für ein
Uniformverbot sei, ob der Auftritt auf die Einsatzkräfte
einschüchternd gewirkt habe. Die Polizei habe offensichtlich aber
keine derartige einschüchternde Wirkung gesehen. "Ihre Einschätzung
ist vertretbar, auch wenn ein Einschreiten durchaus im Bereich des
Möglichen gelegen hätte." Die Fraktion der Linkspartei im Sächsischen
Landtag kündigte an, das Geschehen auf die Tagesordnung des Parlaments
zu setzen, und sie verlangt Aufklärung, "wie es zur Genehmigung dieses
Fackelmarsches uniformierter Nazis kommen konnte und weshalb die
Gesetzeslage nicht durchgesetzt worden ist". [3]

Ganz offensichtlich reizt die extreme Rechte auch in diesem Fall aus,
wie weit sie gehen kann, und verschiebt in einem politischen Milieu,
das in erheblichen Segmenten in ihre Richtung tendiert, die Grenzen zu
ihren Gunsten. Daß sie auch vielfach bereit ist, darüber hinaus zu
gehen, unterstreicht die Antwort des Bundesinnenministeriums auf eine
Anfrage der FDP. Demnach sei mehr als jeder zweite Rechtsextremist in
Deutschland als gewaltorientiert einzustufen, von insgesamt 24.000
Personen würden 12.700 so eingeschätzt. Zudem warnte das Ministerium,
daß die Übergänge zum Rechtsterrorismus fließend sein könnten. Derzeit
sichte das Bundesamt für Verfassungsschutz mehrere hundert relevante
Internetpräsenzen beziehungsweise Profile und Kanäle der
rechtsextremistischen Szene in Onlinenetzwerken,
Kurzbotschaftendiensten oder auf Videoplattformen. Es bestehe eine
"nicht zu unterschätzende Radikalisierungsgefahr für Einzelpersonen
oder (Klein-/Kleinst-)Gruppierungen".

Der innenpolitische Sprecher der FDP im Bundestag, Konstantin Kuhle,
fordert ein "neues Konzept gegen Radikalisierung im Internet".
Rechtsradikale Inhalte und Amokankündigungen blieben dort "über Jahre
offen einsehbar". Zudem sei beunruhigend, daß die Bundesregierung
keine Verbindung zwischen der Kommunikation potentieller
rechtsextremer Attentäter in Online-Spielen und den Aktivitäten der
Identitären Bewegung erkennen wolle. Die Behörden müßten die Netzwerke
rechtsextremer Kommunikation noch stärker in den Fokus rücken, "damit
aus einer Kommunikation über rechtsextreme Anschläge keine echten
Taten werden". [4]

"Der III. Weg" ist kein unbeschriebenes Blatt. Im aktuellen
Verfassungsschutzbericht ist der Partei ein eigenes Kapitel gewidmet.
Danach lehnt sie "das Wertesystem der freiheitlichen demokratischen
Grundordnung ab und strebt nach einer Gesellschaftsordnung in
Anlehnung an den historischen Nationalsozialismus". Sicherheitskreise
halten sie trotz der geringen Größe für gefährlich, da sie "am
klarsten Nazipartei" sei. Bundesweit zählt "Der III. Weg" mehr als 500
Mitglieder, in Sachsen sind es etwa 120. Vor drei Jahren waren es im
Freistaat nur halb so viele, was erkennen läßt, daß Sachsen für die
Partei eine besondere Bedeutung hat. Im Parteiprogramm wird "die
Entwicklung und Erhaltung der biologischen Substanz unseres Volkes"
und die "Schaffung eines deutschen Sozialismus" gefordert. Angesichts
der unverhohlenen ideologischen Nähe zum Dritten Reich habe die Partei
in der Szene ein "hohes Mobilisierungspotenzial". Zu ihrer Popularität
unter Rechtsextremisten trägt zudem bei, daß mit dem Sänger Michael
Regener alias "Lunikoff" eine der bekanntesten Figuren der braunen
Musikszene die Parteihymne mit dem Titel "Der III. Weg marschiert"
komponiert hat. Regener war einst Chef der Band "Landser", die das
Berliner Kammergericht 2003 als kriminelle Vereinigung eingestuft und
den Neonazi zu mehr als drei Jahren Haft verurteilt hat.

Gegründet wurde die Partei 2013 in Heidelberg von Klaus Armstroff,
ehemals Funktionär der NPD, der auch an der Spitze des
Demonstrationszuges in Plauen mitlief. Mit der Parteigründung und dem
Umzug ins Vogtland reagierten die Neonazis auf Verbote rechtsextremer
Vereine. Dort knüpfte die Kleinstpartei ab 2014 an eine aktive Szene
an, die teilweise bereits kommunalpolitisch verankert war. So hatte es
laut Verfassungsschutz Sachsen schon in den Jahren zuvor eine
Vernetzung der neonationalsozialistischen Szene in Nordbayern und im
Vogtland gegeben. Die Partei veröffentlichte 2015 bei Google Maps eine
Karte, auf der bundesweit Flüchtlingsunterkünfte verzeichnet waren -
kombiniert mit der Parole "Kein Asylantenheim in meiner
Nachbarschaft". In Plauen eröffnete "Der III. Weg" 2017 das bundesweit
erste "Partei- und Bürgerbüro", von dem aus Wahlkampfaktionen und
Demos gesteuert werden.

Im Juli 2018 veranstaltete die Partei im thüringischen Kirchheim ein
Festival mit Kampfsport, Musik und politischen Reden. Teile der Szene
bereiten sich auf Straßenkämpfe und Bürgerkrieg vor. Mancherorts
laufen Parteimitglieder als Bürgerwehr Streife, soziale Aktionen wie
Suppenküchen, Hausaufgabenhilfe oder "Deutsche Winterhilfe" für
einheimische Obdachlose sollen das Ansehen in der Bevölkerung
verbessern. Das Kulturbüro Sachsen warnt, daß jeder lokalpolitische
Aspekt in Plauen und jedes Thema von der Partei rassistisch belegt
werde. Die Partei arbeite als autoritär geführte Kaderorganisation und
suche sich ihre Mitglieder aus, die ihre Tauglichkeit erst in der
Szene beweisen müßten. Laut Verfassungsschutz Sachsen ist zu erwarten,
daß insbesondere die Akteure der Partei im Vogtland weiterhin auch
außerhalb Sachsens eine große Rolle bei den kommenden Parteiaktionen
spielen werden. Die Bedeutung der Partei werde im Freistaat absehbar
wachsen, was sie in Zukunft zu einer der bestimmenden Einflußgrößen
der rechtsextremistischen Szene machen dürfte. [5]

In Plauen ist seit sieben Jahren ein "Runder Tisch für Demokratie"
aktiv, der bürgerschaftliches Engagement in der Stadt bündelt.
Parteien, Vereine und Initiativen sowie Kirchgemeinden arbeiten dabei
unter Moderation der evangelischen Kirche zusammen. Die Akteure
organisieren Musikfeste, Diskussionen, Bürgerrunden und zeigen Präsenz
im von Neonazis dominierten Stadtteil Haselbrunn. "Wir stellen uns den
Neonazis entgegen. Es nützt nichts, nach dem Staat zu rufen und ein
Verbot dieser Partei zu verlangen. Jeder muss sich einsetzen, dem
Demokratie etwas bedeutet", meint Pfarrer Hans-Jörg Rummel. Das sieht
Kerstin Köditz von der Linkspartei ähnlich: Der Runde Tisch und die
Arbeit der Zivilgesellschaft reichten nicht aus. "Es muss mehr
Engagement auch vom Stadtrat und den Behörden kommen." Sie habe den
Eindruck, daß "Der III. Weg" in Plauen "relativ ungestört von der
Verwaltung" arbeiten könne. Im Lichte des jüngsten Aufmarsches in der
Stadt dürfte genau das eines der zentralen Probleme nicht nur in
Plauen sein.


Fußnoten:

[1] www.stern.de/politik/deutschland/plauen--wieso-neonazis-martialisch-durch-die-stadt-ziehen-konnten-8691894.html

[2] www.taz.de/!5588679/

[3] www.tagesspiegel.de/politik/rechtsextremer-marsch-durch-plauen-landratsamt-verteidigt-uniform-entscheidung/24279008.html

[4] www.faz.net/aktuell/politik/inland/nach-aufmarsch-in-plauen-12-700-gewaltorientierte-rechtsextremisten-in-deutschland-16168660.html

[5] www.mdr.de/sachsen/chemnitz/vogtland/partei-dritter-weg-plauen-100.html
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KRIEG/1739: Klimawandel - Voraussetzung und Folge der Kriege ... (SB)




Wir müssten also von dem Lande der Nachbarn etwas abschneiden, wenn es
hinreichen soll zum Weiden und Ackern, und jene hinwiederum von dem unsrigen,
wenn auch sie sich auf endlosen Erwerb von Gütern einlassen, die Grenze des
Notwendigen überschreitend?

Das ist ganz notwendig, Sokrates, erwiderte er.
 
So werden wir also Krieg haben infolgedessen, Glaukon, oder was sonst?
 
Eben dies, versetzte er.
 
Platon - Politeia [1]

Schon in der Antike war bekannt, daß ein Verbrauch, der die Erträge des eigenen
Bodens übersteigt, zu Krieg führen kann. Heute, da rund zwei Drittel des für die
Tierproduktion in der EU verfütterten Soja aus dem außereuropäischen Ausland
eingeführt werden, hat sich der mit militärischen Mitteln geführte Krieg zur
permanenten sozialen Unterdrückung und ökologischen Zerstörung verstetigt. Das
vor allem aus Brasilien, Argentinien und Paraguay für die westeuropäische
Fleischindustrie exportierte Soja wird unter hohem Maschineneinsatz zu Lasten
der in den Anbauregionen und an den dorthin führenden Straßen lebenden
KleinbäuerInnen und indigener Bevölkerungen angebaut. Sie werden von ihrem Land
vertrieben, erkranken durch produktionsbedingte Umweltbelastungen und können
sich bestenfalls als prekär beschäftigte LohnsklavInnen bei den Agrarunternehmen
verdingen, die ihr Geschäft mit Unterstützung durch die jeweiligen Regierungen
betreiben. Die beim Anbau verwendeten Herbizide vergiften Luft und Wasser, die
Böden werden mit synthetisch erzeugtem Mineraldünger ausgelaugt, und immer
größere Teile der Regenwälder Amazoniens müssen dem Soja wie auch der
Rinderzucht weichen.

Der agrarindustrielle Extraktivismus transnational agierender Monopolisten
findet im Rahmen einer mit politischen und legalistischen Mitteln durchgesetzten
Eigentumsordnung statt, die der offenen Kriegführung nicht bedarf, solange die
dabei unterdrückten Menschen nicht aufbegehren. Der real existierende
Kapitalismus hat das frühere Gemeingut der Wälder und Steppen, der Flüsse und
Seen erfolgreich kommodifiziert und die Verfügungsgewalt über die
Lebensvoraussetzungen aller Menschen in die Hände einer kleinen,
privatwirtschaftlich agierenden Minderheit gelegt. Bestenfalls ein Fünftel der
Weltbevölkerung verfügt über angemessene, alle Grundbedürfnisse vollständig
befriedigende Lebensbedingungen. Die soziale Verelendung des großen Restes steht
durch die Ausbeutung von Arbeit und Ressourcen in direktem Zusammenhang mit den
Privilegien durch Staatsbürgerschaft, Erbrecht und Sozialstatus begünstigten
KonsumentInnen im eigenen Land wie den westlichen Metropolengesellschaften.

Dieser in der Permanenz einer sozialen Hierarchie, die im Zweifelsfall über
Leben und Tod entscheidet, erstarrte soziale Krieg eskaliert zur militärischen
Konfrontation, wenn die unterdrückte Klasse aufsteht oder staatliche Akteure aus
dem hochgradig verrechtlichten und ordnungspolitisch regulierten Rahmen des
kapitalistischen Weltsystems ausscheren und so gegen die Interessen der großen
imperialistischen Akteure verstoßen. Seit 1998, als die weltweiten
Militärausgaben nach Ende des Kalten Krieges ihren niedrigsten Stand erreicht
hatten, sind die Rüstungskosten weltweit wieder um 76 Prozent gestiegen. Der
2008 manifest gewordene und ungebrochen voranschreitende Krisenzyklus des
Kapitals begünstigt diese Entwicklung durch die letztinstanzliche Durchsetzung
aller Geldforderungen und Handelsverhältnisse mit physischer Gewalt. 

Die Bundesrepublik hat daran teil durch Waffenexporte auch in Kriegsregionen und
den anwachsenden Militärhaushalt der Bundeswehr. Deutsche Streitkräfte
flankieren in Kooperation mit anderen NATO-Staaten einen von Störungen möglichst
unbehindert bleibenden Ressourcennachschub für die hochproduktive
Exportindustrie der BRD, die, wäre sie auf die Rohstoffe des eigenen Landes
angewiesen, sofort in sich zusammenbräche.

Der Krieg ist auch im sogenannten Frieden einer der wesentlichen Treiber des
Klimawandels. So sind die US-Streitkräfte mit mehr als 85 Millionen Barrel Öl im
Jahr, die für den operativen Betrieb ihrer Flugzeuge, Schiffe und motorisierten
Landfahrzeuge benötigt werden, die Einzelinstitution mit dem größtem
Spritverbrauch der Welt. Zur bloßen Fortbewegungsenergie hinzu kommen immense
Ressourcenaufwendungen für die Herstellung, den Transport und die Entsorgung der
Waffensysteme wie die Versorgung und den Transport der Truppen. Im Ernstfall
multipliziert sich die Destruktivität dieses Gewaltfaktors, der als einziges
Produkt sogenannte Sicherheit herstellt, durch die großflächige Zerstörung
anderer Länder um ein Mehrfaches. Daß der aus Bomben, Granaten und Raketen
erwirtschafteten Sicherheit des herrschenden Geschäftsbetriebs die Unsicherheit
einer womöglich weit größeren Zahl von Menschen als denjenigen, die in den USA
vom Ertrag imperialistischer Kriege profitieren, gegenübersteht, ist kein
Geheimnis.

So wurden im Vietnamkrieg riesige Waldflächen in Südostasien zerstört, die bis
dahin als CO2-Senken fungierten. Das dabei eingesetzte Entlaubungsmittel Agent
Orange führt bis heute zu fatalen Erbschäden und stellt ein langfristiges
ökologisches Risiko für die betroffenen Dschungel Vietnams dar. In den zwei
Kriegen gegen den Irak wurde fast die gesamte industrielle Infrastruktur des
Landes zerstört, Umweltgifte aller Art wurden in großen Mengen freigesetzt und
die monatelang währenden, den Himmel dauerhaft verdunkelnden Brände der
Ölquellen taten das Ihrige dazu, die atembare Atmosphäre des Planeten zu
vergiften. Die Belagerung und Eroberung des Iraks, die Hunderttausende häufig
erst wenige Jahre alte Kinder das Leben kostete, wurden machtpolitisch mit einem
Hegemonialanspruch begründet, der heute in der Konfrontation mit
Rußland neue Katastrophen heraufbeschwört.

Historisch betrachtet ist die Verbindung von Krieg und Öl so augenfällig, daß
man schon angestrengt wegschauen muß, um diese Kausalität nicht zu bemerken. So
wurde die Motorisierung der Armeen und ihr dadurch erheblich erweiterter
Aktionsradius nur durch die Verfügbarkeit des energetisch hochverdichteten
fossilen Treibstoffes für LKWs, Panzer, Schiffe und Flugzeuge möglich. Allein
zwischen dem Ersten und Zweiten Weltkrieg vervielfachte sich der
Energieverbrauch pro Kopf der US-Streitkräfte um den Faktor 228. Die
industrielle Produktivität der Kriegswirtschaft und die militärindustrielle
Organisation der Arbeit legten den Grundstein für das fordistische
Wirtschaftswachstum der Nachkriegszeit. Die Entwicklung militärischer Waffen und
Ausrüstungen stimulierte die Massenproduktion der modernen Konsumgesellschaft. 
So fungierte eine militärtechnische Entwicklung wie die des Panzers als Vorbild
für Maschinen, die bei großflächiger Ressourcenförderung und Entwaldung
eingesetzt werden. Das reißfeste Nylon der Fallschirme wurde für kilometerlange
Schleppnetze verwendet, mit denen die Meere leergefischt werden konnten. Das
sind nur zwei der in der TV-Dokumentation "Die Erdzerstörer" präsentierten
Beispiele für die produktive Verbindung von Krieg und Naturzerstörung [3].

Das Bewußtsein für den Klimawandel war in Weltorganisationen wie den Vereinten
Nationen zu Beginn der 1990er Jahre längst vorhanden. Dennoch gelang es kaum,
den Zusammenhang zwischen Krieg und ökologischer Zerstörung in den
globaladministrativen Prozeß zur Begrenzung des Klimawandels einzubringen und
damit zum dringenden Problem zu erheben. Ganz im Gegenteil, der heute als
prominenter Klimaaktivist gefeierte Al Gore sorgte als US-Vizepräsident dafür,
daß die Emission von Treibhausgasen durch militärische Akteure im
Kyoto-Protokolle keine Berücksichtigung fand [4].

Richtet man einmal die Aufmerksamkeit auf die Frage, inwiefern der mit
militärischen Mitteln geführte Krieg als größter denkbarer Gegensatz zu allem,
was an nachhaltiger und suffizienter Lebens- und Wirtschaftsweise propagiert
wird, in den internationalen Prozessen zur Begrenzung des Klimawandels
Berücksichtigung findet, dann ist das Ergebnis ausgesprochen ernüchternd. Die
größten Staaten, die zugleich auch die potentiell aggressivsten Militärmächte
darstellen, haben dieses Thema so wirksam in eine Leerstelle verwandelt, daß den
meisten Menschen seine Abwesenheit in den wissenschaftlichen Untersuchungen zum
Klimawandel und den Konzepten zu seiner Bewältigung kaum auffällt. 

Betont wird der Zusammenhang zwischen Militär und Ökologie lediglich dort, wo in
den Planungsabteilungen der Ministerien und Generalstäbe wie den
Strategieschmieden der Politikberatung über ein Krisenmanagement nachgedacht
wird, das aufgrund klimawandelbedingter Versorgungsprobleme und Fluchtbewegungen
erforderlich werde. Notfallpläne des Katastrophenschutzes beziehen den Einsatz
militärischer Mittel seit jeher ein, das gilt um so mehr für die Frage, wie
grundlegende staatliche und öffentliche Strukturen bei Extremwettern und
Hungersnöten aufrechtzuerhalten sind. In den dabei entworfenen
Notstandsszenarios wird mit dem Einsatz von Waffengewalt allerdings weniger ein
humanitärer Zweck erfüllt als die Verteidigung der Überlebensmöglichkeiten
derjenigen organisiert, die seit jeher über die besten Voraussetzungen verfügen,
mit heiler Haut davonzukommen.

Als Verursacher des Klimawandels könnten militärische Aktivitäten ein wichtiges
Thema für soziale Bewegungen sein, die ohnehin für die Einstellung industrieller
Produktionsweisen kämpfen, die Naturzerstörung voraussetzen und erzeugen. 
Dennoch wird unter den großen Akteuren des zivilgesellschaftlichen Klimaschutzes
kaum über die Rolle des Militärs als Treiber des Klimawandels gesprochen. Das
mag der Tatsache geschuldet sein, daß damit Interessen des staatlichen
Gewaltmonopols berührt werden, die der Handlungsfähigkeit sozialer Bewegungen
von vornherein enge Grenzen setzen. So können unter dem Primat der nationalen
Sicherheit Protestformen mit Hilfe von Sondervollmachten auf massive Weise
unterdrückt werden. Davon betroffene AktivistInnen laufen Gefahr, als
Staatsfeinde eingestuft und unter Terrorismusverdacht gestellt zu werden. Wenn
an irgendeiner Stelle der Bemühungen, den Klimawandel zu begrenzen, konkrete
Machtfragen berührt werden, dann an dieser. Es mit dem Kernbestand staatlicher
Gewalt auf eine Machtprobe ankommen zu lassen ist sicherlich niemandem zu
empfehlen.


Fußnoten:

[1] http://www.opera-platonis.de/Politeia.pdf

[2] https://www.sipri.org/sites/default/files/2019-04/fs_1904_milex_2018.pdf

[3] Die Erdzerstörer, Dokumentarfilm von Jean-Robert Viallet, Arte Frankreich 2019
 
https://www.arte.tv/de/videos/073938-000-A/die-erdzerstoerer/

[4] https://socialistproject.ca/2018/12/siloed-thinking-climate-disposable-people/

3. Mai 2019
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DISKUSSION/446: Berlin - Europa zwischen digitaler Selbstbestimmung und Massenüberwachung, 12.05.2019


Piratenpartei Deutschland

Europa zwischen digitaler Selbstbestimmung und Massenüberwachung

Diskussion mit padeluun und Dr. Patrick Breyer am 12. Mai in Berlin



Schützt Europa unsere Grundrechte im Zeitalter der digitalen Revolution
oder höhlt die EU sie zunehmend aus? Diese Frage diskutieren der deutsche
Künstler und Netzaktivist padeluun und der Spitzenkandidat der
Piratenpartei zur Europawahl Dr. Patrick Breyer am 12. Mai in Berlin.

Wann: 12.05.2019 von 11:00 bis 13:00 Uhr

Wo: ART+COM, Kleiststraße 23-26, 10787 Berlin

"Europas Datenschutzgrundverordnung und Urteile gegen
Vorratsdatenspeicherung und Datenübermittlung finden weltweit Beachtung.
Gleichzeitig werden aber eine biometrische Super-Datenbank und
grenzüberschreitender Datenzugriff vorangetrieben, Lügendetektoren für
Reisende erforscht und der Online-Datenschutz ausgebremst.Mit
Bürgerrechtler padeluun, Mitgründer und Vorstandsmitglied von
Digitalcourage [1], möchte ich einen Blick in die Zukunft des Schutzes
unserer Privatsphäre in Europa wagen", erklärt Breyer.

Die Matinée wird veranstaltet von Peira - Gesellschaft für politisches
Wagnis e.V. [2] und moderiert von Rainer Thiem.


Quellen/Fußnoten:

[1] Digitalcourage e.V.: digitalcourage.de/

[2] Peira - Gesellschaft für politisches Wagnis e.V.: www.peira.org/

 * 

Quelle:

Piratenpartei Deutschland

Pflugstraße 9a, 10115 Berlin

Telefon: +49 30 / 60 98 97 511

E-Mail: presse@piratenpartei.de

Internet: www.piratenpartei.de, www.die-sozialliberalen.de
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TAGUNG/1463: Bochum - "60 Jahre cubanische Revolution - Fidels Ideen leben weiter", 18.05.2019


Netzwerk Cuba - Informationsbüro - e.V.

Konferenz "60 Jahre cubanische Revolution - Fidels Ideen leben weiter"
in Bochum am 18.5.2019



Die Generation, die 1959 die cubanische Revolution erlebt hat, übergibt
derzeit die Verantwortung für die Gestaltung der Gesellschaft an die
nächsten Generationen.

Leben Fidel Castros Ideen weiter? Was ist in 60 Jahren cubanischer
Revolution erreicht worden? Welche Bedeutung hat dieses gewaltige
gesellschaftliche Experiment hierzulande?

Diese und viele andere Fragen sollen am 18. 5. 2019 in Bochum im Kulturhaus
Thealozzi angesprochen werden.

Dr. Francisca López Civeira, die in Havanna den Aufbau eines
Fidel-Castro-Instituts leitet, wird über die cubanische Revolution, ihren
gelebten Internationalismus, den Anteil Fidel Castros und das Weiterleben
seiner Ideen sprechen. Volker Hermsdorf, Journalist und Autor, über die
Bedeutung dessen für uns.

In Arbeitsgruppen mit kurzen einleitenden Thesen von Aktivisten sozialer
Bewegungen sollen die Themen unserer Gesellschaft wie Frieden, Umwelt,
Demokratie, Gesundheit, Wohnen u.a. den Zielen, den Errungenschaften und
den Problemen in Cuba gegenübergestellt werden.

Der Botschafter der Republik Cuba in Deutschland, Ramón Ignacio Ripoll
Díaz, wird teilnehmen. Und Rolf Becker, Schauspieler und Gewerkschafter,
liest Fidel Castro: "Die Geschichte wird mich freisprechen". Simone
Barrientos, kulturpolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, wirkt mit
und es gibt musikalische Beiträge.

Das Netzwerk Cuba e.V. und seine 37 Mitgliedsgruppen der Cuba-Solidarität
laden herzlich zur Teilnahme ein.

Infos und Anmeldung:

www.netzwerk-cuba.de

 * 

Quelle:

Netzwerk Cuba - Informationsbüro - e. V.

Weydingerstr. 14-16 · 10178 Berlin

Telefon: +49 (0)30-24 00 93 38

E-Mail:info@netzwerk-cuba.de

Internet:www.netzwerk-cuba.de
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TREFF/220: Leer - Masterplan "Innovation in der Daseinsvorsorge" - Auftakt am 9. Mai


Landkreis Leer

Masterplan "Innovation in der Daseinsvorsorge": Auftakt am 9.
Mai

Wohnen und Leben im Alter, Junges Ehrenamt und Lebenslanges Lernen
sind Schwerpunkte



Der ländliche Raum steht in Fragen der sozialen Daseinsvorsorge in den
nächsten Jahren vor großen Herausforderungen. Die besonderen
demografischen Entwicklungen und die Digitalisierung bedeuten neue
Risiken und zugleich Chancen für die gesamte Region. Mit dieser
Erkenntnis hat die Arbeitsgemeinschaft der Landkreise und kreisfreien
Städte in Weser-Ems den Masterplan "Innovation in der Daseinsvorsorge"
erarbeitet. Als Bestandteil der Innovationsstrategie
"Wissensvernetzung in Weser-Ems 2020" identifiziert der Masterplan
vorrangige Handlungsbedarfe zur Sicherung der Daseinsvorsorge in der
Region und benennt dazu wesentliche Handlungsansätze.

Für die Umsetzung des Masterplans, die nach Maßgabe der jeweiligen
Akteure auf Ebene der Landkreise und kreisfreien Städte erfolgen soll,
lädt der Landkreis Leer zu einer Auftaktveranstaltung am 9. Mai ins
Cityhaus Leer, Bürgermeister-Ehrlenholtz-Straße 15, ein. Beginn ist um
16 Uhr.

Nach der Vorstellung des Masterplans folgt ein aktiver Wissens- und
Erfahrungsaustausch der Akteure mit der Entwicklung innovativer Ideen
und der Erarbeitung praktikabler Lösungsansätze. Schwerpunkte im
Austausch sind die Themen "Gut Wohnen und Leben im Alter", "Junges
Ehrenamt" und "Lebenslanges Lernen". Als Akteure sind sowohl Vereine
und Verbände als auch Gesundheits-, Pflege- und soziale Einrichtungen
sowie Bildungseinrichtungen und Seniorenverbände zur
Auftaktveranstaltung eingeladen.

Die Veranstaltung ist kostenfrei. Um eine Anmeldung wird per Mail an
felix.kaeufler@lkleer.de oder per Telefon unter 0491/926-1708 gebeten.
Teilnehmer werden gebeten, sich bei der Anmeldung bereits für eines
der drei Themengebiete für den Austausch zu entscheiden.

Weitere Informationen zur Innovationsregion Weser-Ems und zum
Masterplan "Innovation in der Daseinsvorsorge" unter www.weser-ems.eu.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 24. April 2019

Landkreis Leer

Bergmannstraße 37, 26789 Leer

Telefon: +49 (0) 491 / 926-1254

Telefax: +49 (0) 491 / 926-1200

E-Mail: pressestelle@landkreis-leer.de
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GEWERKSCHAFT/1819: Tarifergebnis für die Druckindustrie - Manteltarif wieder in Kraft gesetzt (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
3. Mai 2019

Tarifergebnis für die Druckindustrie - Manteltarif wieder in Kraft
gesetzt

Löhne, Gehälter und Ausbildungsvergütungen steigen in drei Stufen



Berlin - Nach 16stündigen "zugespitzten und zähen Verhandlungen" haben die
Tarifvertragsparteien der Druckindustrie heute (3.5.) am frühen
Morgen ein Ergebnis für die 134.000 Beschäftigten der Branche in
Deutschland erzielt. Die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft
(ver.di) teilte mit, der komplette Manteltarifvertrag mit seinen
Anhängen werde rückwirkend ab 1.10.2018 unverändert für zwei Jahre
wieder in Kraft gesetzt. Löhne, Gehälter und Ausbildungsvergütungen
sollen ab 1. Mai 2019 um 2,4 Prozent, ab 1. Juni 2020 um weitere zwei
Prozent und zum 1. Mai 2021 noch einmal um ein Prozent erhöht werden.
Der Tarifvertrag hat eine Laufzeit von 36 Monaten vom 1. September
2018 bis zum 31. August 2021. Die Tarifkommission der Gewerkschaft
tagt am Vormittag, um über das Ergebnis zu diskutieren und
abzustimmen.

Der stellvertretende ver.di-Vorsitzende Frank Werneke erklärte, mit
dem Ergebnis seien "massive Verschlechterungen der Arbeitsbedingungen
verhindert" worden. "Nur der ausdauernde Streikdruck in den Betrieben
hat die Spaltung der Belegschaften verhindert und einen akzeptablen
Lohnabschluss möglich gemacht", sagte Werneke.

ver.di und der Bundesverband Druck und Medien vereinbarten für die
nächsten Monate weitere Gespräche, bei denen es auch um die Forderung
der Gewerkschaft nach einer Allgemeinverbindlichkeit der
Tarifverträge gehen soll. Diese Verhandlungen seien ergebnisoffen.
Sollte es dabei zu keiner Verständigung über eine Neuregelung des
Manteltarifvertrags kommen, gilt dieser Vertrag auch nach dem 1. Mai
2021 weiter, bis es zu einer neuen Regelung kommt.

Die Tarifvertragsparteien vereinbarten eine Erklärungsfrist bis zum
31. Mai 2019.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 03.05.2019

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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KIRCHE/2197: Ökumenische "Woche für das Leben" 2019 in Hannover eröffnet (EKD)


Evangelische Kirche in Deutschland - Pressemitteilung vom 03.05.2019

Kardinal Marx und Landesbischof Bedford-Strohm eröffnen ökumenische
"Woche für das Leben" 2019 in Hannover

"'Leben schützen. Menschen begleiten. Suizide verhindern'"



Mit einem ökumenischen Gottesdienst in der Marktkirche in Hannover haben
der Vorsitzende des Rates der Evangelischen Kirche in Deutschland (EKD),
Landesbischof Heinrich Bedford-Strohm und der Vorsitzende der Deutschen
Bischofskonferenz, Kardinal Reinhard Marx, heute (4. Mai 2019) die
bundesweite Aktion "Woche für das Leben" eröffnet. Sie wird bis zum 11. Mai
in katholischen und evangelischen Kirchengemeinden begangen.

In seiner Predigt zu Matthäus 14, 22-33, lenkte Landesbischof Heinrich
Bedford-Strohm den Blick auch auf das Umfeld der Menschen, die sich das
Leben genommen haben: "Studien sagen, dass ein Mensch, der sich das Leben
nimmt, mindestens zehn Menschen aus seinem Lebenskreis in eine schwere
Krise stürzt. Das sind bei 10.000 Suizidenten pro Jahr in Deutschland
mindestens 100.000 Menschen." Natürlich stelle sich dann die Frage: "Wie
können wir da überhaupt noch von Gott reden? Angesichts von so viel
Verzweiflung? Angesichts von so viel unerhörten Gebeten?" Bedford-Strohm
erinnerte an die Osterbotschaft von der Auferstehung und die radikale
Liebe, die darin zum Ausdruck komme: "Eine radikale Liebe, die so weit
reicht, dass sie auch noch in die Abgründe der Verzweiflung vordringt."
Diese Liebe sei stärker als die Verlorenheit, mit der die Verstorbenen in
den Tod gegangen sind. Außerdem sagte er: "Wie könnte Gott die fallen
lassen, die für sich nur noch den Todes-Ausweg gesehen haben, wo er ihre
Verzweiflung doch so gut kennt!"

Zudem sprach Landesbischof Bedford-Strohm auch ein Versagen der Kirche an:
"Es ist eine historische Schuld der Kirche, dass sie viel zu lange diese
offenen Arme Gottes dementiert hat, dass sie Menschen, die sich das Leben
genommen haben, als Selbstmörder moralisch verdammt hat, dass sie ihnen das
Begräbnis verweigert hat, dass sie die Schuldgefühle der Angehörigen damit
potenziert hat. Dass sie das Zeugnis der Auferstehung schuldig geblieben
ist." Gleichzeitig dankte er den unzähligen haupt- und ehrenamtlich in den
Beratungsdiensten Tätigen für ihren Einsatz. Insbesondere die
Telefonseelsorge habe große Bedeutung für die Prävention.

Kardinal Marx betonte in seiner thematischen Hinführung im Gottesdienst,
dass evangelische und katholische Christen seit 25 Jahren die Woche für das
Leben feiern. "Der Schutz des ungeborenen Lebens und die Begleitung von
Menschen, deren Leben zu Ende geht, also der Lebensschutz insgesamt - in
diesen wichtigen Fragen wollen wir als Kirchen sichtbar in der
Öffentlichkeit auftreten und unsere ethische Haltung aus christlicher
Perspektive vertreten", so Kardinal Marx. "In diesem Jahr befassen wir uns -
 für manche überraschend, für andere längst überfällig - mit einem weiteren
Lebens-Thema: 'Leben schützen. Menschen begleiten. Suizide verhindern.' Was
etwas nüchtern in der Fachsprache Suizidprävention heißt, ist für uns als
Kirchen die Aufforderung, jedem Menschenleben nachzugehen: den Bedrängten,
den Verfolgten, den Ausgestoßenen, den Verzweifelten und auch denen, die
sich mit dem Gedanken tragen, ihr Leben zu beenden. Das Leben kann für
manche Menschen lebensbedrohlich sein, Depression und Angst führen zu dem
Wunsch, dem Leben ein Ende zu setzen. Mit unseren vielfältigen Angeboten -
gerade in Caritas, Diakonie und Telefonseelsorge - leisten wir Hilfe, sind
ansprechbar. Wir hören zu! Dazu lädt auch dieser Gottesdienst ein, Hörende
zu sein." Zudem sprach Kardinal Marx sich für mehr Achtsamkeit aus: "Wir
appellieren an unsere Gesellschaft um ein wachsames Miteinander, um ein
aufmerksames Auge auf den Nachbarn und um ein beherztes Eingreifen, wenn es
um die Rettung und Begleitung eines Menschenlebens geht. Suizidprävention
geht uns alle an! Gott ist ein Freund des Lebens! Für dieses Leben setzen
wir uns ein. Wir wollen da sein, wo wir gebraucht werden. Das hat uns Jesus
von Nazareth aufgetragen." Die Woche für das Leben sei ein starkes
ökumenisches Zeichen für das Leben und zwar vom Anfang bis zum Ende.

Die Woche für das Leben widmet sich in diesem Jahr unter dem Titel "Leben
schützen. Menschen begleiten. Suizide verhindern." der Suizidprävention und
stellt die vielfältigen Beratungsangebote beider Kirchen für
suizidgefährdete Menschen und ihre Angehörigen, insbesondere die
Telefonseelsorge, in den Mittelpunkt. Vor dem Hintergrund von etwa 10.000
Suiziden und noch deutlich mehr Suizidversuchen in Deutschland pro Jahr
will sie den Gründen von Depression und Todeswünschen nachgehen und Wege
für eine bessere Prävention und Versorgung suizidgefährdeter Menschen
aufzeigen.

An dem ökumenischen Gottesdienst in Hannover mit zahlreichen Teilnehmenden
aus Gesellschaft, Politik, Bildung, Medizin und Religionsgemeinschaften
wirkten auch der hannoversche Landesbischof Ralf Meister und Bischof Dr.
Heiner Wilmer SCJ (Bistum Hildesheim) mit.

Hintergrund: Die Woche für das Leben jährt sich in diesem Jahr zum 25. Mal.
Seit 1994 ist sie die ökumenische Initiative der katholischen und der
evangelischen Kirche in Deutschland für die Anerkennung der
Schutzwürdigkeit und Schutzbedürftigkeit des menschlichen Lebens in allen
Phasen. Die Aktion, die immer zwei Wochen nach Ostersamstag beginnt und
sieben Tage dauert, will jedes Jahr Menschen in Kirche und Gesellschaft für
den Schutz des menschlichen Lebens sensibilisieren.

Das Themenheft und weitere Informationen stehen zur Verfügung unter:

http://www.woche-fuer-das-leben.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung 41/2019 vom 03.05.2019

Evangelische Kirche in Deutschland (EKD), Pressestelle

Herrenhäuser Straße 12, 30419 Hannover

Telefon: (0511) 2796-268/269/265/267, Fax: (0511) 2796-777

E-Mail: pressestelle@ekd.de

Internet: www.ekd.de
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INFOPOOL / RELIGION / CHRISTENTUM





KIRCHE/2196: Studie - Langfristige Projektion der Kirchenmitglieder und des Kirchensteueraufkommens (DBK)


Pressemitteilungen der Deutschen Bischofskonferenz vom 02.05.2019

Langfristige Projektion
der Kirchenmitglieder und des Kirchensteueraufkommens in Deutschland

Kardinal Marx und Landesbischof Bedford-Strohm: "Wir stellen uns auf
Veränderungen ein"



Das Forschungszentrum Generationenverträge (FZG) der
Albert-Ludwig-Universität Freiburg hat erstmals eine koordinierte
Mitglieder- und Kirchensteuervorausberechnung für die katholische und
evangelische Kirche in Deutschland erstellt. Für die 20 evangelischen
Landeskirchen und die 27 (Erz-)Bistümer der katholischen Kirche wurde
ermittelt, wie sich Kirchenmitgliederzahlen und Kirchensteueraufkommen
langfristig bis zum Jahr 2060 entwickeln werden - wenn das Tauf-, Austritts-
 und Aufnahmeverhalten der vergangenen Jahre auch für die Zukunft
repräsentativ ist. Diese Studie ist heute (2. Mai 2019) vom FZG, der
Deutschen Bischofskonferenz und der Evangelischen Kirche in Deutschland
(EKD) veröffentlicht worden.

Für die beiden großen Kirchen ist klar, dass man sich den in der Projektion
berechneten Entwicklungen frühzeitig stellen will: "Die Kirchen wollen die
Erkenntnisse der Studie nutzen, um sich langfristig auf Veränderungen
einzustellen. Diese Veränderungen werden kommen und es ist gut, in einer
heute wirtschaftlich guten Lage die Fragen von morgen in den Blick zu
nehmen", erklären der Ratsvorsitzende der EKD, Landesbischof Dr. Heinrich
Bedford-Strohm, und der Vorsitzende der Deutschen Bischofskonferenz,
Kardinal Reinhard Marx.

"Die Projektion 2060 beschreibt die Auswirkungen eines Trends, der schon
vor Jahren von der Sozialforschung festgestellt worden ist. Manches am
Rückgang an Kirchenmitgliedern werden wir nicht ändern können. Anderes aber
schon", betonte der EKD-Ratsvorsitzende Bedford-Strohm. "Überall in
Deutschland haben sich Christinnen und Christen auf den Weg gemacht, die
Ausstrahlungskraft unserer Kirche für die Zukunft so nachhaltig wie möglich
zu stärken. Und das ist keine Frage der Mitgliedschaftszahlen. Die vielen
Millionen Menschen, die sich in unseren Gemeinden und diakonischen
Einrichtungen aus Freiheit und nicht aus gesellschaftlicher Konvention
engagieren, sind schon heute die besten Botschafter der Kirche von morgen.
Deutschland wäre ärmer ohne die vielen Christinnen und Christen, die sich
aus der Kraft ihres Glaubens heraus für das Gemeinwesen einsetzen", so
Landesbischof Bedford-Strohm.

Kardinal Marx betont: "Die Verantwortung für die mittel- bis langfristige
Planung der kirchlichen Haushalte - auch im Sinne einer Verantwortung für
nachfolgende Generationen und angesichts des seelsorgerischen und sozialen
Engagements der Kirche in vielfältigen Tätigkeitsfeldern - hat uns zu
diesem Projekt veranlasst." Jetzt sei man dankbar, mit der aktuellen
Langfristprojektion ein tiefergehendes Know-how über die wichtigste
Einnahmequelle der Diözesen zu erlangen, um die kirchlichen Haushalte auch
mittel- und langfristig an die erwartete Entwicklung anpassen zu können.
"Wir geraten angesichts der Projektion nicht in Panik, sondern werden
unsere Arbeit entsprechend ausrichten. Das gilt in diesem Zusammenhang auch
für Fragen der künftigen Bedingungen in Bezug auf die Anzahl der
Kirchenmitglieder und die daraus resultierenden pastoralen Erfordernisse.
In der Kirche geht es immer darum, das Evangelium weiter zu sagen, auch
unter veränderten Bedingungen. Für mich ist die Studie auch ein Aufruf zur
Mission", so Kardinal Marx.

Das Projekt steht unter der Leitung von Prof. Dr. Bernd Raffelhüschen. Die
wissenschaftliche Mitarbeit liegt bei David Gutmann und Fabian Peters. Den
Berechnungen der Freiburger Wissenschaftler zufolge werden die
Mitgliederzahlen beider Kirchen bis 2060 um ca. die Hälfte zurückgehen.
Aufgrund stärkerer Zuwanderungsströme aus dem Ausland verliert die
katholische Kirche geringfügig weniger Mitglieder als die evangelische.
"Die Ergebnisse haben wir dem Grunde nach so erwartet", erklärt Bernd
Raffelhüschen. "Neu ist allerdings die Erkenntnis, dass sich weniger als
die Hälfte des Rückgangs mit dem demografischen Wandel erklären lässt.
Einen größeren Einfluss auf die Mitgliederentwicklung hat das Tauf-,
Austritts- und Aufnahmeverhalten von Kirchenmitgliedern." Für den
Finanzwissenschaftler ist damit klar, dass sich ein differenzierter Blick
auf die Gründe des Mitgliederrückgangs lohnt: "Die Kirchen sollten ihre
Anstrengungen bei der Suche nach Zusammenhängen, die sie beeinflussen
können, intensivieren." Mit dem Rückgang der Mitgliederzahlen werden sich
auch die finanziellen Möglichkeiten der beiden Kirchen bis 2060 in etwa
halbieren. Die sinkende Zahl an Kirchensteuerzahlern wird dazu führen, dass
die Einnahmen nicht im gleichen Maße wachsen wie die Ausgaben, sodass einem
tendenziell stagnierenden Kirchensteueraufkommen steigende Preise für
kirchliche Ausgaben - vor allem im Personalbereich - gegenüberstehen.
"Unsere Analyse macht aber auch deutlich, dass die Kirchen gerade in den
kommenden zwei Jahrzehnten weiterhin über Ressourcen zur Umgestaltung
verfügen. Diese gilt es klug einzusetzen", so Bernd Raffelhüschen.


Hinweise:

Die heute veröffentlichte Projektion des FZG ist eine Zusammenfassung der
Gesamtanalyse auf Bundesebene für die evangelische und katholische Kirche.
Weitere Informationen zur evangelischen Kirche finden Sie unter
www.ekd.de/projektion2060. Weitere Informationen zur katholischen Kirche
sowie Zahlen und Fragen und Antworten zur Studie sind unter www.dbk.de auf
der Themenseite "Projektion 2060" verfügbar.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 069 vom 2. Mai 2019

Deutsche Bischofskonferenz

Kaiserstraße 161, 53113 Bonn

Postanschrift: Postfach 29 62, 53019 Bonn

Telefon: 0228/103-0, Fax: 0228/103-254

E-Mail: pressestelle@dbk.de

Internet: www.dbk.de
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/06916: Zerstrittenheit von Kopf und Herz (SB)


Man muß kein Dinosaurier sein, wenn man zum Königsgambit greift, nur
sollte man dann wissen, daß das Königsgambit eine Hand verlangt, die
den Degen auch führen kann. Mittendrin im Gefecht plötzlich wie ein
Wegelagerer auf Raub auszugehen, verträgt sich nicht mit dieser alten
Eröffnung. Gambitspieler lieben das Risiko, Krämermentalität ist ihnen
fremd, ja fast schon unangenehm. Im heutigen Rätsel der Sphinx hatte
unser Schachfreund Richmann zwar den Kopf, um das Königsgambit zu
wählen, nicht aber das Herz, es auch wirklich zu spielen. Nachdem er
sich am schwarzen Eckturm gütlich getan hatte, revanchierte sich sein
Kontrahent Selter und zeigte ihm, wie sich ein Gambit auch aus der
Rückhand spielen läßt, Wanderer. Ziel all dieser Spielweisen aus alter
Zeit ist ja bekanntlich der gegnerische König.






[image: SCHACH-SPHINX/06916: Zerstrittenheit von Kopf und Herz (SB)]



Richmann - Selter

Köln 1982


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Sorglosigkeit und Sünde, klingt das nicht gleich? Weiß jedenfalls
wurde nach 1.g3-g4? aus dem Paradies vertrieben: 1...e5-e4! 2.Sc3xe4
b7-b6! 3.Lc5-d4 Lc8-a6 - die Pointe des Baueropfers - 4.Dd3-e3 Lg7xd4
5.De3xd4 De8-b5 6.Tc1-c2 - Flucht ist keine Lösung, zum Beispiel 6.Ke1-
d2 Db5-e2+ 7.Kd2-c3 Tf7-f3+ 8.Kc3-b4 De2-b5# - 6...Db5-d3 7.Tc2-d2 -
7.Se4-f6+ Tf7xf6 8.Dd4xf6 Ta8-e8+ - 7...Dd3-f3 und Weiß gab auf wegen
der Drohung 8.Th1-g1 Ta8-e8.



Erstveröffentlichung am 4. Mai 2006

3. Mai 2019
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / SOZIOLOGIE





JUGEND/108: Trennungsrisiko missglückter Berufseinstieg (idw)


Deutsches Jugendinstitut e.V. - 02.05.2019

Trennungsrisiko missglückter Berufseinstieg



Viele junge Paare halten den Berufseinstieg für den Grundstein einer
festen Beziehung. Doch eine Studie zeigt: Misslingt der Start ins
Arbeitsleben, ist die Trennungsrate insbesondere bei Männern deutlich
erhöht.

Der erste Job, höheres Gehalt, neue Freiheiten - viele junge Paare fiebern
dem Berufseinstieg entgegen, um endlich ein unabhängiges Leben zu zweit
beginnen zu können. Doch tatsächlich wird diese Zeit des Umbruchs für
manche Partnerschaften zur Belastungsprobe. Vor allem bei jungen Männern,
denen der Berufseinstieg misslingt, ist die Trennungsrate deutlich erhöht.
Das ist das zentrale Ergebnis einer repräsentativen Studie der beiden
Soziologinnen Valerie Heintz-Martin, Wissenschaftlerin des Deutschen
Jugendinstituts (DJI), und Cordula Zabel, Wissenschaftlerin am Institut
für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB). Sie untersuchten, inwiefern
sich der Übergang von der Ausbildung in den Beruf stabilisierend oder
destabilisierend auf Partnerschaften auswirkt. Demnach ist die
Trennungsrate bei Männern, die beim Berufseinstieg scheitern, um 43
Prozent höher als bei Männern, die den Übergang erfolgreich meistern. Bei
Frauen zeigen sich diese Effekte dagegen nicht.

Die beiden Wissenschaftlerinnen analysierten Daten aus dem Beziehungs- und
Familienpanel Pairfam. Dieser liefert Längsschnittdaten über
Partnerschaftsverläufe junger Menschen in Deutschland. In ihrer
Ereignisdatenanalyse werteten Heintz-Martin und Zabel Daten von mehr als
1500 westdeutschen Männern und Frauen im Alter von 18 bis Anfang 30 aus.
Während sich frühere Forschungsarbeiten meist mit dem Einfluss des
Berufseinstiegs auf die Neigung von Paaren befassten, in eine Wohnung
zusammenzuziehen, untersucht die aktuelle Studie ebenso die Trennungsrate
beim Wechsel von der Ausbildung oder dem Studium in den Beruf.

Die beiden Autorinnen der Studie prüften unter anderem, welchen Einfluss
Arbeitslosigkeit auf die Stabilität von Partnerschaften hat. In einem
Modell mit drei parallelen Prozessen wurde der Einfluss von Ausbildung,
Beschäftigung und Nicht-Beschäftigung auf die Trennungsrate und die
Zusammenzugsrate untersucht, bei gleichzeitiger Berücksichtigung von
Bestimmungsfaktoren des Berufseintritts. Dabei zeigten sich die deutlichen
geschlechtsspezifischen Unterschiede.

"Unsere Ergebnisse zeigen, dass die Arbeitslosigkeit des Mannes junge
Paare stark belastet, die Arbeitslosigkeit der Frauen dagegen nicht",
erklärt Heintz-Martin. Verantwortlich für diese geschlechtsspezifische
Differenz könne zum einen sein, dass Männer und Frauen persönliche
Lebenskrisen unterschiedlich verarbeiten. Zum anderen scheinen aber auch
traditionelle Rollenbilder einen Einfluss zu haben, folgert die
Soziologin: "Offenbar sehen die jungen Paare Männer immer noch in der
Rolle des Ernährers."



Die Studienergebnisse sind unter dem Titel "The stability of partnerships
across the transition from education to employment" im Journal of Youth
Studies erschienen, eine interdisziplinäre sozialwissenschaftliche
Peer-Review-Zeitschrift für Jugendforschung. Der Artikel ist
kostenpflichtig.

Originalpublikation:

Heintz-Martin, Valerie/ Zabel Cordula. (2018):

The stability of partnerships across the transition from education
to employment.

Journal of Youth Studies. 

https://doi.org/10.1080/13676261.2018.1562164

Weitere Informationen unter:

http://www.dji.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution360

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Deutsches Jugendinstitut e.V., 02.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / VERANSTALTUNGEN





TREFF/350: Frankfurt - Soziale Interventionsforschung und angewandte Sozialwissenschaften, 6.-10.5.19


Frankfurt University of Applied Sciences

Über soziale Interventionsforschung und angewandte Sozialwissenschaften
diskutieren

21. Internationale Woche am Fachbereich Soziale Arbeit und Gesundheit
bringt Studierende mit Forschenden aus 11 Ländern zusammen



In diesem Jahr lädt das neu gegründete Kompetenzzentrum "Soziale
Interventionsforschung" Lehrende und Forschende von Partnerhochschulen zur
21. Internationalen Woche des Fachbereichs Soziale Arbeit und Gesundheit
an die Frankfurt University of Applied Sciences (Frankfurt UAS ) ein. Vom
6. bis 10. Mai 2019 sind sie an der Frankfurter Hochschule zu Gast. Ziel
der Woche ist es, mit Studierenden, dem Kollegium, Fachkräften aus der
Praxis und einer breiteren Öffentlichkeit über Forschungsergebnisse und
Methoden im Bereich der angewandten Sozialwissenschaften zu diskutieren.
Damit sollen die internationale Vernetzung und die wissenschaftliche
Zusammenarbeit gefördert werden.

Teilnehmen werden 20 Forschende aus 11 Ländern (Frankreich, Griechenland,
Großbritannien, Indien, Israel, Malaysia, Marokko, Namibia, Österreich,
Ungarn und Südafrika). Arbeitssprache ist Englisch. Neben vielen
hochschulinternen Veranstaltungen und Arbeitstreffen wird es auch die
Möglichkeit für Interessierte geben, zwei Panelveranstaltungen in
englischer Sprache zu besuchen: Am Dienstag, dem 7. Mai 2019 findet von
16:00 bis 17:30 Uhr eine Diskussion über die Erforschung sozialer Ein- und
Ausschlüsse unter Leitung von Prof. Dr. Julia Bernstein statt. Am
Donnerstag, dem 9. Mai 2019 diskutieren um 16:00 Uhr internationale Gäste
mit Prof. Stefan Timmermanns über "das Wie" von sozialer
Interventionsforschung. Zudem ist die Key-note von Prof. Catherine
Delcroix "Social Intervention Research - the approach of the master in
Sociology of the Strasbourg University" am Donnerstag, dem 9. Mai 2019 um
12:00 Uhr öffentlich. Eine Anmeldung zu den drei öffentlichen
Veranstaltungen ist nicht erforderlich.

Einer der forschungsstarken Bereiche der Frankfurt UAS ist die Soziale
Arbeit. Dem Fachbereich Soziale Arbeit und Gesundheit wurde am 1. Januar
2017 das Promotionsrecht verliehen. Im Juni 2018 wurde das
Kompetenzzentrum "Soziale Interventionsforschung" eröffnet, das die Arbeit
von Forschenden im Bereich der Sozialen Arbeit bündelt. Der Arbeit des
Kompetenzzentrums liegt ein Verständnis von sozialen Interventionen
zugrunde, das politische, rechtliche, ökonomische sowie
pädagogisch-psychologische Interventionen umfasst und deren Mehrstufigkeit
aus interdisziplinärer wie intersektionaler Perspektive erforschen will. Der
Fokus des Kompetenzzentrums liegt auf der kritischen
Institutionenforschung, der Interaktionsforschung sowie der Professions-
und Habitusforschung mit Bezug auf die Soziale Arbeit.

Termine:

Panel Discussion: Research on Social Inclusion

Dienstag, 7. Mai 2019, 16-17:30 Uhr

Ort: Frankfurt University of Applied Sciences, Nibelungenplatz 1, 60318
Frankfurt am Main, Gebäude 2, Erdgeschoss, Raum 017

Anmeldung: keine

Teilnahmegebühr: Eintritt frei

An der Podiumsdiskussion nehmen teil:

- Prof. Amitsis, Universität West Attica, Griechenland

- Assoc. Prof. Md Yusof, Institut für internationale und malaysische
Studien, Malaysia

- Prof. Victor Narzary, Assam Bon Bosco Universität, Indien

- Prof. Dr. Pflegerl, Ilse Arlt Institut für Soziale Inklusionsforschung,
Österreich

- Julia Vajda, Soziologisches Institut der Eötvös Loránd Universität, Ungarn

Leitung von Prof. Julia Bernstein, Frankfurt UAS, Kompetenzzentrum Soziale
Interventionsforschung

Key-note von Prof. Catherine Delcroix:

Social Intervention Research - the approach of the master in Sociology of
the Strasbourg University

Donnerstag, 9. Mai 2019, 12-13:30 Uhr

Ort: Frankfurt University of Applied Sciences, Nibelungenplatz 1,
BCN-Hochhaus, Eingang Nordendstraße, 10. Stock, Raum 1023

Anmeldung: keine

Teilnahmegebühr: Eintritt frei

Panel Discussion: How to approach the Research of Social Intervention?

Donnerstag, 9. Mai 2019, 16-17:30 Uhr

Ort: Frankfurt University of Applied Sciences, Nibelungenplatz 1,
BCN-Hochhaus, Eingang Nordendstraße, 4. Stock, Raum 431

Anmeldung: keine

Teilnahmegebühr: Eintritt frei
An der Podiumsdiskussion nehmen teil:

- Prof. Catherine Delcroix, Universität Strasbourg, Frankreich

- Prof. Nicolette Roman, Universität des Western Cape, Südafrika

- Assist. Prof. Maryem Yousouffi, Ibn Zohr Universität, Marokko

Leitung von Prof. Stefan Timmermanns, Frankfurt UAS, Kompetenzzentrum
Soziale Interventionsforschung


Weitere Informationen unter:

https://www.frankfurt-university.de/IW-FB4

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution295

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Frankfurt University of Applied Sciences, 30.04.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / VERANSTALTUNGEN





VORTRAG/477: Erfurt - Vortragsreihe "Stadtentwicklung im internationalen Kontext", 7., 21. und 28.5.19


Fachhochschule Erfurt - 25.04.2019

Vortragsreihe "Stadtentwicklung im internationalen Kontext"

Am 7. Mai 2019 beginnt an der Fachhochschule Erfurt die öffentliche
Vortragsreihe zum Thema "Stadtentwicklung im internationalen Kontext".



Im Rahmen der öffentlichen Vortragsreihe "Stadtentwicklung im
internationalen Kontext" steht in diesem Sommersemester die
Herausforderung der nachhaltigen Siedlungsentwicklung und des Wohnens
zwischen Wunsch und Wirklichkeit und ihre Auswirkung auf die
Entwicklung von Städten im Fokus. In drei Vorträgen werden Einblicke
in den Umgang mit nachhaltiger Siedlungsentwicklung gegeben sowie
dabei entstehende Kontroversen mit Nachhaltigkeit beleuchtet.

Anhand von internationalen Beispielstädten aus Europa, Asien und
Amerika wird aufgezeigt, mit welchen unterschiedlichen Ausgangslagen
und Problemstellungen Städte im internationalen Vergleich konfrontiert
werden, wie sich Planung und Planungssysteme in einem globalen Kontext
unterscheiden und wie Möglichkeiten aussehen, zukünftige
Siedlungsentwicklung und Wohnen nachhaltig zu gestalten. Nicht zuletzt
stellt sich die Frage, was deutsche Städte daraus lernen können. Die
Vortragenden stellen ihre wissenschaftlichen und praktischen
Ergebnisse zu durchgeführten Forschungen aus Europa, Neuseeland,
Südamerika, Vietnam und China zu folgenden Themen vor:

- 07.05.2019

Thema: Die 'Neue Soziale Wohnungsfrage' aus Sicht von Stadtplanung und
Stadtpolitik: Vergleichende Reflektionen aus Wien, Singapur und
Auckland

Referent: Dr. Steffen Wetzstein (University of Western Australia,
Perth)

- 21.05.2019

Thema: Ressourceneffiziente Siedlungsentwicklung in Stadtregionen am
Beispiel von Städten in Vietnam und China

Referent: Dr. Georg Schiller (IÖR - Leibniz Institut für ökologische
Raumentwicklung, Dresden)

- 28.05.2019

Thema: Stadtentwicklung in Kolumbien: Zwischen sozialen Innovationen
und sozialer Spaltung

Referent: Prof. Dr. Florian Koch (Hochschule für Technik und
Wirtschaft, Berlin)

Der Eintritt ist frei und Interessierten sind herzlich willkommen. Die
Vorträge finden jeweils ab 16 Uhr im Audimax der Fachhochschule
Erfurt, Altonaer Straße 25, statt.

Veranstalter sind die Fachrichtung Stadt- und Raumplanung und das ISP -
Institut für Stadtforschung, Planung und Kommunikation an der
Fachhochschule Erfurt.



http://idw-online.de/de/attachment71706
Plakat der Vortragsreihe "Stadtentwicklung im internationalen Kontext"

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news714626

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:
http://idw-online.de/de/institution252

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Fachhochschule Erfurt - 25.04.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





SCHAUSPIEL/1273: Theater Erlangen - Das hässliche Universum, 16. und 17.5.2019


THEATER ERLANGEN

Das hässliche Universum

Ein poetischer Weltuntergang von Laura Naumann

LETZTE VORSTELLUNGEN

16.05.19 | 19.30 Uhr | Markgrafentheater

17.05.19 | 19.30 Uhr | Markgrafentheater

Einführung jeweils 30 Minuten vor Vorstellungsbeginn im Foyercafé



Die Protagonist*innen sind auf der Suche nach einer besseren Zukunft,
und ihnen ist klar: "Wir müssen was machen, und zwar was Anderes."
Getrieben vom lähmenden Gefühl, die komplexe Gegenwart und einander
nicht mehr zu verstehen, kreisen alle auf ihren eigenen Umlaufbahnen
und ringen um Halt und Haltung, obwohl - oder gerade weil - die Welt,
wie wir sie kennen, schon morgen eine andere sein wird.

Regie: Juliane Kann 

Mit: Charles P. Campbell, Lisa Fedkenheuer, Hermann Große-Berg, Alissa
Snagowski, Janina Zschernig

Kartenkauf:

Online über www.theater-erlangen.de

Theaterkasse:

Mo., Do.: 12.00 - 18.00 Uhr; Di., Fr.: 10.00 - 16.00 Uhr;

Mi.: geschlossen; Sa.: 11.00 - 14.00 Uhr

Die Abendkassen sind eine Stunde vor Vorstellungsbeginn geöffnet.

 * 

Quelle:

Theater Erlangen

Hauptstr. 55, 91054 Erlangen

Theaterkasse:

Theaterstr. 1, 91054 Erlangen

Telefon 09131 86 2511

E-Mail: service@theater-erlangen.de

Internet: www.theater-erlangen.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





TREFF/461: Theater Erlangen - Auf der Rolle mit Ralph Jung, 16.5.2019


THEATER ERLANGEN

AUF DER ROLLE MIT RALPH JUNG

Zu Gast: 2 Aktivistinnen von "Fridays for Future" Erlangen

Late-Night-Talk


16.05.19 | 21.00 Uhr | Theatercafé



Ralph wills wissen: Wie wird man eigentlich Bürgermeister, warum klebt
Tapetenkleister? Was treibt Menschen an? Und warum machen sie das, was
sie machen? Wir leben in Zeiten der Veränderung; wo wollen wir hin und
was ist uns wichtig? Im Late-Night-Talk des Theater Erlangen treffen
Schauspieler Ralph Jung und DJane Vanessa Ueberacher Menschen aus
Erlangen, die etwas zu erzählen haben. Als leidenschaftlicher
Rennradler interviewt Ralph Jung seine Gäste "auf der Rolle", d. h.
auf einem aufgebockten Fahrrad.

Kartenkauf:

Online über www.theater-erlangen.de

Theaterkasse:

Mo., Do.: 12.00 - 18.00 Uhr; Di., Fr.: 10.00 - 16.00 Uhr;

Mi.: geschlossen; Sa.: 11.00 - 14.00 Uhr

Die Abendkassen sind eine Stunde vor Vorstellungsbeginn geöffnet.

 * 

Quelle:

Theater Erlangen

Hauptstr. 55, 91054 Erlangen

Theaterkasse:

Theaterstr. 1, 91054 Erlangen

Telefon 09131 86 2511

E-Mail: service@theater-erlangen.de

Internet: www.theater-erlangen.de
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ABWASSER/287: Resistenzgene in Kläranlagen - Erprobung der 4. Reinigungsstufe (BBU WASSER-RUNDBRIEF)


BBU-WASSER-RUNDBRIEF - Nr. 1141, vom 28. März 2019 - 38. Jahrgang

regioWASSER e.V. - Freiburger Arbeitskreis Wasser im Bundesverband
Bürgerinitiativen Umweltschutz e.V. (BBU)

Resistenzgene werden in Kläranlagen angereichert



Die üblichen Kläranlagen reduzieren die Zahl der Bakterien um mehrere
Größenordnungen. Aber die Bakterien, die sich noch im Ablauf der
Kläranlagen befinden, haben es in sich. Der relative Anteil von
antibiotikaresistenen Bakterien ist im Ablauf deutlich höher als im
Zulauf der Kläranlage. Es scheint so, dass die Reinigungsvorgänge in
der Kläranlage den antibiotikaresistenten Bakterien einen
Selektionsvorteil bieten. WissenschaftlerInnen der Eidgenössischen
Anstalt für Wasser, Abwasser und Gewässerschutz (EAWAG) haben sich in
zwölf Kläranlagen in der Schweiz mal näher angeschaut, wie der
Gentransfer in Abwasserreinigungsanlagen (ARA) funktioniert. Dabei
konnte festgestellt werden, dass von den Resistenzen, die im Abfluss
festzustellen sind, nur ein Teil schon im Zulauf vorhanden war.
Offenbar ist im bakteriellen Belebtschlamm in der biologischen
Reinigungsstufe ein großer Pool von Resistenzen vorhanden. Antibiotika
im Abwasser, aber möglicherweise auch Biozide und Schwermetalle
scheinen die Resistenzausbildung im Belebtschlamm zu fördern. Auch
wenn Antibiotika im Abwasser nur im Spurenbereich vorhanden sind,
scheint es so, dass auch diese niedrigen Konzentrationen bereits
ausreichen, um ständige Veränderungen in den Resistenzeigenschaften
der Belebtschlamm-Bakterien zu triggern. Bakterien mit Resistenzen
scheinen im Belebtschlamm "Überlebensvorteile" zu haben. In der
Ausgabe der eawag-news vom 12.12.18 wird berichtet, dass "eine kleine
Gruppe von Resistenzgenen (...) auf allen Stufen der Reinigung"
nachgewiesen werden konnte - und weiter:

"Dieser «harte Kern» schmuggelt sich durch die ARA und ist
vergleichsweise häufig anzutreffen. Aber rund 70 Prozent der
verschiedenen Resistenzgene, die mit dem Abwasser in die ARA gelangen,
werden im Verlauf des Reinigungsprozesses eliminiert. Dafür kommen
aber auch neue hinzu."

Rund 40 Prozent der Resistenzen im Auslauf der ARA hätten ihren
Ursprung vermutlich im Belebtschlamm. Eine weitere Erkenntnis:

"Die Bakterien in den biologischen Reinigungsstufen enthalten zum Teil
Resistenzgene, die zu 100 Prozent identisch sind mit denen von
Krankheitserregern. Diese haben sie vermutlich durch Genaustausch
erworben."

Um zu verhindern, dass die resistenten Bakterien in die Gewässer
gelangen, empfehlen die AutorInnen, die Biomasse nach der
Abwasserreinigung möglichst vollständig aus dem gereinigten Abwasser
zu entfernen. Die derzeit in der Schweiz betriebene Einführung einer
"Vierten Reinigungsstufe" zur Eliminierung der Mikroverunreinigungen
könnte hierfür eine Chance bieten, heißt es in dem Beitrag
"Resistenzen schmuggeln sich durch Kläranlagen" in den eawag-news 04
v. 12.12.18. Download unter www.ewag.ch

Auch die Originalpublikation gibt es im Internet: 

Ju, F.; Beck, K.; Yin, X.; Maccagnan, A.; McArdell, C. S.; Singer, H.
P.; Johnson, D. R.; Zhang, T.; Bürgmann, H. (2018) Wastewater
treatment plant resistomes are shaped by bacterial composition,
genetic exchange, and upregulated expression in the effluent
microbiomes, ISME Journal, doi:10.1038/s41396-018-0277-8,
Institutional Repository

Bachflohkrebse schwören auf Pulveraktivkohle

An der Sinnhaftigkeit der zuvor erwähnten "Vierten Reinigungsstufe"
zur Eliminierung von Mikroverunreinigungen bestehen selbst in
Fachkreisen immer noch Zweifel. Es sei nicht erkennbar, dass der
Aufwand in einem vernünftigen Verhältnis zum zusätzlichen
Gewässerschutz stehen würde. Wissenschaftler der oben erwähnten eawag
haben den Praxistest gemacht und die Schadstoffaufnahme vor und nach
der Inbetriebnahme einer vierten Reinigungsstufe untersucht. Darüber
hinaus wurden an 13 weiteren Kläranlagen (schweizerische Bezeichnung:
Abwasserreinigungsanlage - ARA) in Wasserproben und in Bachflohkrebsen
(Gammariden) die Konzentration von Mikroverunreinigungen bestimmt.
Über das Ergebnis wird in dem Aufsatz "Überraschender Fund von
Schadstoffen in Flohkrebsen" in den eawag-news 04 vom 12.12.18
(download: siehe Notiz zuvor) berichtet: Insgesamt konnten 63
verschiedene Mikroverunreinigungen aus den Flohkrebsen extrahiert
werden.

"Im Durchschnitt fanden sich in den Exemplaren oberhalb des
ARA-Ausflusses vier, in denjenigen unterhalb 14 Substanzen. (...) Die
am häufigsten detektierten Substanzen in den Flohkrebsen waren das
Antidepressivum Citalopram, der UV-Filter Benzophenon, das
Metall-Korrosionsschutzmittel Benzotriazol und das Insektizid
Thiacloprid. Von letzterem ist bekannt, dass es toxisch auf Flohkrebse
und andere wirbellose Tiere wirken kann."

Neben Thiacloprid habe man "drei weitere Insektizide, und zwar
Imidacloprid, Acetamiprid und Clodthianidin" analysieren können.

"Obwohl diese in den Wasserproben nur in geringen oder gar nicht
messbaren Konzentrationen vorhanden waren, kamen sie überraschend
häufig in den Gammariden vor - die Organismen schienen die Substanzen
im Körper anzureichern."

Die erfreuliche Erkenntnis: Nach dem man die ARA Hersiau im Jahr 2015
mit einer vierten Reinigungstufe (Pulveraktivkohle) ausgestattet
hatte, fanden sich in den Gammariden unterhalb der ARA keine
Mikroverunreinigungen mehr.

Großexperiment in der Schweiz: Effekt der 4. Reinigungsstufe

Was man an Hand der Bachflohkrebse im "Vorfluter" der ARA Herisau
untersucht hat, soll jetzt im Forschungsprojekt "EcoImpact" in großem
Maßstab an 24 weiteren Kläranlagen in der Schweiz verifiziert werden.
Dazu heißt es in den eawag-news: "Mit dem Entscheid, rund 100
Kläranlagen mit einer zusätzlichen Reinigungsstufe zur Elimination von
Mikroverunreinigungen aufzurüsten, hat die Schweiz international eine
Pionierrolle im Gewässerschutz übernommen. Das bietet für die
Forschung eine einmalige Gelegenheit, die Auswirkungen dieser
Spurenstoffe auf aquatische Ökosysteme zu untersuchen und zu
vergleichen. An 24 ausgewählten Flussstrecken ober- und unterhalb von
Kläranlagen im Schweizer Mittelland und im Jura erfasst EcoImpact
molekulare, physiologische und ökologische Parameter."

Das Schweizer Programm zur Errichtung von vierten Reinigungsstufen zur
Eliminierung von Mikroverunreinigungen adressiert nicht nur große
Kläranlagen. Sofern Trinkwasserentnahmen aus dem Uferfiltrat von
Bächen erfolgen, werden auch die dort liegenden kleinen Kläranlagen
mit Anlagen zur Entfernung von Mikroverunreinigungen ausgestattet.

Die Originalpublikation:

Munz, N. A.; Fu, Q.; Stamm, C.; Hollender, J. (2018) Internal
concentrations in gammarids reveal increased risk of organic
micropollutants in wastewater-impacted streams, Environmental Science
and Technology, 52(18), 10347-10358, doi:10.1021/acs.est.8b03632,
Institutional Repository

Wer soll die "Vierte Reinigungsstufe" bezahlen?

Dass Mikroverunreinigungen die Gewässerökologie schädigen, wird immer
offensichtlicher. Insofern steigt der Druck und die Erwartungshaltung,
dass Kläranlagen mit einer "Vierten Reinigungsstufe" zur Eliminierung
der Mikroverunreinigungen aufgerüstet werden sollen. Die Frage ist,
wer diese Investitionen, die sich bundesweit auf Milliarden Euro
belaufen werden, stemmen soll. Um diese Frage zu debattieren, hatten
das Bundesumweltministerium (BMU) und das Umweltbundesamt (UBA) zu
einem "Finanzierungs-Symposium" für den 22. und 23. Jan. 2019
eingeladen gehabt. Auf dem zweitägigen Symposium wurde deutlich, dass
das Verursacherprinzip bei der Finanzierung der "Vierten Stufe" kaum
durchzusetzen sein wird. Gegen eine Abgabe auf Pestizide und/oder
Arzneimittel kam geharnischter Protest der Hersteller. Zudem wurde
eingewandt, dass eine Produktabgabe nicht verfassungskonform sein
würde. Vor allem dem Umweltministerium in Stuttgart steckt noch das
Schicksal der badenwürttembergischen Abfallabgabe in den Knochen. Die
Abfallabgabe zur Finanzierung der Altlastensanierung war als nicht
verfassungskonform kassiert worden - und Baden-Württemberg musste
Millionenbeträge an die Abgabenpflichtigen zurückzahlen. Der Charme
einer Pestizid- und Arzneimittelabgabe würde darin bestehen, dass
entsprechende Abgaben eine Lenkungswirkung entfalten würden: Je
gewässerschädigender das Pestizid oder Medikament, desto höher die
Abgabe. Insofern könnte eine Produktabgabe die Produzenten dazu
anreizen, weniger gewässerschädigende Produkte zu entwickeln. Aber die
Befürworter einer Produktabgabe mit Lenkungsfunktion standen auf dem
Berliner Symposium auf verlorenem Posten. Insofern scheint alles auf
eine pauschale Erhöhung der Abwasserabgabe hinaus zulaufen.

Wichtige Inhalte und Ergebnisse

zum "Finanzierungs-Symposiums" können unter

https://www.finanzierungssymposium-spurenstoffe.de

abgerufen werden.

Mehr zur diskutierten Modifikation des Abwasserabgabengesetzes in der
nächsten Notiz ...

Für die "Vierte Stufe" die Abwasserabgabe erhöhen

Das in den 70er Jahren konzipierte Abwasserabgabengesetz verpflichtet
kommunale und industrielle Kläranlagenbetreiber zur Zahlung einer
Abgabe, die sich an Schadeinheiten für ausgewählte "Zahlparameter"
ausrichtet. Je höher die Frachten an der organischen Restbelastung
sowie an Nährstoffen im geklärten Abwasser sind, desto höher fällt die
Abgabe aus. Bei industriellen Direkteinleitern werden bei der
Abgabenhöhe zusätzlich noch Schwermetalle und Organochlorverbindungen
("AOX"), ggf. auch die Giftigkeit gegenüber Fischeiern, zugrunde
gelegt. Abweichend von dieser Systematik soll bei der Erhöhung der
Abgabe zur Finanzierung des Ausbaus von Kläranlagen mit vierten
Reinigungsstufen ein Zuschlag erhoben werden, der sich nach der Zahl
der angeschlossenen Einwohnerwerte (EW) richtet. Also: Je mehr
Menschen und Gewerbebetriebe ("Indirekteinleiter") an eine Kläranlage
angeschlossen sind, desto höher fällt der Zuschlag auf die
Abwasserabgabe aus, so die ersten Denkmodelle. Der Zuschlag wird vom
Kläranlagenbetreiber anschließend auf die Zahler der Abwassergebühr
umgelegt. Sämtliche Details hierzu finden sich noch in der Diskussion.
Im Grundsatz ist die Modifikation des Abwasserabgabengesetzes (AbwAG)
aber schon im Koalitionsvertrag der GroKo festgeschrieben worden.
Moniert wird allerdings, dass ein derart gestalteter Zuschlag
keinerlei quellenbezogene Lenkungswirkung entfalten würde. Die
Hersteller von spurenstoffhaltigen Produkten wären aus dem Schneider.
Eine Anreizwirkung könnte ein Zuschlag auf die Abwasserabgabe
allerdings auf die kommunalen Kläranlagenbetreiber ausüben: Denn wer
eine "Vierte Reinigungsstufe" baut, soll nicht nur einen aus der
Abwassergabe finanzierten Zuschuss bekommen. Erwogen wird, dass der
Abgabenpflichtige für die Laufzeit des Betriebs der "Vierten Stufe"
von der Zahlung des Zuschlags auf die Abwasserabgabe befreit werden
könnte.

Wer ist für eine "Vierte Stufe" prädestiniert?

In Baden-Württemberg bestehen erste Überlegungen, für welche
Kläranlagen der Bau einer "Vierten Stufe" besonders empfehlenswert
wäre. Bisher funktioniert die Aufrüstung von kommunalen Kläranlagen in
Ba.-Wü. eher nach dem "Lustprinzip". Auf 14 Kläranlagen im Land wird
bereits eine "Vierte Stufe" betrieben. Das reicht von Großkläranlagen
wie in Mannheim oder im Ulm bis hinunter auf eine kleine Kläranlage
mit nur 5.000 Einwohnerwerten auf der Schwäbischen Alb. Wer sich
freiwillig gemeldet hat, wurde vom Umweltministerium großzügig
gefördert. Künftig soll aber mehr Systematik in die Nachrüstung mit
"Vierten Stufen" kommen: "Weg vom Lustprinzip und hin zum
Notwendigkeitsprinzip."

Ein erstes Priorisierungskonzept hat das Stuttgarter Umweltministerium
im Internet unter 

https://um.baden-wuerttemberg.de/de/umwelt-natur/schutz-natuerlicher-lebensgrundlagen/wasser/abwasser/spurenstoffe/ 
veröffentlicht. Danach
gibt es in Baden-Württemberg 911 Kläranlagen, von denen 60% in ein
Fließgewässer einleiten, das bei Niedrigwasser einen Abwasseranteil
von mehr als 10% aufweist. Die Schwelle für den Ausbau mit einer
"Vierten Stufe" soll auf einen Abwasseranteil von mehr als 33 Prozent
beim Mittleren Niedrigwasserabfluss (MNQ) gelegt werden. Zur
Diskussion steht aber auch eine 50-Prozent-Zahl. Empfohlen wird ferner
ein Ausbau derjenigen Kläranlagen, die in empfindlichen Regionen
liegen - beispielsweise auf der Schwäbischen Alb, wo das herkömmlich
gereinigte - aber immer noch spurenstoffträchtige - Abwasser im
karstigen Untergrund versickert und wo dann die Gefahr besteht, dass
die schwer abbaubaren Abwasserinhaltsstoffe in einer zur
Trinkwassergewinnung genutzten Karstquelle wieder auftauchen.
Prädestiniert für eine Eliminierung von Mikroverunreinigungen sind
ferner die Kläranlagen im Einzugsgebiet des Bodensees. Schließlich
hängt die Trinkwasserversorgung des gesamten mittleren Neckarraums und
darüber hinaus von einer einwandfreien Gewässergüte im Bodensee ab. In
dem "Arbeitspapier Spurenstoffelimination auf kommunalen Kläranlagen
in Baden-Württemberg" mit Stand vom 20. Nov. 2018 geht man davon aus,
dass sich für die großen baden-württembergischen Kläranlagen über
500.000 EW ein Ausbau von selbst versteht. In der Summe ergeben sich
etwa 125 Kläranlagen, die für einen Ausbau vorgesehen sind. Bei
größeren Kläranlagen wird für den Betrieb der "Vierten Stufe" mit
Kosten von zwei bis acht Euro pro Einwohner und Jahr gerechnet. Bei
den kleinen Anlagen könnten Kosten zwischen 12 bis 15 Euro pro
Einwohner und Jahr anfallen. Falls tatsächlich ein Zuschlag zur
Abwasserabgabe eingeführt werden sollte, könnten diese Kosten dann von
den Betreibern einer "Vierten Stufe" mit dem entfallenden Zuschlag auf
die Abgabe gegengerechnet werden. Bei den Investitionskosten können
die Anlagenbetreiber je nach Größe nach dem jetzigen Stand mit einem
Zuschuss von 20 bis 80 Prozent rechnen.

 * 

Quelle:

BBU-WASSER-RUNDBRIEF Nr. 1141

Herausgeber:

regioWASSER e.V. - Freiburger Arbeitskreis Wasser

im Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz e.V. (BBU),

Grete-Borgmann-Strasse 10, 79106 Freiburg i./Br.

E-Mail: post@regiowasser.de

Internet: www.akwasser.de, www.regioWASSER.de

 

Der BBU-WASSER-RUNDBRIEF kann abonniert werden durch Voreinzahlung

von 30 Euro für 30 Ausgaben auf das Postbankkonto Arbeitsgruppe

Wasser, Kto-Nr. 41952 757, Postbank Klrh., BLZ 660 100 75.

 

Meinungsbeiträge geben nicht in jedem Fall die Position des BBU wieder!

Die Weiterverwendung der Informationen in diesem RUNDBRIEF ist bei
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STADT/500: Kleingärten liegen vor allem in den Großstädten im Trend (idw)


Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR) - 02.05.2019

Kleingärten liegen vor allem in den Großstädten im Trend

Neue BBSR-Studie zeigt, wie sich das Kleingartenwesen wandelt



Besonders in großen Städten und verdichteten Räumen werden Kleingärten
immer beliebter. Eine vom Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und
Raumforschung (BBSR) beauftragte Studie zeigt, wie sich
Kleingartenvereine gemeinsam mit Kommunen auf eine sich ändernde
Nachfrage einstellen.




[image: Foto: © Weeber+Partner/W+P GmbH]

Wege durch die Dortmunder Kleingartenanlage Glück Auf

Foto: © Weeber+Partner/W+P GmbH



Die einzelnen Bundesländer sind der Studie zufolge sehr
unterschiedlich mit Kleingärten ausgestattet. Mehr als der Hälfte
aller Kleingärten - rund eine halbe Million - liegen in den
ostdeutschen Ländern. Bundesweit stehen rund 65.000 Kleingärten leer.
Vor allem in ländlichen Regionen mit sinkender Einwohnerzahl stieg der
Leerstand von Kleingärten zuletzt an. Die mangelnde Nachfrage ist auch
ein Grund dafür, warum der Bestand seit 2011 um rund 25.000
Kleingärten sank. In vielen großen und wachsenden Städten ist die
Nachfrage dagegen gestiegen, besonders junge Familien verwirklichen
hier ihren Wunsch nach einem eigenen Garten. Die Kleingartennutzer
werden nicht nur jünger, sondern auch internationaler, weil immer mehr
Menschen unterschiedlicher Herkunft die Angebote der Vereine nutzen.




[image: Foto: © Weeber+Partner/W+P GmbH]

Parzelle für den Schulgartenunterricht in der Jenaer Kleingartenanlage
Am Ostbad

Foto: © Weeber+Partner/W+P GmbH



Zwar geraten Kleingartengebiete zunehmend in Konkurrenz zu anderen
Nutzungsansprüchen - etwa für den Wohnungsbau. Dennoch reduzierte sich
der Bestand in den wachsenden Städten laut Studie nur geringfügig. Ein
Grund dafür ist die im Bundeskleingartengesetz verankerte
Ersatzpflicht für Kleingärten, die in einigen Kommunen durch weitere
Vereinbarungen zusätzlich konkretisiert werden. Um der Nachfrage nach
Kleingärten in den wachsenden Städten besser gerecht zu werden,
entstehen mancherorts kleinere Parzellen, große Gärten werden geteilt
oder mehr Flächen gemeinschaftlich genutzt.

Die Kleingartengemeinschaft öffnet sich zusehends und fügt sich immer
stärker in das öffentlich zugängliche Grün- und Freiraumsystem der
Städte ein. Die Kleingartenvereine passen sich der Studie zufolge
zunehmend den sich wandelnden Bedürfnissen nach "Grün in der Stadt"
an, indem sie Zäune abbauen, Angebote auch für die Anwohner der
angrenzenden Quartiere schaffen und durch Beratung eine nachhaltige
Bewirtschaftung der Gärten unterstützen. Auch bieten viele Vereine
Kitas und Schulen die Möglichkeit, Flächen als naturnahe Lernorte zu
nutzen.

"Kleingärten sind Orte gemeinschaftlicher Erlebnisse, der Erholung und
Freizeitgestaltung. Sie stärken das Miteinander und fördern die
Integration. Sie tragen zu einem besseren Stadtklima und einer
vielfältigen Stadtnatur bei. Das bürgerschaftliche Engagement der
Vereine fördert den Erhalt von Grün- und Freiräumen. Die Studie zeigt,
wie sich die grünen Oasen auch in den dicht bebauten Städten
entwickeln lassen, damit möglichst viele Menschen davon profitieren",
sagt der Leiter des BBSR Dr. Markus Eltges.

Für die Studie befragte das Forscherteam Landesministerien, kommunale
Verwaltungen, Landesverbände des Bundesverbands Deutscher
Gartenfreunde e. V., Stadt-, Bezirks- und Regionalverbände sowie
Kleingärtnervereine. Fallstudien in Dortmund, Dresden, Frankfurt/Main,
Hamburg, Hannover, Jena, Münster und Regensburg dienten der
vertiefenden Untersuchung.



Das Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR) im
Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung (BBR) berät als
Ressortforschungseinrichtung die Bundesregierung bei Aufgaben der
Stadt- und Raumentwicklung sowie des Wohnungs-, Immobilien- und
Bauwesens.



Weitere Informationen:

www.bbsr.bund.de/BBSR/DE/FP/ReFo/Staedtebau/2017/kleingaerten/01-start.html

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news714929

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution957

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR) - 02.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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VERBRAUCHER/112: Bundesumweltministerium fördert klimafreundliche Trinkwasser-Quartiere (BMU)


Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit -
Berlin, 2. Mai 2019

Bundesumweltministerium fördert klimafreundliche Trinkwasser-
Quartiere 

Projekt "Wasserwende - Trinkwasser ist Klimaschutz" wirbt für
Leitungswasser statt verpackter Getränke



Das vom Bundesumweltministerium geförderte Pilotvorhaben
"Leitungswasserfreundlicher Mariannenkiez" in Berlin wird in den
kommenden drei Jahren auf zwölf weitere Standorte in Deutschland
ausgeweitet. Der Berliner Verein a tip: tap e.V. will gemeinsam mit
öffentlichen Wasserversorgern Brunnen aufstellen und Informationen
rund ums Trinkwasser anbieten. Dadurch sollen Getränkeverpackungen
vermieden und klimaschädliche Treibhausgase eingespart werden. Mit dem
Projekt "Wasserwende - Trinkwasser ist Klimaschutz" wird der
5-Punkte-Plan des Bundesumweltministeriums für weniger Plastik und
mehr Recycling unterstützt. Das Bundesumweltministerium fördert das
Projekt mit 1,3 Millionen Euro aus Mitteln der Nationalen
Klimaschutzinitiative.

Bundesumweltministerin Svenja Schulze: "Wer Leitungswasser trinkt,
spart Geld, Energie und unnötige Verpackungen. Ich freue mich, dass
das erfolgreiche Pilotprojekt in den kommenden drei Jahren
deutschlandweit ausgebaut und Trinkwasser als gesunde und
klimafreundliche Alternative zu verpackten Getränken beworben wird."

Das Projekt "Wasserwende - Trinkwasser ist Klimaschutz" stellt
Informationen zum Trinkwasser bereit, schafft öffentlich sichtbare
Wasser-Trink-Orte, entwickelt Bildungsangebote für Kitas und führt
Umstiegsberatungen für Trinkwasser in Unternehmen und öffentlichen
Einrichtungen durch. Mit der verstärkten Nutzung öffentlichen
Trinkwassers werden Verpackungsabfälle im Getränkebereich reduziert,
die Verfügbarkeit von Trinkwasser im öffentlichen Raum verbessert und
gleichzeitig Haushalte mit geringem Einkommen entlastet. Das Projekt
wird als Teil mehrerer Aktionen im Rahmen UN-Wasserdekade 2018-2028
durchgeführt.

Das Klimaschutzprojekt wird vom Berliner a tip: tap e.V. in enger
Zusammenarbeit mit öffentlichen Trinkwasserversorgern umgesetzt und
vom Bundesumweltministerium aus Mitteln der Nationalen
Klimaschutzinitiative gefördert. Es läuft ab dem 1. Mai 2019 bis zum
30. April 2022.

Weitere Informationen zur Nationalen Klimaschutzinitiative: 

www.klimaschutz.de.

 * 

Quelle:

Pressedienst Nr. 57/19, 02.05.2019

Herausgeber: Bundesumweltministerium (BMU)

Arbeitsgruppe Presse, Öffentlichkeitsarbeit, Neue Medien

Stresemannstraße 128-130, 10117 Berlin

Telefon: 030 18 305-0, Fax: 030/18 305-2044

E-Mail: presse@bmu.bund.de

Internet: www.bmub.bund.de
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SOZIALES/103: Schleichender Verlust von Wissen bedroht indigene Gemeinschaften (idw)


Universität Zürich - 02.05.2019

Schleichender Verlust von Wissen bedroht indigene Gemeinschaften




Was indigene Gemeinschaften in Südamerika über Pflanzen wissen, ist
meist nirgends schriftlich festgehalten. Nun haben Ökologen der
Universität Zürich in mehreren Regionen alles Wissen über Palmen
gesammelt und als Netzwerk dargestellt. Dabei stellte sich heraus,
dass besonders der gleichzeitige Verlust von Biodiversität und Wissen
das wirtschaftliche Überleben indigener Menschen gefährdet.

Für die meisten indigenen Gemeinschaften in Südamerika spielen
Pflanzen eine wichtige Rolle - sie dienen nicht nur als Nahrung,
sondern liefern auch Material für die Herstellung von Baumaterial,
Werkzeugen, Medizin und vieles mehr. Wenn Pflanzenarten aussterben,
gefährdet dies deshalb auch die Lebensgrundlage dieser Menschen.

Doch es droht noch eine andere Gefahr, die bisher kaum beachtet wurde:
Das Verschwinden von Wissen darüber, wozu welche Pflanzenart verwendet
wird. Denn dies ist nicht aufgeschrieben, sondern existiert nur als
kulturelles Erbe in den Köpfen der Menschen - und könnte daher fast
unbemerkt verschwinden. «Es ist noch sehr wenig darüber bekannt, wie
anfällig dieses Wissen auf den stattfindenden globalen Wandel ist»,
sagt Jordi Bascompte, Professor für Ökologie an der Universität
Zürich. «Es ist deshalb dringend nötig herauszufinden, wie biologische
und kulturelle Faktoren in einem Ökosystem zusammenspielen.»

Die Nutzung von Palmen analysiert

Deshalb haben Jordi Bascompte und sein Postdoc Miguel A. Fortuna in
Zusammenarbeit mit Rodrigo Cámara-Leret von den Royal Botanic Gardens
in Grossbritannien diese Zusammenhänge nun erstmals in grossem
Massstab untersucht. Für ihre Studie befragten sie 57 indigene
Gemeinschaften im Amazonasbecken, in den Anden und in der Chocó-Region
zu ihrem Wissen über Palmen. Die verschiedenen Palmenarten und ihre
Nutzung stellten die Forschenden anschliessend in grafischer Form als
Netzwerk dar, aus dem sie ablesen konnten, wie das Wissen der
indigenen Gemeinschaften lokal und regional miteinander verknüpft ist.

Jede Gemeinschaft kannte durchschnittlich etwa 18 Palmenarten und 36
verschiedene Verwendungsmöglichkeiten: So werden beispielsweise die
Früchte gegessen, getrocknete Blätter zu Hängematten gewoben und
gespaltene Stämme als Hüttenboden verlegt. Es zeigte sich, dass sich
die Kenntnisse der verschiedenen Gemeinschaften nur mässig
überschnitten, selbst wenn es sich um die gleiche Palmenart handelte.

Schon kleiner Wissensverlust hat Konsequenzen

Anhand von Simulationen analysierten die Wissenschaftler dann, was
passiert, wenn einzelne Arten oder das Wissen um eine bestimmte
Verwendungsweise verloren gehen. Dabei stellten sie fest, dass das
Netzwerk sehr fragil ist und schon der Verlust von wenigen Komponenten
eine grosse Auswirkung auf das gesamte System haben kann: «Dabei
spielt die kulturelle Diversität eine genauso wichtige Rolle wie die
biologische», so Bascompte. «Besonders der gleichzeitige Verlust von
Pflanzenarten und kulturellem Erbe führt zu einer viel schnelleren
Auflösung des indigenen Wissensnetzwerks.»

Kulturelle und biologische Faktoren sind wichtig

Bascompte und seine Kollegen ziehen daraus den Schluss, dass den
kulturellen Faktoren bisher zu wenig Beachtung geschenkt wurde:
«Normalerweise liegt der Fokus eher auf dem Aussterben von
Pflanzenarten. Aber das unersetzliche Wissen, das nach und nach aus
indigenen Gemeinschaften verschwindet, ist genauso wichtig für den
Dienst, den ein Ökosystem leistet.»

Die Studie unterstreicht ebenfalls, wie wertvoll eine
transdisziplinäre Zusammenarbeit von Ökologie und Sozialwissenschaft
ist: «Der dadurch hergestellte Zusammenhang zwischen biologischer und
kultureller Diversität kann dabei helfen, die Widerstandsfähigkeit der
indigenen Gemeinschaften im Angesicht des globalen Wandels zu
stärken.»

Originalpublikation:

Literatur:
Rodrigo Cámara-Leret, Miguel A. Fortuna, and Jordi Bascompte. 2019.
Indigenous
knowledge networks in the face of global change. Proceedings of the
National Academy of Sciences USA, in press. 

DOI: 10.1073/pnas.1821843116



Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.media.uzh.ch/de/medienmitteilungen/2019/Wissensnetzwerk.html

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news714907

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution94

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Zürich - 02.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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WIRTSCHAFT/109: Digitale Biopiraterie - gerechte Nutzungsteilhabe genetischer Ressourcen gerät ins Hintertreffen (FUE Rundbrief)


Forum Umwelt & Entwicklung - Rundbrief 1/2019

Digitale Biopiraterie

Die gerechte Nutzteilhabe genetischer Ressourcen gerät ins
Hintertreffen

von Ursula Gröhn-Wittern



Die Forderung nach einer gerechten Teilhabe an der Nutzung
genetischer Ressourcen ist eine der 3 gleichrangig
nebeneinanderstehenden Ziele der UN-Konvention über biologische
Vielfalt (CBD), auch der Erhalt der biologischen Vielfalt und die
nachhaltige Nutzung ihrer Bestandteile gehört dazu. Für alle 3 Ziele
muss in der Europäischen Union (EU) eine gesetzliche Grundlage
geschaffen werden. Während die 2 anderen Ziele relativ leicht
nachvollziehbar erscheinen, gibt es beim 3. Ziel zur gerechten
Nutzteilhabe genetischer Ressourcen viel mehr Widerstand,
kompliziertere Zusammenhänge und Zuständigkeiten. Dabei ist die
Thematik hochrelevant, wenn es darum geht, wer denn Teilhabe bekommen
soll, wenn die Pharma- oder Kosmetikindustrie eine Pflanze "entdeckt",
die für ein Produkt interessant erscheint und dann vielleicht auch
noch das dazugehörende traditionelle Wissen nutzt oder in einer
traditionellen Landsorte ein Resistenzgen gegen eine Pflanzenkrankheit
gefunden wird.


Das Nagoya-Protokoll wurde geschaffen, um das 3. Ziel
umzusetzen. In der EU wird die Europäische Kommission dabei von einem
ExpertInnengremium beraten, dem ABS (Access and Benefit Sharing -
Zugang zu genetischen Ressourcen und gerechten Vorteilsausgleich)
Consultation Forum. Das Nagoya-Protokoll ist ein völkerrechtlich
bindender Vertrag, der den Zugang zu genetischen Ressourcen und die
ausgewogene und gerechte Aufteilung der Vorteile aus ihrer Nutzung
regelt. In Deutschland ist das Bundesumweltministerium (BMU) bzw. das
Bundesamt für Naturschutz (BfN) zuständig.

Das ABS Consultation Forum

Das ABS Consultation Forum ist eine Plattform für den
Informationsaustausch zwischen RepräsentantInnen der Mitgliedsstaaten
und der EU-Kommission zur Umsetzung der EU-ABS-Richtlinie Nr.
511/2014. Das Forum soll der Direktion Umwelt Rat und Expertise in
Bezug auf die EURichtlinie und ihre Umsetzung liefern sowie eine
Kooperation mit Mitgliedsstaaten und Stakeholdern schaffen. Es trifft
keine bindenden Entscheidungen. Die Resultate gehen in die
Entscheidungen der Kommission ein. Eingeladen sind ca. 50 Personen aus
den Mitgliedsstaaten, Nichtregierungsorganisationen, Berufsverbänden,
Industrie und Forschung. Viele EU-Staaten sind aber auch nicht
vertreten. Bis jetzt gab es 4 Treffen. Zwischen diesen Treffen werden
Arbeitsaufträge an kleine Untergruppen vergeben, die dann beim
nächsten Treffen ihre Ergebnisse vorstellen. Ein zusammenfassendes
Protokoll wird von der Kommission erstellt, ohne dass Positionen
bestimmten VertreterInnen zugeordnet werden. Die Ausführungen sind
vertraulich.

In allen EU-Staaten befindet sich die Umsetzung des Nagoya-Protokolls
auch nach über 4 Jahren noch in der Frühphase. Deutschland ist im
Vergleich dabei relativ weit.

Bei der Umsetzung soll die Internetplattform DECLARE[1] helfen. Ein
Tool, das bei der Registrierung europäischer NutzerInnen genetischer
Ressourcen und zur Erfüllung der ABS-Vorschriften eingesetzt wird. Es
arbeitet seit September 2017 und wurde bis jetzt über 100 Mal genutzt,
hauptsächlich von NutzerInnen in Deutschland.

Der Teufel steckt im Detail

Fragen, die geklärt und geregelt werden müssen, sind z. B.: Sind
SubunternehmerInnen NutzerInnen genetischer Ressourcen? Fällt eine
zweite Nutzung nach 20 Jahren unter das ABS-Regime? Fällt das
menschliche Biom, d. h. die Mikroorganismen innerhalb und außerhalb
des menschlichen Körpers, unter die CBD und unter ABS? Welche
unterschiedlichen Interessen haben Privatsammlungen und staatliche
Sammlungen von genetischen Ressourcen? Fällt die reine botanische oder
zoologische Bestimmung unter das ABS-Regime? (Tut sie nicht.) Gibt es
Interessenkonflikte? Auch die Frage, wann ein Derivat einer Verbindung
noch der gleiche Stoff ist oder schon ein anderer, stellt die
TeilnehmerInnen vor eine schwierige Aufgabe, die noch geklärt werden
muss.

Großen Raum nehmen die Berichte der verschiedenen Interessenverbände
(Pharma, Tierzucht, Biotechnologie, Pflanzenzucht, Nahrung und
Futtermittel, Kosmetik) über die Handhabung und den Umgang mit großen
Reihenuntersuchungen von Tausenden von Pflanzen oder Mikroorganismen
ein. Es ist eine der zu regelnden Fragen, ab wann eine NutzerIn
genetischer Ressourcen die entsprechenden Dokumente Prior Informed
Consent (PIC - die Zustimmung der BereitstellerInnen zur Nutzung) und
die Mutually Agreed Terms (MAT - die beiderseitigen Bedingungen für
die Nutzung) vorlegen muss. Allgemein wird die Ansicht vertreten, dass
dies zum Anfang solcher Reihenuntersuchungen zu früh ist und einen zu
großen Aufwand bedeutet. Wann allerdings dieser Punkt erreicht wird,
konnte bis jetzt nicht geklärt werden.

Kommerzielle Pflanzensorten fallen bei der 1. Nutzung unter das
ABS-Regime. Die VertreterInnen der Saatzuchtunternehmen argumentieren,
dass um die genetische Basis von Früchten zu verbreitern, von
vielleicht 10.000 gescreenten Accessionen letztlich 15 genutzt werden,
um sie in Elitematerial einzukreuzen. Sie vertreten die Ansicht, dass
die gefundene Information der Gemeinschaft zugutekommt. Die Kosten für
eine umfassende Dokumentation von PIC und MAT wären sehr hoch und die
Aktivitäten mit Unsicherheiten verbunden. Bei Forschung, die
öffentlich gefördert wird, muss eine Dokumentation schon geschehen,
nicht wenn das Unternehmen die Saatzucht selbst finanziert.

Entwicklung von Leitlinien

Das ABS-Forum hat ein Gutachten beauftragt, Leitlinien für NutzerInnen
zu entwickeln und die Interessen von SammlungsinhaberInnen genetischer
Ressourcen (nationale und private) und dem Privatsektor zu beleuchten.
Beide haben unterschiedliches Wissen und Einstellungen zu ABS.
Sammlungen müssen die NutzerInnen über die ABS-Regeln unterrichten und
spielen sehr unterschiedliche Rollen in Forschung und Bildung. Im
Privatsektor ist die Grundlagenforschung von ABS ausgenommen.

Digitalisierung und Biopiraterie

Das größte Thema sind zweifelsfrei die Möglichkeiten, die die
Digitalisierung genetischer Informationen bieten. Ein Fortschritt, den
man bei der Schaffung der CBD und des Nagoya-Protokolls noch nicht
voll erkennen konnte und nicht im Blick hatte. Es ist möglich, die
genetische Information nur in digitaler Form zu erfassen und zu
speichern. Man braucht nicht mehr unbedingt die physische Pflanze oder
das Tier. Nutzt jemand diese Information, ist es dann ein Vorgang, der
unter das Nagoya-Protokoll fällt? Man braucht den Organismus dafür ja
nicht einmal mehr außer Landes zu schmuggeln, es reicht eine E-Mail.
Hat hier die technische Entwicklung ein Abkommen überholt?

Den Entwicklungsländern bleibt die Möglichkeit, so wie es Brasilien
und Malaysia getan haben, in ihrer nationalen Gesetzgebung die
digitale Nutzung mit zu berücksichtigen. Ihrem Beispiel werden andere
folgen, wenn es keine Lösung zu dem Problem gibt.

Logischerweise wollen die industriellen NutzerInnen den
administrativen und finanziellen Aufwand bei jeder Regelung so klein
wie möglich halten. Die Interessen der Ursprungsländer angemessen zu
vertreten und hochzuhalten ist nicht leicht. Sie sind ja auch im EU
Consultation Forum nicht dabei.

Die Aufgabe der Gruppe zeigt, dass es erhebliche Lücken gibt, die
geschlossen werden müssen, um die Umsetzung des ABS praktikabel zu
machen. Es geht nur langsam voran und für viele NutzerInnen sind die
fehlenden Regelungen nicht ungünstig.

Das Sammeln genetischer Ressourcen ohne Information und Einverständnis
der Staaten und indigenen Bevölkerung geht weiter. Dabei stehen
besonders Organismen, die dürreresistent sind, z. B. in heißen Quellen
leben, oder Schnecken und Amphibien, die auf ihrer Haut antibiotische
Stoffe tragen, aber auch Bodenorganismen, Fische und
Tiefseeorganismen, im Fokus.

Das Thema Biopiraterie ist noch lange nicht vorbei. Es ist nur leider
sehr kompliziert. Das ist wohl auch ein Grund, warum so wenige
Menschen dazu noch arbeiten. Schade eigentlich, denn Expertise wäre
dringend nötig, um den Entwicklungsländern Wege aufzuzeigen und
Kompetenzen bei den Verhandlungen zu stärken und aufzubauen.

Nachteile für Vertragsstaaten?

Die Modalitäten bei der Nutzung genetischer Ressourcen müssen
international ähnlich und abgestimmt sein. Sonst haben die Staaten,
die nichts regeln, einen Wettbewerbsvorteil.

Die EU, Japan und die Schweiz haben deutlich gemacht, dass sie in
kommenden Verhandlungen nicht bereit sind, wirtschaftliche Nachteile
in Kauf zu nehmen, nur weil sie Vertragsstaaten sind. Sie sehen, dass
die USA, die die CBD nicht unterzeichnet haben, nun eventuell Vorteile
haben. In Zeiten, in denen Verträge aufgekündigt werden, je nachdem,
ob man sich Vor- oder Nachteile ausrechnet, steht es schlecht für
Abkommen, die wirtschaftliche Aktivitäten um der Gerechtigkeit willen
eingrenzen. Die CBD und das Nagoya-Protokoll brauchen daher die
Unterstützung der Zivilgesellschaft.


 Im Auftrag des Forum Umwelt und Entwicklung/DNR ist die
Autorin eine der NichtregierungsorganisationsvertreterInnen im ABS
Consultation Forum. Sie arbeitet bei der Agrar Koordination.


[1] DECLARE ist eine EU-weite Internetplattform, über die
NutzerInnen die Sorgfaltserklärung nach Art. 7 Absatz 1 der Verordnung
EU 511/2014 den zuständigen Behörden melden können. Diejenigen, die
Forschungsmittel für die Nutzung von genetischen Ressourcen, die in
den Anwendungsbereich der Verordnung fallen, und/oder von
traditionellem Wissen, das sich auf solche genetischen Ressourcen
bezieht, erhalten, sind verpflichtet, gegenüber dem BfN eine
Sorgfaltserklärung abzugeben.



Das Forum Umwelt & Entwicklung wurde 1992 nach der UN-Konferenz für
Umwelt und Entwicklung gegründet und koordiniert die Aktivitäten der
deutschen NROs in internationalen Politikprozessen zu nachhaltiger
Entwicklung. Rechtsträger ist der Deutsche Naturschutzring,
Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzverbände (DNR)
e.V.

 * 

Quelle:

Rundbrief 1/2019, Seite 30 - 31

Herausgeber:

Forum Umwelt & Entwicklung

Marienstr. 19-20, 10117 Berlin
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veröffentlicht im Schattenblick zum 4. Mai 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / KLIMA





MELDUNG/164: Konstanz ruft den Klimanotstand aus (FfF Konstanz)


Fridays for Future Konstanz - 2. Mai 2019

Konstanz ruft den Klimanotstand aus

Gemeinderat erklärt Klimaschutz zur höchsten Priorität



Die Stadt Konstanz geht die Klimakatastrophe politisch an und erklärt
den Klimanotstand. Die Eindämmung der Klimakrise und ihrer
schwerwiegenden Folgen soll von nun in allen Entscheidungen
berücksichtigt werden. Mit der Entscheidung des Gemeinderates der
Stadt Konstanz vom 2. Mai 2019 ist heute, zum ersten Mal in
Deutschland, der Klimanotstand ausgerufen worden. Konstanz folgt damit
Städten wie Basel, Vancouver, London und Los Angeles.

Die AktivistInnen von Fridays for Future kritisierten in den letzten
Monaten laut und vielfältig die bisherige Klimapolitk, auf lokaler wie
auf globaler Ebene. Die zentrale Forderung von Fridays for Future
Konstanz (FfF) war dabei die Ausrufung des Klimanotstands. Eine
entsprechende Resolution wurde von FfF erarbeitet und von fünf
Fraktionen im Gemeinderat der Stadt vorgeschlagen. Während der
heutigen Diskussion im Gemeinderat versammelten sich im Zuge einer
Mahnwache, trotz Regens hunderte Menschen vor dem Rathaus, die mit
Liedern und Sprechchören eine positive Abstimmung einforderten. Der
Gemeinderat rief den Klimanotstand einstimmig aus.

Der heute beschlossene Klimnotstand ist kein Notstandsgesetz im
rechtlichen Sinne. Es geht vielmehr um die Anerkennung und Erkenntnis,
dass die Menschheit sich in einer existentiellen Notlage befindet und
bisher nicht entsprechend gehandelt wurde. In Konstanz soll sich dies
nach dem Willen des Gemeinderates nun ändern. So heißt es in Artikel
a) der Resolution zum Klimanotstand: "Der Konstanzer Gemeinderat
erklärt den Klimanotstand und erkennt damit die Eindämmung der
Klimakrise und ihrer schwerwiegenden Folgen als Aufgabe von höchster
Priorität an." Weiterhin wird anerkannt, "dass die bisherigen
Maßnahmen und Planungen nicht ausreichen, um die Erderwärmung auf 1,5
Grad Celsius zu begrenzen". Konkret verpflichtet der Notstand
Gemeinderat und Verwaltung, in Zukunft bei allen Entscheidungen deren
Auswirkungen auf den Klimaschutz zu berücksichtigen. Durch die
Entscheidung des Gemeinderats wird der Oberbürgermeister darüber
hinaus verpflichtet der Öffentlichkeit in verschiedenen Formaten
halbjährlich zum Klimaschutz zu berichten. Dabei geht es Fridays for
Future um transparente Berichterstattung über Fortschritt und
Schwierigkeiten bei konkreten Projekten und der Verringerung des
Ausstoßes von Treibhausgasen. Die Klimakrise muss laut FfF klar und
offen kommuniziert werden, damit die Konstanzer Bürger viel stärker
als bisher eingebunden werden. Den FfF-AktivistenInnen ist bewusst,
dass sich die Klimakrise nicht allein in Konstanz lösen lässt. Dennoch
sehen sie jede Stadt und jedes Land in der Verantwortung, die Krise
entschlossen anzugehen. Der Kon+stanzer Gemeinderat verpflichtet sich
mit der verabschiedeten Resolution zum Klimanotstand, auch andere
Kommunen, die Bundesländer und die Bundesrepublik Deutschland
aufzufordern, dem Konstanzer Beispiel zu folgen und ebenfalls den
Klimanotstand auszurufen.

"Der Klimanotstand ist ein Notsignal, das klar aussagt: wir müssen
grundlegend etwas ändern. Das Fortbestehen unserer Zivilisation ist in
Gefahr.", so FfF-Aktivist Manuel Oestringer. "Der Blick ist nun klar
nach vorne gerichtet". Die FfF-Aktivistin Noemi Mundhaas ergänzt: "Wir
fordern die sofortige Umsetzung konkreter Maßnahmen und werden alles
daran setzen, dass der Klimanotstand in realer Politik mündet. Nach
dem heutigen Tag muss ein "Ruck" durch unsere Gesellschaft gehen, alle
müssen gemeinsam anpacken! Unsere Zeit wird knapp".

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 02.05.2019

Fridays for Future Konstanz

Presseteam

E-Mail: Fridaysforfuture-kn@riseup.net
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INITIATIVE/404: UN-Dekade zeichnet Projekt "Wildbienen schützen" aus (UN-Dekade Biologische Vielfalt)


UN-Dekade Biologische Vielfalt - 3. Mai 2019

UN-Dekade Biologische Vielfalt zeichnet Projekt "Wildbienen
schützen" aus



Ramsau, 3. Mai 2019 - Die UNESCO Biosphärenregion Berchtesgadener Land
und ihr Kooperationspartner EUROPARC Deutschland e. V. wurden von der
UN-Dekade Biologische Vielfalt für ihr Projekt "Wildbienen schützen"
ausgezeichnet. Der Titel "Ausgezeichnetes Projekt der UN-Dekade
Biologische Vielfalt" wird für zwei Jahre an Projekte verliehen, die
sich in beispielhafter Weise für die biologische Vielfalt einsetzen.
Umweltminister Thorsten Glauber übergab die Urkunde in Ramsau an Dr.
Daniel Müller, Forstbetriebsleiter der Bayerischen Staatsforsten, und
Dr. Elke Baranek, Geschäftsführerin von EUROPARC Deutschland e. V.
Unter den Gästen waren auch Landrat Georg Grabner, die Bürgermeister
der beteiligten Gemeinden sowie Vertreter der IHK.

Im Projekt "Wildbienen schützen" der Biosphärenregion Berchtesgadener
Land setzen sich Kommunen, Imker, Jäger, Landwirte, Gartenbauvereine,
Betriebe und Privatpersonen gemeinsam für bienenfreundliche
Lebensräume ein. Sie legen Wildblumenwiesen an, richten Nist- und
Brutplätze ein, pflanzen heimische Sträucher und Obstbäume und lassen
in Gärten "wilde Ecken" wachsen. Ziel ist, die naturnahen Lebensräume
und das hohe Nahrungsangebot für die 250 vorkommenden Wildbienenarten
in der Kulturlandschaft des Berchtesgadener Landes zu erhalten und zu
entwickeln. Im Mittelpunkt des Projektes steht die Entwicklung
regionaltypischer Wildkräuterwiesen. Das dafür benötigte Saatgut wird
mit einem speziellen Erntegerät auf artenreichen Blumenwiesen
gewonnen. Ackerwildkräuter werden per Hand geerntet, vermehrt und auf
ökologischen Ackerflächen wieder ausgebracht.

Vorbildlich ist nach Auffassung der Jury der UN-Dekade nicht nur die
Umsetzung der Maßnahmen auf den Ackerflächen. Besonders beispielhaft
ist auch die breite Beteiligung der Bevölkerung. Neben
unterschiedlichen Interessengruppen beteiligen sich auch
Privatpersonen und Betriebe an den Aktivitäten zum Schutz der
Wildbienen. Sie setzen in ihren Gärten oder auf ihren Betriebsgeländen
wildbienenfreundliche Pflanzen ein oder legen Wildblumenbereiche an.

Wildbienen sind auf ein reichhaltiges und vielfältiges Blütenangebot,
aber auch auf geeignete Nist- und Brutmöglichkeiten angewiesen. Durch
die vielfältigen Maßnahmen dieses Projektes werden ihre
Lebensbedingungen in der Biosphärenregion Berchtesgadener Land in
vorbildlicher Weise verbessert.

Über die UN-Dekade Biologische Vielfalt 

Mit der UN-Dekade Biologische Vielfalt 2011-2020 ruft die
Staatengemeinschaft die Weltöffentlichkeit auf, sich stärker für die
biologische Vielfalt einzusetzen. Sie will die Bedeutung der
Biodiversität für unser Leben und Wirtschaften bewusster machen und
persönliches Handeln zum Schutz und Erhalt der Vielfalt der Arten,
Lebensräume und Gene anstoßen. Hintergrund ist ein kontinuierlicher
Rückgang an Biodiversität in fast allen Ländern der Erde.

In Deutschland werden im Rahmen der UN-Dekade Projekte und Beiträge
ausgezeichnet, die sich in besonderer Weise für die Erhaltung,
nachhaltige Nutzung und Vermittlung der biologischen Vielfalt
einsetzen. Zusätzlich zum regulären Wettbewerb zeichnet die UN-Dekade
seit 2017 im Rahmen des Sonderwettbewerbs "Soziale Natur - Natur für
alle" auch vorbildliche Projekte aus, die das soziale Miteinander
fördern und gleichzeitig einen Beitrag zum Erhalt der biologischen
Vielfalt leisten.

Bewerben können sich Einzelpersonen oder -initiativen, institutionelle
Projektträger wie Verbände, Stiftungen und Unternehmen sowie
staatliche und nicht-staatliche Organisationen. Die Bewerbung erfolgt
über die Webseite der UN-Dekade. Über die Auszeichnung entscheidet
eine Fachjury.

Projektträger

Biosphärenregion Berchtesgadener Land

in Kooperation mit EUROPARC Deutschland e. V.

Sägewerkstraße 3

83395 Freilassing

info@brbgl.de

http://www.biosphaerenregion-bgl.de/



Projektvorstellung auf der UN-Dekade-Webseite: 

https://www.undekade-biologischevielfalt.de/index.php?id=49&tx_lnv_pi1%5Bwettbewerb%5D=2435&tx_lnv_pi1%5Baction%5D=show&tx_lnv_pi1%5Bcontroller%5D=Wettbewerb&no_cache=1

 * 
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UN-Dekade Biologische Vielfalt

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

E-Mail: presse(at)undekade-biologischevielfalt.de
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SCHUTZGEBIET/867: Tausende Hektar Bayerischer Staatswald sollen aus der Nutzung genommen werden (LBV)


Landesbund für Vogelschutz in Bayern e.V. (LBV) - Verband für
Arten- und Biotopschutz

Presseinformation vom 3. Mai 2019

Tausende Hektar Staatswald sollen aus der Nutzung genommen
werden 

Von der Regierung angekündigte große Schutzgebiete in Spessart,
Steigerwald und den Donauauen sind wichtige Referenzflächen



Hilpoltstein, 03.05.19 - Bayernweit sind derzeit die Auswirkungen des
trockenen Sommers 2018 in Wäldern zu beobachten. Die Trockenheit hat
vor allem den Fichten im Freistaat stark zugesetzt und viele müssen
deshalb gefällt werden. Der LBV fordert seit jeher großflächige
nutzungsfreie Schutzgebiete. Dadurch werden Erkenntnisse darüber
gewonnen, wie sich unsere Wälder gerade im Zuge des Klimawandels
zukünftig entwickeln, wenn der Mensch nicht eingreift. Nun hat die
Bayerische Staatsregierung im Bericht zum Runden Tisch für mehr
Artenvielfalt angekündigt, einige tausend Hektar Staatswald im
Steigerwald, Spessart und an den Donau- und Isarauen noch dieses Jahr
aus der Nutzung zu nehmen. "Wir freuen uns sehr über diese
Entscheidung. Nutzungsfreien Großschutzgebiete sind zum Erhalt der
Biodiversität von unschätzbarem Wert. Der LBV fordert deshalb einen
dauerhaften Nutzungsverzicht und eine rechtliche Sicherung dieser
Gebiete", so der LBV-Vorsitzende Dr. Norbert Schäffer. Auch die
Entwicklung der Gebiete zu Urwäldern und somit als Attraktion für die
Bürger und den Tourismus ist ein weiterer konkreter Nutzen der neuen
Schutzgebiete im Steigerwald und Spessart und an Donau und Isar.

Viele Tier- und Pflanzenarten, die auf dynamische Prozesse und
ungestörte Lebensräume angewiesen sind, findet man vor allem in
Großschutzgebieten, in denen sich die Natur nach ihren eigenen
Gesetzen entfalten kann. "Es steht in unserer Verantwortung, diese
Wälder als Schatztruhen der Biodiversität und als Naturerbe für
künftige Generationen zu erhalten", so Schäffer weiter. Um den Verlust
der Biologischen Vielfalt zu stoppen, ist der Erhalt von alten
Waldbereichen, die nicht genutzt werden, ein wesentlicher Beitrag.
"Alle angekündigten Gebiete verfügen über eine herausragende
naturschutzfachliche Bedeutung zur Sicherung der Biologischen Vielfalt
in Bayerns Wäldern, die ihnen durch die Entnahme aus der Nutzung
endlich gerecht wird."

Eine Ausweisung solcher Gebiete erfolgt damit ganz im Sinne von Alois
Glücks Zitat, der nach dem Runden Tisch appellierte: "die Natur
verstehen lernen". Er LBV erwartet sich durch die neuen großen
Schutzgebiete wertvolle wissenschaftliche Erkenntnisse über die
Entwicklung der Wälder im Freistaat in den kommenden Jahrzehnten.
Angesichts des Klimawandels sind ungenutzte Referenzflächen dabei
besonders wichtig, denn nur so können Naturschützer die natürliche
Entwicklung der Baumarten und des Waldbodens beobachten und
erforschen. "Denn in einem vielfältigen Waldsystem haben alle
Baumarten bessere Möglichkeiten mit den Veränderungen durch den
Klimawandeln umzugehen."

Spessart

Der Spessart beherbergt das beste deutsche Populationsgebiet des
Halsbandschnäppers und die einzige süddeutsche Population von
baumbrütenden Mauerseglern. Er stellt mit seinen alten Buchen- und
Eichenwäldern im Hochspessart eines der größten Laubwaldgebiete
Deutschlands dar. Diese totholzreichen alten Laubwälder sind
außerordentlich vielfältige und ökologisch hochwertige Lebensräume für
zahlreiche spezialisierte Tier- und Pilzarten. Außerdem sind sie
Rückzugsgebiete für Urwaldreliktarten (Arten, die auf urwaldtypische
Strukturen angewiesen sind) und Initialflächen für eine Ausbreitung
seltener und gefährdeter Arten sowie wichtige Trittsteine zur
Vernetzung artenreicher Waldstrukturen. Nutzungsverzicht für alte
Eichen und Buchen sind für die Biodiversität in unseren Wäldern eine
langfristige Schutzstrategie mit großem Potenzial. Gerade sie sind
wertbestimmend für den Lebensraumtyp, tragen das gesamte Ökosystem und
sind für seltene Arten wie Halsbandschnäpper, Bechsteinfledermaus und
Hirschkäfer besonders wichtig.

Steigerwald

Die Buchenwälder im Nordsteigerwald zählen zu den naturschutzfachlich
besten Buchenwaldgebieten Deutschlands. Bei einer Bewertung durch das
Bundesamt für Naturschutz belegte der Steigerwald die fünftbeste
Platzierung. Der Nördliche Steigerwald zeichnet sich durch alte, über
200-jährige Buchenbestände und eine hohe Artenvielfalt aus. Eine
Vielzahl hochbedrohter Arten, darunter auch eine Reihe von
Urwaldreliktarten, ist hier zu finden. So zum Beispiel der Igelige
Stachelbart, ein extrem seltener, auf Totholz wachsender Pilz sowie
der Eremit und der große Rosenkäfer, zwei Käferarten, deren Larven
sich in Mulmhöhlen alter Buchen entwickeln.

Donau- und Isarauen

Die Ausweisung von Auwaldschutzzonen ist eine langjährige Forderung
des LBV. Nutzungsfreie Auwälder sind besonders struktur- und
artenreich. Im Idealfall sind sie von der natürlichen
Wasserstandsdynamik des Flusses geprägt, wie im Bereich der
Isarmündung und der frei fließenden Donau ohne Staustufen. Aber auch
entlang gestauter Flussstrecken existieren noch wertvolle und
schutzwürdige Bestände, in denen man sich teilweise durch
Redynamisierung den natürlichen Standortsverhältnissen annähert.
Weichholzauwälder gelten europaweit sogar als prioritär geschützter
Lebensraum. Aber auch die von Eichen und Eschen geprägten
Hartholzauwälder sind unverzichtbarer Lebensraum für viele seltene
Tiere und Pflanzen wie Mittelspecht oder Märzenbecher. Großflächige
Auwälder leisten zudem einen wichtigen Beitrag für den natürlichen
Hochwasserschutz.

 * 
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Landesbund für Vogelschutz in Bayern e.V.
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STANDPUNKT/1091: Wird die UN-Umweltversammlung ihrer Rolle als Weltparlament für die Umwelt gerecht? (FUE Rundbrief)


Forum Umwelt & Entwicklung - Rundbrief 1/2019

Vom Resolutionsmarathon zum Minimalkonsens

UN-Umweltversammlung bringt UmweltpolitikerInnen zusammen

von Marie-Luise Abshagen



Zum 4. Mal tagte vom 11. bis 15. März die Umweltversammlung (UNEA)
der Vereinten Nationen (UN) in Nairobi, Kenia. Mit über 30
Resolutionsanträgen lag ein hohes Arbeitspensum vor den gut 5000
TeilnehmerInnen aus 179 Staaten. Eingebettet war die Konferenz in den
Bericht der UN über die desaströse Lage der weltweiten Umwelt. Doch
erreicht wurde auf der wichtigsten internationalen Umweltkonferenz
wenig. Zentrale Umweltprobleme, wie die Verschmutzung der Meere,
wurden anerkannt, ohne ausreichende Lösungsansätze zu beschließen.
Einige wenige Staaten verhinderten maßgebliche Schritte.


Der UNEA-Konferenzbericht liest sich wie ein "What is what" der
Umweltthemen unserer Zeit.[1] Schutz der Meeresumwelt, Umgang mit
Abfall, sinkende Biodiversität sowie die Korrelation zwischen
Umweltzerstörung und Armut fanden sich unter den eingebrachten
Anträgen wieder. BeobachterInnen drückten ihre Bewunderung aus für das
Engagement der Mitgliedstaaten, die in langen Verhandlungsrunden gut
30 Resolutionsanträge bearbeiteten. Beeindruckend auch die Anzahl
hoher Regierungsbeamter, die zur Konferenz anreisten: 157
MinisterInnen und StaatssekretärInnen, wie im Falle Deutschlands, und
5 Staatschefs, darunter der französische Präsident Emmanuel Macron.
Ein Desinteresse an Umweltpolitik sieht anders aus.

Stärkung von Umweltpolitik im UN-System

Vom ehemaligen Direktor des UN-Umweltprogramms (UNEP) Achim Steiner
einmal als "Weltparlament für die Umwelt" bezeichnet, ist UNEA eine
der wichtigsten modernen Einrichtungen für internationale
Umweltpolitik. Schon ihre schiere Existenz ist bemerkenswert.
Jahrzehntelang bemühten sich verschiedene AkteurInnen innerhalb und
außerhalb der UN, eine eigenständige UN-Umweltorganisation mit
umfangreichen Entscheidungsbefugnissen zu schaffen. Doch über das 1972
gegründete UNEP ging es nicht hinaus.

Mit dem Rio+20-Gipfel 2012 wurde neuer Schwung in die Umweltarbeit der
UN gegeben. Die Gipfelerklärung formulierte einen Auftrag an die
UN-Generalversammlung, für alle Staaten die Mitgliedschaft an UNEPs
Entscheidungsgremien zu ermöglichen, finanzielle Unterstützung aus dem
UN-Etat zuzusichern, UNEPs Wirkungsmöglichkeiten zu erweitern und die
Beteiligung nichtstaatlicher AkteurInnen zu ermöglichen. Vor allem in
der Retrospektive ein großer Schritt, denn ihm voraus ging die
Erkenntnis, dass das 21. Jahrhundert im Hinblick auf
Umweltverschmutzung und steigende Ungleichheiten neue, nur gemeinsam
zu meisternde Herausforderungen mit sich bringen würde.

Wird UNEA ihrer Rolle als Weltparlament für die Umwelt gerecht?


Und doch, trotz aller guter Voraussetzungen und Engagements, bleibt
die UNEA hinter den Notwendigkeiten einer effektiven Umweltpolitik
zurück. Selbst einige der angereisten UmweltministerInnen bemängelten
den schwachen Text der Abschlusserklärung, der wenig konkrete
Handlungsanregungen beinhalte. Insbesondere angesichts der zeitgleich
im Global Environmental Outlook von UNEP vorgestellten desaströsen
Lage der weltweiten Umwelt[2] blieben die Entscheidungen der UNEA
schwach.

Veranschaulichen lässt sich dies am Megathema Plastikverschmutzung.
UNEP erhielt kein Mandat, ein rechtlich verbindliches Instrument zum
Umgang mit Plastik- und Mikroplastikverschmutzung der Meere zu
erarbeiten. Die von Indien eingebrachte Resolution eines weltweiten
Ausstiegs aus Wegwerfplastik ab 2025 scheiterte, in der
Ministererklärung findet sich nun 2030 als Datum. Erst bei der
nächsten UNEA in 2 Jahren wird das Plastikthema erneut verhandelt
werden.

Bewusstsein führt nicht zu Handlung

Dabei sind doch die Ursachen der Plastikverschmutzung weitestgehend
bekannt, sei es die unzureichende Abfallwirtschaft in vielen
asiatischen Ländern oder die Unmenge an Verpackungsmüll in Ländern wie
Deutschland (die dann häufig ihren Müll nach Asien exportieren).
Plastikmüll ist ein globales Problem und kann nur global gelöst
werden. Dass die UNEA hier keine Einigung erzielt hat, ist nicht nur
eine diplomatische Blamage, sondern ein ernstzunehmendes Problem. Wie
viel mehr Mainstream muss ein Problem werden, um bei einer
Umweltkonferenz konkrete, rechtlich bindende Verabredungen
hervorzurufen?

Minikrimi Geoengineering

Zudem zeigten sich auch erneut klare Unterschiede in den
Lösungsansätzen eines zweiten menschheitsbedrohenden Umweltthemas: dem
Klimawandel. Für Aufregung sorgte ein Resolutionsentwurf der Schweiz
zusammen mit 11 weiteren Ländern zu Geoengineering. Durch
Geoengineering soll mit Hilfe von Technologien die Erderwärmung
gestoppt werden, darunter fallen das Ausbringen von Chemikalien in die
Atmosphäre, Düngung der Meere und Speicherung von CO2 im Boden. Der
Resolutionsentwurf schlug eine globale Bewertung der Risiken und
Vorteile dieser Technologien durch UNEP vor. Nach tagelangen
Verhandlungen zog die Schweiz aufgrund des Widerstands einiger
hochemittierender, ölproduzierender Regierungen schlussendlich die
Resolution zurück.

Die Frage, inwiefern sich UNEP mit Geoengineering beschäftigen soll,
ist durchaus interessant, da sich der bisherige Diskurs hierüber
vorrangig auf die Minimierung der Auswirkungen des Klimawandels
konzentriert, die Effekte der Technologien auf Mensch und Umwelt dabei
jedoch häufig zweitrangig bleiben. Abgelehnt wurde die Resolution
durch Mitgliedstaaten wie die USA und Saudi-Arabien, vor allem mit
Verweis auf die hierzu bereits eingerichteten Arbeitsstrukturen in
anderen UN-Gremien wie dem Weltklimarat (IPCC).

Dieses Wissenschaftsgremium hatte sich jedoch zuletzt in seinen
Berichten im Hinblick auf einige Geoengineering-Technologien offen
gezeigt, was weltweite Kritik von Seiten der Zivilgesellschaft
hervorgerufen hatte. Zudem hat der IPCC nicht das Mandat, Empfehlungen
für alle relevanten Technologien zu geben. Ein UNEP-Mandant zu
Geoengineering hätte dazu führen können, den Einsatz entsprechender
Technologien global zu regeln und sicherzustellen, dass kein Land ohne
Absprache Geoengineering betreibt.

Bei nachhaltiger Produktion und Konsum geht was

Am erfolgreichsten scheint die Resolution zu nachhaltiger Produktions-
und Konsumweise, worin einige nächste Schritte für die Arbeit von UNEP
festgelegt wurden. Das ist insofern nicht verwunderlich, da es ein
Wohlfühlthema UNEPs und der Industrieländer ist, die unter dem Slogan
'Grüne Wirtschaft' seit Jahren einen Umbau ihrer Volkswirtschaften
proklamieren, ohne sich von dem Wachstumsparadigma per se lösen zu
müssen. Zudem liegen hier die Anknüpfungspunkte für
privatwirtschaftliche Unterstützung auf der Hand, ein zentraler Faktor
in der Arbeit der UN, die aufgrund schwindender Mitgliedsbeiträge und
ausgeweiteter Aufgabenfelder chronisch unterfinanziert ist. Inwiefern
sich mit einer grünen Wirtschaft wirklich substantiell etwas an der
Ausbeutung von Mensch und Natur ändern wird, ist umstritten. Nicht
zuletzt beruht auch dieses Wirtschaftsmodell auf Machtstrukturen (z.
B. bei Herkunft und Verwendungsprivilegien von Rohstoffen) und schafft
bisher eher Parallelstrukturen denn wirklichen Ersatz für bestehende
Wirtschaftsformen.

Gescheiterter Multilateralismus? - Zeichen der Zeit?

Angesichts des Potentials der UNEA und der intensiven Beteiligung der
Mitgliedstaaten und anderer AkteurInnen, wie den vielen angereisten
NGO-VertreterInnen, stellt sich die Frage, wieso UNEA nicht
erfolgreicher sein kann. Worin liegt die große Divergenz zwischen
Wissen, Dringlichkeit und tatsächlichem Handeln? Immerhin war die UNEA
eine Konferenz der UmweltministerInnen und -politikerInnen. Ein
Heimspiel, würde man meinen.

Vielleicht liegt das Problem der UNEA in aktuellen Trends
multilateraler Politik. So gut die 2012 beschlossene Ausweitung der
UNEP-Gremien auf alle UN-Mitgliedstaaten im Sinne einer gerechten
Repräsentation der Welt auch war, stellt sich dennoch die Frage, was
passiert, wenn einige Staaten Entscheidungen blockieren und somit die
ganze Welt im Fortschritt aufhalten. Der der UNEA vorgegebene
Konsensmodus anstelle eines Mehrheitsprinzips stößt klar an Grenzen.

Die UNEA könnte somit ein weiteres Beispiel dafür sein, dass
internationale Kooperation derzeit eher jenseits der großen Runden
passiert. Entscheidungen werden weniger in Konventionen festgeklopft,
sondern politische Maßnahmen im Rahmen von kleineren Programmen und
Projekten verwirklicht. Dies spiegelt sich auch in den Erfolgen der
UNEA wieder, die sich vor allen in umweltpolitischen Maßnahmen in
Regionen oder Einzelthemen finden. Offen bleiben dabei allerdings die
Fragen der Skalierbarkeit und inwiefern sich nur auf 'Gewinnerthemen'
konzentriert wird.

Die Zusammenarbeit von Staaten in kleineren, themenspezifischen Runden
kann für die Lösung eines Themas der schnellste Weg sein. Es birgt
aber auch das Risiko, die UN auszuhöhlen, ungewollte (aber
möglicherweise deutlich progressivere) Stimmen herauszuhalten, und
etablierte Beteiligungsformate nichtstaatlicher AkteurInnen zu
unterminieren. Sollte sich in der Umweltpolitik die Arbeit in
Koalitionen der Willigen außerhalb der UN durchsetzen, gilt es, dies
sehr kritisch zu beobachten. Beim Plastikthema hat Deutschland bereits
angekündigt, sich dessen anzunehmen und noch 2019 alle Länder, die für
eine weltweite Konvention sind, nach Deutschland einzuladen.


Die Autorin ist Referentin für nachhaltige Entwicklung beim
Forum Umwelt & Entwicklung.



Das Forum Umwelt & Entwicklung wurde 1992 nach der UN-Konferenz für
Umwelt und Entwicklung gegründet und koordiniert die Aktivitäten der
deutschen NROs in internationalen Politikprozessen zu nachhaltiger
Entwicklung. Rechtsträger ist der Deutsche Naturschutzring,
Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzverbände (DNR)
e.V.


[1] http://enb.iisd.org/download/pdf/enb16153e.pdf.

[2] https://www.klimareporter.de/international/es-droht-ein-massensterben.
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MELDUNG/172: ISO 24510 - Bürgerbeteiligung in der Wasserver- und Abwasserentsorgung (BBU WASSER-RUNDBRIEF)


BBU-WASSER-RUNDBRIEF - Nr. 1141, vom 28. März 2019 - 38. Jahrgang

regioWASSER e.V. - Freiburger Arbeitskreis Wasser im Bundesverband
Bürgerinitiativen Umweltschutz e.V. (BBU)

ISO 24510:
Bürgerbeteiligung in der Wasserver- und Abwasserentsorgung 



Innerhalb der Internationalen Standardisierungsorganisation (ISO) ist
das Technische Komitee 224 (ISO TC 224) für alle Normen und Standards
zuständig, die sich mit Organisations- und Managementfragen in der
Siedlungswasserwirtschaft beschäftigen. Zu der vom ISO TC 224
verabschiedeten Normschwemme gehörten die ISO-Normen 24510, 24511 und
24512. Die ISO 24510 enthält Prinzipien und Kriterien für das gute
Management von Trinkwasser- und Abwasserbetrieben. Die ISO 24511
spezifiziert diese Anforderungen auf Abwasserbetriebe und die ISO
24512 auf Trinkwasserbetriebe. Der Inhalt der ISO 24510 ist in den
RUNDBR. 940/3-4 870/2-3, 825/1-3, 783/1-2, 769/2-3, 737/3, 666 und 661
ausführlich beschrieben und in Auszügen zitiert worden. Dies deshalb,
weil die ISO 24510 quasi eine Bürgerbeteiligung und eine breite
Information im Vorfeld von wesentlichen technischen und
organisatorischen Entscheidungen in der Siedlungswasserwirtschaft
empfiehlt. Die ISO 24510 stellt damit das Pendent zum
Partizipationsartikel 14 in der EG-Wasserrahmenrichtlinie dar.

Art. 14 sagt sinngemäß aus, dass die Behörden bei der
wasserwirtschaftlichen Planung nicht warten sollen, bis eine/r kommt
und eine dumme Frage stellt. Die Behörden sind nach Art. 14 zu einer
aktiven Informationspolitik verpflichtet. Sie haben damit eine
informative Bringschuld gegenüber den potenziell interessierten
Kreisen - ähnlich die EG-Hochwasserrisikomanagementrichtlinie
(2007/60/EG), ebenfalls in Art. 14 sowie in § 79
Wasserhaushaltsgesetz. Analog empfiehlt die ISO 24510, dass die
Wasserversorger und Abwasserentsorger von sich aus die interessierte
Öffentlichkeit über alle anstehenden wesentlichen technischen und
organisatorischen Änderungen in der Wasserversorgung und in der
Abwasserentsorgung informierten sollten. Ferner wird eine
Preistransparenz gefordert: Wie setzt sich die Wasser- bzw. die
Abwassergebühr zusammen. Der Unterschied: Während Art 14 der EG-WRRL
via § 83 (4) Wasserhaushaltsgesetz rechtlich verpflichtend ist,
hat die ISO nur einen empfehlenden Charakter. In der Praxis der
deutschen Wasser- und Abwasserbetriebe hat die Empfehlung zur aktiven
Informationspolitik aus der ISO 24510 so gut wie keine Bedeutung
erlangt. Das ist schade, weil beispielsweise einer Entscheidung über
den Bau eine zentrale Enthärtungsanlage oder gar über eine
(Teil-)Privatisierung eine breite Information und eine
Bürgerbeteiligung in unseren Augen essenziell wäre. Wir gehen aber
davon aus, dass die ISO 24510 den meisten Wasser-und Abwasserwerkern
hierzulande völlig unbekannt ist - obwohl die dreiteilige Normenreihe
sogar in einer deutschen Übersetzung vorliegt.

ISO 24510: Was wird sich ändern?

Die Erarbeitung der zuvor genannten Normenreihe 24510, 24511 und 24512
war ein Kraftakt. Normalerweise sind ISO-Normungsprojekte innerhalb
von drei Jahren abzuschließen. An der Normenreihe ISO 24510 ff wurde
von 2002 bis 2007 gleich fünf Jahre lang gefeilt. Jetzt steht die
Normenreihe turnusgemäß zu einer Überarbeitung an. Angesichts des
schwierigen Einigungsprozesses besteht bei deutschen Normungsexperten
wenig Neigung, das ganze Paket wieder aufzuschnüren. Deutsche und
österreichische Wasserwerker empfehlen nur redaktionelle Änderungen
und eine Erweiterung des Vorworts. Im Vorwort sollte eine Bezugnahme
auf die Wasser- und Abwasserziele 6.1 und 6.2 aus den Sustainable
Development Goals (SDG) der Vereinten Nationen vorgenommen werden. Ob
die Beschränkung auf eine Minimal-Revision bei den anderen
Delegationen in der ISO auf Gegenliebe stoßen wird, wird sich im
Sommer 2019 in Kopenhagen erweisen. Dann wird das TC 224 auf einer
Plenarsitzung aufgrund der Voten der ISO-Mitgliedsorganisationen über
das weitere Prozedere entscheiden. Wir befürchten, dass bei einem
Aufschnüren der Normenreihe die emanzipatorischen Errungenschaften
(breite Information und Bürgerbeteiligung) wieder eingekürzt werden
könnten.

 * 

Quelle:

BBU-WASSER-RUNDBRIEF Nr. 1141

Herausgeber:

regioWASSER e.V. - Freiburger Arbeitskreis Wasser

im Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz e.V. (BBU),

Grete-Borgmann-Strasse 10, 79106 Freiburg i./Br.

E-Mail: post@regiowasser.de

Internet: www.akwasser.de, www.regioWASSER.de

 

Der BBU-WASSER-RUNDBRIEF kann abonniert werden durch Voreinzahlung

von 30 Euro für 30 Ausgaben auf das Postbankkonto Arbeitsgruppe

Wasser, Kto-Nr. 41952 757, Postbank Klrh., BLZ 660 100 75.

 

Meinungsbeiträge geben nicht in jedem Fall die Position des BBU wieder!

Die Weiterverwendung der Informationen in diesem RUNDBRIEF ist bei

Quellenangabe (!) erwünscht!

© Freiburger Ak Wasser im BBU
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COMIC STRIP/0121: Hartze - Warten ... (SB)
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ERSTAUFLAGE/1004: Inhaltliche Zusammenfassung von Nr. 3010 (SB)


Susan Schwartz

Willkommen auf Gongolis

Perry-Rhodan-Heft Nr. 3010



M 28, Peripherie des Milchstraßenzentrums, Weltraumhabitat Gongolis,
12. - 14. Oktober 2045 NGZ

Perry Rhodan will endlich mit Reginald Bull zusammentreffen. Zu dem
mit den NDE-Agenten Kondayk-A1 und Cyprian Okri vereinbarten Zeitpunkt
findet sich die BJO BREISKOLL im Agnisystem ein. Die TREU & GLAUBEN
läßt bei ihrer Ankunft ihre Tarnung fallen und die beiden Agenten
teilen Perry Rhodan mit, daß sich Reginald Bull mit ihm am 12. Oktober
2045 NGZ auf dem Weltraumhabitat Gongolis treffen will. Perry wäre es
am liebsten gewesen, wenn Bull sich bereits auf der TREU & GLAUBEN
befunden hätte, sieht aber ein, daß sein Freund sich absichern muß.

Um kein Aufsehen zu erregen, bleibt die BJO BREISKOLL zurück und Perry
Rhodan geht mit dem Metabolisten Donn Yaradua und dem Siganesen
Sholotow Affatenga an Bord der TREU & GLAUBEN. Da der Barniter
Kondayk-A1 als exzentrischer Händler bekannt ist, soll Perry Rhodan
als sein Sicherheitsbeauftragter auftreten und prüfen, ob sich
Gongolis als Treffpunkt für einen wichtigen Geschäftsabschluß eignet.

Perry Rhodan verändert sein Äußeres und wird unter dem Namen Leo Tibo
auftreten. Der Name seines Großvaters soll für Bull ein Beweis dafür
sein, daß er tatsächlich der ist, der er zu sein behauptet. Perry
bittet Lanko Wor, ihn, Yaradua und Tenga zu begleiten, damit sie aus
Unkenntnis der gegenwärtigen Verhältnisse keine Fehler begehen. Lanko
Wor wurde erst vor Kurzem von seiner Frau Giuna Linh und den beiden
NDE-Agenten aus cairanischer Gefangenschaft befreit. Auf Gongolis
sollen die vier einen gewissen Kenttä Tuomistuin kontaktieren, der das
Treffen mit Bull arrangieren wird.

Die von Terranern geführte Raumstation besteht aus zwei über Kreuz
liegenden Hanteln, deren 'Gewichte' aus drei Kugelraumern der
JUPITER-Klasse und einem erweiterten GWALON-Raumer bestehen. Es leben
100.000 ständige und befristete Bürger auf Gongolis. Bei der Einreise
muß man sich registrieren lassen, was bereits die erste Hürde der
kleinen Gruppe darstellt, da Tenga sein Kleinstraumschiff nicht
einführen darf. Er erregt ohnehin Aufsehen, da Siganesen nur noch sehr
selten in Erscheinung treten. Der Beamte, der sie kontrolliert, ist
Ragnu Sholter, ein der Spielsucht verfallener Terraner, der sich, um
seine Schulden zu begleichen, dem cairanischen Geheimdienst verdingt
hat und regelmäßig eine Liste aller Neuankömmlinge an das Cairanische
Panarchiv weiterleitet. Er ahnt nicht, daß seine Frau Sibyyll, der er
seine Spielsucht verheimlicht, weil er sie nicht verlieren will, für
das Cairanische Panarchiv arbeitet und gezielt auf ihn angesetzt
wurde.

Perry Rhodan und seine Begleiter werden Zeugen, wie ein käferartiges
Wesen von einer Gruppe von Arkoniden und Terranern drangsaliert wird
und schreiten ein, wobei Donn Yaradua mit seinen Paragaben dafür
sorgt, daß den Angreifern so schlecht wird, daß sie sich zurückziehen.
Das Käferwesen, das dem Volk der Kabekuroru angehört und sich Kosipru
nennt, gibt Rhodan zum Dank ein Einruf-Ei, das, wenn man es zerdrückt,
einen Infraschallnotruf aussendet, den nur Kosipru empfängt, der dann
zu Hilfe eilt.

Obwohl Lanko Wor unter falschem Namen eingereist ist, identifizieren
und entführen ihn die cairanischen Agenten. Dabei kommen zwei Topsider
zum Einsatz, die über Mutantenfähigkeiten verfügen und ihre Opfer
mühelos außer Gefecht setzen können. Perry Rhodan und Tenga brechen
bewußtlos zusammen und Donn Yaradua schlägt sich unfreiwilligerweise
selbst k.o. Perry Rhodan, der Giuna Linh versprochen hatte, auf ihren
Mann aufzupassen, macht sich schwere Vorwürfe. Nun will er alles
daransetzen, Lanko Wor wieder zu befreien.

Die Versuche, den Kontaktmann Kenttä Tuomistuin zu erreichen,
scheitern so oft, daß nicht nur bei Tenga der Verdacht aufkommt, die
ganze Angelegenheit könnte eine Falle sein. Perry Rhodan wendet sich
an die Habitatssicherheit und beschwert sich, bereits zwei Mal
überfallen worden zu sein. Die zuständige Sicherheitschefin
befürchtet, daß der lukrative Geschäftskontakt zu dem Händler
Kondayk-A1 nicht zustande kommt und sichert Hilfe zu. Es gibt Hinweise
darauf, daß Wor sich an Bord einer der als 'Einkehr' bezeichneten
eiförmigen Zellen befindet, in denen unter absoluter Diskretion
Geschäftsabwicklungen oder amouröse Begegnungen stattfinden. Die Route
dieser Zellen wird allerdings von der Sicherheit überwacht.

Weil sich Ragnu Sholter wieder mal extrem verschuldet hat (die
Cairaner sorgen dafür, daß er niemals gewinnt), wird er dazu
gezwungen, den gefangenen Lanko Wor in Empfang zu nehmen. Als er es
nun mit den Folgen seiner Tätigkeit zu tun bekommt, entwickelt er
Skrupel. Daten weiterzuleiten ist eine Sache, mitzuerleben, was mit
den Leuten geschieht, die er verrät, eine andere. Als es Donn Yaradua
und Perry Rhodan gelingt, die Einkehr mit Lanko Wor an Bord zu
erreichen, bevor Wor von Sholter in Empfang genommen wird, legen die
Topsider nach einem kurzen Gefecht auf den Gefangenen an, um ihn zu
paralysieren. Ragnu denkt, daß sie den Gefangenen erschießen wollen
und schreitet ein. Perry Rhodan kann mit Lanko Wor entkommen,
woraufhin die Topsider mit Strahlwaffen auf Ragnu feuern und ihn
lebensgefährlich verletzen. Im Sterben hört er noch, wie seine Frau
verächtlich über ihn spricht und erkennt, daß er von ihr nur benutzt
worden ist.

Nachdem Lanko Wor wieder sicher auf der TREU & GLAUBEN angekommen ist,
gelingt es Perry Rhodan endlich, den Kontakt zu Kenttä Tuomistuin
herzustellen, der die Verzögerung bedauert und ein Treffen mit Bull am
14. Oktober verspricht. Um sicher an den Ort des Treffens zu gelangen,
will Perry nun Kosiprus Hilfe in Anspruch nehmen.
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KURSUS/1256: Unna - Zeichenkurs von 1919 erlebt Revival am 11. Mai 2019


Stadt Unna

VHS-Aktuell: Zeichenkurs von 1919 erlebt Revival 



Kreisstadt Unna. Im Rahmen des 100-jährigen Jubiläums der VHS Unna
Fröndenberg Holzwickede werden in diesem Semester einige Kurse von
1919 neu aufgelegt. So auch der Wochenendworkshop "Zeichnen nach der
Natur", der am zweiten Maiwochenende im zib stattfindet. Dozentin
Martina Guske vermittelt zeichnerischen Fertigkeiten, Beobachtung und
auch das Pointieren. Durch dieses zeichnerische Herausarbeiten
wichtiger Bildpartien werden spannende Ergebnisse erzielt. Wenn das
Wetter mitspielt, begeben sich die Teilnehmenden für Zeichenmotive in
die Natur.

Der Workshop beginnt am 11. Mai um 10 Uhr und die Gebühr beträgt 40
Euro. Anmeldungen nimmt die VHS unter der Telefonnummer 02303/103-713
und -714 oder online unter www.vhs-zib.de entgegen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 29. April 2019

Stadt Unna

Pressestelle, Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de
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TOUR/7419: Lippstadt - "Mit dem Rad auf den Spuren von Geschichte(n) und Bäumen", 5.5.19


Stadt Lippstadt

Mit dem Rad auf den Spuren von Geschichte(n) und Bäumen im
südlichen Lippstadt 

Öffentliche Führung am 5. Mai



Lippstadt. Am Sonntag, 5. Mai, bietet die Stadtinformation eine
öffentliche Baumradtour an. Alle Interessierten sind herzlich
eingeladen, sich um 14 Uhr am Rathaus einzufinden, um mit dem
Stadtführer Ulrich Bökenkamp das südliche Stadtgebiet per Fahrrad zu
erkunden und dabei mehr über die Bäume und ihre Geschichte zu
erfahren.

Die etwa dreistündige Radtour beginnt am Rathausplatz und führt
zunächst an der charmanten Kleingartenanlage vorbei zum Lippstädter
Wasserturm. Beim anschließenden Besuch der Feldkapelle Brünneken, des
Jagdsterns und des schönen Schlossparks Schwarzenraben erläutert Ihnen
Ulrich Bökenkamp Wissenswertes über die lokalen Naturschönheiten. Nach
einem Ausflug zum Lippstädter Ortsteil Bökenförde endet die Tour
schließlich an dem Kulturdenkmal Schäferkämper Wassermühle in Bad
Westernkotten.

Der Kostenbeitrag für die Fahrradtour beträgt 6,00 Euro für
Erwachsene, Kinder und Schüler/Studenten zahlen 3,00 Euro. Da die
Teilnehmeranzahl für diese Führung begrenzt ist, bittet die
Stadtinformation im Rathaus um Anmeldung, Telefon 02941 / 58515.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Samstag, 27. April 2019

Stadt Lippstadt

Ostwall 1

59555 Lippstadt

Telefon: 02941 980 0

Telefax: 02941 78111

E-Mail: pressestelle@stadt-lippstadt.de
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MELDUNG/017: Nukleare Abrüstung am Humanistischen Forum in Lateinamerika (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Nukleare Abrüstung am Humanistischen Forum in Lateinamerika

Von Pía Figueroa, 2. Mai 2019



Santiago de Chile - 02.05.2019. Je näher wir dem Termin kommen, an dem
das IV. Lateinamerikanische Humanistische Forum [1] in Santiago de
Chile stattfinden wird - dem 10., 11. und 12. Mai -, desto mehr
gewinnen die 24 verschiedenen thematischen Netzwerke, die sich
beteiligen werden, um Konvergenzen aufzubauen, an Bedeutung.

Jedes von ihnen hat sein Programm der Präsenzialarbeit ausgearbeitet
und dabei auch die notwendigen Leerräume eingeplant, um mit anderen
Organisationen interagieren zu können, die aus unterschiedlichen
Blickwinkeln in die gleiche Richtung gehen. Das Programm gewinnt an
Substanz, so dass es bereits fünf Orte gibt, an denen sich das Forum
gleichzeitig treffen wird, um eine große Anzahl von Aktivitäten zu
ermöglichen.

Das Thema der nuklearen Abrüstung, das eines der tief empfundenen
Anliegen derjenigen war, die vor zehn Jahren am Weltmarsch für Frieden
und Gewaltfreiheit teilgenommen haben, ist nicht nur wegen der
Vorbereitung des zweiten Marsches wieder relevant, sondern auch, weil
in dieser Zeit Fortschritte bei der Umsetzung wichtiger Meilensteine
erzielt wurden, wie die Ratifizierung des von den Vereinten Nationen
ausgearbeiteten Atomwaffenverbotsvertrags durch mehrere Nationen, die
von den Vereinten Nationen ausgearbeitet wurde. Viele Aktivisten, die
in Organisationen wie ICAN engagiert sind, haben den
Friedensnobelpreis 2018 für ihre Bemühungen erhalten.

Pressenza, die die Frage der Abrüstung zu einer ihrer redaktionellen
Hauptachsen gemacht hat, hat die Produktion eines Dokumentarfilms zu
diesem Thema abgeschlossen. Die Uraufführung im Rahmen des
Lateinamerikanischen Humanistischen Forums findet am Samstag, dem 11.
Mai um 17.00 Uhr in der Bibliothek von Santiago in der Matucana 151
statt.

Der Film heißt "Der Anfang vom Ende der Atomwaffen" von Álvaro
Orus, mit Musik von David Bazo und in Zusammenarbeit mit Tony
Robinson, Co-Direktor von Pressenza.

Eine sehenswerte Premiere, um zu verstehen, wie nah die Menschheit der
Beendigung einer der größten Bedrohungen für ihr Überleben steht. Ein
herausragender Beitrag zur Programmgestaltung dieses Forums.


Übersetzung aus dem Spanischen von Lorenzo Molinari


Anmerkung:

[1] http://forohumanista.org/


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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